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Der politischen Bildung haf-
tet in der öffentlichen Wahr-
nehmung manchmal das
Image des pädagogisch
Konventionellen an. Dabei
hat es jenseits von Schule
und klassischer Seminar-
arbeit schon sehr früh Ver-
suche gegeben, sie so zu
gestalten, dass sie von einer
Nürnberger-Trichter-Didak-
tik weit entfernt ist. Insbe-

sondere in der politischen Jugendbildung wurden
viele die Beteiligung der Lernenden aktivierende
Ansätze entwickelt, die auch die pädagogische
Praxis in anderen Bereichen beeinflussten. In der
Verbindung mit Elementen aus anderen Arbeits-
feldern, vor allem mit der kulturellen Bildung, wur-
den neue Formen des Lernens und Lehrens und ge-
meinsamer Aktivitäten der Teilnehmenden kreiert,
die allerdings bestimmte Voraussetzungen brau-
chen, um optimal zur Entfaltung zu kommen. Dazu
gehört u. a., dass diese Veranstaltungen nicht dem
starren Schema der von den Förderungsgebern
bevorzugten Tagungsdramaturgie folgen müssen.

Ein breites didaktisch-methodisches Spektrum ist
Standard außerschulischer Jugend- und Erwachse-
nenbildung. Aber Veränderungen und neue Anfor-
derungen provozieren auch immer wieder die
pädagogische Phantasie und bringen neue Ange-
botsformen hervor, die heute gern als „Lehr-/Lern-
formate“ bezeichnet werden. Einige möchten wir
in diesem Heft vorstellen.

Es ist kein Zufall, dass es sich dabei vor allem um
solche Formen handelt, in denen die neuen Medien

und die dort entstandenen Netzwerke eine zentra-
le Rolle spielen. Wie sie in die für die politische Bil-
dung typischen Veranstaltungsformen integriert
werden können, wird in den Beiträgen zum
Schwerpunkt dieses Heftes erläutert. Dabei geht es
aber nicht nur um eine Erweiterung bisheriger
Gestaltungsmöglichkeiten, sondern es haben sich
auch neue Formen und Methoden entwickelt, die
ohne das Internet und seine Kommunikationsnetz-
werke nicht denkbar wären.

Eine unter dem Eindruck der Demokratieentwick-
lung aktuelle didaktische Frage ist, ob die politi-
sche Bildung das Lernziel Partizipation nicht wie-
der stärker politisch definieren und die für eine auch
an Aktionen orientierte politische Beteiligung erfor-
derlichen Kompetenzen vermitteln sollte. Dass eine
solche Ausrichtung nur scheinbar im Gegensatz zu
den in der Profession allgemein anerkannten Prin-
zipien des Beutelsbacher Konsenses stehen würde,
legt der einleitende Beitrag von Benedikt Widmaier
dar.

Politische Bildung, die öffentlich gefördert wird,
unterliegt bestimmten Vorgaben und stößt daher
auch mit ihrer Gestaltungsfreiheit an ihre Grenzen.
Bernd Werdin, bei der Landeszentrale für politi-
sche Bildung Nordrhein-Westfalen für die Förde-
rung der politischen Bildung zuständig, begründet
aus der Perspektive des Zwendungsgebers solche
Vorgaben mit dem Rechtfertigungsdruck, unter
dem Politik und Verwaltungen in Zeiten leerer Kas-
sen stehen; dabei wird deutlich, dass er seine Ar-
beit als Vermittlung zwischen den Bildungseinrich-
tungen und der Politik versteht.

Ingeborg Pistohl

ZU DIESEM HEFT



Das ganze Erfolgspaket auf seine Bedeutung hin befragen!
Der Beutelsbacher Konsens und die aktionsorientierte Bildung

Benedikt Widmaier
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Der Beutelsbacher Konsens befriedete 1976 eine
mehrjährige Kontroverse in der politischen Bil-
dung. Diese mittlerweile weitgehend anerkannte
Grundlage für die Gestaltung politischer Bildungs-
praxis wird von Benedikt Widmaier in ihrer Bedeu-
tung für die außerschulische politische Bildung
untersucht. Mit der Partizipationsfähigkeit ihrer
Klientel wird ein wichtiges Ziel dieser non-forma-
len politischen Bildung in den Vordergrund ge-
stellt, das die Frage nach der Aktionsorientierung
aufwirft. Benedikt Widmaier sieht in der Befähi-
gung zu aktionsbezogenem politischem Handeln
eine wichtige Aufgabe non-formaler politischer
Bildung, die insbesondere junge Menschen für poli-
tisches Engagement qualifizieren und motivieren
will.

Der Hannoveraner Politikdidaktiker und derzeitige
Vorsitzende der Deutschen Vereinigung für politi-
sche Bildung, Dirk Lange, hat in einer aktuellen so-
zialwissenschaftlichen Debatte über den Beutels-
bacher Konsens die Frage aufgeworfen, ob nicht
„das ganze ‚Erfolgspaket’ auf seine Bedeutung für
das Fächerspektrum zu befragen“ wäre. Denn neben
dem Überwältigungsverbot und dem Kontroversi-
tätsgebot stehe seiner Meinung nach gleichbedeu-
tend, aber eben von der Zunft vernachlässigt, der
dritte Beutelsbacher Grundsatz und damit das Ziel
der „Partizipationsbefähigung“ (Lange 2009, S. 281).

In Zeiten, in denen gerne die These lanciert wird,
dass mit Stuttgart 21, mit den Bürgeraufständen in
der arabischen Welt oder mit der anhaltend hohen
Bereitschaft zum bürgerschaftlichen Engagement
eine zwanzigjährige Phase hoher Partizipations-
verdrossenheit und Politikverdrossenheit (1992 das
Wort des Jahres!) zu Ende gehen würde, könnte
Langes Aufforderung fast als paradoxe Problem-

markierung von gestern
erscheinen. Indes hat das
Bildungsziel Partizipation
auch meiner Meinung
nach nicht nur in der
schulischen Politikdidak-
tik, sondern auch in der
non-formalen Politischen
Bildung erheblich größe-
re Aufmerksamkeit ver-

dient. Denn im Hinblick auf eine aktive politische
Bürgerbeteiligung steht keineswegs alles zum Bes-
ten. Die sich häufenden postdemokratischen Unken-
rufe warnen vor schleichenden, tiefer gehenden
strukturellen Veränderungen unserer Demokratie.
Sie lassen sich deshalb nicht mit dem Hinweis auf
einige Aufsehen erregende, aber in ihrer Bedeu-

tung schnell überschätzte interventionistische High-
lights der Bürgerpartizipation vom Tisch wischen.

Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden
einige Diskussionsanstöße zur Frage einer partizi-
pations- und aktionsorientierten Politischen Bildung
gegeben. Zunächst ist zu klären, wie sich eigentlich
die außerschulische Politische Jugend- und Erwach-
senenbildung gegenüber dem Beutelsbacher Kon-
sens positioniert hat und noch positioniert. Unsere
Profession pflegte/pflegt dazu nämlich ein ausge-
sprochen ambivalentes Verhältnis. Mit meinem Bei-
trag will ich deshalb auch anregen, die Diskussion
über Beutelsbach vor dem Hintergrund aktueller
Zeitumstände und vor allem im Hinblick auf das
Thema Partizipation erneut aufzunehmen. Die span-
nenden wie disparaten neuen demokratietheoreti-
schen Debatten können dazu viele interessante
Anstöße liefern.

Beutelsbach und seine Bedeutung für die
non-formale Politische Bildung

Ob der Beutelsbacher Konsens auch Geltung und
Bedeutung für die außerschulische (Politische) Ju-
gend- und Erwachsenenbildung hat, scheint nach
wie vor umstritten. In der bereits erwähnten wis-
senschaftlichen Debatte in der Zeitschrift „Erwä-
gen – Wissen – Ethik“ (EWE Heft 2/2009) wird diese
Frage u. a. von einigen bekannten Vertretern der
Jugendbildung, der Erwachsenenbildung wie der
non-formalen Politischen Bildung rekapituliert.

Das Bildungsziel Parti-
zipation hat nicht nur
in der schulischen Poli-
tikdidaktik, sondern
auch in der non-forma-
len Politischen Bildung
größere Aufmerksam-
keit verdient

In Beutelsbach wurde schon früh auf politische Aktion
gesetzt: Hier Statue des Peter Gaiß, Anführer des Bau-
ernbundes „Armer Konrad“ aus Beutelsbach

©©Veit Feger/Quelle: Wikipedia
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Klaus Ahlheim markiert sei-
ne bekannte Position, dass
für die Angebote der außer-
schulischen Bildung, die in
der Regel freiwillig besucht
werden, die Pluralität der
Institutionen und die Partei-
lichkeit der Träger konstitu-
tiv sei (Ahlheim 2009, S.
249). Ahlheim lässt es sich
nicht nehmen, erneut dar-
auf hinzuweisen, dass selbst
einer der Väter und über die
Jahre wichtiger Protagonist
des Konsenses, Siegfried
Schiele, diesen vor allem für
die öffentlich verantworte-
te Politische Bildung (Schu-
len und Zentralen der politi-
schen Bildung) einfordert.
Für die außerschulische Poli-
tische Bildung dagegen rei-
che nach Schiele auch die Offenlegung und Trans-
parenz der institutionellen Ziele (ebd.).

Diese unaufgelöste Spannung setzt sich fort, wenn
der Andragoge Horst Siebert ohne Umschweife
feststellt, dass der Beutelsbacher Konsens „für die
Erwachsenenbildung ebenso (gelte) wie für die
Schule“, und dass „Erwachsene (...) Lernwiderstän-
de und Vermeidungsreaktionen (äußern), wenn sie
den Eindruck haben, belehrt oder ‚umerzogen’ zu
werden.“ (Siebert 2009, S. 321) Der Jugendpädago-
ge Benno Hafeneger polemisiert dagegen, dass ihm
völlig unklar sei, warum man nach über 30 Jahren
(die maßgebliche Beutelsbacher Konferenz fand
im Herbst 1976 statt) immer noch „aus ‚alten
Schachteln’ speisen“ müsse, statt sich fachlichen
Debatten und notwendigen Klärungen zuzuwen-
den (Hafeneger 2009, S. 268).

Die EWE-Debatte resümierend, kann ich aus eige-
ner Anschauung Wolfgang Sander zustimmen, der
glaubt, dass Klaus Ahlheims Position heute „in der
außerschulischen politischen Bildung eine Minder-
heitsposition zu sein“ scheint (Sander 2009, S. 327).
Das will ich im Folgenden zunächst mit einer Reihe
von Stimmen ausgewählter Kollegen/Kolleginnen
und einigen Belegen aus Grundsatzpapieren maß-
geblicher Akteure unterstützen, um es anschlie-
ßend für eine von Hafeneger eingeforderte aktuel-
le fachliche Debatte gleich wieder zu hinterfragen.

In den institutionellen Selbstverständnis- und Leit-
bilddebatten der außerschulischen Politischen Bil-
dung ist der „Beutelsbacher Konsens“ – soweit ich

das aus meiner eigenen Berufsbiographie rekon-
struieren kann – überhaupt erst in der Mitte der
90er-Jahre auf die Agenda gesetzt worden. Als ich

1996 gebeten wurde, für
die Zeitschrift „Außer-
schulische Bildung“ ei-
nen Beitrag zum Thema
„Politische Bildung als
Beruf“ zu schreiben, ha-
be ich den Beutelsbacher
Konsens nicht nur als
„Ethik der politischen

Bildung“, sondern auch als „in der Profession der
politischen Bildung allgemein anerkannten poli-
tisch-pädaogischen Konsens“ beschrieben (Wid-
maier 1996, S. 438).

Das war seinerzeit in der Zunft aber keineswegs
der Mainstream, wie sich u. a. an einem zeitgleich
erschienenen Beitrag von Klaus-Peter Hufer able-
sen lässt: Als Vertreter der Politischen Erwachsenen-
bildung nahm Hufer 1996 an einem der regelmäßi-
gen Beutelsbacher Gespräche teil und lehnte dort
den Konsens für die non-formale Bildung dezidiert
und mit folgender Begründung ab: Die Einrichtun-
gen der Politischen Jugend- und Erwachsenenbil-
dung seien „weltanschauliche und politische Ten-
denzbetriebe“ und die Teilnehmenden an deren
Veranstaltungen erwarteten infolgedessen „Partei-
nahme, ja sogar Parteilichkeit.“ (Hufer 1996, S. 42)
Wozu also ein Überwältigungsverbot, ließe sich
hinzufügen. Und „Politische Erwachsenenbildung
ist per se demokratische Streitkultur. Pluralität, Dif-
ferenz, Verschiedenartigkeit sind ihre konstituti-

In der außerschulischen
Politischen Bildung ist
der „Beutelsbacher
Konsens“ erst in der
Mitte der 90er-Jahre
auf die Agenda gesetzt
worden

Politische Erwachsenenbildung ist per se demokratische Streitkultur

Rico Kühnel/pixelio.de



ven Merkmale“ (ebd., S. 55) – wozu also ein Kon-
troversitätsgebot?

Meine Meinung war dagegen schon damals, dass
vor allem das Kontroversitätsgebot den „komple-
xen Anspruch deutlich (macht), mit dem politische
Bildung auftritt. Wenn sie nur annähernd im Sinne
dieses Konsenses arbeiten will, bedeutet politische
Bildung partiell immer auch kognitive Analyse
komplexer politischer Zusammenhänge. Wie weit
und tief diese Analyse geht, hängt von der jeweili-
gen Zielgruppe ab, auf die ich mich pädagogisch-
didaktisch einstellen muss. (...) Es wäre allerdings
ein Missverständnis, den Beutelsbacher Konsens so
zu verstehen, dass sich der politische Bildner mit
seiner eigenen Meinung zurückhalten soll. Ganz
im Gegenteil scheint es mir notwendig, Teilnehmer-
Innen als authentische Persönlichkeit, als ‚interes-
santer Erwachsener’ zu begegnen, wozu eben
auch eine klare pointierte eigene Meinung gehört,
die in der politischen Bildung allerdings klar vom
analytischen Teil getrennt erkennbar werden sollte.“
(Widmaier 1996, S. 438, ähnlich: Hafeneger 2009, 
S. 269)

Zwei Jahre später verabschiedete die Arbeitsgemein-
schaft katholisch-sozialer Bildungswerke, einer der
großen Trägerzusammenschlüsse der non-formalen
Politischen Bildung in Deutschland, ihre so genann-
te „Konvention über katholisch-sozial orientierte
politische Bildung“ (AKSB 1998). In diesem für die
AKSB bis heute gültigen Grundsatzpapier hat sich
nach meinem Kenntnisstand zum ersten Mal eine
der wichtigen Trägergruppen der außerschulischen
Politischen Bildung zum Beutelsbacher Konsens
bekannt. In der Konvention wird deutlich, dass die
Wertorientierung eines „Tendenzbetriebs“ und die
Kontroversität als didaktisches Prinzip durchaus als
zwei miteinander vereinbare Grundsätze gesehen
werden können, wenn es heißt: „In unserer Orien-
tierung an den Werten der christlichen Sozialethik
legen wir großen Wert auf die Beachtung der For-
derung des Beutelsbacher Konsenses, wonach Kon-
troverses in der Politik auch in der politischen Bildung
kontrovers darzustellen ist. Im Rahmen unserer Bil-
dungsveranstaltungen werden unterschiedliche poli-
tische Positionen und ihre Wertbezüge vorgestellt,
erörtert und in den Diskurs einbezogen. Die Grund-
lagen, auf denen unsere Beurteilung von Proble-
men oder Strukturen beruhen, legen wir in unse-
ren Veranstaltungen offen.“ (AKSB 1998, zitiert
nach dem Nachdruck von 2010, S. 37 f.).

Dass der Beutelsbacher Konsens heute (offenbar)
von allen Akteuren der non-formalen Politischen
Jugend- und Erwachsenenbildung anerkannt wird,

lässt sich durch weitere markante Beispiele bele-
gen:

■ In seiner Funktion als Vorsitzender des Bundes-
ausschusses Politische Bildung (BAP), des Zusam-
menschlusses aller Träger der außerschulischen
Politischen Bildung in Deutschland, bezeichnete
Theo Länge den Beutelsbacher Konsens 2008 als
notwendige Orientierungsmarke und „Spezifi-
kum einer emanzipatorischen Bildung“, die auf
mündige Bürgerschaft ziele (Länge 2008, S. 89).

■ Diese offensichtliche Gültigkeit des Konsenses
für alle Träger des BAP ist 2010 durch die Kam-
pagne „Deutschland braucht Politische Bildung“
bestätigt worden. In diesem Aufruf heißt es u. a.:
„Politische Bildung richtet sich an alle, gleich
welcher politischen Überzeugung, Konfession,
Alter, Geschlecht oder Herkunft die Interessier-
ten sind. Mit dem Beutelsbacher Konsens hat sie
sich zum ‚Überwältigungsverbot’ verpflichtet
und sich damit zur Vielfalt bekannt, ideolo-
gischer oder missionarischer Borniertheit eine
Absage erteilt.“ (http://www.dvv-vhs.de/uploads/
media/Positionspapier_Deutschland_braucht_
Politische_Bildung.pdf)

■ Auch für den einst exponierten Gegner, Klaus-
Peter Hufer, gilt der Konsens nun als offenbar
unumstrittener Teil des Selbstverständnisses der
Profession. In seiner 2009 erschienenen „Einfüh-
rung in die Erwachsenenbildung“ heißt es in ei-
nem eigenen Kapitel über „Politische Bildung“
u. a.: „Der Beutelsbacher Konsens ist ein wichti-
ges Merkmal der Professionalität politischer Bil-
dung. Außerdem immunisiert er gegen fremd-
bestimmte Vorgaben und Versuche, politische
Bildung zur Schulung werden zu lassen, sie zu
funktionalisieren oder instrumentalisieren.“
(Hufer 2009, S. 73)

■ Und in einem Manifest der 2004 gegründeten
„Muslimische(n) Akademie in Deutschland“ heißt
es u. a.: „Die Akademie hat ihren Schwerpunkt
in der Organisation gesellschaftlicher Diskurse.
Unter Beachtung der Prinzipien Überwältigungs-
verbot, Kontroversität und Interessenvertretung
(‚Beutelsbacher Konsens’) folgt die Akademie
den anerkannten Grundsätzen demokratischer
Erwachsenenbildung. Politische Bildung im Sinne
des ‚Lernens für Mündigkeit’ ist Teil ihrer Arbeit.“
(http://www.bpb.de/files/ZB63C1.pdf)

■ Last but not least hat die Erziehungswissen-
schaftlerin Annette Scheunpflug gefordert, dass
auch Nichtregierungsorganisationen, die in ih-
ren Kampagnen interessengeleitete politische
Ziele verfolgen, dann den Beutelsbacher Kon-
sens zu beachten hätten, wenn sie als Akteure
der Bildungsarbeit und des Globalen Lernens

SCHWERPUNKT
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auftreten. Denn: „Anders als Kampagnenarbeit
folgt Bildungsarbeit nämlich im Hinblick auf das
Ziel der politischen Willensbildung der beteilig-
ten Personen pädagogischen Kriterien. Diese
wurden prägnant zum erstenmal im so genann-
ten Beutelsbacher Konsens formuliert. (...) Des-
halb sollte die Notwendigkeit von Perspektiven-
vielfalt (...) für das Globale Lernen zentraler
konzeptioneller Bestandteil sein.“ (Scheunpflug
2008, S. 15 f.)

Beutelsbach und die aktionsorientierte Politi-
sche Bildung

Der Beutelsbacher Konsens stößt heute also ganz
offensichtlich auch in der non-formalen Politischen
Bildung auf uneingeschränkte Zustimmung. Den-
noch stimme ich mit Dirk Lange überein, dass das
ganze Erfolgspaket des Beutelsbacher Konsenses
von Bedeutung ist. Antizyklisch scheint mir deshalb
vor allem eine erneute Debatte über den dritten
Grundsatz des Beutelsbacher Konsenses, der gerne
und schnell vernachlässigt wird, ausgesprochen
sinnvoll. Interessanterweise hat auch Annette
Scheunpflug in einer wörtlichen Dokumentation
des Konsenses im „Jahrbuch Globales Lernen
2007/2008“ den dritten Satz nicht mit berücksich-
tigt. Im Original von 1977 lautet dieser dritte Satz:
Der Schüler bzw. Teilnehmer muss „in die Lage ver-
setzt werden, eine politische Situation und seine

eigene Interessenlage zu analysieren sowie nach
Mitteln und Wegen zu suchen, die vorgefundene
politische Lage im Sinne seiner Interessen zu beein-
flussen. Eine solche Zielsetzung schließt in einem
sehr starken Maße die Betonung operationaler Fä-
higkeiten ein, was aber eine logische Konsequenz
aus den beiden vorgenannten Prinzipien ist.“
(Wehling 1977, S. 179, Hervorhebungen im Original)

Man spürt hier förmlich, dass auch und vor allem
politische Partizipation ein zentrales Ziel der Politi-

schen Bildung ist. Dazu
gehört meines Erachtens
– wenn die Politische Bil-
dung (politische!) Parti-
zipation als Bildungsziel
ernst nimmt – auch die

Anregung und Begleitung von politischer Aktion,
was im Folgenden weiter ausgeführt und begrün-
det werden soll.

Die schulische Politikdidaktik legt sich im Hinblick
auf das Bildungsziel „Partizipation“ große Zurück-
haltung auf. In der Regel geht es in der Schule um
kognitive Mobilisierung und allenfalls bei der Aus-
wahl der Methoden um Handlungsorientierung –
etwa in Form von Simulationsspielen oder ähn-
lichen aktivierenden Methoden. Anregung, Beglei-
tung und Reflexion direkter Praxiserfahrungen im
Rahmen realer politischer Aktion spielen dabei je-
doch keine Rolle (Widmaier 2009a).

Das Thema „Politische Bil-
dung und politische Ak-
tion“ ist für die politische
Bildung nicht neu. Es zählt
zu den schwierigen und
konfliktreichen Themen in
der Geschichte sowohl der
schulischen Politikdidaktik
(Sutor 2002) als auch der
außerschulischen politischen
Jugend- und Erwachsenen-
bildung (Widmaier 2011).
Paul Ciupke hat vor eini-
gen Jahren beschrieben, wie
die starke Politisierung der
Gesellschaft in den 60er-
und 70er-Jahren auch in die
Profession der non-forma-
len Politischen Bildung hin-
einwirkte: „Politische Bil-
dung sollte sich, damit das
Attribut politisch auch
Berechtigung habe, in das
Terrain der politischen

In der Schule geht es um kognitive Mobilisierung und allenfalls bei der Methoden-
auswahl um Handlungsorientierung

Gerd Altmann/pixelio.de

Vor allem politische
Partizipation ist ein
zentrales  Ziel der Poli-
tischen Bildung



Aktion hineinwagen und zur Bildung aktionsfähi-
ger Gruppen beitragen.“ (Ciupke 2008, S. 177)

In der Ära der Neuen Sozialen Bewegungen der
70er- und 80er-Jahre (Umweltbewegung, Frauen-
bewegung, Friedensbewegung u. a.) entwickelte
sich daraus eine Debatte zum Verhältnis zwischen
Politischer Bildung und sozialen Bewegungen, die im
aktuellen Kontext neuer Formen bürgerschaftlichen
Engagements durchaus wieder aktuell erscheint.
Wolfgang Beer, der aus der Perspektive der non-
formalen Politischen Bildung in den 80er-Jahren eini-
ge fundierte wissenschaftliche Arbeiten dazu vor-
gelegt hat (Beer 1982), hat seinerzeit darauf

hingewiesen, dass Ak-
tionslernen auch seine
Grenzen hat, denn die
„oftmals inhaltliche Be-

grenztheit des konkreten Aktionszusammenhangs
kann zu einer Perspektivverengung führen, durch
die wichtige Zusammenhänge verloren gehen kön-
nen oder gar nicht erst aufgegriffen werden.“ Das
erschwere ggf. den für eine angemessene Refle-
xion erforderlichen Abstand (Beer 1985, zitiert
nach Fritz 2005, S. 138).

Die starke Politisierung der Politischen Bildung in
den 70er-Jahren war auch ein entscheidender
Hintergrund für den so genannte Richtlinienstreit
um Curricula der schulischen Politischen Bildung.
Vor allem dieser Richtlinienstreit zwischen Schuldi-
daktikern unterschiedlicher politischer Couleur und
zwischen den SPD-geführten so genannten A- und
den CDU-geführten B-Bundesländern war zeitge-
schichtlich der zentrale Anlass für die Entstehung
des „Beutelsbacher Konsenses“ (Sutor 2002, Non-
nenmacher 2011).

In den letzten Jahren ist die Debatte über „Politi-
sche Bildung und Politische Aktion“ im Zuge der
Evaluation der politischen Erwachsenenbildung,
die Lothar Böhnisch u. a. (2006) im Auftrag der
Bundeszentrale für politische Bildung und des
Bundesinnenministeriums durchgeführt haben,
wieder aufgegriffen worden. Karsten Fritz (2005)
hat in seiner in diesem Kontext entstandenen Dis-
sertation ein Kapitel zum Thema „Politische Bildung
und soziale Bewegungen“ eingefügt und dafür u. a.
Teilnehmende einer Attac-Sommerakademie befragt.
Er beschreibt dort die in der Profession vertretene
Trennung von Bildung und Aktion als „Distanzhypo-
these“. „Bildung braucht danach eine reflexive
Distanz, kann sich höchstens zu Aktion in Beziehung
setzen.“ (Fritz 2005, S. 141). Gegen diese Distanz-
hypothese plädiert er dafür, die Potentiale, die sich
durch eine Verknüpfung von Bildung und Aktivie-

rung aufschließen lassen, in der politischen Bildung
stärker zu nutzen (ebd., S. 133 ff.). Aufbauend auf
diesen wieder aufzunehmenden „Trennungs-
diskurs“ (ebd., S. 65) entwirft Fritz ein Szenario von
„Zivilgesellschaft als Zukunftsperspektive der Poli-
tischen Bildung“ (ebd., S. 145 ff.).

Zivilgesellschaftliches Engagement und die
„Spillover-Hypothese“

Karsten Fritz liegt damit im Mainstream der demo-
kratietheoretischen Debatte des letzten Jahrzehnts.
Denn vor allem die Produktion von so genanntem

„Sozialkapital“ durch ei-
ne aktive Zivilgesell-
schaft wird heute als
wichtige Voraussetzung
für eine starke Demo-
kratie betrachtet (Seu-
bert 2009). Als Argu-
ment gegen die These
einer zunehmenden und
langfristig möglicher-

weise demokratiegefährdenden Politikdistanz jun-
ger Menschen wird deshalb gerne das wachsende
soziale und ehrenamtliche Engagement der nach-
wachsenden Generation angeführt (Widmaier
2009b, Bertelsmann Stiftung 2011).
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Karsten Fritz bei der Präsentation von Ergebnissen der
Dresdner Studie, EJBW Weimar 2005

©Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten

Aktionslernen hat auch
seine Grenzen

Die Produktion von so
genanntem „Sozial-
kapital“ durch eine
aktive Zivilgesellschaft
wird heute als wichtige
Voraussetzung für eine
starke Demokratie
betrachtet
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gen eines direkten Bezugs können „von dem sie
umhüllenden Mantel des Mythischen nicht befreit
werden“, so Biedermann (Biedermann 2006, S. 388).
Empirisch nachweisbar sei dagegen ein Zusammen-
hang zwischen solchen lebensweltlichen partizipa-
tiven Erfahrungen und einer ausgeprägten Selbst-
und Sozialkompetenz; Kompetenzen, die ganz si-
cher unentbehrliche aber eben nicht hinreichende
Voraussetzung für politische Partizipation sind. Dem
partizipativen Erleben in alltäglichen Lebenswel-
ten – so Biedermann zusammenfassend – kann in
keiner Weise die Funktion einer direkten Hinfüh-
rung zum Politischen zugesprochen werden. „Dazu
bedarf es weiterer Elemente, die insbesondere das
Interesse an Politik wecken und das Selbstkonzept
politischer Fähigkeiten stärken.“ (Biedermann 2006,
S. 389)

Politisierung des Bildungsziels Partizipation

Mein Vorschlag zu einer Politisierung des Bildungs-
ziels Partizipation nimmt von hier seinen Ausgang.
Werner Patzelt hatte in seiner Auseinandersetzung
mit der Demokratiepädagogik empfohlen, deren
Forderung an die Politikdidaktik, „über Wissen
und Urteilsfähigkeit hinaus Handlungskompetenz“
(Peter Fauser, zitiert nach Patzelt 2004, S. 69) zu
fördern, ernst zu nehmen und zu bilanzieren. Und
er schloss nicht aus, dass das „Ergebnis einer sol-
chen Zwischenbilanz ein Paradigmenwechsel poli-
tischer Bildung sein“ könnte (ebd.).

In der Tat scheint mir bei der Feier der Zivil- und
Bürgergesellschaft die politische Dimension des
Bürgerbegriffs zunehmend in Vergessenheit gera-
ten zu sein (Haus 2011). Damit verbindet sich u. a.
die Frage, ob die politische Klasse tatsächlich bereit
sein könnte, Macht und Herrschaft an die Zivil-
gesellschaft abzugeben, also jenseits des traditio-
nellen repräsentativen Systems Teilnahme an poli-
tischen Entscheidungsprozessen zu ermöglichen
(Kehl u. a. 2011). Hier erscheint es mir ungemein
wichtig, neue politikwissenschaftliche und demo-
kratietheoretische Forschung zum Thema „Partizi-
pation“ stärker und schneller im professionsinter-
nen Diskurs der Politischen Bildung zu rezipieren.
Exemplarisch darf ich die Beiträge von Michael
Zürn (2011) oder Wolfgang Merkel (2011) nennen.
Danach erscheint es zumindest fragwürdig, einer-
seits ein zivilgesellschaftliches Demokratiemodell
oder mehr direkte Bürgerbeteiligung vorschnell als
geeignete Zukunftsmodelle zu favorisieren und
andererseits gleichzeitig die traditionellen Möglich-
keiten einer konventionellen Partizipation (Wah-
len und Mitarbeit in Parteien) mit Missachtung und

Für den Jugendforscher Werner Thole etwa sind Ju-
gendliche „engagiert und politisch interessiert, ohne
wirklich politisch zu werden.“ (Thole 2003, S. 36)
Dabei wird häufig von der so genannten Spillover-
Hypothese ausgegangen und ein vermeintlicher
Wirkungszusammenhang zwischen sozialem und
politischem Engagement beschrieben (Zmerli 2011).
Vor diesem Hintergrund beanspruchen heute bei-
spielsweise auch Sportvereine, „Schulen der Demo-
kratie“ zu sein (vgl. etwa das Leitbild des Sportbunds
Hamburg), während andere zu Recht fragen, warum
es positive Effekte auf die Demokratie eines Lan-
des haben soll, wenn Bürger miteinander Fußball
spielen (Hüller 2006, S. 10).

Die Chancen, die eine (vermeintlich) wachsende
Bedeutung der Zivilgesellschaft für politische Bil-
dung mit sich bringt, sind in den vergangenen Jah-
ren oft beschrieben und beschworen worden (vgl.
etwa Behringer 2007). In diesen Kontext ist letzt-
lich auch die Kontroverse zwischen Demokratie-
pädagogen und Politikdidaktikern einzuordnen.
Die Demokratiepädagogik zeigt deutliche Affinitä-
ten zur Spillover-Hypothese, angefangen bei Ger-
hard Himmelmanns Ansatz von Demokratie als Le-
bens-, Gesellschafts- und Herrschaftsform bis hin
zu Lothar Krappmanns „epigenetischem Entwick-
lungsmodell“ (Widmaier 2009a). Es ist deshalb nicht
verwunderlich, dass die Förderung von Jugendparti-
zipation – etwa von den Partizipationsexperten im
Umfeld der Bertelsmann Stiftung – gerne als „An-
satz der Demokratieerziehung“ beschrieben wird
(Meinhold-Henschel/Schack 2009, S. 348). Und es ist
auch nicht erstaunlich, dass einer der Ausgangs-
punkte der (bis heute nicht wirklich produktiv be-
endeten) fachinternen Kontroverse der vergange-
nen Jahre der Vorwurf der Demokratiepädagogik
an die Politikdidaktik war, sie blende die Hand-
lungsperspektive aus (Patzelt 2004).

Inzwischen liegen einige wissenschaftliche Studien
vor, die mit beeindruckenden empirischen Daten der
Spillover-Hypothese entgegentreten (Reinhardt

2009). Vor allem der
Schweizer Politikdidak-
tiker Horst Biedermann
kommt in seiner auf die
Daten der Civic-Educa-
tion-Studie gestützten
Forschungsarbeit zu dem
Ergebnis, dass es empi-
risch keine nachweisba-

ren Zusammenhänge zwischen partizipativem Erfah-
rungslernen in alltäglichen Lebenswelten und der
Entwicklung politischen Fühlens, Denkens, Han-
delns und Wissens gibt. Entsprechende Erwartun-

Empirisch nachweisbar
ist ein Zusammenhang
zwischen lebenswelt-
lichen partizipativen
Erfahrungen und einer
ausgeprägten Selbst-
und Sozialkompetenz



Skepsis zu betrachten.
Im Hinblick auf eine
gerechte demokratische
Teilhabe können konven-
tionelle Formen der Par-
tizipation ganz sicher
nicht unter postdemo-
kratischen Generalver-
dacht gestellt werden.
Und im Gegenzug könn-

ten vermeintlich neue demokratische Formen der
Konfliktaustragung, wie die Schlichtung im Fall
„Stuttgart 21“, schnell unter Oligarchieverdacht
geraten.

Politische Aktion als praktische Heraus-
forderung

Sowohl die Jugendforschung als auch Ergebnisse der
Partizipationsforschung haben hinreichend belegt,
dass Selbstwirksamkeit (political efficacy), ein zen-
traler Motor für politische Partizipation ist. Das
scheint mir für eine partizipatorische Perspektive
der Politischen Bildung wichtig. Zwischen dem poli-
tischen Aktivitätsniveau und den Efficacy-Indikato-
ren besteht offenbar ein wechselseitiger kausaler
Zusammenhang: „Hat eine Person viele Gelegen-
heiten zur aktiven Beteiligung an der Politik bzw.
ist politisch in besonderer Weise aktiv, verstärkt
sich auch ihre wahrgenommene politische Kompe-
tenz.“ (Steinbrecher 2009, S. 62)

Gerade weil die schulische Politikdidaktik den
schulischen Rahmen für eine partizipationsorien-
tierte Politische Bildung fast einmütig für ungeeig-
net hält, ist die non-formale Politische Bildung
besonders herausgefordert. Es sollte deshalb ein
zentrales Anliegen der außerschulischen Politi-
schen Bildung – vor allem der Politischen Jugend-
bildung – sein, jungen Menschen Gelegenheiten
anzubieten, in politische Aktion zu kommen. Dies
käme darüber hinaus der von Jugendforscherinnen
beschriebenen „aktionsbezogenen Motivierung“
der jungen Generation entgegen (Wächter/Zinser
2006, S. 43).

Lerntheoretisch leuchtet es unmittelbar ein, dass die
Vermittlung von Wissen nicht ausreicht, sondern
„auch die für das praktische Handeln notwendigen
Fähigkeiten erworben bzw. trainiert werden“ müs-
sen (Bender 2004, S. 40). In der Regel wird das für
Bildungsfelder jenseits der Politischen Bildung auch
so gesehen. Dass entsprechende praxisorientierte
Trainingskonzepte in der Politischen Bildung kaum

existieren, hat eben auch mit der Schere „Beutels-
bacher Konsens“ in den Köpfen der politischen
Bildner/-innen zu tun.
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und Amateurtum aufgehoben ist, werden mit den
Schlagworten Web 2.0 oder Social Media über-
schrieben. Eine Beschreibung von Tim Berners-Lee,
Erfinder des World Wide Web, hat sich nicht durch-
gesetzt, obwohl sie das Wesen des „neuen Netzes“
auf den Punkt bringt: das „Read-/Write-Web” – also
das Internet, in dem jeder nicht mehr nur liest und
konsumiert, sondern auch Autor ist und Inhalte mit
der Welt teilt.

Die Grundannahmen dieses Read-/Write-Webs sind
offensichtlich kompatibel mit denen der politi-
schen Bildung: So wie User im Web 2.0 nicht mehr
nur ein passives Publikum bilden, sondern jeder auch
Sender ist, so sieht die politische Bildung die Men-
schen nicht nur als Bewohner/-innen eines Staates,

sondern als Bürger/-in-
nen, die zum Gemeinsa-
men beitragen, die sich
engagieren und gestal-
ten, die sich untereinan-
der verbinden, austau-
schen und diskutieren –
kurz: die partizipieren.1

Dieses am Leitbegriff
Partizipation ausgerichtete Ideal findet sein Abbild
in der Gestaltung von Veranstaltungsformaten der
politischen Bildung. Veranstaltungsteilnehmende
sollen in der Regel nicht nur Zuhörende sein, son-
dern auch diskutieren, sich einbringen und biswei-
len, in der projektorientierten Arbeit, auch ein kre-
atives Ergebnis gestalten.

… und warum sie dennoch keine Freunde
sind, …

Nun könnte man meinen, bei so vielen strukturel-
len Gemeinsamkeiten sollten die Akteure der poli-
tischen Bildung sich mit offenen Armen der Welt
des Web 2.0 zuwenden, seine Möglichkeiten austes-
ten und in die eigene Praxis integrieren. Das ist
jedoch noch eher die Ausnahme als die Regel. Viel-
mehr dominiert im pädagogischen Bereich im All-
gemeinen und in der politischen Bildung im Beson-
deren eine zurückhaltende bis skeptische Haltung
gegenüber digitalen Technologien. Das mag zum
einen in den Fundamenten der Domäne liegen, die
weder in ihrer Kultur noch in den formellen Rah-
menbedingungen zur größtmöglichen Innovations-

Welche Rolle spielt das Web 2.0 in der politischen
Bildung, wenn es nicht (nur) als thematischer
Gegenstand, sondern als methodisches Werkzeug
und als Kommunikationsraum genutzt wird? In
diesem Artikel geht es nicht um „E-Learning“, ver-
standen als online angebotene Kommunikation
oder Information. Stattdessen wird skizziert, wie
digitale Werkzeuge genutzt werden können, um
Präsenzveranstaltungen in der politischen Bildung
pädagogisch sinnvoll zu bereichern. Dafür werden
typische Formate wie Workshop, Vortrag, Podiums-
diskussion oder Tagung daraufhin geprüft, für wel-
che Aufgaben welche Dienste des Web 2.0 in Frage
kommen. Abschließend wird die Frage angerissen,
welche Folgen das für die politische Bildung hat.

Das Internet verändert die Welt 

Aus dem Alltag der meisten Menschen ist das Inter-
net längst nicht mehr wegzudenken. Zunehmende
Bedeutung erfahren dabei neben der Informations-
recherche die verschiedensten Dienste zur Kommu-
nikation, zum Erstellen, Veröffentlichen und Teilen
von digitalen Inhalten. Auch in der Arbeitswelt hat
die digitale Vernetzung Einzug in die allermeisten
Berufe gehalten. Das Internet verändert Arbeit und
Freizeit, unser Kommunikationsverhalten, unser
Verständnis des Wortes „Freund“, die Musik- und
Filmindustrie, die Verbrechensbekämpfung, die
Partnerfindung, die Politik, den Krieg, die Geschäf-
te der Reisebüros und des Buchhandels – aber auch
die politische Bildungsarbeit?

Was Web 2.0 und politische Bildung gemein-
sam haben …

Schaut man sich die derzeit beliebtesten Websites
an, so findet man darunter zahlreiche Angebote, bei
denen nicht mehr eine „Zentrale“ Inhalte erstellt

und an ein empfangen-
des Publikum sendet, son-
dern die sich als Plattfor-
men verstehen, deren
Inhalte von den Nutzern

und Nutzerinnen selber er- und bereitgestellt wer-
den. Herausragende Beispiele sind Facebook, You-
Tube, Twitter, Flickr oder Geocaching, aber auch
dezentrale Angebote wie Blogs oder Podcasts, die
zwar jeweils geringere Reichweiten haben, dafür
aber in umso größerer Zahl und Vielfalt existieren.

Solche Angebote, bei denen die traditionelle Tren-
nung zwischen Konsumenten und Produzenten,
Information und Kommunikation, Professionalität

Web 2.0 in der politischen Bildung – 
Lernformate zwischen Bildungsstätte und Internet

Jöran Muuß-Merholz

Die derzeit beliebtes-
ten Websites verstehen
sich als Plattformen

1  Im Englischen bzw. Lateinischen wird diese Gemeinsamkeit

sprachlich noch deutlicher: to participate vereint die Bedeu-

tungen von teilnehmen, dabei sein und von mitwirken, sich

beteiligen.

Das am Leitbegriff Par-
tizipation ausgerichte-
te Ideal findet sein
Abbild in der Gestal-
tung von Veranstal-
tungsformaten der
politischen Bildung
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freudigkeit neigt. Zum anderen lassen sich Ursachen
für das verbreitete Zögern auch im eigenartigen
Spannungsfeld suchen, das die Medientechnologien
in der Bildungsgeschichte immer wieder induzierten.
Da war und ist auf der einen Seite immer wieder
ein radikaler Kulturpessimismus gegenüber jeglichen
medialen Innovationen: „Facebook/E-Mail/Computer-
spielerei/Privatfernsehen/Kino/die Postkarte/das Buch
ist der Untergang unserer Kultur!“2 Auf der ande-
ren Seite wurden „neue Medien“ in der Geschichte
immer wieder als vermeintlich revolutionäre Ret-
tungsbringer an die Pädagogik herangetragen:
„Mit dem Hörfunk/Schulfernsehen/Sprachlabor/Com-
puter/Multimedia-PC/Internet wird das Lernen viel
einfacher, billiger, schneller, lustiger.“

Nun hat bisher keine Medientechnologie weder
das Abendland untergehen lassen noch das Lernen
revolutioniert. Insofern ist es durchaus berechtigt
zu fragen, was die „digitale Revolution“ denn von
den bisherigen Verkündungen unterscheide und
warum sie die politische Bildung verändern wird.

… es aber noch werden könnten

Zwei Argumente für die Relevanz des digitalen
Wandels auch für die politische Bildung wurden
bereits genannt:

1. Wir sehen die Veränderungen bereits in vielen
anderen gesellschaftlichen Bereichen.

2. Es spricht strukturell einiges dafür, dass Web 2.0
und politische Bildung gute Freunde werden
könnten. Facebook, Blogs, Video-Livestreams,
Wikis oder Twitter zeigen nicht nur in Teheran
oder Kairo, bei Stuttgart 21 oder zu Guttenberg,
dass digitale Werkzeuge und demokratische Par-
tizipation viel miteinander zu tun haben. Das
heißt auch, dass die oft beschworene Medien-
kompetenz mehr als nur die Bedienung von
Technik umfasst. Gerade die politische Bildung
muss Medienkompetenz auch als Verstehen und
Gestalten der Welt mit und in Medien begreifen –
und an ihrer Entwicklung mitwirken.

Zum Dritten und Vierten soll an dieser Stelle noch
skizziert werden, warum die digitale Revolution die
politische Bildung selbst dann verändern wird, wenn
die politischen Bildner selber sie ignorieren sollten:

3. Die Teilnehmenden bleiben weg. Die außer-
schulische politische Bildung ist wie kein ande-

rer Bildungsbereich auf die Freiwilligkeit zur
Teilnahme an ihren Veranstaltungen angewie-
sen. Und für einen großen und rasant wachsen-
den Anteil der Teilnehmenden sind Internet und
Web 2.0 inzwischen selbstverständlich. Warum
soll ein Jugendlicher, der in allen Lebenslagen
über Facebook kommuniziert und bei Fragen
zuerst YouTube oder die Wikipedia konsultiert,
sich für ein Bildungsangebot begeistern, das die
Medien aus seiner Lebenswelt ignoriert, gering-
schätzt oder sogar verbietet?

4. Die Teilnehmenden nehmen die Sache selber in
die Hand. Wie schon erwähnt, geben die Dienste
im Web 2.0 allen Nutzern die Möglichkeit, Inhal-
te zu produzieren und zu veröffentlichen. Wenn
Institutionen der politischen Bildung sich also
nicht ins Web 2.0 begeben, dann können inter-
essierte Teilnehmende das übernehmen. Für ei-
nen Video-Livestream von einer Diskussions-
veranstaltung braucht es nicht zwingend eine
Infrastruktur, die der Bildungsanbieter bereit-
stellt. Ein Handy mit Kamera und Internet-
verbindung reicht aus. Auch wenn ein Bildungs-
anbieter nicht selber über seine Angebote
twittert – seine Teilnehmenden werden es tun.

Es ist also nicht die Frage, ob die politische Bildung
im Web 2.0 überhaupt stattfindet, sondern nur, ob
sie mit oder ohne Beteiligung der Akteure und Insti-
tutionen der politischen Bildung dort stattfindet.

Web 2.0 in Seminarraum und Vortragssaal

Das Web 2.0 bietet eine reichhaltige Palette von
Werkzeugen, die zur Unterstützung von Bildungs-
veranstaltungen eingesetzt werden können. Im
Folgenden wird eine „Landkarte der Web 2.0-Werk-
zeuge für Veranstaltungen in der politischen Bil-
dung“ skizziert. Dazu werden Werkzeuge oder
Dienste vorgestellt und typischen Aktivitäten zu-
geordnet, die bei der Vorbereitung, Durchführung
und Nachbereitung von Bildungsveranstaltungen
anfallen.

Einige Vorbemerkungen zur Einordnung :

■ Es geht nicht um „E-Learning“, verstanden als
nur online stattfindende Kommunikation. Der
Fokus liegt vielmehr auf traditionellen face-to-
face-Formaten, also Präsenzveranstaltungen,
die mit Werkzeugen des Web 2.0 bereichert
werden können. 

■ Die Aufstellung erhebt nicht den Anspruch,
vollständig zu sein. Stattdessen werden wichti-
ge Werkzeuge exemplarisch ausgewählt.2  Vgl. dazu den großartigen Aufsatz von Kathrin Passig, 2009.
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■ Im Rahmen dieses Textes können die vorgestell-
ten Internetdienste nicht einzeln erklärt werden.
Viele grundsätzliche und einführende Materia-
lien bietet zum Beispiel die Website „Web 2.0 in
der politischen Bildung – pb21.de“.

■ Im Rahmen der zu skizzierenden Landkarte
werden Werkzeuge je einer typischen Aktivität
der Bildungsarbeit zugeordnet. Allerdings lässt
sich vermutlich jedes einzelne Werkzeug auch
für andere Aktivitäten nutzen als hier vorge-
schlagen. In diesem Sinne ist die „Landkarte“
nicht als Abbild einer objektiv vorhandenen
Landschaft zu verstehen, sondern als Frame-
work, in dem die einzelnen Bestandteile zu
Orientierungszwecken arrangiert und in Bezie-
hung zueinander gesetzt werden können. 

■ Es ist grundsätzlich sinnvoll, zwischen einem
Werkzeug als allgemeinem „Diensttypus“ und
einem konkreten Anbieter zu differenzieren.
Allerdings stehen manche Unternehmen quasi
stellvertretend für einen Dienst, und es wäre für
das Leseverständnis nicht förderlich, immer von
„Microbloggingdiensten“ anstatt von „Twitter“
zu sprechen. Daher werden die Ebenen im Fol-
genden immer dann vermischt, wenn ein Ange-
bot stellvertretend für einen Dienst verstanden
werden kann.

Drei prototypische Formate und dazu gehö-
rende typische Aufgabenbereiche

Die politische Bildung ist eine bunte Landschaft mit
verschiedensten Veranstaltungsformaten. Zur Ver-
einfachung werden im Folgenden drei „Proto-
typen“ von Veranstaltungen unterschieden: 

1. Tagung/Konferenz,
2. Vortrag/Podiumsdiskussion und
3. Seminar/Workshop. 

Diese drei Prototypen unterscheiden sich in der Art
und Weise, wie Menschen zusammenkommen: 

■ Bei der Tagung/Konferenz treffen sich eher
viele Teilnehmende und mehrere Referierende,
für zumeist zwei oder drei Tage, meist abwech-
selnd sowohl in frontalen wie in diskursiven,
selten in projektorientierten Formen. 

■ Ein Vortrag oder eine Podiumsdiskussion
dauert dagegen typischerweise nur zwei Stun-
den, an denen Dutzende, manchmal auch Hun-
derte von Menschen zuhören, was eine Person
bzw. wenige Diskutanten vorne zu sagen haben
(meist ergänzt mit einem Frage- und Antwort-
Teil). 

■ Im Seminar oder Workshop haben wir in der
Regel eine kleinere Gruppe von 10 bis 30 Teil-
nehmenden, die über mehrere Tage hinweg zu-
sammenkommen, diskutieren und oft auch zu-
sammen arbeiten, also selber aktiv werden und
eigene Inhalte entwickeln.

Alle drei Formate lassen sich nicht präzise vonein-
ander abgrenzen. Eine Konferenz umfasst zum
Beispiel häufig Einheiten in den Formaten Vortrag,
Podiumsdiskussion oder Workshops. Auf der ande-
ren Seite kann auch ein Seminar durchaus eher in-
put-orientiert arbeiten. Die grobe Unterscheidung
in Prototypen reicht für unsere Zwecke jedoch aus.

Sechs typische Aufgabenbereiche
Während der Vorbereitung, der Durchführung und
der Nachbereitung von Bildungsveranstaltungen
gibt es einige typische Aufgaben, die der Anbieter
für seine oder mit seiner Teilnehmerschaft durch-
führt. Auch diese werden hier prototypisch unter-
schieden:

■ Einladung und Marketing – die Veranstaltung
verkünden und bekanntmachen

■ Senden und Konversation – die Öffentlichkeits-
arbeit, die auch Menschen erreichen soll, die
nicht vor Ort teilnehmen

■ Dokumentation und Veröffentlichung – die Er-
gebnisse sammeln und verbreiten

■ Koordination, Organisation und Zusammenar-
beit – sowohl auf organisatorischer wie auf in-
haltlicher Ebene
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■ Inhalte entwickeln, Projektarbeit – das Kreative,
das Teilnehmende während der Veranstaltung
gemeinsam gestalten

■ Evaluation – Rückmeldung einholen und auswer-
ten.

Tagung/Konferenz

Das Format
Schauen wir zuerst auf die Tagung, denn diese ist
das umfassendste der drei Protoformate, das auch
die anschließend betrachteten Formate Vortrag/
Podiumsdiskussion und Seminar/Workshop als Kom-
ponenten enthalten kann. Stellen wir uns eine typi-
sche Konferenz vor: 100 oder vielleicht auch 400 Teil-
nehmende kommen für zwei Tage zusammen. Das
Programm umfasst sowohl frontale Formate im
Plenum als auch parallel stattfindende Workshops,
bei denen die Teilnehmenden in kleineren Grup-
pen auch untereinander in den Austausch kom-
men. (Dann gibt es noch die Kaffeepausen, die bis-
weilen genauso wichtig sind wie der Rest).

Die Konferenz unterscheidet sich von den anderen
Formaten noch in einem weiteren Punkt: dem
„über den Ort hinaus“ weisenden Interesse. Bei ei-
ner Konferenz gibt es häufig Menschen, die nicht
zur Veranstaltung kommen (können), sich aber
sehr für die Inhalte interessieren. Dieses Interesse
äußert sich regelmäßig in Nachfragen nach aufge-
zeichneten Vorträgen, Handouts, Folien oder son-
stigen Dokumentationen. Inzwischen werden Ver-
anstaltungsteile häufig auch als Videostream live
veröffentlicht, so dass auch eine „virtuelle“ Teil-
nahme möglich ist, ohne vor Ort zu sein. 

Teilnehmende an einer Konferenz sind auch „über
die Zeit hinaus“ an der Veranstaltung interessiert:

Sie müssen sich zum Beispiel im Voraus für parallel
stattfindende Programmteile entscheiden oder
haben im Anschluss an die Konferenz Interesse an
Ergebnissen und weiterem Austausch. Vielleicht
sind die Teilnehmenden sogar interessiert und
bereit, sich schon im Vorfeld der Konferenz gemein-
sam vorzubereiten. Bei sehr partizipativen Forma-
ten wie z. B. Barcamps ist eine gemeinsame Vor-
bereitung online sogar üblich. 

Aus diesen Gründen haben Konferenzen in der Re-
gel eine stärkere Online-Präsenz als Vorträge oder
Workshops.

Einladung und Marketing
Schauen wir nun auf die typischen Aktivitäten, mit
der Sie als politische Bildner/-innen eine Konferenz
begleiten. Wir starten am Anfang: mit Einladung
und Marketing. Sie wollen die Aufmerksamkeit
von möglichst vielen (oder bestimmten) Menschen
erreichen. Typischerweise können Sie soziale Netz-
werke wie Facebook oder Twitter nutzen, um die
Nachricht von Ihrem Vorhaben zu verbreiten. Web
2.0 heißt hier, dass Sie relativ einfach mit Men-
schen in Verbindung bleiben können, bei denen
schon ein Grundinteresse an Ihrer Arbeit vorhan-
den ist. Und möglicherweise noch wichtiger: Sie er-
leichtern diesen Menschen, wieder andere Men-
schen von Ihrer Veranstaltung wissen zu lassen. Vor
diesem Hintergrund sollten Sie es immer und über-
all so einfach wie möglich machen, dass Interessen-
ten Ihre Inhalte mit Dritten teilen können.

Senden und Konversation
Auf sozialen Netzwerken präsent zu sein, heißt im-
mer auch, dass Sie eine birektionale Kommuni-
kation führen. Sie senden nicht nur in die Welt,

sondern bekommen auch
Rückmeldungen von außen.
Wenn Sie Inhalte auf Face-
book oder Twitter veröf-
fentlichen, werden andere
Menschen ihre eigenen Fra-
gen und Ideen an gleicher
Stelle einbringen. (Und sie
werden auch nicht schwei-
gen, wenn sie unzufrieden
oder anderer Meinung sind.)
Nicht nur das – man wird
auch erwarten, dass Sie auf
diese Rückmeldungen ein-
gehen. Das ist es, was das
Wesen des Web 2.0 aus-
macht: eine Konversation
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lisiert sind, sich aber in der Regel auf anderen Web-
sites einbetten (und damit zusammenführen) las-
sen. Es gibt Slideshare für Präsentationen, entwe-
der für Powerpoint, PDF und Co. alleine oder in
Kombinationen mit einer dazugehörigen Tonauf-
zeichnung. Audio-Aufzeichnungen von Vorträgen,
Gesprächsrunden oder Interviews lassen sich auch
als Podcast verbreiten. Für Photos sind Flickr oder
Picasa beliebt, wo sich bei Bedarf auch geschlosse-
ne Gruppen anlegen lassen. Und schließlich lassen
sich Videos aufzeichnen und über Plattformen wie
YouTube oder Vimeo veröffentlichen. (Wenn es
schon einen Livestream gibt, dann stehen die Vide-
os in der Regel auch im Anschluss in einem Archiv
zum nachträglichen Abruf bereit. Bisweilen errei-
chen diese Videos mit der Zeit dann noch einmal
ein Vielfaches an Abrufen gegenüber den Live-Zu-
schauern).

Im Zeitalter des Web 2.0 ist es wichtig, die Aktivitä-
ten zur Dokumentation nicht auf die Seite des
Veranstalters und der Mitwirkenden begrenzt zu
denken. Nicht nur der Gastgeber, sondern auch
manche Teilnehmende möchten dokumentierte In-
halte mit anderen teilen, seien es Mitschriften,
Photos, Audio- oder Videoaufzeichnungen. Es gibt
auch schon Berichte von Teilnehmenden, die einen
eigenen Livestream produzieren und in die Welt
senden. Für eine rudimentäre Form braucht es
nicht mehr als ein Smartphone oder ein Netbook
plus Internetzugang.3 Die Gastgeber können hier
Teilnehmende und Interessenten unterstützen, in-
dem sie „Sammelbecken“ für solche dezentral ver-
öffentlichen Inhalte bereitstellen, z. B. Gruppen,
erweiterbare Listen via Wiki oder Etherpad oder
einfach nur ein verkündetes Hashtag für die ein-
deutige Verschlagwortung.

Koordination, Organisation und Zusammen-
arbeit
In der politischen Bildung sehen wir Teilnehmende
immer auch als „Teilgebende“, die eigene Interes-
sen, Erfahrungen und Kompetenzen einbringen
können. Vor diesem Hintergrund kann eine Konfe-
renz auch Möglichkeiten zur Zusammenarbeit
beinhalten. Das betrifft sowohl die inhaltliche Ebe-
ne als auch Fragen der Koordination und Organi-
sation. 

Ein Beispiel: Teilnehmende können Internetquellen
zum Thema zusammenführen, wenn sie Social-

zu führen (oder besser: Dutzende, Hunderte, Tausen-
de von Konversationen zu führen).

Das Verlangen nach Konversation über das Netz
wird auch dann nicht aufhören, wenn die Konfe-
renz beginnt. Über einen Video-Livestream lassen
sich Vorträge und Podiumsdiskussionen einer Kon-

ferenz live in die ganze
(Online-)Welt senden.
Auch in der politischen
Bildung sehen wir seit
2010 immer häufiger
solche Livestreams, die
Menschen ermöglichen

dabei zu sein, ohne geographisch vor Ort sein zu
müssen. Der Aufwand, der für einen guten Live-
stream betrieben werden muss, ist nicht unerheb-
lich. Aber er ist recht niedrig, wenn man berück-
sichtigt, welchen Aufwand Sie für die Konferenz
schon als „Grundlage” betreiben müssen. Um eine
Hausnummer zu nennen: Ein Livestream kann ihr
Publikum verdoppeln, während der Aufwand
deutlich geringer als doppelt so groß ist. 

Die denkbaren Aktivitäten in Sachen Senden und
Konversation sind damit noch nicht erschöpft. Von
außen zuschauende Menschen möchten nicht nur
sehen und hören, was auf der Bühne der Tagung
geschieht, sondern wollen sich darüber auch unter-
einander austauschen (wofür sich ein Chat anbie-
tet) und Rückmeldungen in den Veranstaltungs-
raum zurückgeben. Hier kann eine Twitterwall
interessant sein. Sie ermöglicht einen Rückkanal, in
dem nicht nur Fragen gestellt werden können, son-
dern auch eine Formulierung von Gedanken aus
dem Publikum möglich wird. Selbstverständlich
können auch die Teilnehmenden vor Ort Ihre Ge-
danken via Twitter miteinander teilen, so dass man
auf der Twitterwall häufig gar nicht mehr unter-
scheiden kann, ob ein Beitrag aus dem Veranstal-
tungssaal oder von einem Zuschauer aus Neusee-
land geschickt wird. Wenn eine Twitterwall gut
funktioniert, dann kann man auf ihr „den Raum
denken sehen“. 

Dokumentation und Veröffentlichung
Die klassische Form der Dokumentation und Ver-
öffentlichung von Tagungsergebnissen ist der ge-
druckte Tagungsband/ein Reader, der sich häufig
nicht nur an die Teilnehmenden, sondern an einen
Interessentenkreis darüber hinaus richtet. Auch Fo-
tos, Ton- oder Videoaufzeichnungen sind beliebte
Medien zur nachträglichen Veröffentlichung. Das
Web 2.0 bietet dafür zahlreiche Plattformen, die
zwar meist auf spezifische Dokumentarten spezia-

Livestreams ermögli-
chen Menschen dabei
zu sein, ohne geogra-
phisch vor Ort sein zu
müssen

3  Die Videoproduzentin Blanche Fabri hat dafür den Begriff

„Guerillastream“ vorgeschlagen.
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Bookmark-Dienste wie Deli-
cious, Mister Wong oder
Diigo nutzen. Mittels eines
gemeinsamen Schlagworts
oder einer thematischen
Gruppe kann dezentral eine
Sammlung von Links erstellt
und diskutiert werden.

Damit Teilnehmende sich
stärker untereinander ver-
netzen können, kann eine
Community-Plattform wie
Mixxt sehr hilfreich sein.
Teilnehmende können hier
in einem geschützten Raum
Profile anlegen und durch-
stöbern, sich in einem Fo-
rum austauschen, Dateien
bereitstellen, Neuigkeiten
vom Veranstalter lesen, zwi-
schen parallel stattfindenden
Programmpunkten auswäh-
len oder sogar vorstellen,
welchen Programmpunkt sie
selber anbieten möchten.4

Für das gemeinsame Arbeiten an Dokumenten vor,
während oder nach einer Tagung bietet sich ein
Wiki an. Neuerdings sehen wir bei Tagungen im-
mer häufiger kollaborative Texte, Protokolle oder
Listen, die entweder über Google Docs oder über
einen Etherpad-Dienst erstellt werden. 

In der Aufstellung der verschiedenen Dienste fehlt
bisher ein mächtiges Werkzeug: Blogs. In einem
Blog können vom Veranstalter generelle Informa-
tionen wie Einladung, Programm oder Porträts der
Mitwirkenden veröffentlicht werden. Der Blog ist
auch der Ort, an dem alle anderen Online-Aktivitä-
ten durch Verlinkungen und Einbettungen zu-
sammengeführt werden. Vor diesem Hintergrund
sollen Blogs an dieser Stelle keiner bestimmten
Aufgabe zugeordnet werden, sondern ins Zentrum
aller Online-Aktivitäten gestellt werden.

Vortrag und Podiumsdiskussion

Widmen wir uns nun einem recht frontalen For-
mat: ein mehr oder weniger großes Publikum hört
einem Vortragenden oder einigen Diskutanten zu.
Bis auf einzelne Nachfragen sind die Teilnehmen-
den eher passiv. Viele Eigenschaften und Möglich-
keiten zu diesem Format sind bereits unter dem
Abschnitt „Konferenz“ behandelt worden, so dass
wir uns hier kurz fassen können.

Auch hier können soziale Netzwerke und Twitter
genutzt werden, um die Veranstaltung bekannt zu
machen. Auch ein Livestream, gegebenfalls mit ei-
ner Twitterwall als Rückkanal, ist denkbar, um die
Reichweite der Veranstaltung vom Vortragsraum
auf (potentiell) die Weltöffentlichkeit auszudeh-
nen.5 Auch die Dokumentation von Folien, Photos,
Audio oder Video ist analog zu den oben ange-
führten Möglichkeiten denkbar.

Anders verhält es sich dagegen bei den Punkten
Koordination, Organisation und Zusammen-
arbeit. Bei einer zweistündigen Veranstaltung er-
gibt sich in aller Regel kein großer Bedarf, zusätz-

4  Im deutschsprachigen Bereich hat sich in den letzten Jahren

ein buntes Angebot von Barcamps entwickelt, sogenannte

„Unkonferenzen“, bei denen alle Teilnehmenden aufgefordert

sind, auch eigene Beiträge zu gestalten. Die meisten dieser Ver-

anstaltungen werden mit einem schmalen Organisationsauf-

wand auf Seiten des Veranstalters auf die Beine gestellt. Die

Teilnehmenden organisieren sich über Mixxt-Communities und

liefern beeindruckende Beispiele für eine dezentrale, nicht

institutionalisierte Organisationsform.

5  Als Faustregel kann gelten: Ein Livestream erreicht eine Zu-

schauerzahl in der Größenordnung wie die Präsenzveranstal-

tung vor Ort. Hinzu kommen noch die Zuschauer, die sich Tage,

Wochen oder Jahre später die Aufzeichnung anschauen.
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Wenn es um Senden und Konversation geht,
unterscheidet sich der Workshop deutlich von den
bisherigen Formaten. Häufig geht es hier eher um
einen relativ geschlossenen Kreis, für den der ge-
schützte, nicht-öffentliche Raum für offene Diskus-
sionen, Übungen und kreative Methoden notwen-
dig ist. Vor diesem Hintergrund werden Livestream
oder Twitterwall nicht in Frage kommen (aller-
dings gibt es Experimente mit „Workshop-Twitter-
walls“, die nur für die Teilnehmenden selber ge-
dacht sind).

Zur Dokumentation und Veröffentlichung von Er-
gebnissen gibt es im Workshop weniger „druckreife“
Produkte, die die Öffentlichkeit interessieren könn-
ten. Insofern ist auch dieser Aufgabenbereich von
geringer Bedeutung. Anders verhält es sich mit der
Dokumentation für die Teilnehmenden selber. Hier
können zum Beispiel in einem Blog Arbeitsaufträge,
Materialien, weiterführende Hinweise etc. gesam-
melt werden – sowohl für die Seminararbeit selber
als auch als Dokumentation nach Seminarende.

Der Aufgabenbereich Koordination, Organisa-
tion und Zusammenarbeit hat dafür eine deut-
lich größere Bedeutung für Workshops. Hilfreiche
Werkzeuge wie eine Mixxt-Community, Wikis,
Etherpads und Social Bookmarks wurden bereits
erwähnt. Darüber hinaus gibt es diverse hilfreiche
Dienste für die Zusammenarbeit von kleinen Grup-
pen wie zum Beispiel Doodle (zur Abstimmung von
Terminen oder anderen Alternativen) oder Drop-
box (zur gemeinsamen Nutzung von Dateien). 

Im Gegensatz zum Veran-
staltungstyp Konferenz ha-
ben Aufgaben aus dem Be-
reich Inhalte entwickeln,
Projektarbeit einen großen
Stellenwert für den Work-
shop. Das Web 2.0 bietet un-
gezählte Dienste, mit denen
Teilnehmende auf verschie-
denste Weise eigene Ideen
kreativ medial umsetzen
können. Dazu gehören Visua-
lisierungen mit Mindmaps
z. B. mit MindMeister, multi-
mediale Zeitleisten z. B. mit
dipity, Storytelling z. B. mit
storify oder animoto. Und
selbstverständlich stehen
auch sämtliche Dienste zur
Verfügung, die wir schon als
Werkzeuge für Referenten
genannt haben. Auch Teil-

lich online zusammenzuarbeiten (auch wenn zum
Beispiel ein gemeinsames Etherpad interessant
sein kann). 

Auch einen eigenen Blog wird man für eine solche
Veranstaltung kaum einrichten. Allerdings haben
Bildungsanbieter in der Regel eine institutionelle
Website, in der ein Artikel über die Veranstaltung
veröffentlicht werden kann, inklusive eingebette-
ter Medien. Auch bei kleineren Veranstaltungen
sollten für Teilnehmende und Interessenten Mög-
lichkeiten, sich einzubringen, berücksichtigt wer-
den, und sei es „nur“ über eine Kommentarfunk-
tion.

Workshop/Seminar

Innerhalb des prototypischen Formats „Seminar“
gibt es eine große Bandbreite von Formen. Man-
ches Seminar ähnelt eher einer kleinen Tagung
oder Konferenz. Für die folgenden Überlegungen
soll aber auf den Charakter des Workshops im Sinne
von „gemeinsam etwas erarbeiten“ abgezielt wer-
den. Stellen Sie sich eine Gruppe von 10 bis 30 Teil-
nehmenden vor, die für zwei bis drei, vielleicht so-
gar fünf Tage zusammenkommen, um zu einem
Thema zu arbeiten, zu diskutieren, kreativ zu sein,
vielleicht auch projektorientiert eigene „Produk-
te“ zu entwickeln. 

Hinsichtlich Einladung und Marketing kann auf
die bisherigen Überlegungen verwiesen werden.
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dung muss sich als eine Plattform für den Aus-
tausch über die anstehenden Transformationen
verstehen. Politische Bildung muss das Web 2.0
als Werkzeug nutzen.

■ Wie können auf neuem Wege neue Zielgrup-
pen erreicht werden?
Im Netz gibt es neue Möglichkeiten für Formate
und Inhalte, auch was die Ansprache einzelner
Zielgruppen betrifft. Insbesondere muss disku-
tiert werden, inwieweit niedrigschwellige An-
gebote die Reichweite der politischen Bildung
erweitern können.

■ Wie verändert sich das Selbstverständnis der poli-
tischen Bildung im Zeitalter des Web 2.0?
Wenn auch die politische Bildung sich stärker
als Plattform versteht, verliert sie ein Stück weit
die Kontrolle darüber, wer wann in welcher Form
welche Inhalte wo diskutiert. Auch die Grenzen
zwischen politischer Bildung und politischem
Aktivismus weichen auf. Dieser Kontrollverlust
ist schwierig – entspricht aber in einiger Hinsicht
auch grundsätzlichen Idealen der politischen
Bildung. Insofern braucht es mehr „Mut zum
Kontrollverlust“, wie ihn Thomas Krüger, Präsi-
dent der Bundeszentrale für politische Bildung,
fordert.

■ Wie verändern sich mit den Aufgaben auch der
Aufwand und die Ressourcen?
Für die politische Bildung, die ja zum ganz über-
wiegenden Teil aus knappen und auf die bishe-
rigen Aufgaben zugeschnittenen Fördermitteln
lebt, muss auch die Frage nach Veränderungen
hinsichtlich der Förderbedingungen diskutiert
werden.

Über alle diese Punkte müssen die Vertreter/-innen
der politischen Bildung untereinander und mit an-
deren gesellschaftlichen Akteuren ins Gespräch
kommen. Einschlägige Konversationen haben be-
reits begonnen – online wie offline.
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nehmende können Slideshare, Flickr, Podcasts,
YouTube nutzen, um eigene Ergebnisse zu veröf-
fentlichen. Sie können sogar einen eigenen Live-
stream produzieren, wenn es sinnvoll erscheint.
Die Unterscheidung zwischen diesen kreativen
Aktivitäten und den oben genannten Aufgaben im
Kontext der Dokumentation ist der Fokus auf die
Gestaltung von eigenen Produkten. Die Veröffent-
lichung und Verbreitung dieser Inhalte ist dabei
nicht immer das wichtigste Ziel.

Der schon erwähnte Blog steht auch für diesen Ver-
anstaltungstyp meist im Mittelpunkt, wenn man
einen Workshop Web-2.0-unterstützt anbietet.

Last but not least
Wie einleitend erwähnt, kann die skizzierte Aufstel-
lung keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben.
Es seien aber noch zwei weitere Punkte genannt,
die sich nicht in die skizzierte Systematik einord-
nen lassen. Zum einen ist die Aktivität des Geo-
cachings, die sich nach den Kriterien „Plattform“
und „Konversationen“ auch als Web 2.0 einordnen
lässt, sehr gut für die politische Bildung einzuset-
zen, insbesondere für Workshops, aber auch für
Tagungen und Kongresse.

Zum anderen lässt sich auch für den Aufgabenbe-
reich Evaluation Web 2.0 nutzen. Dies kann mit
gemeinsam erarbeiteten Befragungen geschehen
oder auch mit dem vielleicht ältesten Web 2.0-
Dienst: einem Diskussionsforum.

Bedeutung für die politische Bildung

Welche Veränderungen bringt das Web 2.0 für die
politische Bildung mit sich? An dieser Stelle kön-
nen Fragen und Antworten nur skizziert werden,
als Ausgangspunkt für weitere Diskussionen. Für
ausführlichere Überlegungen sei auf einschlägige
Veröffentlichungen verwiesen.6

■ Wie erweitern und verändern sich die Aufgaben
der politischen Bildung?
Politische Bildung muss vor Gefahren aufklären
und Selbstbestimmung ermöglichen. Politische
Bildung muss Potentiale nutzen, Partizipation
und Transparenz ermöglichen. Die politische Bil-

6  vgl. Muuß-Merholz 2010a und 2010b sowie Krüger 2010
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dabei zu sein – Neue Beteiligungsformen durch
Web 2.0“ am 10. September 2010. Online unter
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Kathrin Passig: Standardsituationen der Technolo-
giekritik. In: Merkur 2009, Nr. 727. Online unter
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Vernetzte Chancen
„Web 2.0“ in der politischen (Jugend)Bildungsarbeit

Henning Wötzel-Herber

Deutschland sind nur zwei aktuelle Beispiele dafür,
wie die globalisierte Medienkommunikation zur
Demokratisierung beitragen kann. „Web 2.0“-
Dienste, also interaktiv und kollaborativ nutzbare
Elemente des Internets, haben dazu erheblich bei-
getragen. Dadurch wird das Web 2.0 durchaus der
von Tim O’Reilly eingebrachten, begriffsgebenden
Definition als „Architektur der Partizipation“ ge-
recht2.

„Für die Mehrheit der Menschen in der westlichen
Welt gehören Angebote wie Social Networks,
Wikipedia oder Youtube zum Alltag. Sie sind so
selbstverständlich wie Telefon oder Fernsehen.“3

Der Anteil der „Offliner“ ist unter den Schülern/
Schülerinnen in Deutschland auf 1,3 % gesunken4.
Zumindest für Jugendliche stellt sich hier kaum
noch die Frage, ob das Internet genutzt wird oder
nicht, sondern in welcher Form sie an der Medien-
kommunikation im Netz teilhaben und wie produk-
tiv und nachhaltig sie es nutzen. Anders als im glo-
balen Kontext verläuft die digitale Kluft in Deutsch-
land nicht mehr zwischen On- und Offlinern, son-
dern zwischen passiven Konsument/-inn/-en und

Dieser Artikel gibt einen kurzen Überblick auf das
„Web 2.0“ und dessen Auswirkungen auf gesell-
schaftlichen Wandel und veränderte Lebenswelten.
Neben den Chancen des netzgestützten Lernens
für einen neuen Lernalltag und neue Erfahrungen
sollen dabei konkrete Beispiele für Methoden und
Werkzeuge des Web 2.0 in der politischen Bildung
aufgezeigt werden.

Eine „Facebook-Revolution“ (vgl. http://www.netz-
welt.de/news/85538-kommentar-facebook-revolu-
tion.html) wurde die Revolte in Ägypten genannt,
weil ähnlich wie in Tunesien und zuvor beim miss-
glückten Regimesturz im Iran das „Web 2.0“ und
insbesondere die Sozialen Netzwerkdienste wie
Facebook und Twitter eine große Bedeutung bei
der Mobilisierung der Massen hatten. Wenngleich
weder Facebook noch andere Online-Dienste 
wohl kaum weder Ursache noch alleiniger Auslöser
der politischen Transformationen im arabischen
Raum sind, hat die Diskussion der Bedeutung des
„Web 2.0“ für gesellschaftliche Umbrüche doch
einen enormen Auftrieb bekommen. Die Schnittmen-
gen und Kreuzungen zwischen den Bereichen Poli-
tik und Web 2.0 sind für die politische (Jugend)Bil-
dung doppelt interessant: zum einen als Thema,
zum anderen als methodische Perspektive.

Technische und soziale Vernetzung

Ein wesentlicher Effekt von Globalisierungsprozes-
sen ist die „Zunahme weltweiter Konnektivität“1.
Damit ist auch die nicht-
räumliche Verbundenheit
gemeint, die eine Möglich-
keit bietet, über nationale
Grenzen und soziale Schich-
ten hinweg Ideen und Wis-
sen auszutauschen und so
an der Informationsgesell-
schaft und Meinungsbil-
dung zu partizipieren. Der
über das Internet organi-
sierte Protest im Iran und
der arabischen Welt oder
die E-Petition gegen Inter-
netsperren und Zensur in
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Ali und Solale Schirasi referieren zum Thema „Diktatur und Widerstand in der Islami-
schen Republik Iran“. Seminar im ABC Drochtersen-Hüll

©ABC Drochtersen-Hüll

1  Vgl. Carsten Winter: Von der

Globalisierungstheorie zur

Medienkulturforschung, in: Globa-

lisierung der Medienkommunika-

tion, Wiesbaden 2005, S. 84 ff.

2  Vgl. Tim O’Reilly: Web 2.0: Compact Definition?, http://radar.

oreilly.com/2005/10/web-20-compact-definition.html, 2005

3  Markus Beckendahl et. al., Internet-Manifest

(http://www.internet-manifest.de), 2009, o. S.

4  Initiative D21: (N)Onliner Atlas 2009 – Eine Topographie des

Digitalen Grabens durch Deutschland, http://www.initiatived21.

de/wp-content/uploads/2009/06/NONLINER2009.pdf, Berlin

2009, S. 16
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nen, haben soziale Netzwerke, Smartphones und
geosensitive (GPS-)Communities Einzug in das Le-
ben junger Menschen gehalten. Und wo techni-
sche Neuerungen medienpädagogisch schnell um-
gesetzt werden, mangelt es oft daran, die
gesellschaftlich-politische Dimension von Medien-
arbeit zu transportieren. Starre Bildungskonzepte
und effektfixierte Methoden verfehlen hier die
Chancen, die eine politische Bildungsarbeit mit Me-
dien bietet. Jugendbildungsarbeit steht noch im-
mer vor der Herausforderung, Themen etwa der
medialen Globalisierung und gesellschaftlichen
Transformationen – wie z. B. wirtschaftliche und
soziale Veränderungen, Identität, Demografischer
Wandel, Demokratisierung und globale Wertedis-
kussionen – angemessen und spannend zu vermit-
teln. Den Fokus auf die Rolle des Internets und auf
damit verbundene Transformationen zu legen,
kann dabei Weg und Werkzeug sein.

Informelles Lernen und Kompetenzerwerb

Die Nutzung von Web 2.0-Diensten kann Vorteile
des „informellen Lernens“6 in den Lernalltag brin-
gen, indem durch Perspektiv- und Methodenwech-
sel brachliegende Entwicklungspotenziale aktiviert
und „Anderslernenden“ damit neue Chancen ein-
geräumt werden. Auch soziale Kompetenzen,
selbstbestimmte Fokussierung und selbstgesteuer-
tes „Erkundungslernen“ werden dadurch gefördert.
David Gray, Professor für Management Learning
an der University of Surrey, vertritt die Auffassung,
dass das Zusammenspiel von neuen Medien mit

dem informellen und
selbstgesteuerten Lernen
dazu führen kann, die heu-
te dominierende „Natur
des Lernens“ von einer An-
leiter/-innen-zentrierten in
eine Lernenden-zentrierte
Aktivität zu überführen.
Aus handlungsorientiert-
didaktischer Sicht liegen die
Möglichkeiten von web-

aktiven Anwendern/An-
wenderinnen, die das
Netz selbst mitgestalten
und dadurch am öffent-
lichen Leben teilhaben5.
Mit der wachsenden ge-
sellschaftlichen Bedeu-
tung der Medienkommu-

nikation für globale Vernetzung und Veränderung
bekommen auch Bewegungen und Akteure inner-
halb des Internets eine zunehmende soziale und
politische Bedeutung. 

Durch das Internet erweitern sich Lebenswelten. Es
stellt sich die Herausforderung, Methoden und Kon-

zepte zu verwirklichen,
die eine Partizipation an
der globalen Medien-
kommunikation ebenso
zum Ziel haben wie die
an lokalen politischen
Entscheidungen. Die Ju-
gendbildungsarbeit hat
sich auf den ständigen
Wandel der Medien ein-

gestellt, hinkt ihm aber größtenteils inhaltlich, me-
thodisch und technisch hinterher. Während die
Landesmedienanstalten noch vor Gefahren von
Klingeltonabos und anonymen Chatpartnern war-

Die digitale Kluft in
Deutschland verläuft
nicht mehr zwischen
On- und Offlinern, son-
dern zwischen passi-
vem Konsum und akti-
ver Anwendung

Ein Ort, an dem sich politische Bildung mit neuen Medien verbindet: Das ABC Bil-
dungs- und Tagungszentrum in Drochtersen-Hüll bei Hamburg

©ABC Drochtersen-Hüll

Wo technische Neue-
rungen medienpädago-
gisch schnell umgesetzt
werden, mangelt es oft
daran, die gesellschaft-
lich-politische Dimen-
sion von Medienarbeit
zu transportieren

5  Christof Autengruber: Vision und Realität Freier Community

Netze – Selbstorganisation in der Netzkultur, http://thenextlay-

er.org/files/Mag-Arbeit_Freie-Netze.pdf, Salzburg, 2007, S. 18 f.

6  vgl. u. a. Bundesministerium

für Bildung und Forschung: Das

informelle Lernen. Die internatio-

nale Erschließung einer bisher

vernachlässigten Grundform

menschlichen Lernens für das

lebenslange Lernen aller, http://

www.bmbf.de/pub/das_informel-

le_lernen.pdf, Bonn, 2001.



basiertem Lernen im Bil-
dungsbereich auf der
Hand: die Schüler/-innen
lernen durch eigenes
Handeln, gestalten Me-
dien aktiv mit. Sie kön-
nen Lerninhalte selbst
planen, durchführen,
überprüfen, korrigieren

und bewerten - wobei den Lehrpersonen vielfälti-
ge Möglichkeiten der Steuerung (etwa in Bezug
auf Themen, erwartete Arbeitsergebnisse etc.)
bleiben7. Insbesondere die Nutzung von Blogs hat
sich hier in der Praxis als besonders handhabbar er-
wiesen: die Lernenden haben dabei die Chance, im
Austausch mit anderen Wissen aufzubauen und
neue Perspektiven zu integrieren. Sie planen und
handeln gemeinsam mit anderen Menschen, sie re-
flektieren die eigenen und die fremden Perspekti-
ven, können sich aufeinander beziehen, kommen-
tieren, ergänzen: „Neben Schlüsselkompetenzen
wie dem Schreiben werden die Medien-, Ausdrucks-
und Gestaltungskompetenz geschult. Blogs sind
auch deshalb effektive Lerninstrumente, da sich
bei ihrer (inter)aktiven Nutzung geradezu auf-
drängt, nicht nur neue Kenntnisse direkt auszupro-
bieren, sondern auch sich über Lernerfahrungen
zeitnah auszutauschen und damit ein ‚Lernen
durch Lehren‘ umzusetzen. Das Ziel des sozialen
Lernens durch kollaboratives Arbeiten in gemein-
schaftlich erstellten Gruppenblogs lässt sich durch
Gruppenarbeiten in Präsenzphasen und kollektiv
verfasste Artikel etc. noch weiter ausbauen.“8

Die aktive Medienarbeit, in der Gestaltungs- und
Mediennutzungskompetenz gezielt geschult wer-
den, kann dabei immer auch eine politische Ziel-
richtung haben: Teilnehmende können mit der Re-

flexion dieser Arbeit
nachhaltig für die Wir-
kung des eigenen Han-
delns sensibilisiert wer-
den, denn auf der Ebene
der Teilnehmer/-innen
werden Kompetenzen
entwickelt, die diese

langfristig stärken und für persönliche, gesell-
schaftliche und berufliche Interessen produktiv

nutzbar bleiben. Beispielsweise können Seminare
der politischen Bildung gezielt Anreize schaffen,
Techniken auch nach Projektende weiter zu nut-
zen. Da sich die meisten Web 2.0-Projekte ohnehin
ohne spezielle lokal installierte Softwareprojekte
browserbasiert über „Webapps“, also Programme
auf den Servern der jeweiligen Onlinedienste, rea-
lisieren lassen, fällt eine Hürde, die bei vielen
Medienprojekten (etwa bei der Videobearbeitung)
ein Hindernis ist: die Anschaffung teurer Software.
Auf den verwendeten Computern muss außer
einem Webbrowser und einer bestehenden Inter-
netverbindung nichts vorhanden sein. Für die Vor-
bereitung zu den eigentlich webbasierten Arbei-
ten, etwa für Bildbearbeitung, zum Audioschnitt
oder Vorschreiben von Texten, lässt sich in der
Regel auf „Freeware“- oder „OpenSource“-Pro-
dukte zurückgreifen - als (legale) Möglichkeit,
gestalterische Arbeit preisgünstig bzw. kostenfrei
fortzusetzen.

Werkzeuge und Praxisbeispiele

Die Nutzungsmöglichkeiten von Web 2.0 für die
politische Bildung sind so vielfältig und unüber-
schaubar wie das Web 2.0 selbst. Im Internet gibt
es zahlreiche Listen, die – in all ihrer Unvollständig-
keit – verdeutlichen, wie groß hier das Angebot
ist9. Als ersten Überblick in die Vielfalt von Einsatz-
beispielen bietet sich etwa das Blog „#PB21 | Web
2.0 in der politischen Bildung“ (www.pb21.de) an,
ein gemeinsames Projekt von Bundeszentrale für
politische Bildung und DGB Bildungswerk. Im Fol-
genden sollen nur einige wenige Web 2.0-Tools
und Beispiele für ihren praktischen Einsatz in der
politischen Bildung vorgestellt werden

Blogs
Mittlerweile schon fast ein Klassiker sind Blogs (auch
Weblogs genannt), die ihren Ursprung als private
Onlinetagebücher haben (aus dem sich auch der
Name ableitet: Web + Logbook). Blogs lassen sich
schnell und einfach einrichten und vielfältig ver-
wenden, etwa als Präsentationsseite, Kommunika-
tionsplattform, Lernumgebung, (e)Portfolio10, Lern-
tagebuch und/oder zur Seminardokumentation.
Selbst mit Grundschülern/-schülerinnen lassen sich
hier schnell und einfach Ergebnisse erzielen, wie
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Die Schüler/-innen
lernen durch eigenes
Handeln, gestalten
Medien aktiv mit, kön-
nen Lerninhalte selbst
planen, durchführen,
überprüfen, korrigie-
ren und bewerten

Teilnehmende können
mit der Reflexion die-
ser Arbeit nachhaltig
für die Wirkung des
eigenen Handelns
sensibilisiert werden

7  Vgl. Henning Wötzel-Herber: Ein Weblog als Brückenschlag

zwischen den Welten. Pädagogischer Leitfaden für die

(außer)schulische Eine-Welt-Arbeit, Kiel 2011 (Unveröffent-

lichtes Manuskript, verfügbar ab Sommer 2011 unter 

http://crecerwachsen.wordpress.com/), o. S.

8  Ebenda.

9  Vgl. etwa Sven Lennartz: Web 2.0 – Die Liste,

http://www.drweb.de/magazin/web-20-die-liste/

10  vgl. Ralf Appelt: ePortfolios mit WordPress,

http://appelt.net/2010/12/eportfolios-mit-wordpress, 2009.
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EduCaching
„Durch die Welt laufen, sich orientieren, ein Ziel
suchen und hoffentlich finden. So sieht Geo-
caching aus. Und es ist eine schöne Definition von
Bildung.“15 Das „EduCaching“ ist eine Unterform
des Geocaching. Ziel ist es, die GPS-gestützte

Schnitzeljagd mit Bil-
dungsinhalten zu ver-
knüpfen. Wie bei den
meisten medien- und
technikgestützten Lern-
formen muss auch bei
EduCaching darauf ge-
achtet werden, dass nicht
die Methode zu stark in
den Fokus rückt und
dadurch die Inhalte eher

zweitrangig werden: „Um dem entgegenzuwir-
ken, kann man versuchen, das Geocachen in die
Form einer Exkursion einzubetten, bei der die Teil-
nehmerInnen ohne einen Referenten den Ort
erkunden, Aufgaben lösen, Material sammeln, mit
digitalen Bildern den Weg und den Ort dokumen-
tieren. Anschließend werden die Materialien im
Seminar ausgestellt, vielleicht sogar in Bilder-
geschichten reflektiert.“16

BarCamps
Ein BarCamp ist eine „Ad-hoc-Zusammenkunft“
oder „Un-Konferenz“, die den Zweck hat, Raum
zum Austausch und zum gemeinsamen Lernen zu
bieten. Die Hierarchie zwischen Teilnehmenden
und Referent/-inn/-en ist hier aufgehoben. Dieses
von amerikanischen Netzaktivist/-inn/-en entwickel-
te Konzept bietet ein Forum für selbstorganisierte
kooperative Lern- und Arbeitsformen. Mit dem
GenderCamp 2010 hat das ABC Bildungs- und Ta-
gungszentrum den Versuch begonnen, dieses For-
mat für die politische Bildung zu nutzen17. Dabei
werden über eine eigene Web-Community schon
vorab gemeinsam mit den Teilnehmenden Konzep-
te, Ideen und Workshops entwickelt. Zielgruppe

etwa das im Rahmen „Geschlechterklänge/Geschlech-
terbilder“ entstandene Blog „Meine Motte“
(http://meinemotte.wordpress.com/) aus Hamburg
zeigt. Auch als Publikationsform für Methoden
und Inhalte politischer Bildung haben sich Blogs
etabliert, neben dem erwähnten Blog von bpb und
DGB pb21.de ist hier etwa die Projektwiese
(http://www.projektwiese.de) zu nennen, der „Tum-
melplatz für neue Ideen in der politischen Jugend-
bildung“, die von den Jugendbildungsreferent/
-inn/-en der Projektgruppe „Globalisierung und
Medienkommunikation“ des Arbeitskreises deut-
scher Bildungsstätten betrieben wird. Vielfach
bewährt hat sich als (kostenlose) serverseitige Soft-
warelösung WordPress11, aber auch mit alternati-
ven Lösungen12 lässt sich gut arbeiten.

Podcasts
Podcasts sind (abonnierbare) Audio- oder Video-
beiträge. Im Prinzip unterscheiden sich (Audio)Pod-
casts nicht wesentlich von Radiosendungen, „doch
haben die Abwesenheit eines Live-Sendungsgerüs-
tes und die vergleichsweise niedrigen Produktions-
und Sendekosten im Netz eine eigene Sendekultur
entstehen lassen, die auch langsam beginnt, auf
die etablierte Sendeform der etablierten Radiosen-
der zurückzustrahlen. […] Podcasts (in Bild und Ton)
haben sich auf diesem Wege als extrem nahbares
Medium herausgebildet, zu dem […] ein weitaus
persönliches Verhältnis“ entwickelt werden kann13.
Vom kreativen Hörspiel14 über hintergründige
Interviewformate, bei denen dem technischen
Equipment und der journalistischen Rolle der Teil-
nehmenden eine wichtige „Türöffnerfunktion“ zu-
kommt, ist vieles denk- und umsetzbar. Ein enga-
giertes Beispiel aus dem Haus Steinstraße in
Leipzig ist etwa „Radio Eskalation“, ein Podcast-
Projekt von psychisch kranken Jugendlichen
(http://www.itsyours.info/radioeskalation). Neben
vielen anderen Audioschnittprogrammen wie Gara-
geBand oder Hindenburg Journalist (Mac) oder
Adobe Audition (PC) ist für einfache erste Projekte
das plattformübergreifend verfügbare Audacity eine
Empfehlung.

11  Ebenda.

12  Übersicht u. a. unter: https://handrow.backpackit.com/

pub/1939300-web-2-0-in-der-politischen-jugendbildung. 

13 Tim Pritlove: Audio Podcasting – Strategiepapier zum Pod-

cast-Workshop der PB21-Fachtagung in Hattingen 2010,

http://pb21.de/files/2010/02/Podcasting-White-Paper.pdf, S. 2.

14  http://www.abc-huell.de/abc/jugendbildung-neue-medien/

konzepte/#Geschlechterklänge.

Bei den meisten
medien- und technik-
gestützten Lernformen
muss darauf geachtet
werden, dass nicht die
Methode zu stark in
den Fokus rückt und
die Inhalte eher zweit-
rangig werden

15  Jöran Muuß-Merholz: Geocaching goes politische Bildung,

Blog-Beitrag, 2010 http://www.joeran.de/geocaching-goes-poli-

tische-bildung/.

16  Guido Brombach: Vom Geo- zum Educaching. Das Web 2.0

bietet neue didaktische Chancen, in: Praxis Politische Bildung

2/2010, S. 93 ff. zitiert nach: http://www.dotcomblog.de/wp-

content/uploads/downloads/2010/05/educache_ppB.pdf, S. 4.

17  Das GenderCamp wurde in diesem Jahr auch mit dem Preis

Politische Bildung (Sonderpreis) des Bundesausschuss Politische

Bildung (bap) ausgezeichnet, vgl. http://www.abc-huell.de/abc/

sonderpreis-politische-bildung-des-bap-an-das-gendercamp/.



können neben Aktiven aus Jugendverbänden, glo-
balisierungskritischen und Eine-Welt-Gruppen auch
Netzaktivist/-inn/-en sein. Eine Herausforderung
wird darin bestehen, diesen Lern- und Vernet-
zungsansatz auch für Jugendliche und speziell für
bildungsfernere Zielgruppen erfahrbar zu machen.

Blended Learning
Das AdB-Projekt „Blended Learning DDR“ und an-
dere Web 2.0-gestützte Seminare verdeutlichen,
dass so ganz ohne physische Zusammenkünfte der
Teilnehmenden Motivation und Lernbegeisterung
nur schwer hergestellt werden können. Gerade auch
webgestützte Projekte der politischen Bildung pro-
fitieren enorm von Präsenzphasen. Online-Lernen
in der politischen Bildung ist in der Regel kein rei-
ner Selbstlernprozess, sondern überwiegend auf
die gemeinsame Arbeit von Lerngruppen ausge-
legt, was eine zeitweise synchrone Arbeitsweise al-
ler Teilnehmenden erfordert.“18 Die Kombination
aus Seminarphasen und „E-Learning-Anteilen“ ist
es, die das „Blended Learning“ (verschmolzenes
Lernen) auszeichnet.

Fazit

„Das Internet hat (nach
wie vor nur von wenigen
genutzte) Potentiale, das
Lernen zu vertiefen, den
Horizont produktiv zu er-
weitern und so eine wesent-
lich wichtigere Rolle für le-
benslange Lernprozesse zu
spielen. Einzige Vorausset-
zung hierfür ist, dass sich
die Beteiligten aus einer
Konsumhaltung heraus be-
wegen und endlich den
Mut fassen, sich selbst an
Wissenskonstruktionspro-
zessen zu beteiligen, selbst
Beiträge zur Diskussion zu
stellen und produktiv und
konstruktiv in Diskussionen
einzubringen.“19

Die Arbeit im Netz kann einen Rahmen für neue
Lernerfahrungen bieten und gleichzeitig Vehikel
für das Initiieren gesellschaftlichen Engagements
darstellen und damit etwa Jugendliche in ihrer
persönlichen Entwicklung unterstützen. Gerade
für diejenigen, die konventionellen Beteiligungs-
formen eher kritisch gegenüberstehen oder die zu
diesen keine Zugangsmöglichkeiten haben, kann
darin eine Perspektive liegen. Das Internet bietet
über die vielfältigen interaktiven und kollaborati-
ven Möglichkeiten des Web 2.0 eine Reihe metho-
discher Chancen, Lernlust und Engagement zu ak-
tivieren. Eine hinreichende Bedingung ist dies
nicht. Pädagogische Kompetenzen, Motivations-
fähigkeit und die Inhalte politischer Bildung blei-
ben dabei weiterhin zentral.

Henning Wötzel-Herber ist Jugendbildungs-

referent im ABC Bildungs- und Tagungszen-

trum e. V. (www.abc-huell.de) in Drochtersen-

Hüll und dort im Rahmen des

AdB-Jugendbildungsprogrammes politische

Jugendbildung (Globalisierung und Medien-

kommunikation) tätig. Der Autor freut sich

über Feedback, Fragen und Kooperationswünsche über die

Adresse des ABC, Bauernreihe 1, 21706 Drochtersen-Hüll.

E-Mail: hwh@abc-huell.de 
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19  Torsten Larbig: Vernetzt – Lernen im Web 2.0, Blogpost:

http://herrlarbig.de/2009/02/13/vernetzt-lernen-im-web-20/, 2011

Teilnehmer/-innen am BarCamp in Hamburg 2010

©ABC Drochtersen-Hüll

18  Boris Brokmeier: Online-Lernen in der politischen Bildung.

Immer online? – Vom Nutzen des Blended Learnings im Internet

und Seminarraum, in: Blended Learning DDR, Erfahrungen mit

dem Online-Lernen in der politischen Bildung, Berlin 2010,

zitiert nach: http://www.adb.de/dokumente/2010_blendedlear-

ningDDR.pdf, S. 13. 
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Burkhardt Kolbmüller berichtet über ein langfris-
tig angelegtes Projekt, das die Weimar-Jena-Aka-
demie mit zahlreichen Kooperationspartnern reali-
siert. Es geht dabei um die Wahrnehmung von
Möglichkeiten politischer Bildung am Lernort Wei-
mar, die vor allem jene Menschen für die Ausein-
andersetzung mit Politik öffnen sollen, die von
klassischen Angebotsformen politischer Bildung
seltener erreicht werden. Das Projekt hatte u. a.
zum Ziel, Anregungen für die Gestaltung neuer
Formen politischer Bildung zu geben. Diese For-
men werden vorgestellt und die Erfahrungen mit
ihrem Einsatz resümiert.

Im Jahr 2009 jährte sich zum 90. Mal die Verabschie-
dung der später so genannten „Weimarer Verfas-
sung“. Aus diesem Anlass entwarf die Weimar-Jena-
Akademie in Kooperation mit der Bundeszentrale
für politische Bildung das Projekt „Laboratorium
Demokratie“ und setzte es im Zeitraum zwischen
2008 und 2010 gemeinsam mit zahlreichen weite-
ren Partnern praktisch um. Es war Ziel des Projek-
tes, unter Nutzung der besonderen Möglichkeiten
des „Lernortes Weimar“ beispielhaft zu zeigen, wie
ein langfristiges demokratisches Engagement von
Bürgern/Bürgerinnen auf inhaltlicher und metho-
discher Ebene gefördert werden kann. Dabei soll-
ten die Erfahrungen anderer Bildungsträger in der
Region sowie aus dem gesamten Bundesgebiet ge-
nutzt werden, um Veranstaltungsformen zu ent-
wickeln, die über das Jahr 2009 hinaus wirken und
der politischen Bildungsarbeit dauerhafte Impulse
verleihen sollten durch die Erschließung von The-
men, die auf Weimars Geschichte sowie die der
Weimarer Republik bezogen sind. 

Folgende inhaltliche Schwerpunkte standen dabei
im Mittelpunkt:

a) Entwürfe: das „klassische“ Erbe als Gegenstand
und Ressource politischer Bildung
(Weimarer Klassik, Romantik, Deutscher Idea-
lismus und deren Bedeutung für aktuelle Pro-
jekte politischer Bildung).

b) Erfahrungen: historische Erfahrungen und Kon-
sequenzen aus den Demokratien und Diktatu-
ren in Deutschland
(die Weimarer Republik als politisch-kulturelles
Projekt, die Gesellschaftsentwürfe des Staat-
lichen Bauhauses, das Erstarken des National-
sozialismus in Thüringen, NS-Zeit und Wider-
stand, Demokratieerfahrungen in Ost- und
Westdeutschland, Alltagsleben und politischer

Laboratorium Demokratie – Weimar 2009-2019
Förderung demokratischen Bewusstseins und demokratischen Verhaltens für neue Zielgruppen

Burkhardt Kolbmüller

Widerstand innerhalb unterschiedlicher Gesell-
schaftssysteme).

c) Herausforderungen: Demokratieentwicklung und
-gestaltung im 21. Jahrhundert 
(Veränderte Randbedingungen gesellschaftli-
cher Entwicklung und deren Folgen, demokrati-
sche Regelsysteme für ein geeintes Europa und
für die globale (Welt-) Gesellschaft, neue
(mediale) Möglichkeiten für Kommunikation
und Partizipation).

Zielgruppen und Struktur des Projektes

Das Gesamtprojekt richtete sich grundsätzlich an
alle Zielgruppen der politischen Bildung. Dabei soll-
te jedoch ein besonderes Augenmerk auf jene Grup-
pen gelegt werden, die von der politischen Bildung
bisher kaum erreicht werden – die jedoch für die
zukünftige gesellschaftliche Gesamtentwicklung in
der Bundesrepublik von eminenter Bedeutung sind
(z. B. bildungsferne und der politischen Bildung
gegenüber skeptische Teilnehmer/-innen, Jugendli-
che mit Migrationshintergrund). Außerdem hatte
das Projekt das Ziel, Angebote zu entwickeln für
„ganz normale Bürger“ bzw. die viel zitierte „Mit-
te der Gesellschaft“ – die Geschichte der Weimarer
Republik zeigt, dass sich wahrscheinlich gerade
hier in der sozialen Mitte das Gelingen oder Schei-
tern einer Demokratie entscheidet. 

Als von Millionen Touristen besuchte Stadt bietet
Weimar die Möglichkeit, „Gelegenheitsstrukturen“
für politische Bildung im öffentlichen Raum zu

schaffen. Einige Projek-
te waren darauf ange-
legt, diese Zielgruppe,
die in der Regel nicht
wegen eines ausgepräg-
ten Interesses für die
Geschichte der Weimarer
Republik anreist bzw.

diesen Teil der deutschen Vergangenheit bislang
kaum wahrgenommen hat, mit entsprechenden
Angeboten zu erreichen.

Von der Struktur her war das Vorhaben als Rah-
menprojekt angelegt, in dem unterschiedliche Teil-
projekte mit regional und bundesweit aktiven
Partnern entwickelt und beispielhaft umgesetzt
werden sollten (Eine Übersicht über die insgesamt
mehr als 20 Projekte enthält die Website www.de-
mokratielab-weimar.de.) Für die Realisierung neu-
er Angebotsformen, die für das Thema des vorlie-
genden Heftes von besonderem Interesse sein

Weimar bietet die
Möglichkeit, „Gelegen-
heitsstrukturen“ für
politische Bildung im
öffentlichen Raum zu
schaffen



könnten, sollen im Folgenden sieben Projekte näher
vorgestellt werden:

■ Snapshot – Spurensuche in Weimar und Buchen-
wald

■ KlassikClubCultures – bildungsbenachteiligte Ju-
gendliche erschließen sich die Klassik

■ Demokratieseminar für Neubürger aus den
GUS-Staaten

■ Internationale Weimarer Sommerkurse „Meilen-
steine der Demokratie“

■ Jugendliche drehen Dokumentarfilme zum Jahr
der Demokratie

■ Geocaching „Vergessene Orte der Demokratie“
■ Radiogeschichte – DT64 als Zeitzeuge.

Snapshot – Spurensuche
in Weimar und
Buchenwald

Das Projekt „Snapshot“ ist
ein Gemeinschaftsprojekt der
Stiftung Gedenkstätten Bu-
chenwald und Mittelbau
Dora, der Europäischen Ju-
gendbildungs- und Jugend-
begegnungsstätte Weimar
und der Klassik Stiftung Wei-
mar. So paradox es klingen
mag – bisher gab es zwi-
schen diesen Institutionen
allenfalls punktuelle Koope-
rationen, z. B. im Rahmen

von Ausstellungen, aber kei-
ne kontinuierliche Zusam-
menarbeit im Bildungs-
bereich – und das, obwohl
jährlich mehr als 2.000 Ju-
gendgruppen Weimar zu
Bildungszwecken besuchen!

Vor diesem Hintergrund
setzt „Snapshot“ als Ver-
mittlungskonzept für mehr-
tägige Projekte mit Ju-
gendlichen und jungen
Erwachsenen neue inhalt-
liche und didaktische Maß-
stäbe, indem aktuelle
gesellschaftspolitische Fra-
gen, die Geschichte Buchen-
walds sowie einzelne The-
men aus der Geschichte der
Weimarer Klassik systema-
tisch aufeinander bezogen

werden: Die Deutung der Klassik als nicht nur kul-
turelles, sondern vor allem auch hochpolitisches
Ereignis, die Auswirkungen der NS-Zeit in Buchen-
wald auf die lokale und regionale Erinnerungskul-
tur und besonders brennende politisch-gesell-
schaftliche Gegenwartsfragen.

Didaktische Grundlage von Snapshot sind umfang-
reiche Themenmaterialien (thematische Karten),
mit deren Hilfe sich Jugendliche in Form von Stadt-
ralleys die widersprüchliche und vieldeutige Ge-
schichte Weimars erschließen können. Die Materia-
lien sind sowohl in Deutsch als auch in Englisch
verfügbar und können damit auch und gerade für
internationale Jugendbegegnungen genutzt wer-
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Viele Touristen besuchen Weimar

©Weimar-Jena-Akademie

Die Teilnehmer/-innen vor dem Eingang der Gedenkstätte Buchenwald

©Weimar-Jena-Akademie
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Kommunikation und genügend Raum, sich auch
über politische Themen wie z. B gesellschaftlich ak-
tuelle Formen von Rassismus auseinanderzusetzen.
Eine der Lehrerinnen schrieb in der Auswertung:
„Die Verbindung von klassischen Elementen mit
moderner Jugendkultur führte dazu, dass die Schü-
ler mit Begeisterung und Elan in den von ihnen ge-
wählten Workshops tätig wurden und sich in kür-
zester Zeit nicht nur Wissen, sondern auch
Fähigkeiten und Fertigkeiten aneigneten. Be-
sonders beeindruckend war, dass die Schüler auf
Grund der sehr intensiven Betreuung in ihren Ar-
beitsgruppen auch für ihre Persönlichkeitsentwick-
lung enorme Fortschritte erzielen konnten. Die
sehr unterschiedlich angelegten Themen der
Workshops wurden von den Teamleitern professio-
nell vorbereitet und durchgeführt. Eine relativ
straffe Zeitplanung führte dazu, dass konzentriert
und effektiv gearbeitet wurde, wobei es sicher för-
derlich für die Entwicklung der gesamten Gruppe
wäre, wenn der Zeitraum etwas größer gesteckt
werden könnte. Was die Entwicklung von sozialen
Kompetenzen angeht, kann ich nur feststellen,
dass auch durch das Aufeinandertreffen von Ju-
gendlichen mit verschiedenen Migrationshinter-
gründen Erfolge zu verzeichnen waren.“

Wichtig war aber nicht nur die (geglückte) Vermitt-
lung von Wissen über die Weimarer Klassik an die
Jugendlichen, sondern auch das erweiterte Ver-
ständnis für deren Bedürfnisse und eine deutliche
Erweiterung der Methodenvielfalt auf Seiten der Mit-
arbeiter der Stiftung Weimarer Klassik. Kritisch an-
zumerken ist allerdings, dass das Projekt erhebliche
personelle Ressourcen und umfangreiche Vorberei-
tungen erfordert, was in der sonst üblichen Bildungs-
arbeit (also außerhalb gezielter Projektförderun-
gen) nur schwer reproduzierbar sein dürfte.

Demokratieseminar für Neubürger aus den
GUS-Staaten

Mehr als drei Millionen Neubürger aus den Staaten
der GUS (ehemalige Sowjetunion) leben derzeit in
Deutschland. In den meisten Fällen kamen sie als
Russlanddeutsche oder Kontingentflüchtlinge mit
großen Hoffnungen und Erwartungen hierher.
Sehr viele von ihnen kommen allerdings mit dem
Alltag im „Westen“, vor allem mit den schlechten
Chancen auf dem Arbeitsmarkt, nicht zurecht. Ent-
täuschung, Resignation, Rückzug in interne Kreise
sind die Folge.

Eine wesentliche Ursache dafür sind die fehlenden
Erfahrungen mit den Herausforderungen und den

den. Sie stehen prinzipiell allen interessierten Trä-
gern zur Verfügung, sind über die beteiligten Part-
ner ausleihbar und können auch auf der Website
www.demokratielab-weimar.de als pdf-Dateien
abgerufen werden.

KlassikClubCultures – bildungsbenachteiligte
Jugendliche erschließen sich die Klassik

Die Bildungsprojekte der Klassik Stiftung Weimar
sprechen bisher vor allem Schüler von Gymnasien
an bzw. Jugendliche, die motiviert sind, sich mit
der Geschichte der Weimarer Klassik auseinander-
zusetzen. Im Gegensatz dazu orientiert das gemein-
sam von der Klassik-Stiftung und dem Berliner Verein
„cultures interactive" entwickelte Projekt Klassik
ClubCulture auf Jugendliche, die mit den traditio-
nellen Formen der Kulturvermittlung nicht erreicht
werden können, weil sie „bildungsbenachteiligt“
aufgewachsen sind. Dieses Pilotprojekt, mit dem
die beteiligten Partner (gemeinsam und jeder für
sich) Neuland betraten, setzt sich aus zwei Teilen
zusammen: In einer ersten gemeinsamen Arbeits-
woche entwickelten Teamer/-innen von „cultures
interactive" und Mitarbeiter/-innen der Klassik-
Stiftung gemeinsam inhaltliche und methodische
Konzepte für die Durchführung unterschiedlicher
Workshops:

■ KlassikBreakdance
■ KlassikRap
■ Impro-Theater
■ Foto
■ Alltagsvergleich mit Goethe und Schiller
■ Klassik-Style
■ Klassik sounds like …

Im Januar 2010 kamen dann 16 Schüler/-innen ei-
ner Gesamtschule aus Berlin-Marzahn und einer
Schule aus Berlin-Neukölln (wo der Hauptschulab-
schluss mit großem Praxisanteil nachgeholt wer-
den kann) nach Weimar. Der Anteil von Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund betrug 50 %. Die
Teilnehmer hatten sich vorab selbstständig für vier
der sieben möglichen Themen entschieden (Klas-
sik-Rap, der Alltagsvergleich, Klassik-Style sowie
Klassik sounds like...), an denen sie dann im Laufe
der Woche in Kleingruppen weiter arbeiteten.

Trotz kleinerer organisatorischer Probleme bzw.
gruppendynamischer Gewöhnungsprozesse kann
das Pilotprojekt insgesamt als sehr erfolgreich ein-
geschätzt werden. Das gesamte Klima während
der Woche wurde von allen Teilnehmern als sehr
entspannt wahrgenommen, es gab viel Zeit zur



Möglichkeiten der plu-
ralistischen Demokratie.
Das betrifft weniger die
Teilnahme an Wahlen,
sondern vor allem die
Nutzung der vielfältigen
Möglichkeiten, „sich in
die eigenen Angelegen-
heiten einzumischen“,
sich als Teil der deut-
schen Zivilgesellschaft

zu begreifen und das eigene Leben gemeinsam mit
anderen Gleichgesinnten bewusst zu organisieren. 

Dieses Problemfeld wurde im Rahmen des „Labora-
torium Demokratie“ in einem gemeinsam von der
Weimar-Jena-Akademie und dem Kölner Verein
Phönix e. V. im Januar 2010 organisierten Seminar
aufgegriffen, das Angebote zur Förderung eines
demokratischen Engagements am Beispiel der Eltern-
arbeit vorstellte und mit 21 Vertretern/Vertreterin-
nen russlanddeutscher Vereine aus dem gesamten
Bundesgebiet diskutierte. Unmittelbares Ergebnis
war die noch in Weimar beschlossene Gründung
des Bundesverbandes russischsprachiger Eltern
(BVRE), der seitdem mit einigem Erfolg daran arbei-
tet, das Interesse der Eltern an der Entwicklung ihrer
Kinder in ein entsprechendes demokratisches, selbst-
initiatives Engagement umzumünzen (www.bvre.de).
Wenn auch der Kreis der aktiv Beteiligten immer
noch relativ klein ist, so kann das Projekt doch als
Beispiel dienen, wie ein politisches Engagement
dieser speziellen Zielgruppe durch die Auswahl eines
Themas mit unmittelbarer Bedeutung für den Le-

bensalltag der Beteiligten geweckt und entwickelt
werden kann.  

Internationale Weimarer Sommerkurse
„Meilensteine der Demokratie“

Die seit mehr als zehn Jahren veranstalteten Weima-
rer Sommerkurse (www.sommerkurse-weimar.de)
wollen sich – so der grundlegende Ansatz – mit
aktuellen Themen unserer Zeit in Bezug zum kul-
turellen Erbe Europas auseinandersetzen, insbe-
sondere natürlich mit der widersprüchlichen Ver-
gangenheit der Stadt Weimar selbst. Dichter,
Philosophen und Künstler agierten hier immer als
politisch denkende und handelnde Menschen ihrer
Zeit oftmals in direkter intellektueller und ästheti-
scher Reaktion auf krisenhafte gesellschaftliche
Entwicklungen der jeweiligen Epoche. Ihre Werke,
Entwürfe und Visionen, ihre Fragen und Zweifel
bieten, so die Erfahrung der bisherigen Sommer-
kurse, noch heute sehr produktive Anregungen zur
Auseinandersetzung mit den Herausforderungen
unserer Gegenwart. 

Im Blick auf das selbstgesetzte pädagogische und
inhaltliche Ziel der Kurse spielt auch und gerade
die interkulturelle und intergenerationelle Atmo-
sphäre eine ganz entscheidende Rolle. Die jeweils
etwa 70 Teilnehmer/-innen der Sommerkurse kom-
men aus mehr als 25 Ländern, insbesondere aus
Mittel- und Osteuropa, und decken ein Altersspek-
trum von 18 bis 70 Jahren ab. Für die Vermittlung
politischer Bildung ergeben sich daraus Konstella-

tionen und Möglichkeits-
felder, die traditionelle (rein
nationale) thematische Zu-
gänge weit überschreiten. 

Die 10. Weimarer Sommer-
kurse im August 2009 be-
fassten sich aus Anlass des
90. Jahrestages der Weima-
rer Verfassung mit wich-
tigen Daten europäischer
Erinnerung (1789, 1919,
1989 u. a.) Im Zentrum
stand dabei die Frage, wie
wir die Erfahrungen von
Denkumbrüchen und ge-
sellschaftlichen Verände-
rungen seit 1789 für den
weiteren Demokratisie-
rungsprozess europäischer
Gesellschaften fruchtbar
machen können. Angebo-
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Eine wesentliche Ursa-
che für Enttäuschung,
Resignation, Rückzug
in interne Kreise sind
die fehlenden Erfah-
rungen mit den Her-
ausforderungen und
den Möglichkeiten der
pluralistischen Demo-
kratie

Im Treppenhaus der Weimarer Bauhausuniversität
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nach den Erfahrungen des üblichen Geschichts-
unterrichts in Schulen eigentlich als spröde erschei-
nen. Im Laufe des Projektes lernten die Teilnehmer/
-innen außerdem, dass es für Dokumentarfilmer
unerlässlich ist, nicht nur gut zu recherchieren, son-
dern dass ein Dokumentarfilm immer auch die Hal-
tung des Filmemachers zum Ausdruck bringt – und
bringen sollte 

Die im Ergebnis entstandenen zwei Filme „DURCH-
SETZEN!“ und „Ganz andere Zeiten“ fanden bei ih-
rer Premiere im Dezember 2009 eine ausgespro-
chen positive Resonanz. Inzwischen wurden die
Filme bei verschiedenen Festivals gezeigt und zum
Teil ausgezeichnet (Filmthuer Jena, Fish-Filmfesti-
val Rostock, Bundesfilmfestival Dokumentarfilm,
Deutsche Filmfestspiele, REC Jugendmedienfestival
Berlin u. a.) Außerdem werden sie in Weimar bzw.
in Thüringen vielfach im Schulunterricht und an
einzelnen Museen eingesetzt.

Geocaching „Vergessene Orte der Demokratie“

Neben den großen, bekannten Orten der Erinne-
rung zur Demokratiegeschichte Deutschlands, wie
z. B. der Frankfurter Paulskirche, dem Deutschen
Nationaltheater Weimar oder den Gedenkstätten
an der ehemaligen „Zonengrenze“, gibt es viele
weitere Orte, die Zeugnis ablegen von bestimmten
Epochen und Ereignissen der demokratischen Ent-
wicklung Deutschlands oder auch der deutschen
Diktaturerfahrungen. Viele dieser Orte sind jedoch

ten wurden mehrere Kurse mit unterschiedlichen
Schwerpunkten (Philosophie, Kunst, Kulturgeschich-
te, Literatur, Gender-Studies, interkulturelle Bildung),
die sich jedoch alle auf das gemeinsame Rahmen-
thema bezogen. Die (durchweg positiven) Erfah-
rungen mit dieser speziellen Art interkultureller
Bildungsarbeit werden in die Gestaltung zukünfti-
ger Sommerkurse einfließen, die die Weimar-Jena-
Akademie alljährlich (das nächste Mal vom 13. bis
26. August 2011) zu wechselnden Themen veran-
staltet.

Jugendliche drehen Dokumentarfilme zum
Jahr der Demokratie

Wie kann man aktive Medienkompetenz an Jugend-
liche vermitteln und zugleich deren Interesse an ei-
ner funktionierenden Demokratie stärken? 

Diese Ausgangsfragen führten zu dem Projekt der
selbständigen Produktion von Dokumentarfilmen
zum Thema „2009 – Jahr der Demokratie“ durch
Jugendliche.  Dabei haben sich unter fachkundiger
Anleitung der professionellen Filmemacher von
einMeter60film (www.1meter60-film.de) Schüler/-
innen Weimarer Schulen mit der Wirkung von Bil-
dern, mit der Verkettung von Ton und Bild und der
Frage nach der „Wahrheit“ des Filmemachens aus-
einandergesetzt. Neben dieser theoretischen An-
näherung erprobten die Jugendlichen dann in der
Praxis, wie ein Film entsteht und welche Wirkung
er hat. Das Projekt bot den Freiraum, eigene Ideen
und Phantasien zu entwi-
ckeln und Filme zu machen,
die einfallsreich, ungewöhn-
lich, humorvoll, provokativ
und eigenwillig sind.

Im Vorfeld des Projektes
hatten sich die Schüler da-
mit beschäftigt, weshalb die
Erfahrung und Entwicklung
von Demokratie in Deutsch-
land so eng mit den Daten
1919 (Weimarer Republik),
1949 (Gründung der Bundes-
republik, Verabschiedung
des Grundgesetzes) und
1989 (Friedliche Revolution)
gekoppelt ist. Im Umweg
über das attraktive Medium
Film setzten sich die Schüler
engagiert und freiwillig mit
Inhalten auseinander, die
auf den ersten Blick und

Ein bekannter Ort der Diktaturerfahrung: Jugendliche Teilnehmer auf dem Gelände
der Gedenkstätte Buchenwald

©Weimar-Jena-Akademie



(wenn überhaupt) nur wenigen Eingeweihten be-
kannt und manche sogar in ihrer Existenz bedroht
(sei es aus baulichen Gründen, sei es, weil nach und
nach die entsprechenden Zeitzeugen versterben).

Im Rahmen des „Laboratorium Demokratie“ wurde
in Kooperation mit dem DGB Bildungswerk Hattin-
gen die Idee entwickelt, solche weniger bekannten
Orte der Demokratiegeschichte mittels Geocaching
zu erschließen und damit diese Methode gezielt für
die politische Bildung einzusetzen („Edu-Caching“).
Am Beispiel der Weimarer „Stolpersteine“ setzte
man diese Idee dann in ein pädagogisches Konzept
um. 

„Stolpersteine“ markieren in der Regel Orte bzw.
Gebäude, die mit ehemaligen jüdischen Bewohnern
oder mit deren Vertreibung in Verbindung stehen.
Sechs dieser Orte wurden in eine Stadterkundung
Weimars mit Hilfe von Geocaches eingebunden. Im
Unterschied zu traditionellen Caches erhielten die
Nutzer dabei ergänzende Informationen (z. B. Brie-
fe und Fotos der ehemaligen Bewohner). Beglei-
tendes pädagogisches Material (Nutzerhandbuch)
ermöglichte die gezielte Nutzung des Angebots
durch Jugendgruppen im Rahmen von schulischem
Unterricht, außerschulischen Seminaren und ande-
ren Jugendprojekten. 

Durch solche niederschwelligen Angebote können
Zielgruppen, die normalerweise kaum von den An-
geboten politischer Bildung erreicht werden (wie
z. B. bildungsbenachteiligte Jugendliche), ebenso wie
die vorrangig technisch interessierte Geocaching-
Community interessiert und einbezogen werden.
Wir gehen außerdem davon aus, dass neue techni-
sche Möglichkeiten, die in den nächsten Jahren
weit verbreitet sein werden (z. B. Mobiltelefone
mit GPS-Funktion), den Wirkungsbereich politi-
scher Bildung erweitern und die Formate radikal
verändern werden.

Radiogeschichte – DT 64 als Zeitzeuge

Zwanzig Jahre nach der Wiedervereinigung gibt es
eine deutlich gesteigerte Aufmerksamkeit für die
deutsch-deutsche und speziell die DDR-Geschichte.
Dabei besteht im Großen und Ganzen wie auch in
vielen Details bei der Bewertung dieser Epoche Un-
einigkeit in der Gesellschaft, ja manchmal gar eine
unversöhnliche Gegensätzlichkeit der Standpunk-
te. War die soziale Sicherheit ein so hohes Gut, dass
man politische Unfreiheit billigend in Kauf nahm?
Wie erklärt und bewertet man die Vielfalt und Qua-
lität der DDR-Kultur (-Literatur, -Musik, -Kunst)?

Und welche Rolle haben die (staatlich streng kon-
trollierten) Medien gespielt?

Das nichtkommerzielle Weimarer Lokalradio LOTTE
ist diesen Fragen im Januar/Februar 2010 in sieben
Veranstaltungen – ausgehend von historischen Rund-
funksendungen – und daran anschließenden öffent-
lichen Podiumsdiskussionen nachgegangen. Zu ver-
schiedenen alltagskulturell relevanten Bereichen
(etwa Arbeit, Bildung, Kultur und Sport) wurden
themenzentrierte Radiosendungen aus dem Reper-
toire des ehemaligen staatseigenen Jugendradios
DT 64 ausgewählt und als mediale Einführung
(„mediale Zeitzeugen“) über die regionalen Bür-
gerradios Weimar/Erfurt sowie als Livestream bun-
desweit ausgestrahlt. Im Anschluss an die etwa 
30- bis 60minütigen Ausschnitte wurde dann mit
geladenen Zeitzeugen eine moderierte öffentliche
Auseinandersetzung geführt. 

Das Format orientierte sich an der von Moritz von
Rappard kuratierten Reihe „Radio Geschichte DT 64“,
die zum Geschichtsforum Pfingsten 2009 sowie im
Herbst 2009 im Zeughauskino am Deutschen Histo-
rischen Museum in Berlin veranstaltet worden war.
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Seite aus Weimar-Rallye, DDR-Jugend, hrsg. von der
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Im Unterschied dazu wurde im Weimarer Fall je-
doch die gesamte Veranstaltung live als Radio-
sendung übertragen und damit ein deutlich größerer
Publikumskreis erreicht. Die anschließenden Podi-
umsdiskussionen versuchten, die „großen“ Themen
der Radiosendungen auf regionalgeschichtliche
„herunter zu brechen“ und damit Anregungen zu
zeitlich nachfolgenden Veranstaltungen politischer
Bildung in der Region zu geben.

Resümee: Was bleibt?

Die Weimar-Jena-Akademie als regionales Netz-
werk von Kultur- und Bildungseinrichtungen ist
kein „klassischer“ Bildungsträger und zudem noch
vergleichsweise „jung“ (gegründet 2004). Insofern
war das Projekt „Laboratorium Demokratie“ für
uns eine ideale Möglichkeit, um unsere Vorstellun-
gen von politisch-kultureller Bildung weiterzuent-
wickeln und zu qualifizieren. Das betrifft sowohl
Inhalte und Methoden als auch Kooperations-
beziehungen, die die beteiligten regionalen Part-
ner (insbesondere die Klassik Stiftung Weimar, die
Stiftung Gedenkstätten Buchenwald und Mittel-
bau Dora und die Europäische Jugendbildungs-
und Jugendbegegnungsstätte Weimar) in ihre täg-
liche Bildungspraxis übernehmen und weiter nut-
zen werden.

In die Entwicklung und Umsetzung der Projekte
wurden im Laufe der zwei Jahre außerdem mehr
als 50 regionale und überregionale Partner einge-
bunden, die ihrerseits (ohne dass wir das in jedem
Fall detailliert nachweisen können) Anregungen
aus Weimar aufgenommen und umgesetzt haben. 

Als neues, durchaus zukunftsträchtiges Format für
die gemeinsame Projektentwicklung wurden die
sogenannten Sondierungsforen eingeführt, die
sich zum Aufbau von Kooperationen sehr bewährt
haben. In einer knapp zweitägigen Veranstaltung
umrissen dabei zunächst Expert/-inn/-en das jewei-
lige Thema, dann leuchtete man gemeinsam den

aktuellen Handlungsbedarf aus – danach wurden
ausgewählte, bereits bestehende Projekte vorge-
stellt. In einem weiteren Schritt wurden sodann
gemeinsam neue Projektideen entwickelt und in
zahlreichen Fällen weitere projektbezogene Ko-
operationen verabredet. Gerade von den überregio-
nalen Teilnehmenden kam mehrfach der Hinweis,
dass derartige Plattformen des Gedankenaustau-
sches und der gemeinsamen Projektentwicklung
von Trägern der politischen Bildung sowie der Ver-
netzung von Bildungsträgern mit anderen Einrich-
tungen dringend notwendig seien, und dass Wei-
mar hierfür ein geeigneter Ort wäre.

Mittel- und langfristig soll vor allem das geplante
„Haus der Demokratie“ in Weimar, dessen Idee
und Konzept unmittelbar aus dem Projekt „Labo-
ratorium Demokratie“ hervorgegangen ist, die po-
litischen Bildungsansätze aufnehmen, nutzen und
weiter entwickeln. Damit würde nicht nur ein Ort
geschaffen, an dem angemessen (in Form einer
Dauerausstellung) an die erste demokratische Ver-
fassung in Deutschland erinnert wird (den es bisher
nicht gibt!), sondern auch ein begleitendes Ange-
bot differenzierter, qualitativ hochwertiger politi-
scher Bildung entwickelt, für das Weimar mit seiner
ambivalenten Geschichte ein idealer Lernort ist. 

Zu diesem bundesweit bedeutsamen Projekt bei-
getragen und dieses angeregt zu haben, kann
langfristig als der wesentlichste und vor allem
nachhaltige Effekt des „Laboratorium Demokra-
tie“ angesehen werden. 

Dr. Burkhardt Kolbmüller ist – u. a. – Leiter

der Projekte „Weimarer Sommerkurse“ und

„Laboratorium Demokratie“, die von der

Weimar-Jena-Akademie realisiert werden. 

Er ist Gründungs- und Vorstandsmitglied der

Akademie und über deren Adresse erreich-

bar: Jakobstraße 10, 99423 Weimar.

E-Mail: b.kolbmueller@t-online.de



Alternate Reality Games als innovative Methode der politischen
Bildungsarbeit mit Jugendlichen und jungen Erwachsenen

Dirk Springenberg/Daniel Steinbach
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Im folgenden Beitrag wird die Methode Alternate
Reality Game in der politischen Bildungsarbeit erläu-
tert. Anhand der beiden Beispiele Projekt Prome-
theus und Die Bewegung werden die darin liegen-
den Chancen und Möglichkeiten aufgezeigt sowie
Lernziele verdeutlicht. Ein besonderes Augenmerk
liegt dabei auf den Förderbedingungen, die für eine
Umsetzung des Konzeptes notwendig sind.

Einleitung

Verfolgt man die pädagogischen Diskurse der letz-
ten Jahre, so wird deutlich, dass sich in Deutsch-
land Subkulturen bilden, die sich immer weiter von
der Mehrheitsgesellschaft entfernen. Häufig fin-
den in den Diskussionen die Begriffe „Prekariat“
und „Neue Unterschicht“ als Schlagwörter Ver-
wendung, um zu verdeutlichen, dass es sich dabei
nicht ausschließlich um junge Menschen mit Migra-
tionshintergrund handelt. Kritiker sprechen auf
der anderen Seite von einem Prozess der Exklusion
bestimmter Gruppen in unserer Gesellschaft.1

Als unbestritten darf je-
doch gelten, dass be-
stimmte Bevölkerungs-
gruppen von klassischen
Angeboten der außer-
schulischen und insbe-
sondere der politischen
Bildung nicht oder nur
schwer erreicht werden.

Die Gesellschaft muss die ihr zur Verfügung ste-
henden Instrumente nutzen, um einen Prozess der
Integration voranzutreiben und nicht große Teile
der Bevölkerung von der politischen Willensbil-
dung auszuschließen.

Ein wichtiges Ziel der politischen Bildungsarbeit
muss es deshalb sein, Angebote nicht ausschließlich
einem elitären Kreis gut gebildeter und bereits für
Politik sensibilisierter Jugendlicher anzutragen, son-
dern bildungsferne und politikverdrossene Jugend-
liche als Teilnehmende von Seminaren der politi-
schen Bildung zu gewinnen. So steigt jedoch auch
der Anspruch an die pädagogischen Kompetenzen
der Lehrenden analog zu den Schwierigkeiten und
Problemen, die die jungen Menschen in ihrer derzei-
tigen Lebenssituation beschäftigen. Eine angepasste
Didaktik und eine Sensibilität für die Aufnahmefä-
higkeit sowie die Bedürfnisse der Teilnehmenden
sind notwendig, um einen Lernprozess anzuregen.

Zu berücksichtigen ist dabei, dass die heutigen Kin-
der und Jugendlichen in einer multimedialen Welt
aufwachsen, die durch eine Flut von Reizen und In-
formationen überwältigt. Einen wichtigen Teil der
Lebenswelt bilden virtuelle Räume wie Soziale
Netzwerke und Computerspiele. Dort werden sozi-
ale Fertigkeiten eingeübt und emotionale Erfah-
rungen gemacht.

Durch die neuesten Entwicklungen in Nordafrika,
Veröffentlichungen auf Wikileaks und die raschen

Plagiats-Enttarnungen in
der Guttenberg-Disserta-
tion wird deutlich, dass
die Neuen Medien auch
wirksame politische In-
strumente sind, die sich
ständig weiterentwickeln.
Durch die globale Ver-

netzung entstehen fast täglich neue Kommunika-
tions-, Informations- und Unterhaltungsformen.

Das Überangebot und die Unübersichtlichkeit von
Informationen stellen jedoch eine Gefahr dar. Die
Recherche nach Informationen wird häufig nur noch
einseitig betrieben. Informationen bzw. Desinforma-
tionen können einfach und ohne großen techni-
schen Aufwand vervielfältigt und verteilt werden.
Seriöse journalistische Grundsätze (z. B. mindestens

Bestimmte Bevölke-
rungsgruppen werden
von klassischen Ange-
boten der außerschu-
lischen und insbeson-
dere der politischen
Bildung nicht oder nur
schwer erreicht

1  Vgl. Karl August Chasse, Unterschichten in Deutschland. Ma-

terialien zu einer kritischen Debatte, Wiesbaden 2010.
Moderne und traditionelle Medien werden in das Spiel
eingebunden

©Waldritter e. V.

Durch die globale
Vernetzung entstehen
fast täglich neue Kom-
munikations-, Informa-
tions- und Unterhal-
tungsformen
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zwei unabhängige Quellen heranzuziehen) kön-
nen so ausgehebelt werden und der Manipulation
der Mediennutzerinnen und -nutzer wird Tür und
Tor geöffnet.

Das Überprüfen des Wahrheitsgehaltes einer Infor-
mation ist häufig mühsam und manchmal nahezu
unmöglich. Hinzu kommt, dass Internetnutzer sich
an sekundären Informationsquellen wie Wikipedia
oder großen Blogs orientieren, und so oft die glei-
chen Grundinformationen oder -desinformationen
herangezogen werden, die dann weiter verbreitet
werden. Das gefälschte Foto des getöteten Osama
Bin Laden ist hierfür ein treffendes Beispiel. Eine
Vielzahl von Presseorganen auf der ganzen Welt
veröffentlichte dieses Bild, bevor bekannt wurde,
dass es sich dabei um eine bereits ältere Fälschung
handelte.

Medienkompetenz wird im Bildungsbereich leider
allzu oft als reine Nutzungskompetenz missver-
standen. So lernen Schülerinnen und Schüler in

den Schulen zwar die
nützliche Anwendung
von Microsoft-Office-
Produkten, es fehlt je-
doch meist ein kritischer,
sensibler und verant-
wortungsvoller Umgang

mit Daten und Informationen. Die unreflektierte
Nutzung von Social Communities und Computer-
spielen bildet bei Kindern und Jugendlichen einen
Schwerpunkt in der Mediennutzung.2

Die rasante Steigerung in der Nutzung von Neuen
Medien und Computerspielen steht in zusätzlicher
Konkurrenz zu einem politischen Engagement.
Diese stark an den eigenen Interessen orientierten
und teils sehr lustbetonten Beschäftigungen stehen
den klassischen politischen Bildungsangeboten
gegenüber. Bildungsstätten haben immer größere
Schwierigkeiten, ausreichend Teilnehmende für frei
ausgeschriebene traditionelle Seminarformen zu
gewinnen. Hier sind attraktive und innovative Me-
thoden gefragt.

Zunehmend werden weitere Formen zur Wissens-
vermittlung und zum Erfahrungsaustausch gete-
stet und eingesetzt. Die Förderung von Methoden
im Bereich der politischen Bildungsarbeit muss
mehr auf innovative Konzepte angepasst und so-

mit der Lebenswirklichkeit von Kindern, Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen gerechter werden.

Alternate Reality Games

Eine Methode, die die oben genannten Punkte
aufgreift, sind die von der Bildungsstätte Alte
Schule Anspach und dem Waldritter e. V. angepass-
ten Alternate Reality Games (kurz: ARG). Die ei-
gentlich aus dem Werbe- und Marketingbereich
stammende Spielform wird vorrangig zur Produkt-
bewerbung eingesetzt. In einem mehr oder weni-
ger aufwändigen Internet-Spiel, bei dem meist
zahlreiche als authentisch empfundene, jedoch fin-
gierte Internetquellen genutzt werden, tauschen
sich Teilnehmende über Webforen und Blogs aus,
um ein Problem zu lösen oder ein Geheimnis zu
entlarven. Bei manchen Spielen sind Teile in der
realen, nicht-virtuellen Welt verortet.

Bei den für die Bildung angepassten Konzepten han-
delt es sich um erlebnispädagogische Spiele, die die
traditionelle Stadtrallye mit Rollenspielelementen
und einer spannenden, dicht gewobenen, fiktiven
Hintergrundgeschichte kombinieren. Grenzen zwi-
schen Fiktion und Realität werden bewusst ver-
wischt, um die Authentizitätsfiktion zu erhöhen
und alles für die Teilnehmenden realer erscheinen zu

2  Vgl. Medienpädagogischer Forschungsverband Südwest,

KIM-Studie 2010. Kinder + Medien, Computer + Internet. Basis-

untersuchungen zum Medienumgang 6- bis 13-Jähriger, Stutt-

gart 2010, S. 34 ff.

Medienkompetenz
wird im Bildungs-
bereich leider allzu oft
als reine Nutzungskom-
petenz missverstanden

Die Teilnehmer/-innen verfolgen Hinweise, die bei der
Lösung eines Problems helfen

©Waldritter e. V.
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menden die Möglichkeit erhalten, ihre eigene Posi-
tion und ihre politische Situation zu analysieren.

Die wichtigste Grundregel eines Alternate Reality
Games lautet „This is not a Game“ (Dies ist kein
Spiel). In dieser Verwischung von Realität und Fik-
tion besteht auch die Grundidee eines ARGs. Im
Idealfall ist daher der Spieleinstieg nicht als solcher
zu erkennen. Manche Spiele starten, indem zufäl-
lig (oder absichtlich) ausgewählte Multiplikatoren
USB-Sticks mit Informationen zum Spieleinstieg oder
Briefe mit mysteriösen Nachrichten bekommen.
Das Thema des Spiels und auch die Spielregeln
werden nicht kommuniziert, sondern müssen im
Laufe des Spiels entdeckt und erfahren werden.
Dies macht einen wesentlichen Reiz des Spiels aus.

Bei den von uns durchgeführten ARGs im Bildungs-
bereich ist der Spielanteil an realen Orten deutlich
höher als bei klassischen und sehr internetlastigen
Spielen. Während Marketing-ARGs meist über
mehrere Wochen oder Monate angelegt sind, hat
man für ein Alternate Reality Game in Seminar-
form nur wenige Tage Zeit, um es seminartypisch
in kompakteren Zeitfenstern zu realisieren. Den
Teilnehmern bei diesen Spielen wird auch klar der
Zeitrahmen und die Seminarform kommuniziert.
So sind sie sich zwar die ganze Zeit über bewusst,
dass sie an einem Spiel teilnehmen, die intensiven,
emotionalen Erfahrungen während des Spiels sind
jedoch durchaus real.

Projekt Prometheus

Projekt Prometheus ist ein Alternate-Reality-Game-
Konzept, das zur Vermittlung von politischen Bil-
dungsinhalten entwickelt worden ist. Den Spiel-
hintergrund bietet ein Verschwörungsszenario, bei
dem die Teilnehmenden schließlich Teil der Hand-
lung und immer weiter hineingesogen werden. In
diesem Szenario wird eine leicht verschobene Rea-
lität („Alternate Reality“) beschrieben, in der ange-
nommen wird, dass der „Krieg gegen den Terror“ in
Wirklichkeit eine Verschwörung gegen die Freiheit

der Bürgerinnen und
Bürger in den westlichen
Demokratien ist. Diese
pointierte Perspektive
verhilft zu einem ge-
schärften und wachsa-
men Blick auf aktuelle

reale Geschehnisse. Den Teilnehmenden werden
die Schwachpunkte unserer demokratischen Ge-
sellschaft bewusst, die von antidemokratischen
Kräften für eigene Ziele ausgenutzt werden kön-

lassen. Diese verfolgen Hinweise in einer Stadt oder
auf verschiedenen Internetseiten, treffen Infor-
manten und erhalten Indizien und Fakten, die bei
der Lösung eines Problems oder der Aufdeckung
der Hintergrundstory helfen. Meist sind solche Bil-
dungs-ARGs in einer modernen Großstadt verortet,
können aber auch mit zum Teil wechselnden Loka-
tionen auf dem Land stattfinden. 

Ein Schwerpunkt des Konzepts stellt die Schulung
der Medien- und Informationsverarbeitungskompe-
tenz dar, deshalb ist die Einbindung von verschie-
densten digitalen Medien ein wichtiger Faktor. Die
Spiele setzen in der Realität junger Menschen an
und versuchen diese zu überraschen, um sie für
den entsprechenden Lerninhalt zu gewinnen. Ziel

ist es, politische Bildung
erlebbar und für Ju-
gendliche und junge Er-
wachsene attraktiv zu
machen. Durch die span-
nende Handlung werden
die Teilnehmenden an-
geregt und motiviert.

Mithilfe der medialen Vielfalt können gesellschaft-
liche und politische Zusammenhänge komplex und
kontrovers dargestellt werden, so dass die Teilneh-

Mit Hilfe der medialen
Vielfalt können gesell-
schaftliche und politi-
sche Zusammenhänge
komplex und kontro-
vers dargestellt werden

Gespielt wird auch an ungewöhnlichen Orten in der rea-
len Welt

©Waldritter e. V.

Die pointierte Perspek-
tive verhilft zu einem
geschärften und wach-
samen Blick auf aktuel-
le reale Geschehnisse
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die Durchführung des eigentlichen Spiels und die
Nachbereitung, bei der die gemachten Erfahrun-
gen gemeinsam mit Teilnehmenden und Organisie-
renden reflektiert werden.

Vorbereitungsphase
Die Vorbereitungsphase ist ein integraler Bestand-
teil des Seminars. Vor jeder Durchführung werden
aktuelle politische Ereignisse, neue Trends und der-
zeitige Stimmungen recherchiert. Diese werden
schließlich auf ihre Spieltauglichkeit überprüft und,
falls möglich, ins Spiel eingewoben. Das Organisa-
tionsteam aus Hauptamtlichen, Honorarkräften
und ehrenamtlich Helfenden befasst sich z. B. beim
Projekt Prometheus eingehend mit Themen wie
Terrorismus, Krieg, Bürgerrechten, Geheimdiensten,
Medienwirkung, Verschwörungstheorien und poli-
tischen Veränderungen. Neueste Entwicklungen
werden dabei ebenso recherchiert wie etablierte
Veränderungen wie die in den USA beschlossenen
Gesetze Freedom of Information Act und Patriot Act.
Beim Spiel Die Bewegung deckt die Informations-
recherche im Vorfeld Themen wie lokale Straftaten
mit politisch motiviertem, insbesondere rechtsextre-
mem Hintergrund, Jugendkriminalität und Auf-
bau, Vorgehen und Vernetzung rechtsradikaler Or-
ganisationen ab.

Die Recherche der Hintergründe, das Entwickeln
einer Spielhandlung, aber auch die Erstellung des
Materials sind zeit- und personalaufwändig, gleich-
zeitig aber auch für alle daran Beteiligten sehr lehr-
reich und ein eigenständiger, intensiver Seminar-
teil. Für das Spiel benötigte Materialien wie
Speicher-Karten mit Informationen, Videobot-
schaften, die oben erwähnte Bombenattrappe und
vieles mehr müssen jeweils neu erstellt bzw. ange-
passt werden. Ein weiterer Teil des Organisations-
teams beschäftigt sich mit der Erstellung und An-
passung verschiedener eigens für das Spiel
kreierter Websites.

In der heutigen Zeit ist dank digitaler Medien und
entsprechender Kenntnisse das Erstellen von Inter-
netseiten, Videos und Fotografien, die real und
authentisch wirken, kein Problem mehr. Bei den
Alternate Reality Games können daher verschiede-
ne Medien wie Smartphones, MMS, SMS, Websites,
Chats, Instant Messengers, diverse Speichermedien
(Speicherkarten, CDs, DVDs, ...), Diktiergeräte,
Audiobotschaften, bearbeitete Fotos und Videos,
fingierte Zeitungsartikel, Zeitungsannoncen und
weitere Akten und Dokumente verwendet wer-
den. Für die Spielfiguren der Spielhandlung wer-
den außerdem E-Mail-Accounts oder Profile in

nen. Aufhänger ist ein Terroranschlag inmitten der
Großstadt, die als Spielort gewählt worden ist. Dies
wollen die Teilnehmenden verhindern und bege-
ben sich dafür auf eine Suche nach Hinweisen in
der Stadt und im Internet, die ihnen nach und nach
die Hintergrundgeschichte offenbaren. Sie treffen
sich mit Informanten und mysteriösen Personen,
bis sie selbst Teil der Handlung werden und sogar
mithilfe von Drohanrufen und Einschüchterungs-
versuchen aufgefordert werden, sich aus der Sache
herauszuhalten. Indizien und Beweise werden so
fingiert, dass die Teilnehmenden die beobachten-
de Rolle verlassen und selbst zu Opfern der Ver-
schwörung werden. Auch über sie gesammelte Da-
ten werden hierfür in einen anderen Kontext
gestellt. Die Spannung steigt weiter, bis die Teil-
nehmenden am Ende schließlich den Terroran-
schlag verhindern können. Hierfür müssen sie die
fiktive Bombe (eine elektronische Schaltung mit ei-
nem akustischen Signal als Zeichen der Explosion)
entschärfen, Entführte befreien und Beweise ge-
gen die wahren Verbrecher sammeln. 

Die Bewegung
Das Alternate Reality Game Die Bewegung widmet
sich dem Thema Rechtsextremismus. Eine „Bürger-
bewegung“ behauptet, für mehr Sicherheit in der
Nachbarschaft sorgen zu wollen. Schnell zeigt sich
jedoch, dass mehr dahinter steckt und auch Bürge-
rinnen und Bürger mit radikalem und vor allem
rechtsextremem Gedankengut dies für ihre Zwecke
zu missbrauchen suchen. Ein Jugendpfleger, der an
der Aufklärung dieser Machenschaften gearbeitet
hat, wird entführt und ein Aussteiger aus der Szene
ist auf der Flucht. Die Teilnehmenden haben die
Aufgabe, verschiedenen Hinweisen nachzugehen
und die wahren Übeltäter zu entlarven. 

In dem Spiel werden sowohl das strategische und
methodische Vorgehen rechtsextremer Gruppen
behandelt als auch ihre (internationale) Vernet-
zung. Die Teilnehmenden müssen geschichtsrevi-
sionistische Thesen und rhetorische Mittel enttar-
nen. Dabei entscheiden sie stets selbst, wann sie
Zivilcourage zeigen wollen, und erleben auf spiele-
rische Art und Weise die Konsequenzen ihrer
Handlungen.

Phasen des Spiels

Die zwei- bis fünftägigen Veranstaltungen beste-
hen jeweils aus drei Phasen: Die Vorbereitung, bei
der ein Organisationsteam das Spiel gestaltet und
individuell an Teilnehmende und Spielorte anpasst,
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Seminarsituation und die
individuellen Anforderun-
gen an die Teilnehmenden
hin konzipiert.

Während des Spiels folgen
die Teilnehmenden ver-
schiedenen Rätselpfaden
(„puzzle trails“), die sie zu
Orten in der realen Welt
und im Internet führen.
Laiendarsteller verkörpern
verschiedene Spielfiguren,
mit denen die Teilnehmen-
den in Kontakt treten. Sie
versuchen dabei so glaub-
haft zu wirken, dass den
Teilnehmenden nicht be-
wusst ist, wer zum Spiel
gehört und wer nur ein
zufälliger Passant ist. Alle
Entscheidungen, die die

Teilnehmenden bei ihrer Suche nach Antworten
treffen, haben Einfluss auf das Spielgeschehen und
ändern den Verlauf. Der Spielablauf ist daher ein

dynamisches Konstrukt,
das von der Spielleitung
(„puppet master“) je-
derzeit angepasst wer-
den kann und muss.
Hinzu kommen unvor-
hergesehene Entschei-
dungen der Teilnehmen-
den, auf die reagiert

wird. Diese hohe Interaktivität des Spiels erfordert
eine ebenso hohe Improvisationsbereitschaft der
Spielleitung. Auf unvorhergesehene Handlungen
der Teilnehmenden muss schnell und für den
Handlungsverlauf schlüssig reagiert werden. Um
dies zu gewährleisten, stehen die Leitenden des
Spiels im engen Handykontakt mit den Darstelle-
rinnen und Darstellern in der Stadt und verfügen
über technische Möglichkeiten, um Zugriffe auf
Internetseiten zu kontrollieren. Die Teilnehmen-
den werden ebenfalls zum Teil mit Mobiltelefonen
ausgestattet, damit sie Spielfiguren und andere
Teilnehmende kontaktieren können.

Bevor es zum Showdown am Ende des Spiels kommt,
müssen die Teilnehmenden Informationen, Hinweise
und Beweise sammeln und sie entsprechend sortie-
ren. Die meisten Informationen sind so gestaltet,
dass sie nie eindeutig sind. Subtil werden politische
Bildungsinhalte, Wissenswertes über demokratische
Prozesse und aktuelle Geschehnisse mit ins Spiel ein-
geflochten. Zudem ist der Prozess der Informations-

Social Communities wie StudiVZ, SchülerVZ und
Facebook eingesetzt. All dies muss im Vorfeld stets
aktualisiert bzw. neu erstellt werden.

Zusätzlich werden passende Spielorte ausgewählt
und vom Team besichtigt. Bei der Auswahl der Orte
müssen immer Sicherheitsaspekte mit bedacht wer-
den. In kritischen Szenen dürfen keine Unbeteilig-
ten das Spiel stören bzw. dies falsch verstehen. Eine
gespielte Entführungsszene oder die Entschärfung
einer fiktiven Bombe muss also immer in einer gesi-
cherten Umgebung frei von Blicken unbeteiligter
Passanten stattfinden. Hierbei gilt es außerdem,
Gefahren für die Darsteller und die Teilnehmenden
zu vermeiden.

Die Anpassung eines bestehenden Spielkonzeptes
benötigt etwa zwei Tage Vorbereitung sowie zu-
sätzlich zweieinhalb Tage vor Ort.

Parallel zu seiner Vorbereitung startet das Spiel be-
reits im Vorfeld für die Teilnehmenden, um die
Verwischung von Fiktion und Realität besser wir-
ken zu lassen. Bereits Tage oder Wochen vorher
erhalten sie mysteriöse E-Mails, Links zu Youtube-
Videos per SMS oder geheimnisvolle Anrufe.

Durchführungsphase

Die zweite Phase ist das eigentliche Spiel. Die Teil-
nehmenden reisen an und werden ohne große
Hintergrundinformationen in das Spiel gezogen.
Der Spieleinstieg wird jeweils auf die aktuelle

Passende Spielorte werden besichtigt

©Waldritter e. V.

Alle Entscheidungen,
die die Teilnehmenden
bei ihrer Suche nach
Antworten treffen,
haben Einfluss auf das
Spielgeschehen und
ändern den Verlauf
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lisieren und gegen Manipulationsversuche aus der
rechtsextremen Szene zu stabilisieren.

Um politische Bildung erlebbar zu machen, bedienen
sich Projekt Prometheus und Die Bewegung hand-
lungsorientierter Methoden, die durch Aktivität,
Unmittelbarkeit, Spannung, Emotionalität, Abwechs-
lung und Authentizität gekennzeichnet sind. Phy-
sische, psychische und soziale Herausforderungen
sorgen dafür, dass die Teilnehmenden nicht alles
nur theoretisch betrachten, sondern auch praktisch
und subjektiv erleben können. Urteils- und Hand-
lungsfähigkeit werden dabei ebenso gefördert wie
die persönliche Entwicklung der Teilnehmenden.
Da alle Aufgaben stets im Team bewältigt werden,
führt dies zu einem bewussteren Umgang mit
gemeinsamen Erlebnissen und steigert die Koope-
rationsfähigkeit.

Die Reflexion gibt einen nachhaltigen Anstoß für
vielfältige Lernprozesse. Die im Spiel gemachten
Erfahrungen werden oft Tage und Wochen später
noch verarbeitet und auf reale Situationen über-
tragen.

Förderbedingungen

Die Alternate Reality Games Projekt Prometheus
und Die Bewegung sind von der Bildungsstätte Alte
Schule Anspach (basa e. V.) in enger Zusammen-
arbeit mit dem Waldritter e. V. entwickelt und
durchgeführt worden. Die notwendigen finanziel-

beschaffung an der aktuellen
Lebenswirklichkeit der ju-
gendlichen Teilnehmenden
orientiert. Alle Informationen
müssen auf ihren Wahrheits-
gehalt hin überprüft und
Manipulationsversuche ent-
tarnt werden. Mechanismen
wie Meinungsmanipulation
durch Medien gilt es zu hin-
terfragen und einen kritischen
Blick auf gesellschaftliche
Prozesse zu entwickeln. Die
Teilnehmenden üben hier-
bei ihre Informationsverar-
beitungskompetenz.

Die körperliche Betätigung,
das unmittelbare, direkte Er-
leben und die multi-medial
aufbereitete Wissensvermitt-
lung lassen ein Alternate
Reality Game im Bildungs-
bereich zu einem ganzheitlichen Erlebnis für die
Teilnehmenden werden.

Reflexionsphase

Am Ende eines jeden Spiels werden mit den Teilneh-
menden die intensiven Spielerfahrungen reflek-
tiert. Hierfür steht ein weiterer Seminartag bzw. je
nach Projekt auch eine mehrtägige Reflexionsphase
mit anschließenden Workshops zu im Spiel aufge-
griffenen Themenkomplexen zur Verfügung. Einen
Kern der vor Ort stattfindenden Reflexion bilden
der persönliche Erfahrungsaustausch sowie die
Offenbarung der Metaebene des Spiels. Gruppen-
bildende Prozesse werden dabei ebenso themati-
siert wie Aspekte der Mediennutzung und Infor-
mationsbeschaffung.

Neben der persönlichen und subjektiven Auswer-
tung des Spiels werden auch objektive Lernziele
beleuchtet. In der Öffentlichkeit kontrovers behan-
delte Themen werden auch im Spiel kontrovers
behandelt. Die Teilnehmenden erhalten den nöti-
gen Raum, ihr eigenes Bild der Gesellschaft zu ent-
wickeln und ihre eigene Position im System zu ana-
lysieren.

In der Reflexionsphase von Die Bewegung wird
beispielsweise ein Schwerpunkt auf den Umgang
mit Rechtsextremismus und dessen offensichtlichen
und weniger offensichtlichen Formen gelegt. Ziel
ist es, die Teilnehmenden entsprechend zu sensibi-

Die teilnehmenden versuchen, eine Bombenattrappe zu entschärfen

©Waldritter e. V.
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len Mittel setzen sich aus Teilnahmebeiträgen und
diversen Fördermitteln aus den Etats der Bildungs-
stätte sowie weiterer Kooperationspartner zusam-
men.

Das Konzept der ARGs fällt in einigen Punkten aus
dem konventionellen Seminarrahmen heraus. Das
Vorbereitungsteam besteht zum größten Teil aus
Ehrenamtlichen und teils aus Honorarkräften. Koor-
diniert wird das Team von einem hauptamtlichen

Mitarbeiter der Bildungs-
stätte. Es gibt einen flie-
ßenden Übergang zwi-
schen Seminarleitung,
Teamer/-n/-innen und Teil-
nehmenden, was eine
deutliche Abgrenzung
erschwert, wie sie bei-
spielsweise auf den Teil-

nehmerlisten der Bundeszentrale für politische Bil-
dung (BpB) erforderlich ist. Diese unterscheiden klar
zwischen Tagungspersonal und Teilnehmenden.

Insbesondere bei medienkritischen Seminaren, die
einen großen Schwerpunkt auf Datenschutz und
den sensiblen Umgang mit Daten im Internet legen,
wird sehr oft die Frage gestellt, was mit den Teil-
nehmerlisten geschieht, wenn sie an die Förderer
weitergeleitet werden. Die Vorstellung, dass das
Innenministerium als Geldgeber für die BpB Namen
und Adressen sammelt und kritischen Bildungs-
seminaren zuordnet, erzeugt dabei bei einigen
Teilnehmern ein ungutes Gefühl.

In arbeitsintensiven Konzepten wie dem ARG wird
auch die von vielen Förderern angesetzte Mindest-
seminarzeit von sechs Zeitstunden pro Tag oft um
mehr als das Doppelte überschritten. Trotz dieses
intensiven zeitlichen Einsatzes bleibt der Förderbe-
trag pro Tag meist der gleiche. Die Förderricht-
linien der Bundeszentrale sehen ein Raster von ein-
einhalbstündigen Seminarblöcken vor, das bei dem
spielerischen Ansatz des ARG nur sehr grob einzu-
halten ist. 

Insgesamt transportieren die meisten Förderrichtli-
nien von Geldgebern in der Bildungsarbeit ein kla-

res, klassisches, doch lei-
der sehr überholtes Bild
von Veranstaltungen, die
aktuelle gesellschaftliche
Anforderungen nicht
mehr erfüllen. Dies be-
trifft zum einen die in
der Einleitung erwähn-

ten Veränderungen durch den Einfluss digitaler
Medien sowie die ebenfalls erforderliche Motiva-
tion „bildungsferner“ Teilnehmergruppen. Die for-
mellen Bedingungen regen nicht dazu an, innova-
tive Ideen zu entwickeln, da diese oft nur mit
großem Engagement durchgesetzt werden kön-
nen und meist mit vermehrtem Arbeitsaufwand
verbunden sind, der finanziell nicht angemessen
entgolten wird. Hier gilt es dringend, Förderrichtli-
nien zu überarbeiten und zeitgemäß anzupassen.

Dirk Springenberg, Dipl. Sozialpädagoge,

arbeitet seit 2003 als Referent für politische

Jugendbildung in der Bildungsstätte Alte

Schule Anspach (basa e. V.) in Neu-Anspach

mit dem Schwerpunkt Kritische Medien-

pädagogik. Er ist Gründer und ehrenamt-

licher Vorstand des Waldritter e. V. 

Erreichbar ist Dirk Springenberg über die Adresse der

Bildungsstätte Alte Schule Anspach in Schulstraße 3, 

61267 Neu-Anspach.

E-Mail: dirk.springenberg@basa.de 

Daniel Steinbach, M. A., entwickelt als

Geschäftsführer des bundesweit tätigen

Waldritter e. V. erlebnispädagogische

Bildungskonzepte für Kinder und Jugend-

liche. Er studierte Germanistik und Kompa-

ratistik und arbeitet derzeit an seiner Doktor-

arbeit zu Verbrechensliteratur.

Kontakt zu Daniel Steinbach über die Adresse Waldritter e. V.,

Bladenhorster Str. 94, 44575 Castrop-Rauxel.

E-Mail: daniel.steinbach@waldritter.de

Es gibt einen fließen-
den Übergang zwi-
schen Seminarleitung,
Teamer/-n/-innen und
Teilnehmenden, was
eine deutliche Abgren-
zung erschwert

Die meisten Förder-
richtlinien in der Bil-
dungsarbeit transpor-
tieren ein klares,
klassisches, doch leider
sehr überholtes Bild
von Veranstaltungen
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Die Einrichtungen der politischen Bildung müssen
sich bei der Inanspruchnahme öffentlicher Mittel
verschiedenen Verfahren unterziehen, um die Qua-
lität ihrer Arbeit zu dokumentieren. Was bewirkt
ein externes, programmbezogenes Qualitätsmana-
gement und wie kann es zu neuen Erkenntnissen
über die politische Bildung führen? 

Bernd Werdin stellt das Qualitätsmanagement bei
der Förderung von Einrichtungen der politischen
Bildung in Nordrhein-Westfalen vor und erläutert
das dabei zugrundegelegte Verfahren. 

Vorbemerkung

„Netter Versuch“ – so könnte im Hinblick auf die
Biografie des Autors vielleicht einer der höfliche-
ren Kommentare lauten. Ein Diplom-Volkswirt mit
beruflichen Anfängen im Statistischen Bundesamt
und nunmehr 20-jähriger Tätigkeit in verschiede-
nen Aufgabengebieten der Landesverwaltung Nord-
rhein-Westfalen kann unter „Qualitätsmanage-
ment“ doch wohl nur Statistik und Kontrolle
verstehen. 

„Moment mal!“ – könnte der Autor einwenden
und auf seine bisherigen Aufgaben verweisen, die
auch die berufliche Ausbildung und die politische
Bildung umfassen. Außerdem engagierte er sich
aktiv in der Schulpflegschaft und bei der Entwick-
lung und Moderation einer neuen Startveranstal-
tung zur Berufswahl für den 8. Jahrgang. 

Gibt es also berechtigte Hoffnung auf eine gewisse
Bildungskompetenz? Oder ist der Gebrauch des
Begriffs „Kompetenz“ nicht schon ein Indiz für ein
bloß ökonomisches Verständnis von Bildung? 

Und „Qualitätsmanagement in der Bildung“ – kann
das auf Dauer gutgehen? Was bedeutet es für die
Freiheit der Lehre und die Autonomie der Bil-
dungsinstitutionen? 

Betrachten wir aber auch die andere Seite der Me-
daille: Gibt es angesichts knapper öffentlicher Kas-
sen nicht einen größeren Rechtfertigungsdruck beim
Zuwendungsgeber? Ist es nicht legitim, mehr über
die Effekte der Förderung erfahren zu wollen?

Die Diskussion über einen Richtungswechsel in der
öffentlichen Förderung hin zu mehr Steuerung
und Überwachung ist längst im Gang.

Meines Erachtens haben alle dabei gegeneinander
angeführten Argumente ihre Berechtigung. Ganz

sicher handelt es sich um ein sehr weites Feld, das
ich hier keinesfalls umfassend behandeln will. In
meinem Beitrag geht es um die Erweiterung des
Qualitätsmanagements bei der Förderung von Ein-
richtungen der politischen Bildung in Nordrhein-
Westfalen.

Grundlagen der Förderung

Die Landeszentrale fördert Einrichtungen der poli-
tischen Bildung, die nach dem Weiterbildungsge-
setz Nordrhein-Westfalen (WbG) anerkannt sind
und zu mindestens 75 % politische Bildung realisie-
ren (Bezugsgrößen: Teilnehmertage, Unterrichts-
stunden). 

Es handelt sich dabei um parteinahe Stiftungen,
gewerkschaftliche und kirchliche Einrichtungen
sowie Einrichtungen von Bürgerbewegungen und
Initiativen. Nordrhein-Westfalen verfügt über ein
plurales, qualitativ hochwertiges Angebotsspek-
trum von rd. 50 „Spezialisten“ der politischen Bil-
dung, die die o. g. Voraussetzungen erfüllen. 

Die vom Land geförder-
ten Einrichtungen müs-
sen zudem mindestens
70 % der Veranstaltun-
gen der politischen Bil-
dung in speziell definier-
ten Kernfeldern anbieten.
Diese Kernfelder werden

jährlich mit einem repräsentativ zusammengesetz-
ten Kreis von Vertreterinnen und Vertretern aus
den Einrichtungen abgestimmt. Die Kernfelder für
das Jahr 2011 sind:

■ Lebendige Demokratie – Partizipation – Medien-
kompetenz

■ Demographischer Wandel – Flexibilisierung der
Lebensentwürfe – Modelle des zivilgesellschaft-
lichen Engagements

■ Schulisches Engagement – Lebenslanges Lernen –
Bildungsberatung 

■ Menschenrechte – Politische Kultur – Zeitgeschich-
te (mit Bezug zum Land Nordrhein-Westfalen)

■ Zuwanderung und Integration
■ Internationale Politik und europäischer Eini-

gungsprozess
■ Globalisierung – Marktwirtschaft – Sozialpolitik
■ Klimawandel und Entwicklung – lokale und glo-

bale Handlungsperspektiven.

Die Themen „Gender Mainstreaming“ und „Nach-
haltigkeit“ werden als Querschnittsaufgaben be-

Qualitätsmanagement bei der Förderung der politischen Bildung
Schleichendes Gift oder Stabilisator pädagogischer Freiheit?

Bernd Werdin
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Die vom Land geför-
derten Einrichtungen
müssen Veranstaltun-
gen der politischen
Bildung in speziell
definierten Kern-
feldern anbieten



trachtet, die in alle relevanten Kernfelder inte-
griert werden können. 

Damit soll sichergestellt werden, dass sich die För-
derung der Landeszentrale in gesellschaftlichen
Schwerpunktbereichen bewegt. Zugleich wird den
Einrichtungen genügend Raum gegeben, um bei-
spielsweise auf aktuelle politische Entwicklungen
in ihren Angeboten reagieren zu können. 

Neues Erkenntnisinteresse

Bei der Förderung durch die Landeszentrale gab es
immer schon ein Qualitätsmanagement. Dies besteht
aus der inhaltlichen und haushaltstechnischen
Antragsprüfung und der Prüfung des Verwen-
dungsnachweises nach Ablauf der Förderung.

Die hohe Qualität, die die einzelnen Einrichtungen
der politischen Bildung in Nordrhein-Westfalen
erbringen, ist der Landeszentrale also längst be-
kannt.

Auch die Einrichtungen der politischen Bildung be-
treiben seit Längerem ein internes Qualitätsmana-
gement, um dauerhaft hochwertige, zielgruppen-
gerechte Bildung zu gewährleisten und interne
Abläufe zu überprüfen und ggf. zu verbessern.

Die intensivierte Diskussion über ein externes Qua-
litätsmanagement hängt damit zusammen, dass
sich in den letzten Jahren auf den verschiedenen

Förderebenen ein deut-
lich größeres Interesse
an einer Gesamtdarstel-
lung der Förderprogram-
me herausgebildet hat.
Hierbei spielen quanti-
tative und qualitative

Elemente eine Rolle. Es geht darum, die Ergebnisse
von Förderprogrammen zu beziffern und deren
Wirksamkeit nachzuweisen. 

Für die geförderten Einrichtungen stellt sich dabei
als besonderes Problem, dass sie bei verschiedenen
Zuwendungsgebern mit verschiedenen Überprü-
fungsmethoden und -statistiken konfrontiert wer-
den. Die Klagen der Einrichtungen über die damit
verbundenen Belastungen sind sehr ernst zu neh-
men. Eine Lösung ist allerdings noch nicht in Sicht. 

Wenn man die Programme der EU, des Bundes und
des Landes betrachtet, werden unterschiedliche
Fördersystematiken deutlich. Vor dem Hintergrund
rückläufiger gesetzlicher bzw. jährlich kalkulier-
barer Fördermittel sind die Einrichtungen auf
zusätzliche Projektakquisition mit neuen Anerken-
nungsvoraussetzungen und Berichtspflichten ange-
wiesen, was die beschriebene Problematik noch
verschärft. 

Auch im Detail gibt es gewichtige Probleme, so z. B.
bei den unterschiedlichen Altersklassifikationen.
Die Landeszentrale musste sich bei der Einführung
ihres nachfolgend beschriebenen Berichtswesens
ebenfalls für eine Klassifikation entscheiden. Wir
haben eine bestehende Klassifikation übernom-
men (die der Bundeszentrale für politische Bildung),
was bei einigen Einrichtungen, die beispielsweise
an der Statistik des Deutschen Instituts für Erwach-
senenbildung beteiligt sind, Probleme verursacht
hat.

Mit der Einführung eines Weiterbildungsberichts
NRW könnte eine landesweit akzeptierte Alters-
klassifikation erarbeitet werden. Diese könnte
auch Berichten zu einzelnen Förderprogrammen
zugrunde gelegt werden. 

In der Tat könnte aus der aktuellen Evaluation der
Wirksamkeit der Mittel nach dem Weiterbildungs-
gesetz Nordrhein-Westfalen, die vom Deutschen
Institut für Erwachsenenbildung durchgeführt wur-
de, die (erneute) Einführung eines Weiterbildungs-
berichtssystems NRW folgen. 
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Ein Kernfeld politischer Bildung ist die landesbezogene
Zeitgeschichte. Hier Einführung des langjährigen nord-
rhein-westfälischen Ministerpräsidenten Johannes Rau
in das Amt des Bundespräsidenten, Bonn 1999
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Es geht darum, die
Ergebnisse von Förder-
programmen zu bezif-
fern und deren Wirk-
samkeit nachzuweisen
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Beispiel des erweiterten Qualitätsmanagements
der Landeszentrale für politische Bildung veran-
schaulicht werden.

Erweitertes Qualitätsmanagement der Landes-
zentrale

Vor einigen Jahren erhielt die Landeszentrale den
Auftrag, am ministeriellen Förderprogramm-Con-
trolling teilzunehmen und gemeinsam mit dem
Controlling-Referat und einem externen Dienstleis-
tungsunternehmen ein Berichtswesen zu entwi-
ckeln. Die inhaltliche Verantwortung und Feder-
führung oblag dabei der Landeszentrale. 

Von Beginn an war klar, dass wir ein solches
Berichtssystem nur gemeinsam mit den Einrichtun-
gen erarbeiten wollen. Die Meinung der Praktike-
rinnen und Praktiker vor Ort war uns wichtig. Des-
halb wurde eine repräsentativ zusammengesetzte
Arbeitsgruppe gebildet, in der die Bildungspraxis
vertreten war.

Den abgestimmten Erhebungsbogen haben wir
allen Einrichtungen im Rahmen des jährlichen För-
dergesprächs im Jahr 2006 vorgestellt und weitere
Anregungen aufgenommen.

Ein Berichtssystem sollte aufgebaut werden, das
Landeszentrale und Einrichtungen zur Qualitäts-
sicherung und -darstellung der Arbeit nutzen kön-
nen und das zugleich den Anforderungen des För-
derprogramm-Controllings entspricht.

Um Aussagen zur Wirksamkeit der politischen Bil-
dung machen zu können, nutzt die Landeszentrale
die empirische Untersuchung von Klaus Ahlheim
und Bardo Heger: „Wirklichkeit und Wirkung poli-
tischer Erwachsenenbildung“. Die Studie verfolgt
das Ziel einer quantitativen und qualitativen Bewer-
tung von Angebot, Nachfrage und Wirkung politi-
scher Bildung in NRW.

Weiterhin hat das Ministerium für Schule und
Weiterbildung die nach dem Weiterbildungsgesetz
geförderten Einrichtungen aufgefordert, sich von
einer anerkannten Stelle zertifizieren zu lassen.
Deshalb ist auch das Thema Zertifizierung Bestand-
teil des Qualitätsmanagements der Landeszen-
trale. 

Bevor auf die einzelnen Punkte näher eingegan-
gen wird, hier ein schematischer Überblick über die
Förderung von Einrichtungen der politischen Bil-
dung und das erweiterte Qualitätsmanagement:

Aber kann ein neues Berichtssystem, das letztlich
doch wieder nur zusätzliche Arbeit verursacht,
überhaupt im Interesse der Weiterbildungseinrich-
tungen liegen? 

Die Vorteile eines Weiterbildungsberichtes lägen
zunächst einmal darin, dass man die Leistungs-
fähigkeit der Weiterbildung in Nordrhein-West-
falen besser darstellen könnte. Diese Zahlen könnte
man der Politik und der Öffentlichkeit präsentie-
ren und damit die Notwendigkeit einer verläss-
lichen Förderung dokumentieren. 

Außerdem könnte man die vielzitierte Formel des
„Lebenslangen Lernens“ mit empirisch ermittelten
Angaben konkretisieren und besser darlegen, wer
schon lebenslang lernt und wer noch besondere
Unterstützung benötigt. Natürlich existieren hier-
zu schon sehr gute Analysen. Ein Weiterbildungs-
bericht NRW, der über die Ergebnisse auch die
Wirksamkeit des Weiterbildungsgesetzes über-
prüfen würde, könnte gerade im Hinblick auf die
Erreichbarkeit bildungsferner Zielgruppen Entwick-
lungsmöglichkeiten offenlegen, die dann in der
Umsetzung zu einer qualitativen Verbesserung der
Förderung führen könnten.

Eine gewisse Mehrbelastung für die Träger ist dabei
gewiss nicht auszuschließen. Sie sollte aber so gering
wie möglich ausfallen. Deshalb wäre darauf zu
achten, dass ein neuer Weiterbildungsbericht NRW –
soweit möglich – auf bestehende Statistiken zurück-
greift und Doppelarbeit bei den Einrichtungen ver-
mieden wird. 

Wie sinnvoll programmbezogene Analysen in der
Weiterbildung sein können, soll nachfolgend am

Es ist ein Problem für die Träger, wenn sie verschiedene
Berichtssysteme bedienen müssen

©Marko-Greitschus/pixelio.de
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Das Berichtswesen der Landeszentrale für po-
litische Bildung

Bei dem Berichtswesen der Landeszentrale, das im
Jahr 2007 gestartet wurde, handelt es sich um eine
internetgestützte Befragung. Die Stammdaten
(Adress- und Kontaktinformationen über Träger
und Einrichtungen) sowie die Einnahmen- und
Ausgabenrechnung werden von der Landeszentra-
le auf der Grundlage der Angaben der Träger ein-
gegeben. 

Einmal jährlich werden von den Einrichtungen sog.
Einrichtungsdaten eingegeben. Diese setzen sich aus
folgenden Angaben zusammen:

■ Anzahl der vollzeit- und teilzeitbeschäftig-
ten Personen in der politischen Bildung (haupt-
berufliche pädagogische Mitarbeiter/-innen -
HPM),

■ Auswertung des Angebotes (Merkmale: Befra-
gung der Teilnehmer/-innen und Dozentinnen
und Dozenten, Hospitationen, Nachtreffen der
Teilnehmer/-innen, Gespräche mit Kolleginnen
und Kollegen über die Qualität des Angebotes,
statistische Auswertung der Veranstaltungen),

■ Stand des Qualitätsmanagements bzw. des Zer-
tifizierungsverfahrens.

Weiterhin muss zu allen Veranstaltungen der poli-
tischen Bildung ein Erhebungsbogen ausgefüllt

werden. Dieser Erhebungsbogen umfasst folgende
Punkte:

■ Veranstaltungsnummer, Titel der Veranstaltung,
Veranstaltungsort,

■ Veranstaltungsstätte (Bildungsstätte – z. B.
Heimvolkshochschule oder Akademie – in NRW;
andere Veranstaltungsstätte in NRW; Veranstal-
tungsstätte in der übrigen BRD; Veranstaltungs-
stätte im Ausland),

■ Veranstaltungsleitung und -durchführung (An-
zahl der HPM aus der Einrichtung, Anzahl der
sonstigen Referentinnen und Referenten),

■ Zusammenarbeit mit Institutionen, Organisatio-
nen, Gruppen und Initiativen, 

■ Veranstaltungsdauer (Teilnehmertage, Unter-
richtsstunden),

■ Veranstaltungsform,
■ Thematische Einordnung der Veranstaltung in

ein Kernfeld,
■ Zielgruppen,
■ Anzahl der Teilnehmenden (davon männlich,

weiblich),
■ Anzahl der Teilnehmenden, die zum ersten Mal

an einer Veranstaltung der Einrichtung teilge-
nommen haben,

■ Alter der Teilnehmenden,
■ Nutzen der Veranstaltung aus der Perspektive

der Teilnehmenden.
(Die letzten drei Fragen sind für Kurz- und Tages-
veranstaltungen fakultativ).
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Die Einrichtungen können Eckpunkte ihres Angebo-
tes jederzeit in Abhängigkeit vom Eingabestand
einsehen. Sie haben die Möglichkeit, Kompaktaus-
wertungen zu Veranstaltungsformen, Veranstaltun-
gen nach Kernfeldern, Zielgruppen und zur Gesamt-
zahl der Teilnehmenden abzurufen.

Weiterhin erhalten die Einrichtungen von der Lan-
deszentrale ein umfassendes Auswertungspaket
mit zusammengefassten Angaben aller Einrichtun-
gen. Dieses Auswertungspaket enthält folgende
Merkmale:

■ Geographische Verteilung der Einrichtungen
und der Veranstaltungen der politischen Bil-
dung in Nordrhein-Westfalen,

■ Einnahmen- und Ausgabenstruktur,
■ Personalstruktur,
■ Veranstaltungen,
■ Teilnehmende,
■ Qualitätsmanagement-System/Zertifizierungssys-

tem.

Einige Auswertungsergebnisse für das Jahr 2009:

■ Die im Jahr 2009 geförderten 47 Einrichtungen
der politischen Bildung haben rd. 8.200 Veran-
staltungen mit mehr als 190.000 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern durchgeführt.

■ Insgesamt wurden 44 % der Veranstaltungen in
nordrhein-westfälischen Bildungsstätten durch-
geführt. Dies unterstreicht
die nach wie vor hohe Be-
deutung der Bildungs-
stätten.

■ Das mehrtägige Seminar
ist nach wie vor die häu-
figste Veranstaltungsform
(56 %). Es folgen Kurz-
und Tagesveranstaltun-
gen mit zusammen 34 %
und – mit Abstand – Kur-
se/Kursreihen (6 %) und
Studienseminare (5 %). 

■ Insgesamt haben zu 57 %
Männer und zu 43 %
Frauen an den Veranstal-
tungen teilgenommen. 

■ Die Einrichtungen haben
in starkem Maße neue
Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer erreicht (30 %
waren erstmalig Teilneh-
mende an einer Veran-
staltung der jeweiligen
Einrichtung).

■ An den Veranstaltungen haben in besonders
großem Umfang junge Menschen teilgenom-
men (31 %). Dann folgen 28 - 40-Jährige (27 %),
41 - 52-Jährige (19 %), 53 - 65-Jährige (14 %)
und Seniorinnen und Senioren (10 %).

■ Die am häufigsten nachgefragten Kernfelder
waren „Globalisierung – Marktwirtschaft –
Sozialpolitik“ (35 %), „Lebendige Demokratie –
Partizipation – Medienkompetenz“ (23 %),
„Internationale Politik und europäischer Eini-
gungsprozess“ (11 %) und „Menschenrechte –
Politische Kultur – Zeitgeschichte“ (10 %).

■ Zur Frage nach dem Nutzen der Veranstaltun-
gen aus der Perspektive der Teilnehmenden gab
es 117.575 Nennungen (Mehrfachnennungen
waren möglich). Die Antworten verteilen sich
wie folgt:

– Bessere Beurteilung politischer 
Sachverhalte: 42.001

– Berufliche Nutzung der 
Erkenntnisse: 22.859

– Nutzung der Erkenntnisse im 
Ehrenamt: 28.252

– Motivation zum gesellschaftlichen 
Engagement: 24.463.

Damit verfügt die Landeszentrale über Daten zur
öffentlich geförderten politischen Bildung in Nord-
rhein-Westfalen, die in dieser Ausprägung bei an-
deren Institutionen nicht vorhanden sind.

Wer sind die Teilnehmer/-innen an politischer Bildung?

©Gerd Altmann/pixelio.de
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Studie von Klaus Ahlheim und Bardo Heger
„Wirklichkeit und Wirkung politischer
Erwachsenenbildung“1

Da eine Wirksamkeitsanalyse allein auf der Basis
statistischer Erhebungen nicht möglich ist, bezieht
sich die Landeszentrale hier auf die empirische
Untersuchung zur „Wirklichkeit und Wirkung poli-
tischer Erwachsenenbildung“. 

Diese Untersuchung setzt sich aus vier Erhebungs-
schritten zusammen:

■ Zunächst wurde eine Analyse der Programme
von 27 ausgewählten Einrichtungen der (politi-
schen) Erwachsenenbildung vorgenommen. 

■ Darauf aufbauend haben 15 Experteninter-
views in leitfadengestützter Fragetechnik statt-
gefunden. 

■ In einem dritten Schritt wurde auf Grundlage
der beiden ersten Erhebungsschritte ein Frage-
bogen erstellt, der an 142 Einrichtungen ver-
sandt wurde. 

■ Um Rückschlüsse auf die tatsächliche Wirkung
politischer Bildung ziehen zu können, sind in ei-
nem vierten Erhebungsschritt 25 Interviews mit
Teilnehmerinnen und Teilnehmern an politi-
schen Bildungsveranstaltungen geführt wor-
den.

Die Untersuchung hat sich insgesamt an dem viel-
schichtigen Angebot politischer Erwachsenenbil-
dung in Nordrhein-Westfalen orientiert. Zu nennen
sind die in dieser Analyse betrachteten „Spezialis-
ten der politischen Bildung“ sowie als weitere An-
bieter politischer Bildung die Volkshochschulen und
„andere Einrichtungen“, die nach dem Weiterbil-
dungsgesetz NRW anerkannt sind, aber nicht aus-
schließlich politische Bildung anbieten (hier vor al-
lem konfessionelle Einrichtungen).

Bezüglich der Wirkung
politischer Erwachsenen-
bildung wird zunächst
darauf hingewiesen,
dass es sich bei den Lern-
prozessen um kompli-
zierte und längerfristige

Vorgänge handelt, die sehr schwer messbar sind.
Laut Studie ist unter den politischen Bildnerinnen
und Bildnern eine tiefe Skepsis gegenüber einer

Wirkungsforschung und Wirkungsgewissheit ver-
breitet, was allerdings nicht zu „professionellem
Pessimismus führe“. Gründe für eine „Messbar-
keitsskepsis“:

■ Die Wirkung ist nicht allein auf eine politische
Bildungsmaßnahme zurückzuführen, sie resul-
tiert vielmehr aus Aktivitäten, Erfahrungen und
Impulsen, die auf den Menschen einwirken. 

■ Die Bedingungen in einem Seminar und im
„realen Leben“ sind nicht vergleichbar. Die Er-
folgsquote von politischer Bildung ist daher
nicht unmittelbar abzuleiten.

■ Einstellungs- oder Verhaltensänderungen brau-
chen oft sehr viel Zeit. Die nachhaltige Wirkung
der politischen Bildung entzieht sich daher weit-
gehend eines empirisch exakten Nachweises.

Im Rahmen der Untersuchung wurden Interviews
mit ausgewählten Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern geführt. Es wurde eine Interviewform ge-
wählt, die sich flexibel an einem Leitfaden orien-
tiert und so die Vergleichbarkeit der Interviews
gewährleistet. Zugleich enthalten die Interviews
auch autobiografisch-narrative Impulse. 

Interviewpartner/-innen waren Personen, die
schon häufiger an Veranstaltungen der politischen
Bildung teilgenommen hatten und bei denen die
Veranstalter davon ausgingen, dass sie besonders
viel „mitgenommen“ hätten. Es ging folglich nicht
um eine quantifizierbare Auswertung der Wirkung
politischer Bildung, sondern exemplarische politi-
sche Lernbiografien sollten ausfindig gemacht
werden, in denen Angebote außer- und nachschu-
lischer politischer Bildung eine Rolle spielen.

In der Zusammensetzung der Interviewgruppe
nach Geschlecht, Altersspanne und Schulabschluss
sehen die Autoren Indizien dafür, dass die politi-
sche Erwachsenenbildung nicht nur bestimmte
Zielgruppen erreicht, sondern Personen aus ganz
unterschiedlichen Schichten und Milieus. Auffällig
ist allerdings das überdurchschnittlich hohe gesell-
schaftspolitische Engagement der Befragten. 

In den Interviews wurden ganz unterschiedliche
Lebensgeschichten erzählt. In einigen Biografien
waren Veranstaltungen der politischen Bildung der
entscheidende Impuls für das weitere Engage-
ment, wohingegen in anderen Biografien die poli-
tische Bildung ganz selbstverständlich zum politi-
schen Interesse gehörte.

Als Ergebnis der gesamten Untersuchung wird fest-
gestellt, dass 

1  Klaus Ahlheim/Bardo Heger: Wirklichkeit und Wirkung politi-

scher Erwachsenenbildung, Eine empirische Untersuchung in

Nordrhein-Westfalen; Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts. 2006

Bei den Lernprozessen
handelt es sich um
komplizierte und län-
gerfristige Vorgänge,
die sehr schwer mess-
bar sind
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■ das politische Bildungsangebot eine Vielfalt an
Inhalten und Arbeitsformen enthält, 

■ sich ein hohes Maß an Professionalität in der Er-
wachsenenbildung etabliert hat und

■ politische Bildung biographisch von großer Be-
deutung sein kann, wobei sich die Wirkung
nicht genau bestimmen lässt. 

Alles in allem ist die politische Erwachsenenbil-
dung in Nordrhein-Westfalen – lt. Untersuchung –
ein Erfolgsmodell mit doch beachtlicher Reichweite.

Zertifizierung von Weiterbildungseinrich-
tungen

Im Bericht zur „Situation der Weiterbildung in
Nordrhein-Westfalen – Entwicklungsstand und
Handlungsfelder in der Legislaturperiode bis 2010“
des Ministeriums für Schule und Weiterbildung
vom 16. Oktober 2007 wurde als aktuelles Hand-
lungsfeld die Entwicklung und Sicherung der Qua-
lität benannt. Hierzu heißt es:

„Der Landtag von Nordrhein-Westfalen hat im Rahmen der

Haushaltsberatung 2007 u. a. beschlossen, dass die Einrich-

tungen der Weiterbildung sich einer Qualitätsprüfung

unterziehen sollen. Der Landtag hat die Absicht formuliert,

dass die Landesförderung nach dem Weiterbildungsgesetz

an das Vorliegen eines vom zuständigen Ministerium aner-

kannten Gütesiegels (Zertifikat), wie zum Beispiel des Güte-

siegelverbundes Weiterbildung e. V., geknüpft wird.

Die Einrichtungen der Weiterbildung entwickeln und si-

chern auf unterschiedlichen Wegen ihre Qualität. Ein staat-

lich anerkanntes Qualitätssiegel muss jedoch gewährleisten,

dass die Qualität der mit Landesmitteln geförderten Ange-

bote unterschiedlicher Einrichtungen nach gleichen Krite-

rien zertifiziert wird, damit die Bürgerinnen und Bürger die

Kurse sachgemäß vergleichen können. Es ist deshalb vorge-

sehen, diejenigen Zertifikate anzuerkennen, die bundes-

weit in der Weiterbildung eingeführt und auch in anderen

Programmen als Qualitätsnachweis verwendet werden kön-

nen. Neben dem Referenzmodell Gütesiegelverbund

Weiterbildung e. V. sind dies zurzeit EFQM [European Foun-

dation for Quality Management], IS0 9000 ff und LQW [Ler-

nerorientierte Qualitätstestierung in der Weiterbildung].

Diese Qualitätssiegel werden bereits heute von vielen

Weiterbildungseinrichtungen innerhalb und außerhalb des

Weiterbildungsgesetzes erworben. Weitere Zertifikate wer-

den anerkannt, wenn sie dem Referenzmodell vergleichbar

sind.“

Damit waren auch die Einrichtungen der politi-
schen Bildung aufgefordert, ein Zertifizierungs-
verfahren in die Wege zu leiten. Die Landeszentra-
le hat diesen Prozess aktiv durch Beratung und

Informationsangebote begleitet. Allerdings hat die
Landeszentrale kein bestimmtes Verfahren emp-
fohlen. 

Beispielhaft soll das Zertifizierungsverfahren nach-
folgend am Gütesiegelverbund Nordrhein-West-
falen skizziert werden:

■ Anmeldung der Einrichtung zum Zertifizie-
rungsverfahren,

■ Erstgespräch der Gutachterin/des Gutachters
mit der Leitung der Einrichtung und der/dem
Qualitätsbeauftragten,

■ Aufgaben der Einrichtung (Erstellen und Fort-
schreiben eines Handbuchs zum Qualitätsma-
nagement, Durchführung mindestens eines
internen Audits, Erstellen des Selbstreports),

■ Prüfung und Bewertung des Selbstreports und
der als Nachweis geltenden Dokumente durch
die Gutachterin/den Gutachter und Zwischen-
bericht der Gutachterin/des Gutachters,

■ Einrichtungsbesuch (Planung des Einrichtungs-
besuches, Einführungsgespräch der Gutachterin/
des Gutachters mit der Leitung der Einrichtung
und der/dem Qualitätsbeauftragten, Prüfung
von Dokumenten und Gespräche mit Mitarbei-
terinnen/Mitarbeitern, Abschlussgespräch),

■ Auditbericht (die Gutachterin/der Gutachter er-
stellt den Auditbericht und sendet ihn an die
Zertifizierungsstelle des Gütesiegelverbundes.
Von dort wird der Bericht an den Beirat weiter-
geleitet. Die Einrichtung der Weiterbildung er-
hält den Auditbericht nach Entscheidung des
Beirats über die Vergabe des Zertifikats),

■ Entscheidung des Beirats/Vergabe des Zertifi-
kats (Gültigkeit: drei Jahre, Anm.: Zur Aufrecht-
erhaltung der Zertifizierung ist eine anschlie-
ßende Rezertifizierung erforderlich).

Im Rahmen der Zertifizierung von Weiterbildungs-
einrichtungen durch den Gütesiegelverbund Wei-
terbildung e. V. werden folgende Qualitätsberei-
che überprüft:

■ Bildungseinrichtung, Leitbild und Konzeption,
Betriebsorganisation,

■ Qualitätsziele und Leitlinien der Qualitätspolitik,
■ Schlüsselprozesse, die zur Realisierung des Bil-

dungsprozesses notwendig sind (z. B. Ermitt-
lung von Bildungsbedarfen, Entwicklung von
Bildungsangeboten, Veröffentlichung der An-
gebote, Beratung und Gewinnung von Teilneh-
merinnen und Teilnehmern, Auswertung und
Weiterentwicklung von Veranstaltungen),

■ Qualität der Bildungsarbeit (Überprüfung von
Inhalten und Zielen der Veranstaltungen, Aus-
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wahl der Lehrenden, geeignete Unterrichtsräu-
me, Medien und Materialien),

■ Teilnehmendenbezogene Rahmenbedingun-
gen, Teilnehmerschutz,

■ Personalentwicklung (Personalplanung, -förde-
rung, -gewinnung),

■ Berichtswesen, Auswertung und Verbesserung.

(Quellen: www.guetesiegelverbund.de und Bro-
schüre „Das Qualitätsmanagement-System nach
Gütesiegelverbund Weiterbildung“, Herausgeber:
Gütesiegelverbund Weiterbildung e. V. im August
2010)

Fazit 

Die Aufgaben der Leitungen von Einrichtungen
der politischen Bildung und der hauptberuflichen
pädagogischen Mitarbeiter/-innen haben sich in
den letzten Jahren gravierend geändert. Es sind
neue Anforderungen im Managementbereich hin-
zugekommen. Zertifizierung und Berichtswesen,
zusätzliche Projektakquisition und die Behandlung
schwieriger Spezialfragen, wie z. B. im Zusammen-
hang mit der Umsatzbesteuerung, sind heute wich-
tige Bestandteile des Arbeitsalltags in den Einrich-
tungen. 

Aber auch Politik und Verwaltung stehen unter
größerem Rechtfertigungsdruck. Vor dem Hinter-
grund knapper öffentlicher Kassen und der drin-
genden Notwendigkeit zur Haushaltskonsolidie-
rung ist der verantwortungsvolle Umgang mit
Steuergeldern deutlich stärker nachzuweisen.

Die Landeszentrale für politische Bildung Nord-
rhein-Westfalen versteht sich als Vermittler zwi-
schen Einrichtungen und Politik. Sie vertritt die
Interessen der Einrichtungen auch gegenüber an-
deren Ressorts. 

Zudem bietet die Landeszentrale den Einrichtun-
gen Beratungen und Informationsveranstaltungen
zu verschiedenen Themen an. 

Aus dem Berichtswesen und der empirischen
Untersuchung zur „Wirklichkeit und Wirkung poli-
tischer Erwachsenenbildung“ sowie aus dem Zerti-
fizierungsverfahren können wir nachweisbar ablei-
ten, dass die geförderte politische Bildung in
Nordrhein-Westfalen sehr gut aufgestellt ist. 

Mit diesem Nachweis wollen wir die Einrichtungen
der politischen Bildung stärken und ihnen breiten
Raum geben für ihre gesellschaftspolitisch bedeu-
tende Aufgabe. 

Diese Bedeutung der politischen Bildung und das
große Leistungsspektrum der Einrichtungen stellen
wir auch öffentlichkeitswirksam dar. Damit ist Qua-
litätsmanagement auch Öffentlichkeitsarbeit. Wich-
tig ist dabei, dass Qualitätsmanagement niemals
Selbstzweck sein darf. Es ist vielmehr ein wichtiges
Element zur Unterstützung der geförderten politi-
schen Bildung unter veränderten Rahmenbedin-
gungen. 

Aus dieser Betrachtungsweise heraus ist das Qua-
litätsmanagement einer ständigen Überprüfung zu
unterziehen. So wie wir den Prozess gestartet ha-
ben, werden wir ihn auch fortsetzen. Wir werden
die Einrichtungen weiterhin bei der Umsetzung und
Ausgestaltung des Qualitätsmanagements aktiv
einbeziehen.

Bernd Werdin ist bei der Landeszentrale für

politische Bildung Nordrhein-Westfalen als

Referent zuständig für die Förderung von

Einrichtungen der politischen Bildung und

das dazugehörige Qualitätsmanagement. Er

ist erreichbar über die Adresse der Landes-

zentrale: 40190 Düsseldorf. 

E-Mail: bernd.werdin@mfkjks.nrw.de 



187

die Beibehaltung von YOUTH IN ACTION plädiert.
Der AdB schließt sich nach wie vor dieser Einschät-
zung an und möchte vor dem Hintergrund der
aktuellen Entwicklung im Folgenden einen Beitrag
zur Diskussion leisten.

Positiv am vorgelegten Vorschlag ist, dass das für
Kultur und Bildung zur Verfügung stehende Bud-
get mit 15,2 Milliarden EUR im Vergleich zu den
laufenden Programmen (9,1 Mrd. EUR) um nahezu
68 % angehoben werden soll, was eine enorme
Steigerung in der Mittelausstattung und viel positi-
ven Gestaltungsspielraum bedeutet. Den Dokumen-
ten zufolge soll diese Mehrausstattung v. a. genutzt
werden, um die transnationale Lernmobilität jun-
ger Menschen insbesondere beim Berufseinstieg
(bisher LEONARDO) sowie junger Studierender
(ERASMUS) voranzutreiben. Von einem integrier-
ten Programm erhofft sich die EU-Kommission zu-
dem inhaltliche Synergien und v. a. Fortschritte
beim Aufbrechen der Versäulung von Lernwegen.
Daher sollen  nach wie vor alle Lernformen – formal,
non-formal und informell – unterstützt werden.

Der Vorschlag macht leider keine genaue Aussage
zur Mittelausstattung der verschiedenen Bildungs-
bereiche und zum genauen Zuschnitt des geplan-
ten Programms. Der Arbeitskreis deutscher Bil-
dungsstätten als Verband der außerschulischen
politischen Jugend- und Erwachsenenbildung for-
dert daher die Europäische Kommission, das Euro-
päische Parlament und auch den Ministerrat auf,
ein austariertes Gesamtprogramm zu gestalten,
das die Erfordernisse von beruflicher Bildung, Er-
wachsenenbildung, Hochschulbildung und Jugend
gleichermaßen berücksichtigt, das einen  Europä-
ischen Rahmen für Lebenslanges Lernen schafft
und die Möglichkeiten und Stärken aller Bildungs-
formen (non-formaler, formaler, informeller) wert-
schätzt und befördert.

Insbesondere die Integration des bisher eigenstän-
digen Jugendprogramms in ein Gesamtprogramm
„Education in Europe“ betrachten wir mit Sorge.
Der Abschied von einem eigenständigen Jugend-
programm bedeutet einen Paradigmenwechsel in
der Europäischen Jugendpolitik. In den vergange-
nen zwanzig Jahren wurde die transnationale Zu-
sammenarbeit intensiviert, 2009 wurden mit der
Verabschiedung der Europäischen Jugendstrategie
2010-2018 erstmals transnational Aktivitätsfelder
der Jugendpolitik für eine Zusammenarbeit auf
EU-Ebene benannt und somit ein verbindlicher
Rahmen für gemeinschaftliche Kooperation im
Bereich der Jugendpolitik abgesteckt. Das ist ein
Erfolg, der nicht gefährdet werden darf.

ADB-FORUM

Das künftige EU-Programm „Education Europe“

Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten zum Vorschlag der EU Kommission

Die EU-Kommission hat inzwischen ihren Entwurf
für einen neuen mehrjährigen Finanzrahmen prä-
sentiert. Auf die Anliegen und die Praxis politischer
Bildung hat das in diesem Rahmen geplante Pro-
gramm „Education Europe“ maßgebliche Auswir-
kungen. Der Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten
(AdB) begrüßt die geplante höhere Mittelausstat-
tung, fordert jedoch die Gestaltung eines austarier-
ten Gesamtprogramms, das die Erfordernisse beruf-
licher Bildung, Erwachsenen-, Hochschul- und
Jugendbildung/-politik gleichermaßen berücksich-
tigt und die Möglichkeiten und Stärken aller Bil-
dungsformen (non-formaler, formaler, informeller)
wertschätzt und befördert. Hier ist der ausführli-
che Kommentar des AdB dokumentiert.

Die Europäische Kommission hat am 29. Juni 2011
ihren Vorschlag für einen neuen mehrjährigen Fi-
nanzrahmen „A budget for Europe 2020“1 für die
Jahre 2014 bis 2020 vorgestellt. Neben einer neuen
Basis für die künftige Finanzierung der EU ab 2018
schlägt die EU-Kommission eine neue Generation
von Programmen vor. Darunter ist unter der Rubrik
„Intelligentes und Kreatives Wachstum“ der Vor-
schlag für ein neu ausgerichtetes Bildungs- und
Kulturprogramm „Education Europe“ das neben
den bisherigen Programmen ERASMUS, COMENIUS,
GRUNDTVIG und LEONARDO auch die bisher eigen-
ständigen Programme JUGEND IN AKTION und ERAS-
MUS MUNDUS umfassen soll.2

Im Vorfeld des Vorschlags der Europäischen Kom-
mission haben das Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) wie auch
verschiedene weitere Akteure in eigenen Stellung-
nahmen auf die Wichtigkeit eines eigenständigen
europäischen Jugendprogramms verwiesen und für

1  A Budget for Europe 2020 – Communication from the Com-

mission to the European Parliament, the Council, the European

Economic and Social Committee and the Committee of the

Regions, Brussels, 29.6.201, COM(2011)500 final PART 1+2.

2  Der Vorschlag der EU Kommission bezieht sich auf die Road-

map vom Juli 2010 und dockt gleichzeitig an den Entwurf des

SURE Kommittees des EP an. Vor dem Hintergrund der vor-

gestellten Entwicklungsoptionen erscheint die Schaffung 

eines integrierten Bildungsprogramms logisch und folgerichtig,

zumal sie einen umfassenden Rahmen für Lebenslanges Lernen

bilden und somit den Beschluss von 2001 zur Schaffung eines

gemeinsamen Raums für Lebenslanges Lernen vorantreiben

würde. Allen Vorschlägen gemeinsam war die Tendenz, bisher

eigenständige Programme unter Dächern zusammenzufassen,

um Synergien und Verwaltungsvereinfachungen zu erzielen.

Ein Nachweis, dass hierdurch tatsächlich die erhofften

Synergien erzielt werden können, steht jedoch aus.



fördert. Das Bundesjugendministerium sollte als der
deutsche Ansprechpartner für europäische Jugend-
belange in einem künftigen Programm Jugend
unbedingt erhalten bleiben. 

Auch stellt sich die Frage, ob es weiterhin zu einer
Koordinierung der jugendpolitischen Aktivitäten
der EU-Mitglieder im Rahmen eines ressortübergrei-
fenden Ansatzes kommen kann, was für die Umset-
zung der erst 2009 verabschiedeten EU-Jugend-
strategie zwingend notwendig erscheint. Das
Programm JUGEND IN AKTION hat eine entschei-
dende Rolle gespielt für die Entwicklung von
Jugendpolitik in den Mitgliedsstaaten der EU und
ist selbst ein Beispiel für erfolgreiche transnationa-
le Kooperation innerhalb Europas. 

Der AdB fordert daher die verantwortlichen Akteu-
re auf, bei der konkreten Ausgestaltung des Pro-
gramms „Education Europe“ bestehende Beschluss-
fassungen des EU-Ministerrats, der Kommission
und des Parlaments, die in ihren Zielen deutlich
über die EU-2020-Strategie hinausgehen, zu berück-
sichtigen. Dazu gehören die Education and Trai-
ning Strategie 2020, aber auch die Europäische
Jugendstrategie 2010-2018.

Der AdB macht sich weiterhin dafür stark, dass das
vorgeschlagene integrierte Bildungsprogramm die
Empfehlung des EU-Ministerrats vom 22. Oktober
2010 (No15276/10) berücksichtigt: „While their
scope extends beyond that of the Youth on the
Move initiative, existing EU programmes such as
the Lifelong Learning, Erasmus Mundus and Youth
in Action programmes clearly have an important
contribution to make towards achieving the aims
of this initiative, as well as those of the Europe
2020 Strategy in general. Both the broad scope of
the programmes and their contribution to the
initiative should be acknowledged when designing
the next generation of programmes."

Aus dem spezifischen Blickwinkel eines Fachverban-
des der politischen Bildung begrüßen wir am
Kommissionvorschlag, dass er mehr Raum für the-
matische und inhaltliche Synergien bietet. Themen-
stellungen und Aufgaben, die quer zu den existie-
renden Programmen liegen, wie beispielsweise die
Politikfelder Active Citizenship und Social Inclu-
sion, sollten programmübergreifend behandelbar
sein, so dass spill-over-Effekte erzielt werden kön-
nen und gute Praxis besser transferiert werden
kann. Dies gilt aus Sicht des AdB insbesondere für
die gegenwärtigen Programme LLP-GRUNDTVIG
und JUGEND IN AKTION.

Die Stärke des bisherigen Programms JUGEND IN
AKTION liegt aus Sicht der politischen Bildung
eindeutig in der breiten thematischen wie organisa-
torischen Ausdifferenzierung und v. a. in der durch-
gängigen Priorisierung non-formaler Lernerfahrun-
gen sowie des Prinzips der Freiwilligkeit. Zentrale
Anliegen politischer Bildung und politische Partizi-
pation wurden als wesentliche Themen non-forma-
ler Bildung erkannt und über das Programm geför-
dert. Bei einer Integration des Jugendprogramms in
den Bereich der formalen Bildung unter das Primat
der beruflichen Verwertbarkeit droht gerade dieser
Aspekt aufgegeben zu werden. JUGEND IN AKTION
leistet einen wichtigen Beitrag für die Stärkung des
sozialen Zusammenhalts, für die Stärkung junger
Menschen in Europa und auch für deren Beschäfti-
gungsfähigkeit. Die elementare und umfassende
Lernerfahrung fördert maßgebliche persönliche
Kompetenzen, die von entscheidender Bedeutung
auch für die funktionierende Zivilgesellschaft sind.
Gerade dem Jugendbereich kommt somit auch eine
Schlüsselfunktion bei der Erreichung eines nachhal-
tigen und inklusiven Wachstums zu, wie es die 
EU-2020-Strategie fordert. Die hohe Wirksamkeit
von JUGEND IN AKTION und der Vorgänger-
programme wurde in mehreren Evaluationsverfah-
ren eindrücklich nachgewiesen. Dies sollte im Rah-
men des neuen Programms erhalten werden und als
Rollenmodell für andere Bildungsbereiche dienen.
Der AdB fordert für das künftige Programm „Educa-
tion Europe“ daher, speziell im Jugendbereich einen
genuinen Fokus auf non-formale Lernerfahrung
junger Menschen zu erhalten.

In Deutschland ist die Situation zudem aufgrund des
Föderalismus kompliziert: europäische Jugendpolitik
und die nationale Umsetzung der EU-Jugendstra-
tegie mit Jugend als eigenständigem Politikfeld
drohen in einem integrierten Bildungsprogramm
von der Bundesebene zu verschwinden. 

Mit einem integrierten Bildungsprogramm besteht
nicht nur in Deutschland die Gefahr, dass die Mit-
wirkungsmöglichkeiten der nationalen Jugendminis-
terien an Jugendbelangen eingeschränkt oder sogar
ausgesetzt würden, da sich die Zuständigkeit für ein
integriertes Bildungsprogramm auf andere politi-
sche Entscheidungsträger verlagern würde. 

Der AdB setzt sich seit Jahren in partnerschaftlicher
Zusammenarbeit mit dem jeweiligen Bundesjugend-
ministerium für eine eigenständige Jugendpolitik
ein, die nicht unter einem rein berufsbiografischen
Verwertungsanspruch steht, sondern Jugend als
eigenständigen Lebensabschnitt wertschätzt und
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Bildung ist immer auch zivilgesellschaftliche Bil-
dung. Als solche ist sie eine Grundvoraussetzung
für inklusives und nachhaltiges Wachstum, wie es
die EU-2020-Strategie fordert. Das Bildungspro-
gramm „Education Europe“ sollte dieser zivil-
gesellschaftlichen Herausforderung in seiner kon-
kreten Ausgestaltung deutlich Rechnung tragen.

Es sind letztendlich die positiven Erfahrungen der
jungen Menschen, von denen das künftige Gelin-

gen und die Akzeptanz von Europa schon heute
entscheidend abhängen. Angesichts des nach wie
vor strukturellen demokratischen Defizits, das die
Europäische Union kennzeichnet, wäre sie gut bera-
ten, den mühsam erworbenen Kredit bei der jungen
Generation nicht leichtfertig aufs Spiel zu setzen,
sondern in ihn weiter und sichtbar zu investieren.

Berlin, Juli 2011

ADB-FORUM 
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Antworten auf eine DIE-Befragung zum DQR
Ina Bielenberg

In Nr. 2-2010 der „Außerschulischen Bildung“ haben
Paul Ciupke und Boris Brokmeier in einem gemein-
samen Artikel zur aktuellen Debatte um den Deut-
schen Qualifikationsrahmen (DQR) Stellung bezogen.
Sie wenden sich gegen Bestrebungen, die außer-
schulische politische Bildung in die Kompetenz-
stufen des DQR einzuordnen, und kommen zu dem
Schluss, dass DQR und politische Bildung weder
zusammenpassen noch zusammengehören. 

Dieser Artikel hat für einige Aufregung in der Pro-
fession gesorgt, denn nicht alle Vertreter/-innen der
politischen Bildung teilen die von den beiden Auto-
ren konstatierte Unvereinbarkeit von DQR und non-
formaler politischer Bildung. Benedikt Widmaier
hat in einer in Heft 1-2011 veröffentlichten Replik
die aktive und selbstbewusste Einmischung der
non-formalen politischen Bildung in die Diskussion
und Ausgestaltung des DQR gefordert und die
Chancen betont, die darin für die politische Bil-
dung und ihre strategische Absicherung liegen.

In dieser Ausgabe wollen wir erneut dem fachli-
chen Austausch über die bildungspolitisch relevan-
ten Themen EQR und DQR ein Forum bieten. Denn
diese Themen sowie alle damit verbundenen Fra-
gen von Kompetenzerwerb und Kompetenznach-
weis, von Bildungswirkungen und Bewertungen
und der Anerkennung non-formaler Bildung schei-
nen in der Szene noch nicht wirklich angekommen
zu sein. Eine überschaubare Gruppe von Interes-
sierten hat sich, vorrangig in der Arbeitsgruppe
Grundsatz des Bundesausschuss Politische Bildung,
in den letzten Jahren mit den oben benannten Fra-
gen auseinandergesetzt. Höchste Zeit also, diese
Debatte zu verbreitern und – getreu dem Kontro-
versitätsgebot der politischen Bildung – öffentlich
zu führen. 

Das Deutsche Institut für Erwachsenenbildung (DIE)
bat seine Mitglieder um eine Einschätzung zur Rolle
und Sichtbarkeit der allgemeinen und beruflichen
Weiterbildung im DQR. Die Antworten, die Ina Bie-
lenberg für den Arbeitskreis deutscher Bildungs-
stätten auf die insgesamt vier Fragen des DIE gege-
ben hat, sind im Folgenden dokumentiert. Nr. 2011/3
der vom DIE herausgegebenen Zeitschrift DIE ist
dem Thema „Herausforderung DQR“ gewidmet
und resümiert die Antworten der Verbände, die
sich an der Befragung beteiligt haben. Diese Ant-
worten sind auch über den Link http://www.die-
bonn.de/doks/2011-dqr-synopse-01.pdf einsehbar.

Wir hoffen auf weitere Beiträge zur Diskussion!

Wie beurteilen Sie Rolle und Sichtbarkeit der
allgemeinen und der beruflichen Erwachse-
nenbildung im DQR?

Die Einrichtungen im Arbeitskreis deutscher Bil-
dungsstätten AdB – das sind Bildungsstätten, Aka-
demien, Heimvolkshochschulen, Bildungswerke –
bieten Jugendlichen und Erwachsenen Angebote
der politischen Bildung. Die Angebote für Jugend-
liche sind Teil der außerschulischen Jugendbildung/
Jugendarbeit, die Angebote für Erwachsene sind
Teil der allgemeinen außerschulischen und außer-
universitären Weiterbildung.

Der EQF ist als Instrument gedacht, das alle Bildungs-
möglichkeiten beschreibbar machen soll. Im Gegen-
satz dazu ist der DQR bisher darauf angelegt, die im
formalen Bildungssystem erworbenen und beschei-
nigten Qualifikationen zu kategorisieren und damit
vergleichbar zu machen. Die allgemeine Weiterbil-
dung und die politische Bildung im Besonderen kom-
men in diesem Modell bisher nicht vor. Angebote
politischer Bildung zählen zur non-formalen Bildung,
sie dienen vorrangig nicht berufsverwertbaren Inter-
essen und werden in der Regel ohne Zertifikat ab-
geschlossen. Die Perspektive der Verantwortlichen
für die Ausgestaltung des DQR ist aber bisher auf
schulische, universitäre und berufliche Bildung ge-
richtet, zudem sind die Akteure der Weiterbildung
nicht adäquat am Prozess beteiligt. Der dem DQR
zugrundeliegende Kompetenzbegriff und auch das
Konzept des lebenslangen Lernens werden damit
leider verkürzt, beidem liegt eigentlich ein weiter-
gehender Bildungsbegriff zugrunde.

Welche Optionen sehen Sie in der Zuordnung
von Angeboten Ihres Sektors zu Niveaustu-
fen? Welche Zuordnungen wollen Sie konkret
vornehmen? Hat der DQR unter diesem Ge-
sichtspunkt rückkoppelnde Auswirkungen
auf die Programmplanung von Weiterbil-
dungseinrichtungen?

Angebote der politischen Bildung sind freiwillig.
Sie gehen von der grundsätzlichen Annahme aus,
dass Teilnehmende mündige Bürgerinnen und Bür-
ger sind, die Subjekt ihrer Selbstbildung sind. Die
Angebote knüpfen an die Lebenswelt und Interes-
sen der Teilnehmenden an und sind partizipativ
angelegt. Sie folgen keinem festgelegten Curricu-
lum, sind individuell selbstgesteuert und ergebnis-
offen. Sie ermöglichen damit den Erwerb von
Kompetenzen für alle, unabhängig von deren for-
malen Bildungsvoraussetzungen. Damit entziehen
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sich die Bildungseffekte einer standardisierten Be-
wertung, wie sie in der formalen Bildung üblich ist.
Eine Zuordnung von Erreichtem zu den Niveau-
stufen des DQR würde aber eine bewertende und
standardisierte Beurteilung darstellen. 

Gleichzeitig bieten aber die Angebote politischer
Bildung die Möglichkeit, Wissen und Kompeten-
zen zu erwerben und zu zeigen. Spezifische Kom-
petenzen, die in der politischen Bildung erworben
werden können, sind z. B. Geschichtskompetenz,
Teilhabekompetenz, Kritik- und Urteilskompetenz,
Utopiekompetenz. Sie sind entscheidend, um als
Bürgerin und Bürger aktiv und verantwortlich das
eigene Leben und die Umwelt zu gestalten. Diese
Kompetenzen sind anschlussfähig an die vom Euro-
päischen Rat und dem Europäischen Parlament de-
finierten acht „Schlüsselkompetenzen für lebens-
langes Lernen“, zu denen die „Bürgerkompetenz“
ausdrücklich gehört. 

Für eine Berücksichtigung der in der politischen
Bildung erworbenen Kompetenzen müsste der
DQR ein offenes Referenzsystem darstellen. Ob der
DQR künftig tatsächlich einen geeigneten Rahmen
bieten kann, um Kompetenzen der politischen Bil-
dung angemessen abzubilden, ist fraglich und muss
diskutiert werden. Eine Einordnung in den DQR in
seiner jetzigen Form jedenfalls würde eine Forma-
lisierung der nicht-formalen Bildung vorantreiben,
die damit ihre besonderen Qualitäten verlieren
würde. 

Leider erscheint eine ergebnisoffene und offensive
Diskussion darüber aber schon jetzt schwierig,
denn die Träger politischer Bildung haben die (be-
rechtigte?) Sorge, dass eine Zu- oder Einordnung
zum DQR unvermeidbar erscheint, falls demnächst
Förderentscheidungen von einer solchen Zuord-
nung abhängig gemacht werden. 

Welche Erwartungen haben Sie an die Arbeits-
marktrelevanz des DQR, z. B. hinsichtlich
Mobilität oder Tarifrelevanz?

Die berufliche und gesellschaftliche Relevanz von
„Bürgerkompetenz“ inklusive der dazu gehören-
den Schlüsselkompetenzen kann dann über den
DQR wirksam werden, wenn die o. g. Hürden zur
Anerkennung nicht-formaler Bildung beseitigt
sind. 

Im Übrigen halten wir die Anerkennung nicht-for-
maler politischer Bildung nicht aus ökonomischen

Gründen, sondern im Hinblick auf den sozialen und
gesellschaftlichen Zusammenhalt und das Recht
auf demokratische Teilhabe – auch im Sinn des Ver-
trags von Lissabon – für zentral. 

Welchen Einfluss kann der DQR auf die
Beschäftigten des Weiterbildungsbereichs
ausüben?

Die in der Weiterbildung Beschäftigten haben kein
einheitliches Berufsprofil. Als hauptamtliche und
freiberufliche Referenten sind Erwachsenenbildner/
-innen, Pädagog/-inn/-en, Politikwissenschaftler/-innen,
Historiker/-innen, Soziolog/-inn/-en, Lehrer/-innen und
andere tätig. Sie alle bringen Unterschiedliches in
die politische Bildung ein und eine Anerkennung
ihrer auf vielfältigen Wegen (Ausbildung, Fortbil-
dungen, Fachtagungen, eigene Teilnahme an Pro-
jekten und Seminaren etc.) erworbenen Kompe-
tenzen wäre wünschenswert, auch im Hinblick auf
die Förderung von Mobilität von Bildnerinnen und
Bildnern im europäischen Raum. Für eine entspre-
chende Definition der Qualifikationen politischer
Bildner sollte allerdings die Profession einbezogen
werden; eine Qualifikationsbeschreibung von Wei-
terbildungspersonal allgemein ist hier nicht ausrei-
chend. 

Das Problem liegt zudem noch auf einer anderen
Ebene: Auch wenn die Dozenten und Referentin-
nen in der politischen Bildung Qualifikationen be-
sitzen, die auf den höheren Niveaustufen des DQR
einzuordnen sind, sind ihre Arbeitsverhältnisse oft
prekär, ihre Bezahlung unzulänglich. Viele Mitarbei-
tende haben befristete und/oder Teilzeitstellen,
die Zahlung von Tariflohn ist die Ausnahme, die
Honorare für Freiberufler sind schlecht. Der DQR
wird nur dann positiven Einfluss auf diese Situation
haben, wenn mit der Anerkennung der Qualifika-
tionen durch den DQR auch eine strukturelle und
finanzielle Anerkennung verbunden wird. 

Ina Bielenberg ist Geschäftsführerin des

Arbeitskreises deutscher Bildungsstätten 

und hat die Geschäftsführung des Bundes-

ausschuss’ politische Bildung (bap) inne.

Sie ist zu erreichen unter der Adresse des

AdB: Mühlendamm 3, 10178 Berlin.

E-Mail: bielenberg@adb.de
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wendet. Beim Geocaching werden diese Koordi-
naten auf einer Webseite veröffentlicht. An den
definierten Koordinaten sind sogenannte Schätze
versteckt. Diese werden häufig in kleinen wetter-
festen Plastikdosen, dem Cache, aufbewahrt. Viele
hunderttausend „Geocachende“ weltweit finden

täglich Tausende dieser
Dosen. Der Inhalt er-
zählt dem Finder häufig
Interessantes über den
Ort, an dem er sich gera-
de befindet. Es ist eine
eigene Welt in dieser
Welt. Es sei noch einmal

deutlich gesagt, dass es sich nicht um ein Compu-
terspiel handelt, sondern um eine richtige Schatz-
suche. Manchmal müssen die Suchenden Rätsel lö-
sen, um den Schatz finden zu können, manchmal
müssen sie vorher eine Reihe anderer Koordinaten
finden, also einen Weg beschreiten, um an das ge-
wünschte Ziel zu gelangen, und manchmal gehen
sie nachts auf die Suche, weil nur dann die Reflek-
toren zu sehen sind, die den Weg weisen. Es sind
geheimnisvolle mit den Orten verwobene Aben-
teuer, die Erwachsene, Jugendliche und Kinder be-
stehen können.

Auf der Plattform geocaching.com können auch
selbstkonzipierte Geocaches eingestellt werden.
Das „Loggen“ des Caches, das auf den meisten
Geocaching-Plattformen (geocaching.com, open-
caching.com, terracaching.com) implementiert ist,
ersetzt dabei die reflexive Nachbereitungsphase in
einem nichtinstitutionalisierten Bildungsangebot.
Hier berichten die Cacher von ihrem (Bildungs)Er-
lebnis. Die Plattform geocaching.com wird redak-
tionell betreut und folgt einer Reihe von Regeln,
die auch den Anforderungen für die Vermittlung
politischer Inhalte entspricht. So soll zum Beispiel
niemand für einen Bildungsanspruch vereinnahmt

Guido Brombach stellt eine Methode vor, bei der
eine digitale Schatzsuche in den Bildungsprozess
integriert wird. Hier werden Orte aufgesucht, die
Schauplätze politischer Ereignisse waren. Dazu fin-
den die Teilnehmenden vor Ort aufbereitete Infor-
mationen. Die Lernenden können ihre Erkundun-
gen selbst organisieren und sind nicht auf
pädagogische Begleitung angewiesen.

Sie sind jetzt schon mehrere Stunden unterwegs.
Der Weg führt sie durch Berlin-Mitte. Sie befinden
sich auf den Spuren von Martin Luther King. Er ist
am 13. September 1964 um 19:00 Uhr für mehrere
Stunden nach Ostberlin gereist. Der evangelische
Geistliche war bekannt für seine Rede „I have a
dream“, auch in der DDR. Er war gekommen, um
auf beiden Seiten des geteilten Deutschlands über
den Wert der Freiheit zu sprechen. Eine weitge-
hend unbekannte Geschichte mit vielen delikaten
Spitzen gegenüber dem sozialistischen Regime. Es
ist weniger die Auseinandersetzung mit deutscher
Geschichte, die die Gruppe der „Schatzsucher“ lei-
tet, sondern ein sonntäglicher Spaziergang mit
Freunden.

In Berlin findet die re:publica statt, der alljährliche
Kongress zur Internetkultur. Hier finden sich Blog-
ger und Netzbewohner ein, und es geht um das
neue Leitmedium Internet, das die Gesellschaft in
allen Bereichen grundsätzlich verändert. Passend
zum Kongress finden sich kleine Gruppen, die sich
mit dem Freiheitskämpfer Martin Luther King be-
schäftigen wollen, fernab des Vortragsmarathons.
Sie wollen mit allen Sinnen lernen. In der Marien-
kirche erwartet sie im gefundenen „Schatz“ histo-
risches Bildmaterial1, das, verbunden mit dem Ort,
die stattgefundene Geschichte wieder lebendig
macht. Ein wenig Phantasie braucht man schon,
um zu verstehen, welcher Mut von den Bürgern
ausging, die den Predigten des Bürgerrechtlers in
einer der beiden Kirchen beiwohnten, in einem
System der totalen Überwachung. 

Worum geht es in den beiden Geschichten?

Die Akteure haben einen Geocache gefunden. Mit
Hilfe von GPS-Koordinaten ist jeder Punkt auf der
Welt eindeutig definiert. Sind diese Koordinaten
bekannt, kann man mit Hilfe eines GPS-fähigen
Gerätes diesen Ort aufsuchen. Die gleiche Techno-
logie wird in Navigationsgeräten für Autos ver-

Educaching: Lernen wie im echten Leben
Guido Brombach

1  http://www.dotcomblog.de/?page_id=1614

Es sind geheimnisvolle
mit den Orten verwo-
bene Abenteuer, die
Erwachsene, Jugend-
liche und Kinder beste-
hen können

Auf „Schatzsuche“

CC by Martyn Wright/Quelle: flickr
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hen zu können, oder Videokameras. Entscheidend
ist, dass das Medium als Werkzeug in der Hand des
Lernenden verschwindet und somit in den Bil-
dungsprozess eingebettet wird. Dadurch ist es
möglich, sich auf das Problem selbst zu konzentrie-
ren und Medien als in den Lernprozess integriert
zu erfahren. In der abschließenden Nachbereitung
dient die Dokumentation als Grundlage der Refle-
xion. So kann der Lernende das Gelernte benennen
und den Erkenntnisprozess nachvollziehen.

Beispiele für Educaches

Auf den Spuren von Martin Luther King2

Die schon in der Einleitung erwähnte Geschichte ist
in einer ca. anderthalbstündigen Tour durch Berlin-
Mitte umgesetzt worden. Es ist eine Auseinander-
setzung mit den Bürgerrechten in der DDR, die an
Orte führt, die durch den Cache eine neue Kontex-
tualisierung erfahren. Die Geschichte beginnt am
Grenzübergang Heinrich-Heine-Straße, wo Martin
Luther King der erschossenen Flüchtlinge gedacht
hat, führt weiter zur Marien- und Sophienkirche,
wo der Geistliche gepredigt hat, und führt ab-

werden. Der Cache darf
auch in keiner Weise
kommerziell werbend
oder einseitig politisch
motiviert sein. Ein Geo-
cache soll zu einem inter-

essanten Ort führen, darf jedoch nicht instrumen-
talisiert werden. Insofern müssen die Informatio-
nen gut dosiert werden und dem Beutelsbacher
Neutralitätsgebot entsprechen. 

Wenn das Prinzip Geocaching in einem Bildungs-
kontext als Methode zur Vermittlung eines Inhalts
Anwendung findet, kann man das Educaching
nennen. Es handelt sich hierbei um ein Kunstwort
aus Education und Geocaching. Damit sind jedoch
nicht nur die institutionalisierten, sondern auch die
informellen Bildungsräume gemeint. Geleitet ist
das Konzept Educaching von der Idee, dass digitale
Medien den Lernprozess bereichern können, sie
sollen eingebettet werden und zugleich ein Ange-
bot machen, das mit analogen Mitteln nie möglich
war.

Wie funktioniert Educaching?

Die grundlegende Idee ist, einen Teil des Bildungs-
prozesses an den Ort des Lerngegenstandes zu ver-
lagern. Das entspricht der Exkursion, diese ist jetzt
aber ohne den Referenten denkbar und wird da-
mit zu einer selbstorganisierten Lernphase. Educa-
ching erfordert zumindest in institutionalisierten
Lernsettings eine Vor- und Nachbereitung. Als Werk-
zeug für die Phase der Exkursion wird ein Smart-
phone oder ein GPS-Gerät benötigt. Es geht jedoch
auch sehr niederschwellig ohne digitale Technolo-
gien mit Hilfe eines ausgedruckten Readers. Die
Anforderungen sind an die Lerngruppe und die
vorhandene Technik anzupassen. Die Exkursion er-
folgt in Gruppen zu drei Lernenden. Die Aufgaben-
verteilung sieht vor, dass Karte und digitales Werk-
zeug voneinander getrennt sind, um Kooperation
und Kommunikation zu ermöglichen. Darüber hin-
aus gibt es ein Teammitglied, das die mit dem Ort
verbundenen Aufgabenstellungen verwaltet. In
den Gruppen wird der Weg zwischen zwei zu su-
chenden Orten häufig dazu genutzt, über das an-
stehende Rätsel, den bisherigen Weg oder die
noch zu lösenden Aufgaben zu diskutieren. Nur so
kann selbstorganisierte Bildung anfangen.

Die Exkursionsphase muss dokumentiert werden.
Dabei ist eine Reihe von Werkzeugen zu verwen-
den, wie Fotokamera, GPS-Ortung, um den gegan-
genen Weg auf einer digitalen Karte nachvollzie-

Ein Geocache soll zu
einem interessanten
Ort führen, darf jedoch
nicht instrumentalisiert
werden

Es gilt, eine neue Aufgabe zu lösen

CC by Martyn Wright/Quelle: flickr

2  http://bit.ly/aufdenspuren
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schließend zum Hospiz am Bahnhof, das heute ei-
ne Kapelle im Keller eines Hotels ist.

Die Homberg-Story 3

Hier handelt es sich um einen Educache, der die
Geschichte des DGB-Tagungszentrums Hattingen
beschreibt. Die Erzählung beginnt mit dem Bau
einer Villa durch einen Seidenfabrikanten, den
Irrungen während des Nationalsozialismus und der
nachfolgenden Geschichte gewerkschaftlicher Bil-
dungsarbeit. Die Teilnehmenden des Tagungszen-
trums können sich an der Rezeption GPS-Geräte
und einen Reader ausleihen und in der Mittags-
pause die Caches, die den historischen Verlauf
nachzeichnen, selbst entdecken.

Landtagsgeschichte(n) 4

Im Auftrag der Landeszentrale für politische Bil-
dung hat mein Kollege Jöran Muuß-Merholz die
Standorte des Düsseldorfer Landtags nachgezeich-
net und mit historischen Geschichten angereichert.
Der Cache wurde in die weltgrößte Datenbank für
Geocaches bei geocaching.com aufgenommen und
wurde seit seiner Veröffentlichung am 07.04.2010
schon 98mal gefunden

Große Politik am Rheinufer 5

Dieser Cache, der ebenfalls im Auftrag der Landes-
zentrale für politische Bildung entstanden ist, stellt
vier Stationen vor, an denen die politischen Ge-
schicke des Landes NRW entschieden werden: Das
Landeshaus, die Villa Horion, der Johannes-Rau-
Platz und das Stadttor. Auch dieser Cache steht in
der Datenbank von geocaching.com und wurde
bisher 126mal komplett durchlaufen.

Die Gruppe 47
Die Gruppe 47 war ein Zusammenschluss von Nach-
kriegsschriftstellern, zu denen auch Günther Grass
gehörte. Bei ihren Zusammenkünften fanden Le-
sungen statt, auf denen die vorgestellten Werke
teilweise rüde vom Publikum kritisiert wurden. In
Anlehnung an mehrere Treffen, die im DGB-Ta-
gungszentrum Starnberg stattgefunden haben,
wurde für Rhetorikseminare des DGB-Bildungs-
werks dort ein Cache konzipiert, in dem die Teil-
nehmenden unterschiedliche Gesprächskulturen

kennenlernen. Sie probieren sie in der Gruppe
selbst aus oder müssen sich mit Audio-Beispielen
auseinandersetzen. Dieser Cache ist ein gutes Bei-
spiel dafür, wie ein Educache nicht zwangsläufig
den Ort und das historische Geschehen aufeinan-
der beziehen muss. Der Ort und die Aufgabe des
Educaches stehen hier in keinem Zusammenhang,
dadurch lässt sich der Cache auch problemlos auf
einen anderen Ort übertragen.

Stärken und Grenzen der Methode

Educaching ermöglicht es, die alltäglichen Beob-
achtungen mit der praktischen Nutzung der digita-
len Medien zu verbinden. Der Lernende wird auf
diese Art mit den Rohdaten des Lerngegenstandes
konfrontiert. Der Erstkontakt mit der Information

unterliegt keiner Inter-
pretation. Entscheidend
ist es, den Prozess der
Exkursion nicht zu stark

zu didaktisieren, damit die Teilnehmenden von der
Offenheit, in der der Lerngegenstand dargeboten
wird, profitieren können. Die Einbettung des Lern-
gegenstandes in den Alltag macht dessen Relevanz
für den Lernenden deutlich und motiviert ihn mehr
als eine Abbildung in einem Lehrbuch oder ein
Vortrag des Referenten, weil der Lernende Teil des
Lernszenarios wird und einen Sachverhalt nicht nur
von außen betrachtet.

Der Educachende ist weniger ein Lernender als ein
Suchender. Diese Tätigkeit beschreibt das Lernen
viel treffender, weil sie vom Individuum geleitet
und damit konstruktivistisch ist. Das Ziel des Su-
chens sind das Finden und das Verstehen, sicherlich
nicht im Sinne einer Lernzielverarbeitung, sondern
vielmehr im Sinne einer Einpassung in die vorhan-
denen Konstrukte.

3  http://bit.ly/hombergstory

4  http://bit.ly/landtagsgeschichte

5  http://bit.ly/politik_am_rheinufer

CC nc-sa gibro/Quelle flickr

Der Lernende wird Teil
des Lernszenarios
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Darüber hinaus ist Educaching ganzheitlich zu ver-
stehen. Ein Educache muss deshalb aus mehr als
nur einem Ort bestehen. Soll er sich in den Lern-
prozess integrieren, muss der Ort Fragen aufwer-
fen und seine Geschichte zum Nachdenken anre-
gen. Lern- oder Bildungsprozesse stellen sich dabei
nicht mehr als eine isolierte Handlung dar, sondern
passieren unweigerlich immer. Lernen meint dabei
nicht nur die Akkumulation von Wissen, sondern
die Einbettung von Informationen in einen Kon-
text (Assimilation). Educaching lässt sich aber nicht
nur zur Rekonstruktion historischer Ereignisse ein-
setzen, sondern auch zur Verknüpfung vieler ande-
rer Lerngegenstände mit Alltagsbeobachtungen.
So gibt es auch interessante Caches für den Bereich
Mathematik, Naturwissenschaften, Soziologie, Re-
ligion, Politik, etc.

Die Praxis hat aber auch gezeigt, dass häufig nicht
die Geschichte, die der Educache erzählen will,
sondern die nächsten Koordinaten im Fokus der
Teilnehmenden stehen. Um die inhaltliche Ausein-
andersetzung in den Vordergrund zu stellen, muss
den einzelnen Kleingruppen während der Exkur-
sionsphase viel Zeit gegeben werden

Literatur und andere nützliche Hinweise

Dokumentation des Educaches auf den Spuren von
Martin Luther King: 
http://www.dotcomblog.de/?page_id=1612

Anleitung zum Erstellen eines Educaches:
http://pb21.de/files/2010/11/anleitung_educache.pdf

Vom Geo- zum Educaching, erschienen in Praxis Poli-
tische Bildung, Heft 2/2010, Wochenschau Verlag

http://www.dotcomblog.de/wp-content/plugins/
download-monitor/download.php?id=Vom+Geo-
+zum+Educaching

Guido Brombach, Dipl. Päd., ist Leiter des

Kompetenzzentrums Digitale Medien, Kom-

munikation und Lernen des DGB Bildungs-

werks Bund. In Kooperation mit der Bundes-

zentrale für politische Bildung ist er

verantwortlich für die Internetplattform

pb21.de, die sich mit dem Einsatz von 

Web 2.0 in der politischen Bildung beschäftigt.

Guido Brombach ist erreichbar über die Adresse 

Am Homberg 46 – 50, 45529 Hattingen.

E-Mail: Guido.Brombach@dgb-bildungswerk.de
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Staat, Bürgergesellschaft und Soziale Demokratie
Einblick, Rückblick und Ausblick auf ein Seminar der Akademie für 
Soziale Demokratie der Friedrich-Ebert-Stiftung

Christian Krell/Martin Timpe

Das Seminar „Staat, Bürgergesellschaft und Soziale
Demokratie“ ist ein Angebot der Akademie für
Soziale Demokratie (ASD) der Friedrich-Ebert-Stif-
tung, das zwei Mal im Jahr realisiert wird. Dieser
Beitrag erläutert zunächst, von welchen grund-
sätzlichen Überlegungen im Seminar ausgegangen
wird, warum es zum Curriculum der Akademie für
Soziale Demokratie gehört und welche Leitideen
die Arbeit der Akademie prägen. Anschließend wer-
den das Seminarkonzept vorgestellt und die Erfah-
rungen mit dem Seminar ebenso reflektiert wie die
Erwartungen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer.
Am Ende des Beitrags steht ein kurzer Ausblick auf
geplante Aktivitäten und weitere Angebote der
Friedrich-Ebert-Stiftung in diesem Themenfeld.

Einleitung

Viele leben es. Immer wieder. Und fast überall: Bür-
gerschaftliches Engagement. 23 Millionen, etwa 
36 % der Bevölkerung Deutschlands ab 14 Jahren,
engagieren sich freiwillig, unentgeltlich und dauer-
haft in der Bürgergesellschaft. In Vereinen, Verbän-
den, Parteien, Initiativen, Kirchen oder in der Ju-
gendarbeit sind sie engagiert. Weitere 34 % sind in
einem Verein oder in einer Gruppe aktiv, ohne län-
gerfristig Aufgaben oder Ämter zu übernehmen 
(3. Freiwilligensurvey 2009). Diese Zahlen  sind beein-
druckend, und das Engagement in der Bürgergesell-
schaft ist wichtig. Aber was wird eigentlich unter
Bürgergesellschaft genau verstanden? Mit welchen
Erwartungen ist die Bürgergesellschaft verbunden?
Was kann sie leisten? Was nicht? In welchem Verhält-
nis steht die Bürgergesellschaft zu Markt und Staat?

Liberale und solidarische Bürgergesellschaft –
zwei Konzepte 

Wer diese Fragen stellt, wird sehr unterschiedliche
Antworten erhalten, die auf zwei unterschiedliche
Konzepte von Bürgergesellschaft verweisen: Die li-
berale Bürgergesellschaft und die solidarische Bür-
gergesellschaft.1

Die liberale Bürgergesellschaft steht in der Tradi-
tion des politischen und ökonomischen Libera-
lismus des 19. Jahrhunderts, der sich gegen den ab-
solutistischen Staat richtete und die Freiheit des
Individuums betont. In dieser Tradition stehen Ver-
treter der liberalen Bürgergesellschaft staatlichem

Handeln grundsätzlich kritisch gegenüber. Staatli-
ches Handeln, so die Grundannahme, ist tenden-
ziell hinderlich für bürgerschaftliches Engagement
und individuelle Freiheit. Wenn sich der Staat etwa
im Bereich des Wohlfahrtsstaates zu stark engagiere,

verhindere er Eigeninitia-
tive, bremse Dynamiken
und lähme bürgerschaft-
liches Engagement. Mehr
Eigenverantwortung und
weniger Staat, so kann die
programmatische Forde-
rung der Vertreter einer
liberalen Bürgergesell-

schaft zusammengefasst werden, denn staatliches
Handeln verdrängt das bürgerschaftliche Engage-
ment der Einzelnen. Illustrativ kann auf die aktuelle
Debatte um das Verhältnis von Staat und Bürger-
gesellschaft in Großbritannien verwiesen werden.
Die konservative Regierung betreibt den drasti-
schen Abbau staatlicher Leistungen auch mit dem
Ziel, mehr bürgerschaftliches Engagement anzure-
gen. Der konservative Intellektuelle Philip Blond
etwa argumentiert: Durch Labours aufgeblähten
Staatsapparat ist uns der Gemeinsinn abhanden
gekommen.“ (Blond, in: Jungclaussen, John F., 2011).

Einen Widerspruch zwischen Staat und bürgerschaft-
lichem Engagement würden Vertreter der solidari-
schen Bürgergesellschaft in dieser Form nicht sehen.
Sie stehen in der Tradition der Sozialdemokratie
und begreifen den Staat weniger als Feind des Enga-
gements, sondern vielmehr als Ausdruck der demo-
kratischen Selbstorganisation der Bürgerinnen und
Bürger. Der Staat ist in diesem Sinne ein Garant für
die Freiheit des Einzelnen. Schließlich entscheidet
sich die Freiheit des Einzelnen in der Gemeinschaft,
etwa wenn ihm und ihr im Rahmen eines demokra-

1  Die folgenden Ausführungen zur liberalen und zur solida-

rischen Bürgergesellschaft sind angelehnt an die kenntnis-

reiche Darstellung der beiden Konzepte bei Embacher/Lang

(2008, S. 96 ff.).

Mehr Eigenverantwor-
tung und weniger Staat,
so kann die programma-
tische Forderung der
Vertreter einer liberalen
Bürgergesellschaft zu-
sammengefasst werden

Der englische Philosoph und Theologe Phillip Blond gilt
in England als Vertreter eines neuen radikalen Konser-
vatismus
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tisch verfassten Staates die Möglichkeit gegeben
wird, über das Gemeinwesen mitzuentscheiden,
oder wenn er durch den Staat vor willkürlichen
Eingriffen geschützt wird. Aus diesem Verständnis
ist der Staat ein wichtiger Rahmen und Ermögli-
cher bürgerschaftlichen Engagements. Aktive Bür-
gergesellschaft und staatliches Handeln stehen sich
mithin nicht gegenüber, sondern sind beide Co-Pro-
duzenten des Gemeinwohls. 

Staat und Bürgergesellschaft – warum ein The-
ma für die Akademie für Soziale Demokratie?

Diese knappe Gegenüberstellung von liberalen und
sozialen Positionen zur Bürgergesellschaft macht
deutlich: Bürgergesellschaft ist Kristallisationspunkt
für verschiedene Vorstellungen vom gesellschaft-
lichen Zusammenleben, von der Aufgabenteilung
zwischen Staat, Markt und Bürgern/Bürgerinnen
und auch von unterschiedlichen Menschenbildern. 
Das ist der Grund dafür, weshalb das Seminar „Staat,
Bürgergesellschaft und Soziale Demokratie“ eine
zentrale Rolle im modularen Seminarangebot der
Akademie für Soziale Demokratie einnimmt. Die
Akademie für Soziale Demokratie ist ein junges
Politikberatungs- und Qualifizierungsprojekt der
Friedrich-Ebert-Stiftung für politisch Engagierte in
Ehrenamt und Mandat (grundsätzlich zur Akademie:
Krell 2008). Seit 2007 führt sie Wochenendseminare
durch, die sich mit den Grundlagen und Grundfra-
gen Sozialer Demokratie beschäftigen: Was macht
Soziale Demokratie heute aus? Was sind ihre zentra-
len Werte und Prinzipien? Wie können sie theore-
tisch begründet und praktisch umgesetzt werden?

Das Seminarangebot zielt auf einen doppelten
Kompetenzgewinn. Zunächst soll die Orientie-
rungskompetenz der Teil-
nehmenden gestärkt wer-
den: Es geht darum zu
wissen, was ist. Wenn von
einem bestimmten Sachver-
halt die Rede ist, soll dieser
Sachverhalt erkannt und ein-
geordnet werden können.
Einzelne Positionen sollen
den programmatischen Kon-
zepten – im konkreten Fall
der liberalen und der solida-
rischen Bürgergesellschaft –
unterschiedlicher politischer
Strömungen zugeordnet
werden können. Zweitens
soll die Handlungskompe-
tenz der Teilnehmenden ge-

stärkt werden. Es geht darum, aktiv zu gestalten. Die
Teilnehmenden sollen noch besser in der Lage sein,
sich nach ihren Interessen und Einschätzungen im
demokratischen Rahmen einzubringen, zu interve-
nieren und die Gesellschaft zu gestalten.

Vor dem Hintergrund dieses doppelten Anspruchs
nimmt das Seminar „Staat, Bürgergesellschaft und
Soziale Demokratie“ eine besondere Rolle im Ver-
anstaltungsangebot der Akademie für Soziale
Demokratie ein. Zunächst werden in diesem The-
menfeld die Positionen unterschiedlicher politi-
scher Strömungen besonders deutlich. Darüber
hinaus beschäftigt sich das Seminar auch im enge-
ren Sinn mit dem politischen Handeln Einzelner
und nimmt in den Blick, wie bürgerschaftliches En-
gagement gefördert werden kann.

Das Seminarkonzept – Inhalte und Methoden

Den Auftakt zum Wochenendseminar bildet der
Vortrag eines Wissenschaftlers oder einer Wissen-
schaftlerin, an den sich Fragen und eine Diskussion
mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern an-
schließen. Damit ist ein gemeinsames Fundament
an Grundbegriffen, Definitionen und theoretischen
Ansätzen gelegt, auf das im Seminarverlauf weiter
aufgebaut werden kann. Daran anknüpfend, wer-

den in einem zweiten
Schritt das Vorwissen,
die Ideen und Assozia-
tionen der Teilnehmen-
den gemeinsam bear-
beitet, um schließlich
Grundbegriffe wie Staat,
Markt, Bürgergesell-
schaft zu klären. Dabei

Grupenarbeiten sind wichtige Bausteine im Seminarkonzept der ASD

© Friedrich-Ebert-Stiftung

Mit dem Vortrag ist ein
gemeinsames Funda-
ment an Grundbegrif-
fen, Definitionen und
theoretischen Ansätzen
gelegt, auf das im Semi-
narverlauf weiter auf-
gebaut werden kann



ADB-JAHRESTHEMA 

198

stehen natürlich Annahmen, die für die liberale Va-
riante der Bürgergesellschaft stehen, und solche,
die eher einer solidarischen Verfasstheit entspre-
chen, ganz bewusst nebeneinander. Nachdem im
ersten Teil der Schwerpunkt auf der Theorie lag,
geht es nun um die Verbindung mit der politischen
Praxis. Ein besonders lebendiger Teil des Seminars
ist regelmäßig eine Praxisübung in Form einer Fish-
bowl-Diskussion. Dabei versetzen sich die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer in die Mitglieder einer
Stadtratsfraktion, die vor einer schwierigen Ent-
scheidung steht. Es geht um die Abgrenzung von
staatlichen Aufgaben zu bürgerschaftlichem Enga-
gement. In den letzten Seminaren bot sich dazu
die Debatte über die Einrichtung einer Lebens-
mittel-Tafel an, die beim Stadtrat um Unterstüt-
zung bittet. Soll die Einrichtung solcher Tafeln
unterstützt werden? Oder fördern sie damit den
Trend zum Abbau sozialstaatlicher Leistungen und
entlasten den Staat von einer Verantwortung, die
er nicht abgeben darf? Steht die solidarische Hilfe
für die Betroffenen im Vordergrund, oder muss die
Durchsetzung von mehr sozialer Gerechtigkeit, auch
im Sinne von einklagbaren, sozialen Grundrechten,
in unserer Gesellschaft absolute Priorität genie-
ßen? Schwierige Fragen, die zu sehr lebhaften und
kontroversen Diskussionen zwischen den Teilneh-
menden führen, die Pro- und Contra-Argumente
vorbereitet haben und hoch engagiert diskutieren.

Die Erfahrung, dass zwischen den eigenen politi-
schen Grundsätzen und -werten Spannungen ent-
stehen können, dass die Abgrenzung zwischen wün-
schenswertem bürgerschaftlichem Engagement und
problematischen „Ersatzleistungen“ für bislang
staatlich garantierte Sozialstandards in der Praxis
schwierig sein kann, bewirkt einen wichtigen

Erkenntnisgewinn bei den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern des Seminars.

Gerade diese Erkenntnis ist eine wichtige Grundlage
für das anschließende Experteninterview mit einer
Vertreterin oder einem Vertreter aus der politischen
Praxis. Auf welche Hindernisse man stößt, welche
Interessen zusätzlich ins Spiel kommen und wie weit
wir in Deutschland auf dem Weg zur aktiven, solida-
rischen Bürgergesellschaft vorangekommen sind,
erfragen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer im
direkten Gespräch mit einer prominenten Politike-
rin oder einem bekannten Politiker. Dieser Abgleich
der im Seminar diskutierten Thesen und Forderun-
gen sowie der angedachten Maßnahmen zur Stär-
kung der Bürgergesellschaft mit der politischen Pra-
xis ist für viele Teilnehmende besonders wertvoll.

Für die Moderation die-
ses Experteninterviews
gilt wie für das gesamte
Seminar: Es macht we-
nig Sinn, über die De-
mokratisierung von
Staat und Gesellschaft

zu reden und selbst etwas ganz anderes zu prakti-
zieren. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sollen
möglichst viel selbst in die Hand nehmen und ei-
genständig entscheiden – unabhängig davon, dass
die Seminarleitung verantwortlich ist für den Rah-
men und den miteinander vereinbarten Ablauf des
Programms. Das äußert sich im Falle des Experten-
interviews dadurch, dass i. d. R. zwei Teilnehmende
die Moderation übernehmen und anhand einer zu-
vor gemeinsam mit der Gesamtgruppe erstellten
Liste von Themen durch das Gespräch führen.

Den letzten Teil des Seminars bildet der „Transfer“
in die eigene politische Praxis der Teilnehmerinnen
und Teilnehmer.

Erfahrungen und Erwartungen an das Seminar 

Die besondere Herausforderung des Seminars
„Staat, Bürgergesellschaft und Soziale Demokratie“
ist seine thematische Breite. Von den Spannungsfel-
dern zwischen Staat, Markt und Bürgergesellschaft
und deren historischer Entwicklung über die Stär-
kung einer demokratisch verfassten Gesellschaft bis
hin zu all den Aspekten einer strukturierten Enga-
gementpolitik: mit diesen Themen ließen sich pro-
blemlos jeweils eigene Wochenendseminare füllen.
Da es in der Akademie für Soziale Demokratie be-
sonders um die Orientierungskompetenz der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer in grundlegendenIm Gespräch mit Hannelore Kraft

© Friedrich-Ebert-Stiftung

Die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer sollen
möglichst viel selbst 
in die Hand nehmen
und eigenständig
entscheiden
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Fragen geht, wird der Schwerpunkt auf das Verhält-
nis von Staat, Markt und Bürgergesellschaft gelegt.
Außerdem soll eine gemeinsame Vorstellung von so-
lidarischer Bürgergesellschaft entwickelt werden.

Das zweite Ziel, die Stär-
kung der Handlungskom-
petenz unserer Teilneh-
merinnen und Teilneh-
mer, verfolgen wir mit
dem Angebot, ganz prak-
tisch über Möglichkeiten
zur Förderung von bür-

gerschaftlichem Engagement vor Ort zu diskutie-
ren und dazu konkrete Vorschläge zu erarbeiten.
Denn natürlich zielen wir in den Seminaren stets
auf eine produktive Verbindung der vorbereiteten
Seminarinhalte mit den Erwartungen der Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer. Diese sind, so unsere Erfah-
rungen gerade mit diesem Seminar aus der The-
menreihe, oftmals beruflich mit bürgerschaftlichem
Engagement und dessen Förderung befasst. Das
begreifen wir als Bereicherung für unsere Semina-
re und greifen die entsprechenden Erwartungen
natürlich gerne auf, ohne darüber die Schwer-
punktthemen zu vernachlässigen.

Wenngleich der Austausch mit den Gesprächspart-
nern und Expertinnen aus Wissenschaft und Politik
ein bewährtes Element der Seminare in der Akade-
mie für Soziale Demokratie ist, so zeichnet sich das
Seminar „Staat, Bürgergesellschaft und Soziale
Demokratie“ doch besonders durch das Voneinan-
der-Lernen, die kollegiale Beratung sowie die Dis-
kussionen und teils kontroversen Debatten zwi-
schen den Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus.
Für ein Seminar, in dem es ja gerade um die „Ein-
mischung in die eigenen Angelegenheiten“ geht,
scheint uns dieser Ansatz genau richtig zu sein.

Fazit und Ausblick

Die positiven Rückmeldungen der Teilnehmenden
der Seminare bestätigen die Entscheidung, einen
Schwerpunkt der Akademie für Soziale Demokra-
tie im Bereich des Themenfeldes „Staat, Bürger-
gesellschaft und Soziale Demokratie“ zu legen. Im
Verlauf dieses Jahres wird dieser Schwerpunkt des-
halb ausgebaut. Im Dezember 2011 etwa wird in
der Reihe der Lesebücher der Akademie der Band
zu „Staat, Bürgergesellschaft und Soziale Demo-
kratie“ erscheinen. 

Zugleich sind die Grenzen eines Wochenendsemi-
nars zu diesem breiten Themenfeld realistisch ein-

zuschätzen. Hier kann nur eine erste Annäherung
gelingen und das gilt bei ca. 16 Seminarstunden
auch für die Stärkung der Handlungskompetenz.
Entsprechend werden die weiteren Angebote der
FES in diesem Bereich – etwa die Bürgerakademie
(www.fes-forum-nrw.de/) oder die Akademie Mana-
gement und Politik (www.fes-mup.de) von unseren
Teilnehmenden als wichtige komplementäre Bau-
steine in ihrer Auseinandersetzung mit bürger-
schaftlichem Engagement begriffen.

„Demokratie braucht Demokraten“ – diese Worte
von Friedrich Ebert beschreiben in aller Kürze ein
Leitmotiv unserer Arbeit: Demokratie bedarf zu
ihrer Sicherung und Fortentwicklung des über-
zeugten Engagements und des Vertrauens ihrer
Bürgerinnen und Bürger. Diese Grundüberzeugung
leitet uns auch im Seminar „Staat, Bürgergesell-
schaft und Soziale Demokratie“ und den vielen
weiteren Angeboten der Friedrich-Ebert-Stiftung.
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In den Seminaren zielen
wir stets auf eine pro-
duktive Verbindung der
vorbereiteten Seminar-
inhalte mit den Erwar-
tungen der Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer 



Bundesregierung erhöht Mittel für Bildung und Forschung

Wie das Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF)
Anfang Juli mitteilte, wird sein
Haushalt in 2012 gegenüber dem
laufenden Jahr um fast 10 Pro-
zent auf 12,8 Milliarden Euro
steigen. Der vom Kabinett verab-
schiedete Regierungsentwurf
zum Bundeshaushalt 2012 sieht
Erhöhungen vor allem für die
erwartete höhere Zahl von Stu-
dienanfängern, den Qualitäts-
pakt Lehre und den Ausbau der
Forschung vor. Auch die Aufwen-
dungen für die institutionellen
Zuwendungen an die großen
außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen und die Deutsche
Forschungsgemeinschaft werden
erhöht. Über den Hochschul-
bereich hinaus wird ein beson-
derer Schwerpunkt auf die
Modernisierung und Stärkung
der beruflichen Bildung gelegt,
wobei besonderes Augenmerk
jenen Jugendlichen gilt, die bei
Vergleichsuntersuchungen deut-
lich niedrigere Leistungen erbrin-
gen und häufig unter schwieri-
gen Bedingungen aufwachsen.

Nach einer neuen Berechnung
des Statistischen Bundesamtes

investierten Bund, Länder, Wirt-
schaft und private Haushalte in
Deutschland im Jahr 2009 insge-
samt 224 Milliarden Euro in Bil-
dung und Forschung und damit
4,6 Prozent mehr als noch im Jahr
2008. Die Bundesbildungsminis-
terin sieht damit das auf dem
Dresdner Bildungsgipfel zwi-
schen Bund und Ländern verein-
barte Ziel, 10 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts (BIP) für Bildung
und Forschung aufzuwenden, in
greifbare Nähe gerückt. Der
Anteil von Bildung und Forschung
am BIP stieg laut Pressemitteilung
des BMBF zwischen 2008 und
2009 von 8,6 auf 9,3 Prozent.

In der aktuellen Ausgabe der von
der Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft herausgegebenen
Zeitschrift „Erziehung und Wis-
senschaft“ wird diese Rechnung
jedoch in Frage gestellt. GEW-
Vorsitzender Ulrich Thöne macht
geltend, dass die Steigerung des
Anteils der Bildungsausgaben 
am BIP konjunkturbedingt sei.
Wegen der Weltwirtschaftskrise
sei das BIP im Jahr 2009 um rund
5 Prozent gesunken. Damit habe
sich der BIP-Anteil der relativ sta-

Meldungen
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tischen Bildungsausgaben auto-
matisch erhöht, ohne dass sich
die Situation im Bildungsbereich
tatsächlich verbessert habe. Eine
Studie des Bildungswissenschaft-
lers Klaus Klemm zur Umsetzung
der Beschlüsse des Bildungsgip-
fels weise zudem darauf hin, 
dass die Dresdner Beschlüsse völ-
lig offen lassen, welchen Anteil
die öffentlichen Haushalte an
dem angestrebten Wachstum der
Ausgaben für Bildung und For-
schung übernehmen sollen und
was den privaten überlassen wer-
de. Ebenso ungeklärt sei, wie sich
die Steigerungen auf Bund, Län-
der und Gemeinden verteilen
sollen. Die GEW hat in ihrer Zeit-
schrift die Ergebnisse einer Befra-
gung in sieben Bundesländern
dokumentiert, die aus der Per-
spektive der jeweiligen GEW-Lan-
desvorsitzenden Auskunft zur Bil-
dungsfinanzierung, bestehende
Mängel und notwendige Investi-
tionen in den beteiligten Län-
dern gibt.

Quellen: BMBF-Pressemitteilung
Nr. 095/2011, BPA-Artikel vom
16.06.2011, Erziehung und Wis-
senschaft 7-8/2011

Im Bildungssystem ist Chancengerechtigkeit noch nicht erreicht

Der Bildungsausschuss des Deut-
schen Bundestages erörterte im
April mit Wissenschaftlern und
Wissenschaftlerinnen die Ergeb-
nisse aus dem letzten Nationalen
Bildungsbericht und die Aussage-
fähigkeit und Methodik dieses
Instruments. Dabei wurde zwar
eine positive Entwicklung im Bil-
dungssystem in fast allen Gebie-
ten konstatiert, jedoch gebe es
weiterhin Hindernisse, die der
angestrebten Chancengerechtig-
keit im Bildungssystem noch im

Wege stehen wie finanzielle
Schwierigkeiten, soziale Proble-
me und die niedrige Bildungs-
beteiligung zahlreicher Familien.
Dies gelte vor allem für Kinder
und Jugendliche mit Migrations-
hintergrund, deren Zahl weiter
zunehme und die in den west-
deutschen Flächenstaaten mittler-
weile einen Anteil von 40 Prozent
bei den Ein- und Fünfjährigen
ausmachen. Die Politik müsse
diesem Sachverhalt entschiede-
ner begegnen und mehr Geld in

die individuelle Förderung von
Kindern und die Bildung von
Migranten investieren.

Auch die Bundesregierung hat in
einer Antwort auf eine Kleine
Anfrage der SPD-Fraktion fest-
gestellt, dass der berufliche Sta-
tus der Eltern einen großen Ein-
fluss auf die Kinder und ihre
Bildungschancen hat. Bei 60 Pro-
zent der Jugendlichen ohne
Berufsabschluss verfüge mindes-
tens ein Elternteil über keinen



schulischen oder beruflichen
Abschluss. Die Zahl der Schulab-
gänger ohne Abschluss wird mit
1,484 Millionen jungen Erwach-
senen im Alter zwischen 20 und
29 Jahren beziffert. Davon sind
49,1 Prozent Frauen, 46 Prozent
stammen aus Einwandererfami-
lien. Die Bundesregierung verweist
auf ihr Ziel, die Zahl der Schul-
abgänger/-innen ohne Abschluss
auf 4 Prozent und der jungen
Erwachsenen ohne Berufsabschluss
auf 8,5 Prozent zu senken. Dazu
sollen präventive Maßnahmen
beitragen, mit denen junge Men-
schen verstärkt in Ausbildung
gebracht und dem Fachkräfte-
mangel entgegengewirkt wer-
den soll.

In der „Allianz für Bildung“, in
der sich auf Initiative von Bundes-
bildungsministerin Dr. Annette
Schavan gesellschaftliche Gruppen
zusammengeschlossen haben,
um Kinder und Jugendliche zu
unterstützen, die ihren Bildungs-
weg unter ungünstigen Bedingun-
gen beginnen, arbeitet nun auch
der Deutsche Volkshochschul-
Verband mit. Der DVV bringt als
Beitrag zu diesem bundesweiten
Bündnis unter anderem 2000 Sti-
pendien für die Sprachförderung
bildungsbenachteiligter Jugend-
licher ein. Neben dem Deutschen

Volkshochschul-Verband traten
auch der Verband deutscher
Musikschulen, der Branchenver-
band VdS Bildungsmedien, das
Projekt „Deutschland – Land der
Ideen“, die Arbeitsgemeinschaft
von Jugendbuchverlagen e. V.
sowie die Initiativen „Rock Your
Life“ und „die komplizen“ der
Allianz für Bildung bei.

Die Initiative JUGEND STÄRKEN,
die darauf zielt, Schulverweige-
rer wieder in das Schulleben zu
integrieren und jungen Men-
schen nach der Schule Zukunfts-
perspektiven zu bieten, soll bis
Ende 2013 mit insgesamt 80 Milli-
onen Euro aus Mitteln des Euro-
päischen Sozialfonds weiter
gefördert werden. Die Initiative
umfasst vier Programme: „Schul-
verweigerung – die zweite Chan-
ce“, „Kompetenzagenturen“,
„Jugendmigrationsdienste“ und
„Jugend stärken: Aktiv in der
Region“. Die Programme richten
sich mit individueller Begleitung
an Schulverweigerer und junge
Menschen, die von den vorhan-
denen Angeboten am Übergang
von der Schule in die Ausbildung
nicht erreicht werden. 

Das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung hat die
Schirmherrschaft über einen
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Wettbewerb übernommen, in
dem „Ideen für die Bildungsrepu-
blik“ eingereicht werden sollten.
Aus 1300 Bewerbungen wurden
die 52 besten Projekte ausge-
sucht, die sich für mehr Bildungs-
gerechtigkeit bei Kindern und
Jugendlichen einsetzen. Sie rei-
chen von Partnerschaftsmodellen
über digitales Lernen bis hin zur
Förderung von Sprachkompe-
tenz. Ausgelobt wurde der Wett-
bewerb von einer gemeinsamen
Initiative der Bundesregierung
und des Bundesverbands der
Deutschen Industrie. Er richtete
sich vor allem an Bündnisse und
Kooperationen von Bildungsiniti-
ativen und -institutionen und ist
auf drei Jahre angelegt. Von
August 2011 an soll wöchentlich
eine der ausgewählten Bildungs-
ideen im Rahmen einer Preisver-
leihung ausgezeichnet werden.
Man wolle in Deutschland ein
„Klima der Bildungsbegeisterung“
schaffen, wird Thomas Ellerbeck,
Vorsitzender des Beirats der
Vodafone Stiftung Deutschland
zitiert, die diesen Wettbewerb
ebenfalls unterstützt.

Quellen: heute im bundestag
Nrn. 163 und 172, BMBF-Presse-
mitteilungen Nrn. 065/2011 und
092/2011, BMFSFJ-Pressemittei-
lung Nr. 43/2011

Bürger/-innen-Meinungen zur Bildung und zum Bildungsföderalismus

Von Februar bis März 2011 fand –
in einer Allianz zwischen der
BILD-Zeitung und der türkischen
Zeitung Hürriyet – eine Bildungs-
umfrage statt, die von Experten
verschiedener Institutionen ent-
wickelt worden war. Die Beteili-
gung an dieser Umfrage schlug,
einem Bericht der Zeitschrift
„Wirtschaft und Berufserzie-
hung“ zufolge, „alle Rekorde.“
130.000 Teilnehmer und Teilneh-
merinnen aus allen Schichten der

Bevölkerung füllten den Frage-
bogen komplett aus, 350.000 zu-
mindest in Teilen. Die Ergebnisse
wurden von der an der Vorberei-
tung der Umfrage beteiligten
Bertelsmann-Stiftung in Kurz-
form präsentiert. Danach haben
Bildung und Ausbildung bei der
Mehrheit der Umfrage-Beteilig-
ten einen hohen Stellenwert und
gelten als „außerordentlich wich-
tig“. 92 % sprechen sich für mehr
Einheitlichkeit im deutschen Bil-

dungswesen aus und kritisieren
die Konkurrenz zwischen den
Bundesländern, die als nicht för-
derlich für eine höhere Qualität
des Bildungssystems angesehen
wird. Fast drei Viertel der Befrag-
ten wären bereit, für ein besseres
Bildungssystem auch höhere
Steuern in Kauf zu nehmen. 
Die Mehrheit fordert kostenfreie
Plätze in Krippen und Kinder-
tagesstätten (67 %) sowie weiter-
hin eine kostenfreie Schulbil-



dung. 52 % hingegen befürwor-
ten Studiengebühren, der größte
Teil davon spricht sich für einkom-
mensabhängige Gebühren aus.
Die Priorität in dieser Umfrage
liegt bei den Schulen, wenn es um
Investitionen im Bildungsbereich
geht. An zweiter Stelle der Priori-
tätenliste stehen zusätzliche Inve-
stitionen in die frühkindliche Bil-
dung. Eine Hauptaufgabe des
deutschen Bildungssystems ist
nach Auffassung des größten Teils
der Befragten, sozial Benachteilig-
ten einen Aufstieg durch Bildung
zu ermöglichen. Dieser Auffassung
neigen vor allem diejenigen mit
einem niedrigeren Bildungs-
beziehungsweise Einkommens-
niveau zu. Fast ein Drittel aller
Umfrageteilnehmer mit türki-
schen Wurzeln wünscht sich eine
bessere Förderung von Kindern
aus Zuwandererfamilien, während
dies ansonsten nur von einem ver-
schwindend kleinen Anteil der
Befragten befürwortet wird. 87 %
sind für einen verbindlichen
Besuch von Kindertagesstätten
von Kindern ab drei Jahren. Ein
zeitlich späterer schulischer Wech-
sel auf eine weiterführende Schule
nach dem sechsten Schuljahr wird
von einer knappen Hälfte der
Befragten befürwortet, und die
Ganztagsschule stellt für etwa 
80 % die bevorzugte Organisa-
tionsform von Schule dar.

Das Vertrauen in die Reform-
bereitschaft der Politik ist nicht
sehr ausgeprägt. Rund 80 % hal-
ten die Reformbereitschaft in der
Bildungspolitik für gering oder
sehr gering. Mehr Veränderungs-
bereitschaft wird den Lehrern
zugetraut, die Bürger und Bürge-
rinnen wollen selbst aber auch an
der Gestaltung von Veränderun-
gen beteiligt werden.

Dass es bei dem Versuch, Refor-
men in der Bildungspolitik durch-
zusetzen, immer wieder zu Frik-
tionen kommt, die durch das
Kooperationsverbot von Bund und

Ländern in der Bildungspolitik ver-
ursacht werden, wird inzwischen
in fast allen Bundestagsfraktionen
kritisch gesehen, obwohl der
Bundestag dieses Verbot im Zuge
der Föderalismusreform einst
mehrheitlich beschlossen hat. 

Am 10. Juni fand im Deutschen
Bundestag eine Debatte zur Bil-
dungszusammenarbeit zwischen
Bund und Ländern statt. Die SPD-
Fraktion hatte in einem Antrag
(BT-Drucksache 17/5911) gefor-
dert, den Bildungsföderalismus im
Sinne eines kooperativen Födera-
lismus weiterzuentwickeln, um
den steigenden Herausforderun-
gen an die Bildungspolitik Rech-
nung zu tragen. Erforderlich sei
eine ganzheitliche Strategie, die
alle politischen Ebenen einbezie-
he. Die SPD sieht eine mögliche
flexible Lösung in der Schaffung
einer eigenständigen verfassungs-
rechtlichen Kooperationsnorm für
Bildung von Bund und Ländern.
Diese sollte die Möglichkeit eröff-
nen, dass Bund und Länder
gemeinsame Leistungs- und Quali-
tätsstandards entwickeln und bei
Bedarf zur Sicherstellung der Leis-
tungsfähigkeit des Bildungs-
wesens auf der Grundlage von
Vereinbarungen zusammenwirken
können, ohne die primäre Zustän-
digkeit der Länder für das Bil-
dungswesen infrage zu stellen.

Auch die Fraktion DIE LINKE for-
dert in ihrem Antrag (BT-Druck-
sache 17/6094) eine gemeinsame
Wahrnehmung der Bildungsver-
antwortung durch Bund, Länder
und Kommunen. Eine gestärkte
Verantwortung des Bundes für
die Bildung müsse jedoch mit
einer Absicherung dezentraler
Gestaltungsspielräume einher-
gehen. Mit den bestehenden
Mechanismen könnten die drän-
genden Probleme im Bildungs-
system nicht mehr gelöst werden.
Dies gelte ebenso für die Sicher-
stellung einer ausreichenden
Finanzierung von Bildungs-

ausgaben wie für die gegenseiti-
ge Anerkennung von Bildungs-
wegen und -abschlüssen. Auch
im Antrag der Fraktion DIE LINKE
ist von einem „kooperativen
Föderalismus“ die Rede, in dem
Bund, Länder und Kommunen
gemeinsam Aufgaben der Bil-
dungspolitik definieren und
wahrnehmen sollen.

In der Debatte wurde von der
SPD-Abgeordneten Dagmar Zieg-
ler betont, dass heute jeder wis-
se, dass das 2006 beschlossene
Kooperationsverbot ein Fehler
war. Man wisse sich mit Linken
und Grünen einig in der Forde-
rung nach einer Aufhebung die-
ses Verbots, und auch die FDP
habe Zustimmung signalisiert.
Auch in der CDU/CSU-Fraktion ist
man einer Änderung der Verfas-
sung nicht gänzlich abgeneigt,
wenngleich der bayerische
Staatsminister für Unterricht und
Kultus, Dr. Ludwig Spaenle (CSU),
deren Notwendigkeit nicht ein-
zusehen vermochte. Eindeutiger
positionierte sich die FDP-Frak-
tion, die ein „Kooperations-
gebot“ forderte, von der SPD
aber auch verlangte, im Bundes-
rat auf die SPD-regierten Länder
auf eine Zustimmung zur Aufhe-
bung des Kooperationsverbots
hinzuwirken. Die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sprach sich
ebenfalls für eine neue Koopera-
tionskultur aller politischen Ebe-
nen aus und begrüßte, dass
Union und SPD mittlerweile
einen entsprechenden Lernpro-
zess durchlaufen hätten. 

Die Anträge wurden an die zu-
ständigen Bundestagsausschüsse
zur weiteren Beratung verwiesen.

Quellen: Wirtschaft und Berufser-
ziehung 7.11, BT-Drucksachen
17/5911 und 17/6094,
www.bundestag.de/dokumente/t
extarchiv/2011/34734736_kw23_d
e_bildungszusammenarbeit/in-
dex.html, Stand: 10.06.2011
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Trends im Weiterbildungsverhalten

Seit 1979 werden im Auftrag des
Bundesministeriums für Bildung
und Forschung (bis 1994 Bundes-
ministerium für Bildung und
Wissenschaft) regelmäßige Erhe-
bungen zur Weiterbildungsbetei-
ligung der Bevölkerung durch-
geführt. Inzwischen liegt das
Ergebnis der letzten Trendbeob-
achtung in Deutschland vor.
Grundlage ist eine repräsentative
Befragung von 7.035 Personen
der Bevölkerung im Alter von 
18-64 Jahren. Der Beobachtungs-
zeitraum umfasst die Zeit von
April 2009 bis Juni 2010.

In dieser Zeit haben 42 % der
Bevölkerung im Erwerbsalter an
Weiterbildungsveranstaltungen
unterschiedlicher Art teilgenom-
men. Das ist gegenüber der Erhe-
bung drei Jahre zuvor ein Rück-
gang um 2 %, der ausschließlich
auf die ostdeutschen Länder ent-
fällt. Hier sank die Teilnahme-
quote von 47 % im Jahr 2007 auf
jetzt 41 %, während sie in den
westdeutschen Ländern seit dem
Jahr 2000 weitgehend stabil bei
43 % liegt.

Knapp 60 % der Weiterbildungs-
aktivitäten entfallen auf die
betriebliche Weiterbildung. 
Auch die individuelle Weiterbil-
dung erfolgt etwa zur Hälfte aus
beruflichen Gründen, zur ande-
ren Hälfte aus persönlichem
Interesse. 

Der rückläufige Trend in der
Weiterbildungsbeteiligung ist
bedingt durch einen leichten
Rückgang in der betrieblichen
Weiterbildung von 29 % auf 
26 %. Dieser Rückgang ist gerin-
ger in den westdeutschen und
stärker in den ostdeutschen Län-
dern. In allen übrigen Sektoren
blieb die Teilnahmequote stabil.

Mittlerweile entfällt nahezu die
Hälfte der Weiterbildungsaktivi-
täten auf Kurzzeitveranstaltun-
gen von einigen Stunden bis zu
maximal einem ganzen Tag. Der
Anstieg beträgt hier 3 % (von 
41 % 2007 auf 47 % 2010). Wei-
ter gesunken ist der Anteil mehr-
tägiger Veranstaltungen (von 
34 % auf 27 %), während länger-
dauernde Weiterbildungsmaß-
nahmen, die sich über mehrere
Wochen oder Monate erstrecken,
einen Anstieg von 23 % auf 25 %
verzeichnen können.

Der Anteil der mittleren Jahrgän-
ge (35-54 Jahre) hat in den letz-
ten drei Jahrzehnten zugenom-
men. Er entspricht seit Mitte der
neunziger Jahre in etwa dem der
jüngeren Altersgruppen (18-34
Jahre). Eine niedrigere Weiter-
bildungsbeteiligung zeigen die
Älteren (55-64 Jahre), was zum
Teil auf die geringere Erwerbs-
quote dieser Altersgruppe zu-
rückgeführt wird. Die Älteren
haben jedoch aufgeholt. Ihre
Teilnahmequote stieg von ins-
gesamt 27 % auf 34 % und 
unter den Erwerbstätigen dieser
Altersgruppe von 41 % auf 46 %.
Rückläufig ist der Anteil in den
jüngeren Altersgruppen. Ihre
Weiterbildungsbeteiligung ging
von 48 % auf nunmehr 41 %
zurück.

Traditionell sind vollzeitbeschäf-
tigte Frauen mehr an Weiterbil-
dung beteiligt als vollzeitbeschäf-
tigte Männer. Auch die aktuellen
Daten bestätigen dies. Der Anteil
der Frauen liegt bei 53 %, der der
Männer bei 50 %. Dennoch wei-
sen Frauen insgesamt eine nied-
rigere Teilnahmequote in der
Weiterbildung auf, was zum
einen an der geringeren Erwerbs-
quote der Frauen liegt, zum
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anderen an der niedrigeren Wei-
terbildungsbeteiligung der teil-
zeitbeschäftigten Frauen. Hier
hat sich jedoch eine gegenläufige
Tendenz angekündigt, denn die
Weiterbildungsbeteiligung der
teilzeitbeschäftigten Frauen stieg
von 42 % auf nunmehr 44 %.

Auch der Anteil der Arbeitslosen
an Weiterbildung stieg an: von
14 % auf 18 %, wobei Arbeits-
lose insgesamt eine erheblich
geringere Teilnahmequote in der
Weiterbildung haben als Erwerbs-
tätige. Hier überwiegt auch die
individuelle berufliche Weiter-
bildung durch die Bundesagentur
für Arbeit und andere Maßnah-
meträger.

Personen mit Migrationshinter-
grund zeigen nach wie vor eine
deutlich niedrigere Weiterbil-
dungsbeteiligung als die deut-
sche Bevölkerung ohne auslän-
dische Wurzeln. Der Rückstand
wird allerdings auch geringer. Ein
Anstieg der Quote bei Personen
mit Migrationshintergrund ist vor
allem bei der individuellen beruf-
lichen Weiterbildung zu verzeich-
nen.

Ein Blick auf die Themenstruktur
der Weiterbildung zeigt, dass es
hier in erster Linie um Wirtschaft,
Arbeit und Recht (31 %) sowie
Natur, Technik und Computer 
(26 %) geht. Es folgen Themen
zu Gesundheit und Sport (16 %),
während die klassischen Themen-
felder der allgemeinen Erwachse-
nenbildung, nämlich Sprache,
Kultur und Politik (12 %) sowie
Pädagogik und Sozialkompetenz
(11 %) zusammen einen Anteil
von rund einem Viertel aller Wei-
terbildungsaktivitäten umfassen.
Diese Themenstruktur sei relativ
stabil und habe sich seit 2007
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wenig geändert, wobei jedoch
der Bereich Sprache, Kultur und
Politik leicht rückläufig sei, wäh-
rend der Bereich Wirtschaft,
Arbeit und Recht seinen Anteil
erhöht habe. 

Mehr als die Hälfte aller Weiter-
bildungsaktivitäten findet inner-
halb der bezahlten Arbeitszeit
statt. Immerhin 38 % gehen auf
betriebliche Veranlassung zurück.

Die große Mehrzahl der Weiter-
bildungsaktivitäten endet ohne
formelle Leistungsnachweise
oder Zertifikate, lediglich mit
einer Teilnahmebescheinigung
oder nicht einmal damit. Ein klei-
nerer Teil führt zu einem zertifi-
zierten Abschluss in Form eines
Zeugnisses über einen staatlich
anerkannten Bildungsabschluss,
eine Kammerprüfung oder ein
Zertifikat mit bundesweiter
Gültigkeit oder sonstigem Leis-
tungsnachweis. Die subjektive
Nutzenbewertung der befragten
Teilnehmenden ist davon jedoch
unabhängig, denn 85 % bestätig-
ten den Nutzen der in der Weiter-
bildung erworbenen Kenntnisse
und Fähigkeiten mit „sehr viel“
oder „recht viel“. Dabei wird der
Nutzen von Kurzzeitveranstal-
tungen geringer bewertet als der
von längerdauernden Maßnah-
men. Die Antworten fallen auch
positiver aus, wenn die Teilnah-
me freiwillig erfolgte.

2010 beteiligten sich Beamte mit
73 % am häufigsten und Arbeiter
mit 29 % am seltensten an Weiter-
bildung. Angestellte und Selbst-
ständige liegen mit Beteiligungs-
quoten von 55 % und 46 %
dazwischen. In allen Vergleichs-
gruppen zeigt sich seit 2007 ein
Beteiligungsrückgang um 4-5 Pro-

zentpunkte. Während sich die
abhängig Beschäftigten (Arbeiter
und Angestellte) auf Führungs-
ebene zu 70 % an Weiterbildung
beteiligten, war es unter den 
An- und Ungelernten nur jeder
Dritte.

Sowohl die Größe des Betriebes
als auch die Form der Arbeits-
verträge sind Indikatoren für die
Weiterbildungsbeteiligung. Mit
zunehmender Betriebsgröße
steigt die Beteiligung von abhän-
gig Beschäftigten auf bis zu 50 %
in Betrieben mit 250-999 Beschäf-
tigten. Beschäftigte mit unbefris-
teten Arbeitsverträgen nehmen
mit 51 % häufiger an Weiterbil-
dung teil als Personen mit befris-
tetem Arbeitsverhältnis (47 %).

Das altbekannte Muster des
Zusammenhangs von Weiterbil-
dungsbeteiligung und Bildungs-
abschlüssen bestätigt sich auch
bei der neuen Umfrage: Die
Beteiligung von Personen mit
einem hohen Schulabschluss 
liegt 2010 mit 56 % etwa doppelt
so hoch wie die von Personen mit
niedriger Schulbildung.

Der Trendbericht zum Adult Edu-
cation Survey 2010 „Weiterbil-
dungsverhalten in Deutschland“
kann über die Website des BMBF:
www.bmbf.de bestellt werden
und steht dort auch als Download
zur Verfügung.

Das Deutsche Institut für Erwach-
senenbildung – Leibnitz-Zentrum
für Lebenslanges Lernen e. V.
(DIE) hat zum achten Mal die
„Weiterbildungsstatistik im Ver-
bund“ veröffentlicht, die Daten
aus vier großen Organisationen
allgemeiner und politischer
Weiterbildung für das Jahr 2009

zusammenfasst. Daran beteiligt
sind der Bundesarbeitskreis
Arbeit und Leben, die Deutsche
Evangelische Arbeitsgemein-
schaft für Erwachsenenbildung
und die Katholische Bundes-
arbeitsgemeinschaft für Erwach-
senenbildung. Hinzu kommt als
assoziierter Partner der Deutsche
Volkshochschul-Verband. Der
Arbeitskreis deutscher Bildungs-
stätten beteiligte sich 2009 nicht
an der jährlichen Erhebung. 

Für die Weiterbildungsstatistik
2009 wurden Daten von fast
1.900 Einzeleinrichtungen aus-
gewertet. Im Verbund wurden
rund 1,2 Millionen Weiterbil-
dungsveranstaltungen durch-
geführt. Dabei betrug das Zeit-
volumen der Veranstaltungen
insgesamt 21 Millionen Unter-
richtsstunden. 18,6 Millionen
Teilnahmen an Veranstaltungen
der beteiligten Organisationen
wurden gezählt. Die Teilnehmen-
den trugen 36 % der Kosten für
Weiterbildung durch Gebühren
und Entgelte, 27 % wurden von
den Trägern der Einrichtungen
aufgebracht, 28 % stammten 
aus verschiedenen öffentlichen
Haushalten, 9 % sonstige Mittel
wurden von den Einrichtungen
eingeworben. Das gesamte
Finanzvolumen umfasste 
1,4 Milliarden Euro.

Im Verbund waren 13.000 Mit-
arbeiter/-innen hauptberuflich
beschäftigt, 276.000 Menschen
waren ehrenamtlich, neben- 
oder freiberuflich tätig.

Weitere Infos: www.die-
bonn.de/Weiterbildung/Stati-
stik/Verbundstatistik
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Die Bundesregierung hat in einer
Ende April veröffentlichten Ant-
wort auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion DIE LINKE zu den Kür-
zungen bei der Bundeszentrale
für politische Bildung in diesem
und den nächsten Bundeshaus-
halt/-en Stellung genommen. 
Die Fragesteller warfen der
Bundesregierung vor, mit den
angestrebten Kürzungen der für
die Bundeszentrale für politische
Bildung eingestellten Haushalts-
mittel die eigenen Aussagen zur
Bedeutung politischer Bildung zu
konterkarieren. Verwiesen wurde
zudem auf eine Entschließungs-
erklärung des parteiübergreifen-
den Kuratoriums der Bundes-
zentrale für politische Bildung,
das die Bundesregierung aufge-
fordert hatte, die geplanten Kür-
zungen zurückzunehmen.

Die Bundesregierung hatte
beschlossen, im Haushalt der
Bundeszentrale für politische
Bildung bis zum Jahr 2012 
5 Millionen Euro und in den Fol-
gejahren jeweils 4,8 Millionen
Euro einzusparen. Die Kürzungen
werden zu zwei Dritteln die Mit-
tel für die politische Bildungs-
arbeit der Bundeszentrale und 
zu einem Drittel die Förderung
der Träger politischer Bildung
betreffen. Vor dem Hintergrund
dieser Kürzungen sollte die Bun-
desregierung Stellung zu den
von ihr für wichtig gehaltenen
inhaltlichen Schwerpunkten der
politischen Bildungsarbeit der
Bundeszentrale nehmen. Sie rea-
gierte auf diese Forderung mit
der Feststellung, dass der seit
Beginn des Jahres 2011 begon-
nene zeitintensive Prozess der
Aufgaben- beziehungsweise Pro-
duktkritik mit dem Ziel, Themen-
felder für inhaltliche Schwer-
punkte vor dem Hintergrund
notwendiger Einsparungen zu

besetzen, noch nicht abgeschlos-
sen sei und sie deshalb solche
Perspektiven und mögliche
Umschichtungen von Mitteln
nicht benennen könne. An eine
Auslagerung von Aufgaben der
politischen Bildung aus der Bun-
deszentrale oder eine Privatisie-
rung von Leistungen politischer
Bildung sei indes nicht gedacht.
Auch die Personalkosten seien
von Kürzungen nicht betroffen.
Die Bundesregierung misst der
politischen Bildung einen hohen
Stellenwert zu, insbesondere im
Hinblick auf die Stärkung des
gesellschaftlichen Zusammen-
halts. Eine durch Sparmaßnah-
men notwendige Konzentration
auf die Aufgaben politischer Bil-
dung bedeute jedoch nicht zwin-
gend eine Qualitätsabnahme,
und die Herausforderung für die
Bundeszentrale für politische Bil-
dung bestehe nun darin, mit
reduzierten Mitteln eine seriöse
und qualitativ hochwertige poli-
tische Bildungsarbeit zu erhalten.
In Zeiten der Haushaltskonsoli-
dierung müsse die Bundesregie-
rung die knappen Ressourcen
nach Prioritäten verteilen, und
die Umschichtung von für die
politische Bildung eingesparten
Mitteln auf die innere Sicherheit
spiegele die aktuelle politische
Schwerpunktsetzung des Bundes-
ministeriums des Innern wider.

Im Landtag Mecklenburg-Vor-
pommern hat die Fraktion DIE
LINKE in einem Antrag von der
Landesregierung gefordert, sie
solle sich dafür einsetzen, dass
sich die Landeszentrale für politi-
sche Bildung weiterhin europa-
politischen Themen widme, und
darüber hinaus dafür Sorge tra-
gen, dass sich Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des öffentlichen
Dienstes an Weiterbildungsmaß-
nahmen im Bereich Europa betei-

ligen, damit sie als Multiplikato-
ren wirken und die Identifikation
in der Region mit Europa stärken
könnten. Die Landesregierung
solle außerdem prüfen, wie die
kommunale Ebene in der Ent-
wicklung ihrer Europafähigkeit
unterstützt werden könne. Henry
Tesch, Minister für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur Mecklen-
burg-Vorpommern, wies darauf
hin, dass die Landesregierung
schon seit geraumer Zeit Maß-
nahmen ergriffen und fortlau-
fend umgesetzt habe, um die
Europafähigkeit der Bürgerinnen
und Bürger sowie der Mitarbeiter
von Landesverwaltung und Kom-
munen zu stärken. Sie stelle nicht
nur über die Landeszentrale für
politische Bildung entsprechende
Publikationen zur Verfügung
und biete Bildungsveranstaltun-
gen zu europapolitischen The-
men im Land an, sondern
organisiere auch eigene Veran-
staltungen zu europapolitischen
Seminaren in Brüssel. Aktuell pla-
ne sie zusammen mit dem Institut
für Qualitätsentwicklung Meck-
lenburg-Vorpommern und der
Europäischen Akademie Berlin
eine fächerübergreifende Leh-
rerfortbildung zur Wirtschafts-
und Finanzpolitik Europas. Zu-
dem sei es nicht Aufgabe der
Landesregierung, die Arbeits-
schwerpunkte der Landeszentra-
le festzulegen, sondern dies
obliege dem eigens dafür beru-
fenen Kuratorium, in das alle
demokratischen Fraktionen des
Landtags Vertreter entsandt
hätten.

Quellen: BT-Drucksache 17/5682,
Pressemitteilung des Ministeri-
ums für Bildung, Wissenschaft
und Kultur Mecklenburg-Vor-
pommern vom 19.05.2011

Bundesregierung attestiert politischer Bildung hohen Stellenwert



13. Deutscher Volkshochschultag stand unter dem Motto „Weiterbildung für alle“

Alle fünf Jahre findet der Deut-
sche Volkshochschultag statt,
diesmal in Berlin vom 12. – 13. Mai
2011. Fast 1.500 Teilnehmer/-innen
aus Weiterbildung, Wissenschaft,
Wirtschaft und Politik besuchten
den Kongress, der von Bundes-
präsident Christian Wulff eröffnet
wurde. Wulff betonte in seiner
Eröffnungsrede, dass Menschen
einen Hunger nach Bildung haben
und freiwillig Anstrengungen auf
sich nehmen, wenn sie ohne
Lernzwang aus freien Stücken 
in der Volkshochschule lernen.
Diejenige Bildung sei die beste,
die sich an den Bedürfnissen der
Menschen orientiere. Wulff wür-
digte auch die Vermittlung eines
sozialen und politischen Verant-
wortungsbewusstseins durch die
Volkshochschulen, die er als
Zeichen lebendiger und geleb-
ter Demokratie bezeichnete. 
Er sprach sich für deren sichere
und nachhaltige Finanzierung
aus, um längerfristige Planung 
zu ermöglichen und längerfristi-
ge Bestandssicherung zu gewähr-
leisten. Auch der Präsident der
Kultusministerkonferenz, der
niedersächsische Kultusminis-
ter Dr. Althusmann, würdigte 
in seinem Grußwort die Arbeit 
der Volkshochschulen, die eine
wichtige Aufgabe bei der gesell-
schaftlichen Integration erfüll-
ten. „Sie verbinden durch das
gemeinsame Lernen, sie fra-
gen nicht nach Herkunft und
Status.“

In sechs Foren zu bildungspoliti-
schen Fragen der Gegenwart und
Zukunft und in drei Plenarveran-
staltungen wurden Lösungs-
ansätze und Forderungen zu
verschiedenen Themenbereichen
formuliert und diskutiert:

■ Forum 1: Bildung – Schlüssel
zur Integration von Men-
schen, Kulturen und Milieus

Hier ging es um die besonderen
Möglichkeiten der Volkshoch-
schulen, vor Ort soziale und poli-
tische Integration zu fördern. Im
Mittelpunkt standen dabei die
Einbeziehung von Menschen mit
Migrationshintergrund und
deren Inanspruchnahme von
Volkshochschulangeboten.
Betont wurde die Notwendig-
keit, eine wirklich interkulturelle
Bildung zu entwickeln, in der es
neben der Förderung von Sprach-
kompetenz auch um die Förde-
rung der Muttersprache und um
einen Perspektivwandel in den
Institutionen gehen müsse.

■ Forum 2: VHS 21 – Bürger-
beteiligung als Kraftquelle
der Demokratie

Das Forum wurde von dem Publi-
zisten und Philosophen Richard
David Precht eröffnet, der von
den Bürgern und Bürgerinnen
ein stärkeres Engagement bei der
Übernahme von Ehrenämtern
und eine Unterstützung des Staa-
tes in den Bereichen forderte, in
denen dieser nicht agieren könne
oder solle. Die klassischen Wei-
terbildungseinrichtungen seien
nicht zukunftsorientiert und
noch zu wenig an den Bedürfnis-
sen der Gesellschaft ausgerichtet.
In der sich anschließenden Dis-
kussion wurde allerdings auch
auf Beispiele gelungener politi-
scher Bildung mit neuen Themen
und Formaten hingewiesen. 
Dr. Ernst Dieter Rossmann, Vor-
sitzender des Deutschen Volks-
hochschul-Verbandes, beharrte
auf einer durch den Staat grund-
legend finanzierten Bildung und
verwies auf das Scheitern der Pri-
vatisierung von Bildungsverant-
wortung im vergangenen Jahr-
zehnt. Als Herausforderung für
die Zukunft wurde eine gelunge-
ne Verbindung zwischen sozialen
Netzwerken im Internet und klas-
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sischen Präsenzveranstaltungen
benannt, die es zu entwickeln
gelte. Die Volkshochschulen
müssten zudem dafür Sorge tra-
gen, dass mit neuen Methoden
vermehrt bildungsferne Zielgrup-
pen für eine aktive Beteiligung
an demokratischen Prozessen
gewonnen werden.

■ Forum 3: Bildungskluft und
Altersfalle? – Lebenslanges
Lernen im digitalen Zeitalter

Die ungleiche Nutzung des Inter-
nets bei den verschiedenen
Bevölkerungsgruppen war Aus-
gangspunkt für die Frage, wie
Volkshochschulen das Lernen in
einer digitalen Welt des demo-
graphischen Wandels organisie-
ren können. Die über die sozialen
Netze organisierten Bildungs-
angebote stellten die Definitions-
macht der etablierten Bildungs-
institutionen infrage. Deshalb
seien Volkshochschulen gut bera-
ten, diese Netze und ihre Platt-
formen offensiv zu nutzen und
insbesondere junge Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter dazu zu
ermutigen, sie für die VHS-Kom-
munikation einzusetzen.

■ Forum 4 : Unser Rezept gegen
Fachkräftemangel: Allgemei-
ne und berufliche Bildung

Das Podium dieses Forums war
sich darin einig, dass Menschen
für den Arbeitsmarkt rekrutiert
werden müssen, die bislang zu
den Verlierern oder den früh
„Outgesourcten“ gehören.
Deren Anpassungs- und Nach-
qualifizierung sei eine Aufgabe
der Volkshochschulen, die ihre
Kompetenz in der Verbindung
allgemeiner und berufsbezoge-
ner Weiterbildung einbringen
und diese Zielgruppen arbeits-
marktfähig machen sollten. Das
Forum erörterte die Chancen, die
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in den neuen Mobilitätsmöglich-
keiten der nationalen und inter-
nationalen Qualifikationsrahmen
liegen, und forderte die Verbes-
serung der gegenseitigen Aner-
kennung zwischen Weiterbildung
und Hochschulen. Gewarnt wur-
de vor der Gefahr, dass sich
Deutschland durch seine explizite
formale Abschlussorientierung
isoliere und dass es mehr darauf
ankomme, was jemand könne,
als zu überprüfen, welche Zertifi-
kate jemand besitze.

■ Forum 5: Nach Kyoto und Can-
cun: Wie verändern wir unse-
ren Lebensstil? 

Das Forum befasste sich mit Mög-
lichkeiten des nachhaltigen Wirt-
schaftens und dessen Gestaltung.
Dabei ging es vor allem um die
vielfältigen Aufgaben der Volks-
hochschulen in diesem Prozess.
Umweltbildung und ökonomi-
sche Bildung als nicht mehr von-
einander zu trennende Bereiche
im Bildungsangebot der Volks-
hochschulen seien hier ebenso

gefragt wie die ökologische Aus-
gestaltung der Angebote und
Arbeitsabläufe in den Volkshoch-
schulen.

■ Forum 6: Lokale Verantwor-
tungsgemeinschaft Bildung

Volkshochschulen reagieren mit
spezifischen Programmen und
Projekten auf die regionalen und
kommunalen Bedürfnisse und
Bedarfslagen. Aber trotz des
Bedeutungszuwachses von Bil-
dung auf der lokalen Ebene ste-
hen auch Bund und Länder in
einer besonderen bildungspoliti-
schen und finanziellen Verant-
wortung für die Weiterentwick-
lung der Weiterbildung im
Rahmen eines Systems des
lebenslangen Lernens. Das im
Forum präsentierte Beispiel des
Erwachsenenbildungs-Netzwerks
der nordischen Länder machte
deutlich, wie Weiterbildungs-
verbände in einer vernetzten
Kooperation unterschiedliche
Qualitäten und Ressourcen ein-
bringen und damit die Erwachse-

nenbildung stärken können. Dies
gelte auch auf lokaler Ebene, auf
der unterschiedliche Ressourcen
gebündelt und Doppelstrukturen
verhindert werden könnten.
Allerdings erfordere auch die
Netzwerkarbeit verlässliche
Strukturen und Partner und 
setze eine Grundförderung vor-
aus, damit Netzwerke funktionie-
ren und die in ihnen entwickelten
Innovationen in nachhaltiges
Arbeiten umgesetzt werden kön-
nen. Angemahnt wurde, dass
Volkshochschulen auch in Netz-
werken als eigenständige Lern-
orte in einer kommunalen Bil-
dungslandschaft identifizierbar
bleiben müssten.

Der Kongress wurde mit einer
Fachtagung abgeschlossen und
von einer Weiterbildungsmesse
begleitet, auf der Weiterbil-
dungsträger und Einrichtungen
der Bildungsbranche ihre Ange-
bote und Produkte präsentierten.

Quellen: dis.kurs 2/2011,
www.volkshochschultag.de

Gutachten zum Weiterbildungsgesetz NRW wurde im Landtag vorgestellt

Das Deutsche Institut für Erwach-
senenbildung (DIE) erarbeitete
im Auftrag des Ministeriums für
Schule und Weiterbildung des
Landes Nordrhein-Westfalen
2009 – 2010 ein Gutachten zur
Wirksamkeit der Weiterbildungs-
mittel, die nach dem Weiterbil-
dungsgesetz Nordrhein-West-
falen zum Einsatz kommen. Den
Auftrag hatte noch die Vorgän-
gerregierung unter Minister-
präsident Rüttgers erteilt. 
Bereits im Februar dieses Jahres
hatte das DIE der jetzigen Minis-
terin für Schule und Weiterbil-
dung, Sylvia Löhrmann, das
Gutachten überreicht, dessen
zentrale Ergebnisse dann am 
1. Juni im Plenarsaal des nord-

rhein-westfälischen Landtags zur
Diskussion gestellt wurden.
Neben der Ministerin nahmen
zahlreiche Landtagsabgeordnete
aus allen im Landtag vertretenen
Fraktionen, Ministerialbeamte,
Vertreter und Vertreterinnen
zahlreicher Einrichtungen und
Verbände an dieser Präsentation
teil.

Der Direktor des DIE, Prof. Dr.
Ekkehard Nuissl von Rein, beton-
te bei der Vorstellung, dass die
aus der Evaluation resultieren-
den Empfehlungen folgende
Ziele im Blick haben:

■ eine bessere Erreichung bil-
dungsferner Zielgruppen

■ eine gerechtere Verteilung
der Fördermittel

■ Erhöhung der Transparenz
und Leistungsbilanzierung

■ eine einfache und transparen-
te Verwaltung

■ die Stärkung von Hauptberuf-
lichkeit und Professionalität

■ eine Erhöhung der Weiterbil-
dungsqualität

■ die Berücksichtigung erwei-
terter Dienstleistungen und

■ eine kohärente Steuerung
durch die Landesregierung.

Das Gutachten verweist darauf,
dass die Weiterbildung in NRW
zwar hohe Wertschätzung genie-
ße, jedoch auch deren Förderung
durch das Land nicht von der all-



INFORMATIONEN

208

gemeinen Knappheit der öffent-
lichen Haushalte verschont
geblieben ist. Die Mittel aus der
Landesförderung gingen absolut
und – was die Budgets der Ein-
richtungen angeht – auch relativ
zurück. Deshalb sollte die Evalua-
tion dazu beitragen, die vorhan-
denen Mittel gezielt und wirksam
einzusetzen. Von vorneherein
war dabei festgelegt, dass eine
solche Evaluation nicht das Ziel
haben sollte, die Höhe der För-
dermittel weiter zu reduzieren.
Die neue Landesregierung hatte
sich im Koalitionsvertrag zudem
dazu verpflichtet, die zuletzt
erfolgte Kürzung der WbG-Mittel
zurückzunehmen sowie die ESF-
Mittel als additive Förderung zu
sichern.

Das Gutachten weist darauf hin,
dass die erfolgte Novellierung
des Weiterbildungsgesetzes
bereits zu Fusionen und Koope-
rationen der Weiterbildungs-
anbieter geführt habe, ohne Plu-
ralität und Breite des Angebots
zu gefährden. Zugleich gebe es
„spürbare Effekte der Verwal-
tungsvereinfachung durch die
Konzentration auf eine abrech-
nende Stelle“. Die Beteiligung
von Weiterbildungseinrichtun-
gen an den vom Land geförder-
ten regionalen Bildungsnetzwer-
ken mit ihrem bisherigen Fokus
auf Schule sei noch wenig ent-
wickelt. Zudem würden die für
unverzichtbar gehaltene Vernet-
zung und der dafür von den
beteiligten Einrichtungen zu
erbringende Aufwand in der För-
derung nicht berücksichtigt.

Von besonderer Bedeutung für
den Erfolg der Weiterbildung ist
das darin tätige haupt- und
nebenberufliche Personal, zu
dem das Gutachten feststellt,
dass es der Stärkung bedürfe, um
den gesteigerten Anforderungen
gerecht werden zu können. Dem
Aufgabenprofil des Personals
und der Verbesserung der Qua-

lität sei daher weiter Aufmerk-
samkeit zu schenken. Mit der
Stärkung der Hauptberuflichkeit
könnten langanhaltende Bil-
dungsbeziehungen aufgebaut
und Bildungskonzepte nachhal-
tig erarbeitet werden. Ebenso
wichtig sei aber auch eine Kon-
solidierung der nebenberuflichen
Beschäftigten hinsichtlich Status,
Vergütung, Qualifizierung und
Support, denn diese seien über-
wiegend das „Bindeglied“ zwi-
schen den strukturtragenden
Hauptberuflichen und den Ler-
nenden.

Das Gutachten stellt fest, dass der
Finanzierungsanteil über das
WbG in den letzten Jahren konti-
nuierlich gesunken ist und gleich-
zeitig der Finanzierungsbedarf
im Zuge steigender Ausgaben
wuchs. Der Rückgang der Landes-
mittel konnte zwar durch Erhö-
hungen der Teilnahmebeiträge,
durch Trägerzuschüsse und durch
Projektmittel ganz oder teilweise
aufgefangen werden, kleineren
Einrichtungen falle dieser Aus-
gleich aber schwerer als den grö-
ßeren, und diese Möglichkeiten
stoßen auch zunehmend an ihre
Grenzen. 

Ein Überleben insbesondere der
kleinen Einrichtungen könne nur
durch eine kontinuierliche insti-
tutionelle angebots- und perso-
nalbezogene Förderung gesichert
werden. 

Unterstützungswürdige Gruppen
und Bildungsmaßnahmen zur
Kompensation von Bildungs-
defiziten könnten bei dieser Ent-
wicklung längerfristig aus dem
Blick geraten, da sie unter Kos-
tendeckungsgesichtspunkten 
vor allem im Personalbereich zu
ressourcen-intensiv wären. Ange-
bote für einkommensschwächere
Gruppen sowie Ermäßigungs-
regelungen würden dann nicht
mehr wie bisher zur Verfügung
stehen.

Das Gutachten sieht keinen
Handlungsbedarf bei der Berück-
sichtigung anerkannter und nicht
anerkannter Weiterbildungs-
anbieter zur Erfüllung der kom-
munalen Pflichtaufgabe, die
weiter den Volkshochschulen
obliegen soll. Das Angebot der
anderen Weiterbildungsträger im
Land ergänze das VHS-Angebot
und führe nicht zu Doppelungen.
Empfohlen wird zudem eine wei-
tere Präzisierung des gemein-
wohlorientierten Themenspek-
trums, das förderfähig ist,
während andere Bereiche wie
Angebote zur Erholung oder
Unterhaltung oder zur Unterstüt-
zung der privaten Lebensführung
nicht zum gemeinwohlorientier-
ten Themenspektrum zählen sol-
len. Empfohlen wird weiterhin,
einen Teil der Förderung auf von
Exklusion bedrohte Zielgruppen
zu konzentrieren und auch die
Multiplikatoren, die mit ihnen
arbeiten, einzubeziehen.

Empfehlungen, die vor allem 
für die Weiterbildungseinrich-
tungen von Bedeutung sind,
betreffen die mögliche Senkung
der Mindestzahl von Teilnehmen-
den für bestimmte Gruppen oder
Angebote und die Fortentwick-
lung der Fördersystematik, 
wobei zwischen der Förderung
der Volkshochschulen und der
anerkannten Weiterbildungs-
einrichtungen in anderer Träger-
schaft unterschieden wird. Das
Gutachten empfiehlt zudem, 
bei der Anerkennung der Weiter-
bildungseinrichtungen in ande-
rer Trägerschaft zukünftig die
Anforderungen an ein angemes-
senes System des Qualitäts-
managements explizit zu 
berücksichtigen und das 
Anerkennungskriterium der
„ausschließlichen“ Weiter-
bildungsaktivität mit Blick auf
die Folgen des lebenslangen Ler-
nens zu lockern. Das Weiterbil-
dungsgesetz solle entsprechend
modifiziert werden.



Die Landesorganisationen in
NRW haben zum Gutachten des
DIE eigene Stellungnahmen
abgegeben, die auf deren Home-
pages abrufbar sind. Die Landes-
arbeitsgemeinschaft für eine
andere Weiterbildung NRW hat
neben grundsätzlicher Zustim-
mung zu den Leitlinien des Gut-
achtens allerdings auch kritisch
angemerkt, dass sich das Gutach-
ten zu sehr an den Leistungen
und Bedingungen der Volkshoch-
schulen orientiere und den Bei-
trag der Einrichtungen in ande-
rer Trägerschaft vernachlässige.
Auch die vorgeschlagenen Alter-
nativen zur Entwicklung des För-
dersystems werden kritisch kom-
mentiert.

Auch in Mecklenburg-Vorpom-
mern stand die Novellierung des
Weiterbildungsgesetzes aus dem
Jahr 1994 an, das inzwischen
durch Beschluss des Landtags
neuen Erfordernissen angepasst

wurde. Das Gesetz sei, so der
Minister für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur Mecklenburg-
Vorpommern, Henry Tesch, an
einigen Stellen unnötig bürokra-
tisch, nicht anwenderfreundlich
und nicht mehr zeitgemäß.
Modifiziert wurden unter ande-
rem die Definition des Weiter-
bildungsbegriffes und die Fest-
schreibung der Altersgrenze, die
auf 14 Jahre abgesenkt wurde.
Weiterbildungseinrichtungen
können im Rahmen weiterfüh-
render Angebote in Ganztags-
schulen künftig auch Schülerin-
nen und Schüler einbeziehen.
Das Verfahren der staatlichen
Anerkennung von Weiterbil-
dungsträgern soll reformiert und
der damit verbundene Bürokra-
tieaufwand verringert werden.
Die Vermittlung von Demokratie
und Toleranz soll ein Schwer-
punkt der Arbeit von Weiterbil-
dungsträgern sein. Junge Men-
schen sollen befähigt werden,

aktive Bürgerschaft und gesell-
schaftliche Partizipation zu
leben. Weiterbildungsangebote
sollen der Bekämpfung rassisti-
scher und anderer extremisti-
scher Bestrebungen dienen. Um
sicherzustellen, dass die Weiter-
bildungsanbieter auf der Grund-
lage der freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung arbeiten,
wird ein schriftliches Bekenntnis
zur freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung (Extremis-
musklausel) gefordert werden.

Quellen: DIE – Zeitschrift für
Erwachsenenbildung III/2011,
www.schulministerium.nrw.de/BP
/Weiterbildung/Aktuelles/Gut-
achten_Weiterbildung/DIE_Eva-
luation_WbG_NRW_Abschluss-
bericht_02-2011.pdf#Gutachten,
www.laaw-nrw.de/fileadmin/
downloads/arbeitshilfen/LAAW-
Stellungnahme-zum-Evaluations-
gutachten.pdf, bildungsklick.de
Nr. 78625
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Stiftung Warentest bestätigt zunehmende Beliebtheit des Fernunterrichts bei Berufstätigen

worfen wurde, bereits im Aufruf
zur Teilnahme an der Umfrage
ein negatives Bild von der Metho-
de Fernunterricht zu zeichnen, so
dass eine Verfälschung der Ergeb-
nisse befürchtet werde. Der Stif-
tung wurde auch vorgeworfen,
im Vorfeld keinen Kontakt zu
den in Deutschland führenden
Organisationen im Bereich Fern-
unterricht gesucht zu haben.
Umso größer war dann offen-
kundig die Freude über das über-
raschende Umfrageergebnis.

Die Bundesregierung hat einen
Gesetzentwurf vorgelegt, mit
dem die Regeln für die Zulassung
von Fernunterricht vereinfacht
werden sollen. Derzeit hinderten
Beschränkungen im europäischen
Binnenmarkt Dienstleistungs-
erbringer daran, im Binnen- und

terbildung, dass sie die beruf-
lichen Chancen außerhalb und
innerhalb der Firma verbessern
und zu einem höheren Gehalt
beitragen möge. Mehr als die
Hälfte der Befragten nannte
auch privates Interesse und die
Erwartung, sich persönlich wei-
terzuentwickeln. Die Umfrage
ergab, dass die Lehrgänge in den
meisten Fällen ganz oder teil-
weise von den Teilnehmern und
Teilnehmerinnen finanziell selbst
getragen werden. Mehr als 80 %
der Befragten haben ihren Lehr-
gang bis zum Ende bearbeitet
und erfolgreich abgeschlossen. 

Im Vorfeld der Umfrage hatte
das Forum DistancE-Learning
allerdings einen Offenen Brief an
die Stiftung Warentest gerichtet,
in dem der Projektleitung vorge-

Die Stiftung Warentest hat zwi-
schen dem 30. März und dem 
8. Mai 2011 Teilnehmer und
Absolventen von Fernunterricht
zu ihren Erfahrungen mit dieser
Lernmethode befragt. An der
Umfrage beteiligten sich über
2000 Personen. Nach einer Mit-
teilung des Forums DistancE-
Learning hätten die Ergebnisse
dieser Umfrage die Beliebtheit
des Fernlernens bestätigt. Keine
andere Lernform sei so flexibel
und erfülle damit die Bedürfnisse
von Berufstätigen so gut wie der
Fernunterricht, so der Präsident
des Fachverbandes, Dr. Martin 
H. Kurz, zu den Ergebnissen der
Umfrage. Die Mehrheit der
Befragten führte als Motivation
für die Beteiligung an einem
Fernkurs berufliche Gründe an.
Man versprach sich von der Wei-



Außenraum uneingeschränkt
Nutzen aus dem Binnenmarkt 
zu ziehen. Davon seien auch die
Anbieter von Fernunterricht

betroffen. Der Gesetzentwurf
soll das Fernunterrichtsschutz-
gesetz an die Europäische Dienst-
leistungsrichtlinie anpassen.

Quellen: Pressemitteilungen des
Forum DistancE-Learning vom
04.05.2011 und 20.06.2011, heute
im bundestag Nr. 255
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Europäische Kommission legte Zwischenbericht zum Programm für Lebenslanges Lernen vor

Die Europäische Kommission leg-
te im Mai eine Zwischenevalua-
tion des Programms für Lebens-
langes Lernen für den Zeitraum
2007 – 2009 vor. Ihr Fazit lautet,
dass sich das Programm an den
Bedürfnissen der Zielgruppen
orientiere und Erfolge auf indi-
vidueller und organisatorischer
Ebene zu verzeichnen seien,
denn das Programm erreiche Per-
sonal und Lernende in der forma-
len allgemeinen und beruflichen
Bildung, die mit der Qualität des
Lernens dem Bericht zufolge
zufrieden waren, es brachte je-
doch wenig konkrete Vorteile für
die berufliche Karriere der Ziel-
gruppen. Das Programm habe, 
so der Bericht, die von den Bil-
dungsministerinnen und -mini-
stern festgesetzten fünf Bench-
marks jedoch nicht erreicht. Bis
2010 sollten der Anteil der Schul-
abbrecher gesenkt und die Zahl
der Hochschulabsolventen in
Mathematik, Naturwissenschaf-
ten und Technik erhöht werden.
Auch die durchschnittliche Wei-
terbildungsbeteiligung der
erwachsenen Bevölkerung liege
noch nicht bei den angestrebten
12,5 %. Der Grund für die Ver-
fehlung der angepeilten Ziele lie-
ge bei den sehr unterschiedlichen
Entwicklungen in den Mitglied-
staaten, die das Programm um-
setzen müssen. Der Vergleich der
Zahlen in den einzelnen Ländern
zeige, dass die Unterschiede
erheblich sind. Während Schwe-
den beispielsweise bei der Bil-
dungsteilnahme der Bevölkerung
im Alter von 4 - 64 Jahren am for-
malen und nicht-formalen Ler-

nen fast 30 Punkte über dem 
EU-Durchschnitt liegt, weist
Bulgarien einen Index auf, der 
16 Punkte unter dem europäi-
schen Durchschnitt liegt.

Das Europäische Programm für
Lebenslanges Lernen, das die Ein-
zelprogramme COMENIUS (Schul-
bildung), ERASMUS (Hochschul-
bildung), LEONARDO DA VINCI
(Berufliche Bildung) und
GRUNDTVIG (Allgemeine
Erwachsenenbildung) sowie ein
Querschnittsprogramm umfasst,
läuft noch bis zum Jahr 2013. 
Die Evaluatoren beurteilen das
Zusammenspiel der Programme
positiv und geben an, dass ihre
Integration eine wesentlich stär-
kere Koordinierung und Kohä-
renz der Aktivitäten bewirkt
habe, als es im Falle einer separa-
ten Implementierung dieser Teil-
programme möglich gewesen
wäre. Dennoch bleibe das Pro-
gramm nach wie vor ein Paket
sektoraler Programme mit dem
Schwerpunkt auf dem formalen
Bildungsbereich. Moniert wird,
dass bisher überwiegend Perso-
nen, die sich in formalen Bildungs-
und Ausbildungsgängen befin-
den, an den Programmen teil-
nehmen – mit Ausnahme des
GRUNDTVIG-Programms für die
Erwachsenenbildung. Auch ein
zukünftiges Programm für
Lebenslanges Lernen soll – so 
die Empfehlung – als ein inte-
griertes fortgeführt werden. Für
die Zukunft soll jedoch eine bes-
sere Verbindung von formalem,
nicht-formalem und informellem
Lernen verfolgt werden.

Ein Arbeitspapier „Pathways 2.0
towards recognition of non-for-
mal learning/education and
youth work in Europe”, das in
der Zusammenarbeit der Euro-
päischen Kommission mit dem
Europarat und unter Beteiligung
von weiteren Institutionen und
Verbänden entstand, soll zur
Anerkennung non-formaler Bil-
dung auf europäischer Ebene
beitragen. Das Europabüro für
katholische Jugendarbeit und
Erwachsenenbildung berichtete
über dieses Papier, das einen
Überblick über Prozesse zur
Anerkennung non-formaler Bil-
dung seit 1998 biete und auch
auf die verschiedenen Instrumen-
te eingehe, die seither entwickelt
wurden, um non-formale Bildung
sichtbar zu machen.

Die Ministerinnen und Minister
für Beschäftigung, Sozialpolitik,
Gesundheit und Verbraucher-
schutz in der Europäischen Union
nahmen auf ihrer Ratssitzung im
Juni die Situation der Jugend-
lichen auf den europäischen
Arbeitsmärkten in den Blick. 
Hier kennzeichnet eine Jugend-
arbeitslosigkeit von durchschnitt-
lich 20,8 % die Lage. Der Rat for-
dert angesichts dieser Situation
nicht nur eine Verbesserung der
formalen Bildungs- und Ausbil-
dungssysteme, sondern auch 
eine bessere Anerkennung 
nicht-formaler Bildung, damit 
die Ungleichgewichte zwischen
Qualifikationsangebot und
Arbeitsmarktbedürfnissen verrin-
gert werden können. Die nicht-
formale Bildung soll die Schlüs-
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selkompetenzen vermitteln, die
von Arbeitgebern häufig vermisst
werden. Die Mitgliedstaaten sol-
len nach dem Beschluss des Minis-
terrats zudem Programme und
Freiwilligentätigkeit fördern, um
den Eintritt junger Menschen in

den Arbeitsmarkt zu erleichtern
und zu beschleunigen.

Quellen: www.jugendpolitikin-
europa.de/beitrag/lernkontrolle-
zwischenevaluation-fuer-das-pro-
gramm-fuer-lebenslanges-lernen

-veroeffentlicht.7542, web28.
aksb1.proadnet.de, www.jugend-
politikineuropa.de/beitrag/garan-
tiert-zwiespaeltig-rat-fuer-
beschaeftigung-will-bessere-
anerkennung-nicht-formalen-
lernens.7636/

Bundesregierung begründet Zuwendungen an Jugendverbände politischer Parteien und will
internationalen Jugendaustausch weiterentwickeln

rung habe die Aufgabe, sich hier
koordinierend einzuschalten,
eine Gesamtstrategie in diesem
Bereich zu entwickeln und zu
verfolgen sowie werbend auch
auf andere politische Ebenen
einzuwirken.

Die Bundesregierung betont die
Bedeutung des internationalen
Jugendaustauschs und verweist
auf die Gesamtverantwortung
von Bund, Ländern und Kommu-
nen. Jede dieser Ebenen fördere
auf ihre Weise und im Rahmen
ihrer Zuständigkeiten Program-
me des Schüler- und Jugendaus-
tauschs. Es bleibe jeder Ebene
unbenommen, autonom und in
eigener Verantwortung jeweils
eigene Akzente zu setzen. Bund
und Länder hätten sich über
gemeinsame Leitlinien der inter-
nationalen Jugendpolitik und
Jugendarbeit verständigt.
Sowohl durch die Kultusminister-
konferenz als auch die Jugend-
und Familienministerkonferenz
erfolge die Mitwirkung der
Bundesländer an der Fortent-
wicklung der internationalen
Jugendarbeit. Der Bund fördere
zudem aus KJP-Mitteln die Fach-
stelle für internationale Jugend-
arbeit der Bundesrepublik
Deutschland e.V. (IJAB), in der
auch die Gebietskörperschaften
Mitglieder sind. Eine Überprü-
fung der Richtlinien des KJP sei
geplant. Die Bundesregierung
beabsichtige in Übereinstim-
mung mit den Bundesländern

Mitglied im Ring politischer
Jugend sind wie die Jungdemo-
kraten, werden nicht als „politi-
sche“, sondern als „sonstige“
Jugendverbände gefördert. Dass
die Jugendorganisation der LIN-
KEN bislang keine Förderung aus
dem Kinder- und Jugendplan des
Bundes erhielt, begründet die
Bundesregierung damit, dass die
Organisation vom Verfassungs-
schutz beobachtet werde und
eine Förderfähigkeit aus Bundes-
mitteln daher nicht gegeben sei.
Kriterium für die Förderung einer
politischen Jugendorganisation
sei zunächst ihre Anerkennung
als Jugendorganisation einer im
Deutschen Bundestag vertrete-
nen Partei. Außerdem müssten
die Verbände die Gewähr dafür
bieten, eine nachhaltige, demo-
kratische Jugendarbeit auf der
Grundlage des Grundgesetzes 
zu leisten.

In einer weiteren Antwort nimmt
die Bundesregierung zu einer
Frage der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN Stellung, die sich
nach den Rahmenbedingungen
und Anreizen erkundigte, die
den internationalen Schüler- und
Jugendaustausch erleichtern sol-
len, der ebenfalls aus KJP-Mitteln
gefördert wird. Die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN weist
darauf hin, dass dieser Austausch
unterschiedliche Kompetenzen
und Ebenen berührt, was in
jüngster Zeit zu Komplikationen
geführt habe. Die Bundesregie-

In zwei Antworten hat die Bun-
desregierung zu Schwerpunkten
des Kinder- und Jugendplans des
Bundes Stellung genommen.
Noch im April legte sie ihre Ant-
wort auf eine Kleine Anfrage der
Bundestagsfraktion DIE LINKE
vor, die sich nach den Zuwendun-
gen des Bundes an Jugendver-
bände politischer Parteien erkun-
digt hatte. Aus dem Kinder- und
Jugendplan des Bundes werden
die Jugendorganisationen der im
Deutschen Bundestag vertrete-
nen Parteien finanziert, jedoch
erhielt der Jugendverband der
Partei DIE LINKE bisher keine För-
derung. Die Bundestagsfraktion
geht davon aus, dass dies auf
einen Vorschlag des Ringes politi-
scher Jugend zurückzuführen ist,
der bislang die Aufnahme der
Linksjugend verweigert habe.
Dabei obliege die Vergabe der
Mittel allein der Bundesregie-
rung. Die Bundesregierung ver-
weist in ihrer Antwort darauf,
dass die Mittel für die politischen
Jugendorganisationen der Par-
teien CDU/CSU, FDP, SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Jahr
2011 durch Beschluss des Deut-
schen Bundestages gegenüber
dem Regierungsentwurf um
200.000 Euro erhöht wurden. 
Die Partei-Jugendorganisationen
erfüllten einen Verfassungsauf-
trag, der eine höhere Bedeutung
habe als die Aufgabenstellung
von anderen Jugendverbänden,
so die Bundesregierung. Andere
politische Jugendverbände, die
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einen weiteren Ausbau der
grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit in der Kinder-
und Jugendarbeit. Die Förderung
solle vereinfacht, die Öffnung für
neue Zielgruppen erleichtert
werden. Die Weiterentwicklung
der internationalen Jugendpoli-
tik und auch des Jugendaustau-
sches erfolge im partnerschaft-
lichen Dialog mit Jugendlichen
und zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren und Trägern der internatio-
nalen Jugendarbeit. Das BMFSFJ
wolle seine eigenen jugendpoliti-
schen Aktivitäten im Bereich der
internationalen Jugendpolitik
stärker thematisch ausrichten
und im Rahmen der bestehenden
Vereinbarungen neue Koopera-
tionsformen mit Partnerländern
wählen. Zugleich solle aber die
eigenständige länderorientierte
Zusammenarbeit der Akteure der
Kinder- und Jugendhilfe im Rah-
men der Infrastruktursicherung
des KJP weiter unterstützt wer-
den.

Die Antwort der Bundesregie-
rung informiert über die Ent-
wicklung der Austauschzahlen,

die in den letzten Jahren leicht
zurückgingen. Der Jugendaus-
tausch soll durch die Einbezie-
hung von Ländern außerhalb der
EU intensiviert werden. Genannt
werden konkret die Türkei und
die Ukraine sowie die sogenann-
ten strategischen Partner der EU,
zu denen die Volksrepublik China
und die Russische Föderation
zählen.

Um den Zugang zu internationa-
len Austauschmaßnahmen auch
für jene Jugendlichen zu erleich-
tern, die aus sozialen Gründen
bislang noch unterrepräsentiert
sind, verweist die Bundesregie-
rung auf das Modellprogramm
„JUGEND STÄRKEN: aktiv in der
Region“, mit dem unter anderem
auch neue mobilitätsfördernde
Ansätze für benachteiligte junge
Menschen erprobt werden sollen.
Die internationale Jugendarbeit
sei zudem in den Grundsätzen
der Jugendmigrationsdienste
verankert, so dass die Vorausset-
zungen dafür geschaffen seien,
junge Migrantinnen und Migran-
ten für Austauschmaßnahmen
gewinnen zu können. Weitere

Ausführungen der Bundesregie-
rung beziehen sich auf Möglich-
keiten zur Finanzierung des
Lebensunterhalts Jugendli-
cher während des Austausch-
aufenthaltes und Hindernisse im
Visaverfahren, die durch Auslän-
derbehörden und Auslandsver-
tretungen aufgetreten sind. Hier
verweist die Bundesregierung
auf die Zuständigkeit der
Bundesländer und die in einem
föderal verfassten Staat nicht
auszuschließenden Unterschiede
in der Gesetzesanwendung.

Eine Übersicht über die letzten
zehn Jahre zeigt einen allmähli-
chen Aufwuchs der Mittel, die für
den internationalen Schüler- und
Jugendaustausch von der Bundes-
regierung bereitgestellt wurden.
Der dafür vorgesehene Etat ent-
wickelte sich von 33,655 Millionen
Euro im Jahr 2001 auf 37,798 Mil-
lionen Euro im Jahr 2010. Zur
Höhe der künftigen Finanzmittel
gibt die Bundesregierung keine
Auskunft.

Quellen: BT-Drucksachen Nrn.
17/5535 und 17/6035

Bundesregierung will „wehrhafte Demokratie“ stärken

Die Bundesregierung konstatier-
te mit der Vorlage des jüngsten
Verfassungsschutzberichts
Anfang Juli eine wachsende
Bedrohung durch islamistischen
Terrorismus und gewaltbereite
Linksextremisten, während die
Zahl der Rechtsextremisten leicht
zurückgegangen sei. Auch habe
sich die Art der Bedrohung ver-
ändert: internetbasierte Angriffe
auf Computersysteme von Wirt-
schaftsunternehmen und Regie-
rungsstellen würden zahlreicher
und komplexer. Wie auch eine
Mitteilung der Bundeszentrale
für politische Bildung berichtete,
haben Rechtsextreme ihre Prä-

senz im Internet verstärkt und
nutzen die sozialen Netzwerke
zur Verbreitung ihrer Propagan-
da und zur Werbung um Jugend-
liche. Sie sind nicht nur mit eige-
nen Websites im Netz vertreten,
sondern beteiligen sich auch an
Plattformen und Communities. 

Bundesinnenminister Dr. Hans-
Peter Friedrich warnte vor einer
Spirale der Gewalt zwischen
Rechts- und Linksextremisten.
Zwar gebe es bei den Rechts-
extremisten mehr gewaltbereite
Personen, jedoch überwiegen
Straftaten, bei denen Gewalt
ausgeübt wurde, bei den Links-

extremisten. Der Verfassungs-
schutz zählte 2010 6.800 gewalt-
bereite Linksextremisten, bei den
Rechtsextremisten waren im sel-
ben Jahr 25.000 Personen aktiv.

Dennoch ist die Zahl der im Jahr
2010 verzeichneten politisch
motivierten Straftaten gegen-
über dem Vorjahr um fast 20 %
auf 27.180 zurückgegangen. Bei
den politisch motivierten Gewalt-
taten konnte ein Rückgang um
rund 13,4 % festgestellt werden.
Der Bundesinnenminister äußer-
te sich besorgt zum Anstieg der
gegen die Polizei gerichteten
Straftaten um insgesamt 31,7 %.
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Solche Angriffe erfolgten zu-
meist im Zusammenhang mit
Demonstrationen und werden in
der Mehrzahl der extremen Lin-
ken zugeschrieben. Die häufigste
Deliktart der politisch motivier-
ten Kriminalität ist jedoch das
Propagandadelikt. Solche Straf-
taten hatten einen Anteil von
47,1 % am Gesamtstraftatenauf-
kommen.

Im Juni lud Bundesinnenminister
Dr. Hans-Peter Friedrich zu einem
Präventionsgipfel ein, mit dem
die Bundesregierung zusammen
mit Vertreterinnen und Vertre-
tern muslimischer Verbände der
islamistischen Radikalisierung
von Jugendlichen und Heran-
wachsenden in Deutschland
entgegenwirken will. Die neue
Sicherheitspartnerschaft soll die
Initiativen vor Ort ergänzen und
vernetzen und bereits vorhande-
ne Maßnahmen in den Ländern
und Kommunen intensivieren
und stärken.

Der Bundestagsausschuss für
Familie, Senioren, Frauen und
Jugend hat im Frühjahr einen
Bericht über die Auseinanderset-
zung mit verschiedenen Anträgen
der Regierungs- und Oppositions-
fraktionen vorgelegt, in denen es
um die Bundesprogramme zur
Bekämpfung von politischem
Extremismus geht, die weiterent-
wickelt und gestärkt werden sol-
len. Während der Antrag der
Koalitionsfraktionen den Ansatz
der Bundesregierung begrüßt,
nicht nur den Kampf gegen
Rechtsextremismus, Fremden-
feindlichkeit und damit in Ver-
bindung stehende Phänomene
fortzusetzen, sondern auch Stra-
tegien und Programme zur
Bekämpfung von Linksextremis-
mus und religiösem Extremismus
zu entwickeln, sehen die Anträge
der Oppositionsfraktionen in der
Vermischung bestehender Pro-
gramme gegen Rechtsextremis-
mus mit anderen Programmen

zur Extremismusbekämpfung die
Gefahr einer Verharmlosung von
Rechtsextremismus, Rassismus
und gruppenbezogener Men-
schenfeindlichkeit. Die Opposi-
tion im Deutschen Bundestag
fordert eine Konzentration auf
die Bekämpfung des Rechtsextre-
mismus und eine Verstetigung
der Programme. Ein weiterer
Antrag der Fraktion DIE LINKEN
wendet sich zudem gegen die
den Projektträgern im Rahmen
des Bundesprogramms „TOLE-
RANZ FÖRDERN – KOMPETENZ
STÄRKEN“ abverlangte Erklärung
zur Verfassungstreue (s. dazu
auch AB 1/2011, S. 75 ff.).

In der ersten Debatte im Deut-
schen Bundestag über diese
Anträge waren sie zur weiteren
Beratung an verschiedene Bun-
destagsausschüsse überwiesen
worden. Der Bericht des feder-
führenden Jugendausschusses
resümiert die Empfehlungen der
verschiedenen beteiligten Aus-
schüsse und seine eigenen Bera-
tungen. Dabei wurden im
Wesentlichen die Argumente
wiederholt, die bereits bei der
ersten Plenumsberatung ausge-
tauscht wurden. Die Regierungs-
fraktionen begründeten die Not-
wendigkeit, die Bekämpfung von
Linksextremismus und islamisti-
schem Extremismus in die Pro-
gramme einzubeziehen, und ver-
weigerten die Verstetigung der
bestehenden Programme gegen
Rechtsextremismus mit Hinweis
auf die begrenzte Reichweite
von Bundesprogrammen auf die
Länder- und die kommunale Ebe-
ne. Dem hielt die SPD-Fraktion
entgegen, dass es vielleicht haus-
haltsrechtliche, jedoch nicht
grundgesetzliche Hindernisse für
eine Dauerfinanzierung durch
den Bund gebe. Islamismus 
und Linksextremismus seien zwar
keine zu leugnenden Phänome-
ne, jedoch handele es sich im
Vergleich zum Rechtsextremis-
mus um völlig andere Problem-

lagen. Deshalb sei eine Vermi-
schung der Programme nicht an-
gebracht. Die Extremismusklausel
lehnte die SPD-Fraktion erneut
ab. Die FDP-Fraktion verwies dar-
auf, dass es weder Einsparungen
bei den Programmen gegen
Rechtsextremismus noch eine
Vermischung der verschiedenen
Programme gebe. Auch die Höhe
der Mittel für Programme gegen
Rechtsextremismus sei durch die
Auflage von Programmen gegen
Linksextremismus und Islamismus
unverändert geblieben. Die Frak-
tion DIE LINKE konzentrierte sich
in ihrer Kritik auf die Extremis-
musklausel und die Ausweitung
der Programme auf Linksextre-
mismus. Bislang könne das
zuständige Ministerium kein ein-
ziges Projekt benennen, das lokal
in Kommunen oder Schulen zum
Linksextremismus arbeite. So sei
zu befürchten, dass die Projekt-
mittel im Jahr 2010 gleichsam als
„Selbstbedienungsladen“ für
unionsnahe Einrichtungen ver-
wendet worden seien. Die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
begrüßte die fortgesetzte Finan-
zierung der Programme gegen
Rechtsextremismus, äußerte
jedoch die Befürchtung, dass für
Initiativen gegen Linksextremis-
mus Geld sinnlos und kontrapro-
duktiv ausgegeben werde. Wenn
man an der Extremismusklausel
festhalten wolle, müsse sie für
alle geförderten Organisationen
gelten.

Die Bundesregierung wies darauf
hin, dass es gute rechtliche
Gegendarstellungen gegenüber
juristischen Einwänden gegen die
Extremismusklausel gebe. Diese
habe zudem ihren Ursprung im
Jahr 2004, als das damals noch
sozialdemokratisch geführte
Innenministerium die Initiative
ergriffen und betont habe, dass
niemand materielle oder immate-
rielle Leistungen erhalten könne,
der sich nicht zur freiheitlich-
demokratischen Grundordnung
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bekenne, und jeder Anschein
einer Tolerierung extremistischer
Auffassungen vermieden werden
müsse. Der Ausschuss empfahl
mit der Mehrheit der CDU/FDP-
Stimmen dem Deutschen Bundes-
tag die Annahme des Antrags der
Koalitionsfraktionen und die
Ablehnung sämtlicher Anträge
der Bundestagsopposition.

Auch der Bundesrat hat auf einer
Sitzung am 27. Mai 2011 über die
Demokratieerklärung diskutiert,
die bei der Förderung von Projek-
ten gegen den Extremismus von
der Bundesregierung gefordert
wird. Das Land Berlin hatte bean-
tragt, die Demokratieerklärung
zu überarbeiten, da sie in der
Form, wie sie von der Bundes-
regierung verlangt werde, auf
Misstrauen und Gesinnungs-
überprüfung setze. Dabei wen-
det sich das Land nicht gegen das
abverlangte Bekenntnis zur
Demokratie. Es gehe vielmehr
um die Verpflichtung der Träger,
dafür Sorge zu tragen, dass sich
auch die Projektpartner den Zie-
len des Grundgesetzes verpflich-
ten. Der Ausführung des Parla-
mentarischen Staatssekretärs bei
der Bundesministerin für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend, 
Dr. Hermann Kues, dass auch in
Mecklenburg-Vorpommern seit
Juli 2010 das Land eine Betriebs-
erlaubnis für Kindertageseinrich-
tungen nur bei Vorlage einer
gesonderten Erklärung zur
Grundgesetztreue erteile und
Ähnliches künftig auch für die
Weiterbildungsförderung durch

das Land gelten solle, hielt die
Jugendministerin von Mecklen-
burg-Vorpommern, Manuela
Schwesig, entgegen, dass es
einen erheblichen Unterschied
zur Demokratieerklärung der
Bundesregierung gebe. Man for-
dere von privaten Trägern, die
neu sind und deren Gemeinnüt-
zigkeit noch nicht anerkannt
wurde, eine Demokratieerklä-
rung in Form des ersten Teils der
von der Bundesregierung ver-
langten Erklärung. Jedoch wende
sich Mecklenburg-Vorpommern
ausdrücklich gegen die Forde-
rung der Bundesregierung, auch
für die Kooperationspartner eine
solche Erklärung abzugeben.

Angesichts der Jugendproteste 
in verschiedenen europäischen
Staaten sieht der Soziologe 
Prof. Dr. Klaus Dörre von der
Friedrich-Schiller-Universität Jena
die Gefahr, dass sie in den politi-
schen Extremismus führen, wenn
es nicht gelingt, sie in demokrati-
sche Prozesse einzuhegen. In vie-
len europäischen Staaten fühle
sich die Jugend von der Politik
ausgegrenzt und nicht mehr
repräsentiert. Dörre trägt zusam-
men mit Kollegen von der Uni-
versität Bremen Ergebnisse aus
Deutschland zu einem EU-Projekt
bei, an dem sich Sozialwissen-
schaftler von 14 europäischen
Universitäten in den nächsten
vier Jahren beteiligen. Sie unter-
suchen, inwieweit Erfahrungen
mit Totalitarismus und Extremis-
mus junge Menschen von heute
beeinflussen. Durch die national-

sozialistische Vergangenheit sei
in Deutschland das Tabu des
Rechtsextremismus zwar noch
sehr ausgeprägt, jedoch sei die
Gefahr nicht gebannt. Die Dis-
kussion über Rechtsextremismus
könne auch nicht auf die Frage
der Bildung reduziert werden, 
da es sich dabei um ein Problem
handele, dass man nicht einfach
„wegbilden“ könne. Oftmals
gehe es um die Verletzung von
Interessen, die auf extremes
Gedankengut treffen. Eine solche
Entwicklung sei in ganz Europa
zu beobachten. Die Bevölkerung
der Staaten, die am meisten in
der Wirtschaftskrise verloren
haben, wende sich von ihren
Regierungen ab und suche teil-
weise Alternativen in Extremen.
Die Bevölkerung in den „Gewin-
nerstaaten“ stärke hingegen
nationalistische Parteien, die sich
von den Krisenverlierern abschot-
ten wollen. Derzeit spüle eine
rechtspopulistische Welle in ver-
schiedenen europäischen Län-
dern populistische Parteien in 
die Parlamente, die sich von der
Geschichte distanzierten und
auch kulturelle Themen, wie
etwa die Islamdiskussion, für 
ihre Zwecke benutzten.

Quellen: BMI-Pressemitteilungen
vom 15.04.2011 und 24.06.2011,
BPA-Pressemitteilung vom
01.07.2011, bpb-Pressemitteilung
vom 21.07.2011, BT-Drucksache
17/5435, bildungsklick.de 
Nr. 79050, Protokoll der Bundes-
ratssitzung vom 27.05.2011
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Aus dem AdB

Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten beteiligte sich am GEMINI-Auftritt auf dem Deutschen
Jugendhilfetag

Der AdB präsentierte sich ge-
meinsam mit den in der GEMINI
(Gemeinsamen Initiative der Trä-
ger Politischer Jugendbildung im
bap) vertretenen Verbänden auf
dem 14. Deutschen Kinder- und
Jugendhilfetag, der vom 7. bis 
9. Juni 2011 in Stuttgart statt-
fand. Der Gemeinschaftsstand
war zu den benachbarten Stän-
den von Wochenschau Verlag,
drei weiteren Ständen von 
AdB-Mitgliedseinrichungen –
Internationale Jugendgemein-
schaftsdienste (ijgd), Anne-Frank-
Zentrum und Lidice Haus Bremen
– offen gestaltet und bildete 
ein „Forum Politische Jugendbil-
dung“, an dem sich die Besucher
umfassend über die politische 
Jugendbildung informieren
konnten.

Zudem bot das Forum ein viel-
seitiges Programm mit dem The-
menschwerpunkt „Interkulturel-
le Öffnung im Fokus politischer
Jugendbildung“.
Eröffnet wurde der Stand am 
7. Juni mit einem Empfang. Im
Anschluss daran stellte Lothar
Jansen vom Bundesarbeitskreis
Arbeit und Leben das Theater-
projekt „Integration“ vor, das 
Arbeit und Leben Hessen ge-
meinsam mit der Stanza-Theater-
initiative Frankfurt entwickelt
hat. Die Jugendlichen aus der
Theatergruppe gaben am Stand
eine vielbeachtete Kostprobe ih-
res Könnens mit einer eigens für
diesen Auftritt konzipierten sze-
nischen Lesung mit Musik.
Der zweite Messetag startete mit
dem GEMINI-Fachforum „Politi-
sche Bildung angefragt: Fit für
die Einwanderungsgesellschaft?“
Diese Fragestellung diskutierten
Experten aus Wissenschaft, politi-
scher Bildung, Migrationsverbän-
den und Verwaltung gemeinsam
mit rund 50 Teilnehmenden un-

ter der Moderation von Ina Bielen-
berg, Geschäftsführerin des Ar-
beitskreises deutscher Bildungs-
stätten. 
Kenan Kolat, Bundesvorsitzender
der Türkischen Gemeinde in
Deutschland, stellte zu Beginn
dar, welche Begrifflichkeiten für
ihn die gesellschaftliche Perspek-
tive der Einwanderungsgesell-
schaft am besten definieren:
„Wir sollten von Teilhabe spre-
chen und nicht von Integration.“
Für ihn gebe es keine homogene
Gesellschaft in Deutschland, son-
dern eine heterogene, in der ver-
schiedene Kulturen in einem de-
mokratischen Miteinander leben
wollen. Die Gesellschaft brauche
daher nicht nur eine Diskussion
über die Verschiedenheit ihrer
Kulturen, sondern über die Viel-
falt der Menschen und ihrer Le-
bensentwürfe. Unterschiedliche
Lebensformen prägten alle ge-
sellschaftlichen Milieus, egal ob
mit oder ohne Migrationsge-
schichte. Politik und Zivilgesell-
schaft stünden vor der Heraus-

forderung, diese Verschiedenheit
zu organisieren. Mit Blick auf die
Türkische Gemeinde in Deutsch-
land könne er sich die Gründung
eines eigenen Bildungswerkes
von Migrant/-inn/-en mit einem
Angebot für alle Mitbürger/
-innen vorstellen.

Der Integrationsbeauftragte der
Stadt Stuttgart, Gari Pavkovic,
spitzte die Forderungen von 
Kenan Kolat zu, indem er für alle
Mitbürgerinnen und Mitbürger
gleiche Zugangschancen für alle
kommunalen und staatlichen
Dienstleistungen forderte. Gleich-
behandlung per Deklaration füh-
re aus seiner Sicht zu Diskriminie-
rung, da sich die Akteure so von
vornherein nicht mit den unter-
schiedlichen Zugangsvorausset-
zungen zum gesellschaftlichen
Leben, ihren Institutionen und
der Bildung, auseinandersetzten.
Daher sei es nicht überraschend,
dass der Satz „Herkunft entschei-
det maßgeblich über das Gelin-
gen von Bildung“ immer noch

Der gemeinsame GEMINI-Stand auf dem Stuttgarter Messegelände

© Friedrun Erben



seine Gültigkeit habe. Dabei sei
weniger der kulturelle Hinter-
grund maßgeblich, sondern viel-
mehr das soziale Milieu. 
Prof. Dr. Rudolf Leiprecht, Uni-
versität Oldenburg, begrüßte das
Credo zur Interkulturellen Öff-
nung als gegenwärtigem gesell-
schaftlichen Mainstream, beton-

te aber zugleich, dass sie zwar
ein Instrument zur Organisations-
entwicklung sein könne, aber
den problematischen Begriff der
Interkultur nicht auflöse. Der 
Begriff suggeriere zwei sich
gegenüberstehende Kulturen,
die homogen seien. Solch eine
Auffassung blende die eigene

Kultur gerne aus und mache 
der anderen allgemeingültige
Zuschreibungen.
Einblicke in die 15-jährige inter-
nationale und interkulturelle Bil-
dungsarbeit gab die Leiterin der
Volkshochschule Stuttgart, Dag-
mar Mikasch-Köthner. Ein neuer
konzeptioneller Ansatz der VHS
bestehe darin, die interkulturel-
len Potenziale der eigenen Mit-
arbeitenden einzubeziehen, da 
diese oftmals selbst eine eigene
Migrationsgeschichte und damit
auch Zugang zum eigenen kultu-
rellen Umfeld hätten. Mit diesem
Ansatz könne aus Sicht von Mi-
kasch-Köthner das interkulturelle
Angebot besser an die Bedürf-
nisse der Zielgruppen angepasst
werden. Die Volkshochschule
schaffe bewusst Foren der Be-
gegnung: „Denn wir können
voneinander und miteinander
lernen“, resümierte Mikasch-
Köthner.
Primäre Aufgabe der politischen
Bildung ist für Klaus Waldmann,
Koordinator der GEMINI, die Be-
fähigung zur Teilhabe an der 
Demokratie. Eine demokratische
Gesellschaftsform dürfe keine
Unterscheidung nach kultureller
bzw. ethnischer Herkunft vorneh-
men, sondern müsse alle Men-
schen einschließen. „Demokrati-
sche Rechte stehen jedem zur
Verfügung“. Zur Unterstützung
dieses Anspruches sei die politi-
sche Bildung konzeptionell und
bildungspraktisch gut aufgestellt.
Eine interkulturelle Öffnung von
Einrichtungen politischer Bildung
sei wünschenswert, allerdings bei
konfessionellen Trägern schwer
umsetzbar. Zur Frage aus dem
Publikum, ob politische Bildung
‚politischer‘ werden müsse,
merkte Waldmann an: „Die Auf-
gabe unserer Profession ist es
nicht vorrangig, politischer Ak-
teur zu sein, sondern Menschen
zur aktiven Teilhabe an gesell-
schaftlichen Prozessen zu befähi-
gen.“ Politische Bildung müsse
künftig deutlicher eine Anwalts-

INFORMATIONEN

216

Es diskutierten von links nach rechts: Dagmar Mikasch-Köthner, VHS Stuttgart,
Prof. Dr. Rudolf Leiprecht, Universität Oldenburg, Kenan Kolat, Bundesvorsit-
zender der Türkischen Gemeinde Deutschland, Ina Bielenberg, Arbeitskreis
deutscher Bildungsstätten, Gari Pavkovic, Integrationsbeauftragter der Stadt
Stuttgart, und Klaus Waldmann, Evangelische Trägergruppe für gesellschafts-
politische Jugendbildung

© Friedrun Erben

Gespräch zwischen Lothar Harles (AKSB), Hans-Peter Bergner (BMFSFJ), 
Boris Brokmeier (AdB) und Klaus Waldmann (Ev. Trägergruppe)

© Friedrun Erben
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funktion für diejenigen wahr-
nehmen, die durch strukturelle
und kulturelle Mechanismen oder
rechtliche Regelungen in ihrer
Teilhabe eingeschränkt sind. 
Einig war sich das Podium be-
züglich der notwendigen Ein-
beziehung der Zielgruppe der
bildungsbenachteiligten Jugend-
lichen in die politische Bildungs-
arbeit. Politische Bildung müsse
dazu neue und innovative Wege
gehen. Gute didaktische Ansätze
und Angebote gebe es bereits.
Diese Angebote zu aktuellen ge-
sellschaftlichen Fragen müssten
jedoch noch stärker an die Inter-
essen und Bedürfnisse der Ziel-
gruppe angepasst werden.
Nach Ansicht aller Podiumsteil-
nehmenden braucht die politi-
sche Bildungsarbeit verlässliche
Förderstrukturen. Eine Projekt-
förderung über einen Zeitraum
von zwei bis drei Jahren erzeuge
nur kurzfristige Effekte, Nachhal-

tigkeit bezüglich der Zielgruppen
und letztendlich einer interkultu-
rellen Öffnung sei damit nicht zu
erreichen. 
Nach dem GEMINI-Fachforum
stand Kenan Kolat für ein Inter-
view am GEMINI-Stand zur Verfü-
gung. Anschließend stellte Hans-
Peter Bergner, Leiter des Referats
Jugend und Bildung im BMFSFJ,
in einem Gespräch mit Lothar
Harles (bap) und Klaus Waldmann
(GEMINI), moderiert von Boris
Brokmeier, Arbeitskreis deutscher
Bildungsstätten, die Sichtweise des
Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend zum
Thema Interkulturelle Öffnung in
der politischen Bildung dar.
Ein weiterer Programmpunkt an
diesem Tag war der Film „Diskri-
minierungserfahrungen von Ju-
gendlichen“, der im Rahmen ei-
nes Forschungsprojekts
entstanden ist, das Rudolf Leip-
recht von der Universität Olden-

burg vorstellte.
Einen Einblick in die praktische
Bildungsarbeit vor Ort gaben 
Pater Dr. Tobias Specker SJ vom
Heinrich Pesch Haus in Ludwigs-
hafen und Olaf Bernau von 
ARBEIT UND LEBEN Bremen mit
der Moderatorin Ina Bielenberg
vom Arbeitskreis deutscher Bil-
dungsstätten. Beide Projektprä-
sentationen zeigten auf, wie Teil-
habe und Schutz vor Diskriminie-
rung in Schule und Gesellschaft
ermöglicht werden können.
Am dritten und letzten Veran-
staltungstag in Stuttgart fanden
die Aktivitäten am Stand mit 
der Vorstellung der Preisträger
vom Preis Politische Bildung 
sowie einer Filmpräsentation
vom Anne-Frank-Zentrum ihren
Abschluss. 

Zusammenstellung aus
Berichten von Lothar Jansen/

Ivonne Meissner/Markus Schuck

„Preis Politische Bildung“ für ABC-Bildungs- und Tagungszentrum

Das ABC Bildungs- und Tagungs-
zentrum e. V. in Drochtersen-Hüll,
eine Mitgliedseinrichtung des Ar-
beitskreises deutscher Bildungs-
stätten, wurde am 5. Mai 2011
vom Bundesausschuss politische
Bildung (bap) für sein Projekt
„Gender Camp 2010“ausgezeich-
net. Das „Gender Camp 2010“ ist
das weltweit erste BarCamp zum
Thema Geschlechterverhältnisse
und Netzpolitik. Die Jury würdig-
te damit insbesondere den Ein-
satz von Social Media in der Poli-
tischen Bildung. Die Begründung
der Jury trug Barbara Menke,
Mitglied des bap-Vorstands, vor:
Das Projekt verbinde klassische
und neue Elemente politischer
Bildung in einem neuen Bildungs-
format, mit dem es gelungen sei,
neue Teilnehmer/-innen zu gewin-
nen und vielfältige Arbeitsformen
zur Auseinandersetzung mit poli-

tischen Themen einzusetzen.
Das GenderCamp fand vom 7. bis
9. Mai 2010 statt. Die Idee bestand
darin, die „alte“ und „neue“
Welt zusammenzubringen, d. h.
Menschen in einer „Face-to-Fa-
ce“-Veranstaltung zueinander zu
bringen, die sich bislang aus fe-
ministischen online-communities,
Foren und Blogs kannten. Sie
sollten die Gelegenheit erhalten,
zu den Themen Geschlechterver-
hältnisse, Netzpolitik und Teilha-
bemöglichkeiten gemeinsame
Projekte anzustoßen und Ideen
zu entwickeln. Das GenderCamp
war dabei als offener Event an-
gelegt. In der Tradition der Bar-
Camps haben die Teilnehmerin-
nen das Programm vor Ort selbst
gestaltet. Ideen dazu konnten
vorher auf einer eigens dafür ein-
gerichteten online-community
zum GenderCamp eingereicht

werden. Neben einer nicht hier-
archischen Arbeitsweise war da-
bei der Aspekt der Vernetzung
besonders wichtig. 
Den Sonderpreis teilt sich das
ABC Bildungs- und Tagungszen-
trum mit dem Projekt „Radio CO-
RAX“ des Vereins CORAX e. V.
Der Bundesausschuss Politische
Bildung (bap) vergab zum zwei-
ten Mal den mit insgesamt
15.000 Euro dotierten „Preis Poli-
tische Bildung“ im Rahmen einer
feierlichen Veranstaltung in der
Katholischen Akademie. Aus
rund 200 Bewerbungen wurden
fünf Projekte ausgezeichnet, die
Politische Bildung und politische
Partizipation in besonderer Weise
thematisiert haben.
Den 1. Preis erhielt das Projekt
„PARLAMENT-Kommunalwahlen
in Slubfurt“ des Vereins Slubfurt
e. V., das sich mit der Identitäts-



bildung und der bürgergesellschaft-
lichen „Selbstgestaltung“ eines
grenzüberschreitenden Stadt-
raumes mit zwei unterschiedlichen
Sprachen, Gesellschafts- und
Denksystemen auseinandersetzt.
Mit dem 2. Preis wurde das Pro-
jekt „Politik trifft Hartz IV. Neue
Verbindungen wagen“ des Nell-
Breuning-Hauses ausgezeichnet,
in dessen Rahmen rund 200 Lang-
zeitarbeitslose auf „Augenhöhe“
mit Politikerinnen und Politikern
über die Folgen der Arbeitslosig-
keit diskutierten.
Den Medienpreis erhielt der Fern-
sehsender PHOENIX für das Pro-

jekt „PHOENIX-Politiker-Speed-
Dating“ und „Schlichtungsge-
spräche zu dem Bahnprojekt
Stuttgart 21". 
Die Preisverleihung bildete den
Auftakt der „Aktionstage Politi-
sche Bildung“, die am 5. Mai star-
teten und am 23. Mai endeten.
„Mit dem Preis Politische Bildung
haben wir gezeigt, was Demo-
kratie immer wieder braucht“,
betonte Lothar Harles, Vorsitzen-
der des Bundesausschuss Politische
Bildung, „nämlich engagiertes
und konstruktives Sich-Einmi-
schen.“ Der Preis Politische Bil-
dung habe die enorme Bandbrei-

te und den Ideenreichtum der
ausgezeichneten Projekte deut-
lich gemacht.
Thomas Krüger, Präsident der
Bundeszentrale für politische Bil-
dung, bezeichnete es als eine gro-
ße Stärke der politischen Bildung
in Deutschland, „dass sie sich eben
nicht nur auf Kenntnisse über 
Institutionen, Strukturen oder
Prozesse der Politik beschränkt,
sondern das persönliche Engage-
ment für Staat und Gesellschaft in
den Vordergrund rückt.“ Das Bei-
spiel von PHOENIX zeige, wie aus
einmal gewecktem Interesse tat-
sächliches Handeln werde.
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Erfolgreicher Abschluss des DARE-Projekts zu Demokratie- und Menschenrechtsbildung in Europa

Vier europäische Großkonferen-
zen zwischen 2007 und 2010, an
denen sich über 700 Organisa-
tionen aus 50 Staaten aktiv be-
teiligten, neun Bücher, die trans-
national aktuelle Fragen von 
Demokratie- und Menschenrechts-
bildung thematisieren, ein vier-
teljährlich erscheinender News-
letter, der über 1400 Abonnenten
über politische Entwicklungen,
laufende Forschung und Bildungs-
projekte zu Demokratie- und Men-
schenrechtsbildung informiert,
europaweite gemeinsame Ak-
tionstage zur Präsentation der
Bildungspraxis vor Ort, zahlreiche
Arbeitsgruppensitzungen und
Fachforen zum transnationalen
Austausch über pädagogische
Ansätze und nicht zuletzt eine
Anhörung zu Education for De-
mocratic Citizenship (EDC) and
Human Rights Education (HRE)
vor dem Ausschuss für Erziehung
und Bildung des Europaparla-
ments – das ist kurz gefasst die
Bilanz von DARE (Democracy and
Human Rights Education), dessen
Aktivitäten der Arbeitskreis deut-
scher Bildungsstätten zwischen
2007 – 2010 über ein im EU-Pro-
gramm GRUNDTVIG gefördertes

Netzwerkprojekt koordiniert
hat. 50 Organisationen aus 
27 Ländern, die sich trotz inhalt-
licher und organisatorischer
Unterschiede gemeinsam für die
Entwicklung von Demokratie-
und Menschenrechtsbildung 
engagieren, verfügen zusammen
über eine Kompetenz in diesem
Arbeitsfeld, die Wirkung zeigt
und in Anspruch genommen
wird. Die EU-Kommission hat 
das DARE-Netzwerk bereits 2010
als Modell für GRUNDTVIG-Netz-
werke bezeichnet und zu mehre-
ren Strategiekonferenzen zur
Gestaltung von Lifelong Lear-
ning-Programmen beratend 
hinzugezogen.

Es ist das Ziel des AdB und seiner
50 Partner, mit dem DARE-Netz-
werk eine europäische Plattform
für Demokratie- und Menschen-
rechtsbildung zu etablieren und
zur Verbreitung und Qualifizie-
rung dieses Bildungsbereichs in
der europäischen Öffentlichkeit
beizutragen. Das DARE-Netzwerk
bietet Nichtregierungsorganisa-
tionen einen direkten Draht zu
den europäischen Entscheidungs-
ebenen. DARE und seine Mit-

gliedsorganisationen sind seit
2010 in nahezu alle entscheiden-
den Beratungsgremien des 
Europarats und der Europäischen
Kommission zu Fragen von EDC/
HRE eingebunden. 

Der Arbeitskreis deutscher Bil-
dungsstätten hat nun für die Jah-
re 2011 – 2012 die anspruchsvolle
Aufgabe der Geschäftsführung
des Netzwerks übernommen. In
diesem Jahr finden verschiedene
Seminare und Konferenzen statt
(Infos auf: www.dare-network.eu).
Zudem geht ab Sommer 2011 
eine eigene DARE e-Academy 
online, die mit internetbasierten
Lernangeboten zu den Themen
Human Rights in Europe, Chil-
drens Rights und Rights of Refu-
gees, eine breite thematische 
Basisqualifizierung für Fachkräf-
te ermöglicht.

Mehr Informationen über die Ak-
tivitäten des AdB im Rahmen von
DARE gibt es unter www.dare-
network.eu oder direkt über den
AdB bei Georg Pirker (Referent
für Internationale Bildungsarbeit
und Sekretär des DARE-Netz-
werks): pirker@adb.de).
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Positionspapier der Politischen Stiftungen zur Politischen Bildung

Am 13. Juli stellten die Vorsitzen-
den der im Arbeitskreis deutscher
Bildungsstätten vertretenen Poli-
tischen Stiftungen – Friedrich-
Ebert-Stiftung, Friedrich Nau-
mann Stiftung für die Freiheit,
Heinrich-Böll-Stiftung, Hanns-Sei-
del-Stiftung, Konrad-Adenauer-
Stiftung und Rosa-Luxemburg-
Stiftung – der Öffentlichkeit ein
gemeinsames Papier zur politi-
schen Bildung vor, in dem sie den
Beitrag der Politischen Stiftun-
gen zur Stärkung und Weiterent-
wicklung der Demokratie in
Deutschland verdeutlichen und
auf die besonderen Aufgaben
der politischen Bildung durch die
Politischen Stiftungen verweisen.
Eine Besonderheit dieser Arbeit
liege darin, dass sie nicht wert-
neutral sei, sondern den politi-
schen Pluralismus in Deutschland
repräsentiere. Es gebe einen 
unmittelbaren Zusammenhang
zwischen Qualität, Quantität und
Leistungsfähigkeit sowie gesell-
schaftlicher Wirkung der politi-
schen Bildung einerseits und den
für diese Aufgabe bereitgestell-
ten Zuwendungen.
Jede Generation müsse sich neu
die demokratischen Werte an-
eignen und das nötige staatsbür-
gerliche Wissen erwerben. Die
politische Bildungsarbeit der Stif-
tungen ziele auf Wissensvermitt-
lung, Orientierung, Ermutigung
und Befähigung zu zivilgesell-
schaftlichem Engagement und
politischem Handeln und ver-

mittele soziale und gesellschafts-
politische Kompetenzen. Dabei
verbiete es sich, Bürgerinnen und
Bürger als Objekte von Agitation
oder Indoktrination behandeln
zu wollen. Die Angebote der Stif-
tungen seien für jede Bürgerin
und jeden Bürger öffentlich zu-
gänglich.
Zu den aktuellen Herausforde-
rungen der politischen Bildung
für die Demokratie zählt das Pa-
pier die wachsende Kluft zwischen
Bürgerinnen, Bürgern und politi-
schen Institutionen, der durch
politische Bildung entgegenge-
wirkt werden soll. Es gelte, einem
unrealistischen Bild von Politikern
oder überzogenen Erwartungen
an die Politik durch Information,
Orientierung und Ermutigung
zur aktiven Teilhabe sowie durch
Professionalisierung des sozialen
und politischen Engagements zu
begegnen.
Der politischen Bildungsarbeit
wachse zudem durch die Einwan-
derung von Millionen Menschen
aus anderen politischen und kul-
turellen Verhältnissen eine neue
Aufgabe zu, da sie einen wesent-
lichen Beitrag für die politische
Integration von Zuwanderern,
für religiöse und politische Tole-
ranz bei gleichzeitiger Verbind-
lichkeit demokratischer Grund-
werte leisten müsse.
Die zunehmende Globalisierung
der Wirtschaft, die Entwicklung
der europäischen Integration und
das wachsende Gewicht supra-

nationaler Institutionen steiger-
ten den Bedarf an Wissen und Ur-
teilsfähigkeit über internationale
Zusammenhänge. Die Stiftungen
seien durch ihre internationale
Arbeit und ihre weltweiten Kon-
taktnetze für die Internationali-
sierung des politischen Diskurses
in der Bundesrepublik Deutsch-
land geradezu prädestiniert.
Auch dem gewachsenen Bedürf-
nis der Bürger/-innen nach der
Partizipation an politischen Vor-
gängen müssten sie entsprechen,
indem sie Dialogformen organi-
sieren, Kommunikation und Dis-
kurs ermöglichen und Medita-
tionsverfahren einleiten.
Da Politische Bildung ihre Wir-
kung nur entfalten könne, wenn
sie nachhaltig arbeite, habe eine
solide, berechenbare institutio-
nelle Förderung hohe Bedeutung
für diese Bildungsarbeit. Durch
Zertifizierung, Qualitätsmanage-
ment und die kontinuierliche
Selbst-und Teilnehmerevaluation
werde sichergestellt, dass die 
Zuwendungen effizient und bil-
dungswirksam verwandt werden.
Die politischen Stiftungen legten
zudem öffentlich Rechenschaft
über ihr Wirken ab.

Das Positionspapier ist auf den
Homepages der Stiftungen 
vollständig dokumentiert und
abrufbar unter: www.boell.de,
www.fes.de, www.freiheit.org,
www.hss.de, www.kas.de und
www.rosalux.de.

FES-Kongress Demokratie in Deutschland 2011 

Die Friedrich-Ebert-Stiftung ver-
anstaltete am 29. und 30. Juni
2011 in Berlin einen Kongress,
auf dem sie mit Expertinnen und
Experten und interessierten Teil-

nehmern/Teilnehmerinnen in
zwölf Foren über zentrale The-
men der Demokratieentwicklung
diskutierte:
■ Einstellungen zur Demokratie

■ Partizipation und Inklusion
■ Demokratie und Geschlecht
■ Wirtschaft und Demokratie
■ Partizipation und Engage-

mentbereitschaft in Parteien
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■ Soziale, liberale oder libertäre
Demokratie? – Normative De-
mokratiekonzepte

■ Primat der Politik
■ Jugend und Demokratie
■ Rechtsextremismus und Popu-

lismus
■ Direkte Demokratie
■ Medien und Demokratie
■ Politische Bildung und Demo-

kratie.

Am Tag vor dem Fachtag fand
zur Kongresseröffnung ein Ge-
spräch zwischen dem SPD-Vorsit-
zenden Sigmar Gabriel und dem
Berliner Politikwissenschaftler
Herfried Münkler statt.
Gabriel sprach sich dafür aus, in
der SPD jungen Menschen mehr
als nur die Mitarbeit im Ortsver-
ein anzubieten und sie auch für
Nichtmitglieder zu öffnen, denen
die Möglichkeit gegeben werden
sollte, mitzudiskutieren und mit-
zuentscheiden. Er forderte auch
mehr direkte Demokratie durch
Beteiligung der Bürger an politi-
schen Entscheidungen. Beidem
war Münkler zwar prinzipiell nicht
abgeneigt, jedoch lerne man po-
litisches Handeln besser in Vorfeld-
organisationen und Jugendver-
bänden. Wer sich nur punktuell
engagiere, begreife nicht, dass
man, um Politik zu betreiben, 
einen langen Atem brauche und
Kompromisse schließen müsse.

Im Fachforum „Partizipation und
Engagementbereitschaft in Par-
teien“, das am zweiten Kongress-
tag stattfand, diskutierten Astrid
Klug, Bundesgeschäftsführerin
der SPD, der Journalist Prof. Dr.
Thomas Leif und der Emeritus
Prof. Dr. Elmar Wiesendahl über
den Zustand der Demokratie und
die Bedeutung der Parteien, die
als einzige politische Institutio-
nen, so Wiesendahl, über ihre
Mitglieder zivilgesellschaftlich
verankert seien und den politi-
schen Prozess begleiten könnten.
Allerdings habe ihre gesellschaft-
liche Verankerung nachgelassen,

sie seien nicht mehr so breit auf-
gestellt wie ehedem. Es habe nur
einen kurzen historischen Mo-
ment der Mobilisierung einer 
Aktivbürgerschaft gegeben, die
glaubte, über die Mitgliedschaft
in Parteien Einfluss auf das politi-
sche Geschehen nehmen zu kön-
nen. Dieser Moment waren die
siebziger Jahre des vergangenen
Jahrhunderts. Seit den 80er Jah-
ren sei ein chronischer Rückgang
der Eintrittsquote zu verzeich-
nen, der zur Sklerotisierung der
Parteimitgliedschaft führte, die
nicht mehr repräsentativ für die
Bevölkerung sei. Dieser Zustand
bedinge einen partiellen Autis-
mus und gehe mit einem Ver-
trauensverlust der Bevölkerung
gegenüber den Parteien einher.
Ein Gegenmittel seien mehr un-
mittelbare Demokratie durch Be-
teiligung der Bürgerschaft und
eine Revitalisierung der Parteien
durch eine wachsende Rekrutie-
rungsquote.
Thomas Leif beklagte, dass die
politischen Rahmenbedingungen
nicht mehr hinreichend analysiert
würden, und konstatierte eine
massive Entparlamentarisierung
des Parlaments und einen Legiti-
mationsverlust der politischen
Klasse, die nur mehr Instantpoli-
tik betreibe. Man müsse sich von
den bisherigen Strukturen verab-
schieden und dürfe keine Wil-
lensbildung von oben betreiben,
sondern müsse als erstes den Dis-
kurs mit der Gesellschaft führen,
bevor er in den Parteien geführt
werde. Politiker, die ihre Zeit in
den internen Sphären zur Absi-
cherung ihrer Macht gebrauch-
ten, seien inzwischen obsolet.
Leif sprach sich dafür aus, die 
geplante Parteireform dauerhaft
umzusetzen.
Astrid Klug stellte fest, dass es 
inzwischen wieder mehr junge
Menschen mit Interesse an Politik
gebe, die jedoch nicht hinrei-
chende Betätigungsfelder finden.
Sie hielt es für erforderlich, die
Parteimitglieder zu stärken und

mehr – auch über die neuen Me-
dien – einzubeziehen. Die Partei
solle geöffnet werden für Sympa-
thisanten und Interessierte.
Eine Organisationsreform allein
könne kein Allheilmittel sein, son-
dern müsse durch eine klare Pro-
grammatik (und zugehörigen 
Politik-Output) komplettiert 
werden.
In der Diskussion wurde die Rück-
bindung an übergeordnete Wer-
te („Utopien“) gefordert, die ih-
ren Niederschlag in konkreter 
Politik finden müsse, um insge-
samt glaubwürdig (und attraktiv)
zu bleiben. Die Parteien müssten
schließlich politikfeldübergreifen-
de, aber gleichwohl konsistente
Angebote machen – das unter-
scheide sie von NGOs und sozia-
len Bewegungen, mit denen sie
daher auch nicht konkurrieren
sollten.

Das Fachforum zur „Direkten De-
mokratie“ war – dem inzwischen
dokumentierten Ergebnispapier
zufolge – insgesamt durch starke
Kontroversen geprägt. Die De-
batte habe aber gezeigt, dass 
direkte Demokratie durchaus als
Korrektiv gesehen werden kön-
ne, was jedoch nur funktioniere,
wenn man das Ziel der Stärkung
direktdemokratischer Verfahren
auf Bundesebene ernsthaft und
langfristig verfolge.

Im Forum „Soziale ,liberale 
oder libertäre Demokratie? –
Normative Demokratiekonzep-
te“ wurden verschiedene Demo-
kratiekonzepte einander ge-
genübergestellt. Die liberale 
Demokratie zeichne sich durch
grundlegende Charakteristika
wie freie, gleiche und geheime
Wahlen, Rechtsstaatlichkeit und
die Geltung der Menschenrechte
aus und biete damit einen weiten
Rahmen, in dem zwei höchst
unterschiedliche Konzepte von
Demokratie Raum finden: Liber-
täre Demokratie und Soziale 
Demokratie.
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Während die libertäre Demokra-
tie vor allem auf die politischen
und bürgerlichen Grundrechte
abziele und damit den Schutz in-
dividueller Freiheit vor staatlicher
und gesellschaftlicher Willkür 
betone, frage die soziale Demo-
kratie nach den Voraussetzun-
gen, die erfüllt sein müssen, da-
mit Einzelne ihre Freiheit auch
tatsächlich leben können.
In der Debatte zu den Redebei-
trägen von Prof. Dr. Hans Vorlän-
der und Prof. Dr. Thomas Meyer
wurde die Aktualität beider Posi-
tionen diskutiert. 

Im Fachforum „Einstellungen zur
Demokratie“ wurde deutlich, dass
soziale und wirtschaftliche Aspek-
te eng mit der Wahrnehmung von
Politik, aber auch mit der Teilha-
be an ihr verbunden sind. Ver-
schiedene Praxisbeispiele veran-
schaulichten das Dilemma einer
zunehmenden Distanz zwischen
Parteipolitik und unverbindliche-
ren Formen der Bürgerbeteili-
gung: Statt die Anliegen der Bür-
gerbewegung über Parteien in
den demokratischen Willens- und
Entscheidungsbildungsprozess
einfließen zu lassen, nehmen sich
viele Initiativen zunehmend als
strukturell, finanziell, rechtlich
und inhaltlich von staatlicher 
Seite diskriminiert und inkrimi-
niert wahr. So wachse das Miss-
trauen zwischen den beiden
Sphären. Durch eine engere Ver-
zahnung von Staat und Zivilge-
sellschaft könne wieder mehr
Vertrauen in demokratische Ent-
scheidungen hergestellt werden,
dazu sei es jedoch notwendig,
mehr Leute an den Entscheidun-
gen zu beteiligen, indem neue
Kooperationsstrukturen zwischen
Staat und Zivilgesellschaft ge-
schaffen werden. Auch müsse 
ein höheres Maß an Transparenz
über Teilhabeverfahren gesichert
werden.

„Partizipation und Inklusion“
waren ein Thema, das Politik und

Parteien dazu ermahnte, ihre 
Bodenhaftung nicht zu verlieren,
sondern sich authentisch und auf-
richtig um die Belange der Men-
schen, insbesondere auch der
„kleinen Leute“, zu bemühen.
„Schulen der Demokratie“ wur-
den gefordert, in denen sich noch
im vorpolitischen Raum Interesse
an und Fähigkeit zum politischen
Handeln herausbilden könnten.
Es seien zivilgesellschaftliche Pro-
jekte zu fördern, insbesondere
auch die lokale Ebene zu stärken
und über institutionelle Refor-
men Partizipation und Inklusion
zu erhöhen.

Im Forum „Demokratie und Ge-
schlecht“ setzte man sich mit der
Unterrepräsentierung von Frau-
en in Führungspositionen ausein-
ander, an der sich trotz Quotenre-
gelungen, Gatekeeper und neuen
Rekrutierungsmustern nichts 
ändere. Quotenregelungen müss-
ten eingehalten und ihre Miss-
achtung sanktioniert werden, 
z. B. durch die Einführung einer
Rechenschaftspflicht. Zudem
müssten Männer in Führungs-
und Schlüsselpositionen – ebenso
wie die gesamte Gesellschaft –
für das Thema sensibilisiert wer-
den. Notwendig sei ein neuer 
Geschlechtervertrag, der eine 
Humanisierung von Politik und
Arbeitswelt beinhalte.

Im Forum „Wirtschaft und Demo-
kratie“ ging es um ein ausge-
glichenes Verhältnis zwischen
wirtschaftlichem Wachstum, 
sozialem Ausgleich und Nachhal-
tigkeit in der sozialen Marktwirt-
schaft, das aus der Balance zu 
geraten drohe. Es wurde empfoh-
len, die transnationale/europäi-
sche Ebene stärker in den Blick zu
nehmen und Mitbestimmungs-
strukturen auf europäischer Ebe-
ne zu etablieren sowie ein sozial-
demokratisches Gegenmodell für
Europa als Alternative zu dem ge-
genwärtig vorherrschenden neo-
liberalen Leitbild zu entwickeln.

Die betriebliche Mitbestimmung
in Deutschland sei zu stärken,
denn sie fördere Beteiligung und
stärke die Demokratie. Allerdings
seien neue und flexible Modelle
zu entwickeln, da Mitbestim-
mungsmodelle für Großkonzerne
nicht zwangsläufig auch in Klein-
betrieben angewandt werden
könnten. Außerdem gelte es, die
neue Vielfalt der Akteure zu be-
rücksichtigen, wobei die Aufsplit-
terung der Gewerkschaften hin
zur Vertretung von Einzelinteres-
sen (Lokführer/Piloten) und die
Teilung der Belegschaften in Zeit-
arbeiter (Leiharbeiter, befristete
Verträge) und Festangestellte 
kritisch gesehen wurde. Gefor-
dert wurde, kleine und mittlere
Unternehmer als Stützen der 
Zivilgesellschaft und Partner 
sozialdemokratischer Politik zu
entdecken.

Der „Primat der Politik“ wurde in
einem weiteren Forum beschwo-
ren, in dem es um das Problem
ging, in der globalisierten Welt
der Gegenwart die Durchset-
zungs- und Regulierungsfähig-
keit der Politik gegenüber den
Märkten zu stärken.
Die Politik habe sich jedoch in
den letzten Jahren auch ein Stück
weit selbst entmachtet. 
Insbesondere auf kommunaler
Ebene biete es sich an, das Ver-
trauen in die Gestaltungsfähig-
keit der Politik zurückzugewin-
nen. Auf der nationalen Ebene
solle man mit Regulierungen 
vorangehen, wenn ein interna-
tionaler Konsens nicht zu errei-
chen sei. Die Energiewende habe
gezeigt, dass die politischen Hand-
lungsspielräume viel größer seien,
wenn es politischen Gestaltungs-
willen gebe.

Das Forum „Jugend und Demo-
kratie“ forderte, demokratische
Beteiligung früh und niedrig-
schwellig einzuüben. Dafür müss-
ten Gelegenheitsstrukturen an-
geboten und durch staatliche



Förderung ermöglicht werden.
Mittel für die Jugendverbandsar-
beit dürften nicht weiter gekürzt
und demokratische Räume nicht
durch so genannte „Demokratie-
Erklärungen“ eingeengt werden.
Ein Wahlrecht auf lokaler Ebene
ab dem 16. Lebensjahr sei zu er-
wägen, da in diesem Alter die 
Erfahrung der ersten Wahl auch
schulisch begleitet werden kön-
ne. Eine Schulreform zur Herstel-
lung von mehr Chancengleichheit
sei überfällig. Schule müsse als
Lebens- und Bildungsort für 
Demokratie wahrgenommen
werden, an dem sowohl Interes-
senausgleich geübt und die nöti-
ge sprachliche Kompetenz ver-
mittelt werde.

Im Forum „Politik und Medien“
setzte man sich mit dem Web 2.0
und seinen politischen Konse-
quenzen auseinander. Paradoxer-
weise lasse sich beobachten, dass
die Weltgesellschaft immer grö-
ßer, der Radius medialer Bericht-
erstattung hingegen immer 
kleiner werde. Die Politik müsse
mehr authentische Präsenz im
Internet zeigen und sich gegen-
über Interaktivitätskulturen öff-
nen. Sozialdemokratische Medien-
politik könne sowohl skeptisch
als auch offen auf Neue Medien
zugehen und sollte dabei immer
die soziale Selektivität dieser 
Medien (z. B. hinsichtlich „Unter-
schichtenmedien und E-Demo-
cracy“) im Blick behalten. E-De-
mocracy sei zur Mobilisierung
tauglich, jedoch nicht zur Delibe-
ration.

Wie die Demokratie gegen ihre
Feinde gestärkt werden kann,
war Thema des Forums „Rechts-
extremismus und Populismus“. Es
wurde empfohlen, den Fokus
stärker auf die demokratische Er-
ziehung in der Schule zu richten,
z. B. durch ein neu einzuführen-
des Schulfach „Demokratieerzie-
hung“ oder in den bereits beste-
henden Fächern. Notwendig seien

Entwicklung und Anwendung
ganzheitlicher Strategien im Um-
gang mit rechtsextremer Gewalt
auf kommunaler Ebene. Demo-
kratische Parteien dürften einzel-
ne Gebiete, Kommunen, Orte,
etc. nicht aufgeben, sondern
müssten sich auf die Menschen
vor Ort einlassen („aufsuchende
Demokraten“) und Gefühle der
Schutzlosigkeit ernstnehmen.

Im Forum „Politische Bildung und
Demokratie“ diskutierten Rein-
hard Weil, Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Barbara Menke, Bundesaus-
schuss Politische Bildung, Prof. Dr.
Sibylle Reinhardt und Dr. Hans-
Peter Bartels MdB unter der Mo-
deration von Karl-Ulrich Templ,
Landeszentrale für politische Bil-
dung Baden-Württemberg.
Barbara Menke sah in folgenden
Aspekten die zentralen Heraus-
forderungen für die politische
Bildung: Deutschland sei eine
Einwanderungsgesellschaft, die
deutsche Gesellschaft werde im-
mer älter, es gebe Veränderun-
gen in der Arbeitsgesellschaft,
und das Web 2.0 verändere Kom-
munikationsgewohnheiten und
eröffne neue Möglichkeiten. Von
der politischen Bildung werde
gefordert, dass sie alle beteilige.
Die Versuche zur Inklusion von
Bevölkerungsgruppen, die politi-
sche Bildung nicht von sich aus
aufsuchen, erforderten jedoch
auch neue Formate und Verände-
rungen des Erscheinungsbildes.
Reinhard Weil bezeichnete es als
besondere Aufgabe der politi-
schen Bildung, Bürgerinnen und
Bürger zu politischem Engage-
ment als zentralem Instrument
zum Schutz der demokratischen
Politik und Gesellschaft zu moti-
vieren und zu befähigen. Sie
müsse Orientierung bieten, und
dazu sei ein pluralistisches Trä-
gersystem erforderlich. Die Wert-
orientierung schließe Indoktrina-
tion aus, könne jedoch nicht neu-
tral sein. Er sprach sich dafür aus,
die Sphären der politischen Ak-

tion und des politischen Lernor-
tes voneinander getrennt zu hal-
ten. Prof. Dr. Sibylle Reinhardt
bezeichnete als Grundkompetenz
der Demokratie die Konfliktfä-
higkeit. Demokratie folge nicht
der Logik des Privatlebens und
Lernen im sozialen Nahraum füh-
re nicht unbedingt zur Teilnahme
am politischen Leben. Politik sei
ein eigener Lernbereich und be-
dinge ein sozialwissenschaftlich-
integratives Fach im schulischen
Unterricht. Dr. Hans-Peter Bartels
beklagte, dass der von der Gro-
ßen Koalition noch eingebrachte
Antrag zur politischen Bildung
der Diskontinuität verfallen und
nie verabschiedet worden sei.
Demokratie als Lebensform müs-
se gelernt werden, dafür gebe es
viele Lernorte, auch die Medien.
Auch der Politikbetrieb sei ein
Lernort, werde jedoch schlecht
präsentiert.
In der Diskussion unter Beteili-
gung des Publikums wurde ge-
fordert, die Bundeszentrale für
politische Bildung beim Bundes-
präsidenten anzusiedeln, um sie
aus den ständigen Diskussionen
über Kürzungen herauszuhalten.
Es wurde beklagt, dass die Aus-
bildung in Segmente zerlegt wer-
de, in denen politische Bildung
nicht vorkomme. Politische Bil-
dung müsse genauso differen-
ziert werden, wie sich die Gesell-
schaft ausdifferenziere. Sie stehe
nicht nur finanziell unter Druck,
sondern auch inhaltlich durch die
Einschränkungen des Angebots-
spektrums. Plädiert wurde für 
eine bereichsübergreifende Wei-
terbildung, in die sich die Ange-
bote an differenzierten Lebensla-
gen ausrichten. Das bürgerschaft-
liche Engagement gelte es durch
politische Bildung zu unterstüt-
zen, wobei es dies in der außer-
schulischen politischen Bildung
schon gebe. Allerdings sei damit
keine Identifizierung mit den Zie-
len der jeweiligen Gruppe zu ver-
binden. Es gehe vielmehr darum,
Räume der Reflexion zur Verfü-
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gung zu stellen und Schlüssel-
qualifikationen für gesellschaft-
lich Aktive zu vermitteln. Die Ver-
bindungslinien zu den Parteien
seien herzustellen, um Potenziale
für die politische Arbeit und die
Übernahme von Funktionen zu
erschließen. Politische Bildung
müsse politischer werden, aber
im Sinne der Orientierung. Als
politischer Akteur sei sie hinge-
gen nicht vorstellbar, weil die Le-
gitimationsfrage nicht geklärt
sei. Es wurde gefordert, Politische
Bildung als Beteiligung von Frei-
willigendiensten zu etablieren.
Das derzeit von der Bundesregie-
rung angewandte Instrument der

so genannten „Demokratie-Er-
klärung“ wurde als kontrapro-
duktiv kritisiert. Jugendverbän-
de, die sich seitJahrzehnten für
demokratische Teilhabe und Be-
fähigung engagieren, würden
darüber neuerdings inkriminiert.
Der Bildungsbegriff müsse er-
weitert werden, indem soziale,
politische und berufliche Bildung
stärker zusammengedacht wer-
den. Für sozial unterprivilegierte
und bildungsferne Gruppen tra-
ge politische Bildung eine beson-
dere Verantwortung, der mit 
individueller Zielgruppenarbeit
Rechnung zu tragen sei. Der Poli-
tik wurde vorgeworfen, in Sonn-

tagsreden die Notwendigkeit po-
litischer Bildung zu beschwören,
sie jedoch durch finanzielle Kür-
zungen immer stärker unter Druck
zu setzen. Notwendig seien ein
engerer Schulterschluss der Betei-
ligten, ein intensiverer Profes-
sionsdiskurs und auch mehr For-
schung über Wahrnehmung und
Wirkung von Angeboten politi-
scher Bildung.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat
die Ergebnisse der Diskussionen
und weitere Kongressmaterialien
auf einer eigenen Homepage do-
kumentiert: www.demokratie-
deutschland-2011.de/

AdB-Mitgliedsinstitutionen feiern Jubiläum

In den letzten Monaten konnten
wiederum einige im Arbeitskreis
deutscher Bildungsstätten vertre-
tene Bildungsinstitutionen ein
Jubiläum feiern. 
Den Anfang machte im Mai die
Bildungsstätte Bredbeck, die
in diesem Jahr ihr 35jähriges Be-
stehen feierte. Sie beging ihren
Geburtstag mit einem bunten
Kulturprogramm, das die Vielfalt
und Geschichte Bredbecks spie-
geln sollte. Der Bredbeck-Chor
sorgte für musikalische Unterhal-
tung und animierte zum Mitsingen,
die Shakespeare-company stellte
das Projekt „Open Range“ vor,
die Kanadierin Emma Hooper
präsentierte eine Methode, bei
der ein elektrisches Gerät ihr er-
möglicht, alleine mehrere Stim-
men zu spielen. Eine Ausstellung
zeigte Utensilien aus denen ver-
gangenen 35 Jahren, die die 
Entwicklungen in den Bildungs-
angeboten der Einrichtung ver-
anschaulichten. Die Bildungs-
stätte Bredbeck – zwischen
Worpswede und Bremen am Ran-
de des Teufelsmoors gelegen –
bietet ein Seminarprogramm mit

den Schwerpunkten Kultur, Ge-
sundheit, politische Bildung und
soziale Arbeit. In Zusammenar-
beit mit dem Niedersächsischen
Kultusministerium werden zahl-
reiche Fortbildungen für pädago-
gische Fachkräfte realisiert. Vier
Gästehäuser und zwölf Seminar-
räume in unterschiedlichen Grö-
ßen stehen auch für Gastgruppen
zur Verfügung.

Quelle: Wümme Zeitung vom 
9. Mai 2011, Homepage der Bil-
dungsstätte: www.bredbeck.de

Jüngster Jubilar in dieser Reihe
ist das Bildungswerk der Stiftung
Christlich-Soziale Politik e. V. be-
ziehungsweise sein Bildungshaus,
das Arbeitnehmer-Zentrum
Königswinter, das von Norbert
Blüm, Wolfgang Vogt, Heribert
Scharrenbroich und Heinz Soénius
ins Leben gerufen wurde. Das
Haus wurde 1986 unter Beteili-
gung bundespolitischer Promi-
nenz wie dem damaligen Bun-
deskanzler Helmut Kohl und dem
Außenminister Hans-Dietrich

Genscher eingeweiht. Es versteht
sich als Bildungseinrichtung aller
Generationen und Forum für ei-
nen Dialog über aktuelle gesell-
schaftspolitische und sozialpoliti-
sche Fragen. Schwerpunkt der
Bildungsarbeit ist seit den achtzi-
ger Jahren die Arbeitnehmerbil-
dung, insbesondere für Betriebs-
und Personalräte sowie Vertrau-
ensleute von Gewerkschaften.
Die Jugendbildung hat einen 
hohen Stellenwert. Hier richten
sich die Bildungsangebote an
Auszubildende und Studenten.
Ein umfangreiches Angebot be-
steht zudem in den Bereichen
Außen- und Sicherheitspolitik 
sowie Entwicklungspolitik. Das
Bildungshaus verzeichnet durch-
schnittlich 16.000 Übernachtun-
gen jährlich und lädt zu rund 
200 eigenen Veranstaltungen
ein. Auch Gastgruppen können
sich dort einmieten. Auf der Fest-
veranstaltung zum Jubiläum, die
Ende Juni in Königswinter mit
350 Gästen stattfand, hielt der
ehemalige Bundesarbeitsminister
und Mitbegründer der Einrich-
tung, Norbert Blüm, das Impuls-



referat zum Thema „Regiert Geld
die Welt?“, eine Fragestellung,
die er mit einem eindeutigen
„Ja“ beantwortete. Hans-Gert
Pöttering, Vorsitzender der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung und Mit-
glied des Europäischen Parla-
ments, richtete seinen Blick auf
die europäischen Wandlungen in
den letzten 25 Jahren. Unter dem
Thema „Renaissance der Sozialen
Marktwirtschaft und christlich-
soziale Ideen“ fand eine Talkrun-
de statt, an der auch Karl-Josef
Laumann MdL und Vorsitzender
der CDU-Landtagsfraktion NRW,
teilnahm.
Das Arbeitnehmer-Zentrum hat
zu seinem Jubiläum eine Fest-
schrift herausgegeben, in der sich
die an der Gründung beteiligten
und auch heute für das Haus Ver-
antwortung tragenden Akteure
zu den Grundlagen und Heraus-
forderungen der Arbeit äußern,
die seit nunmehr 25 Jahren im
Arbeitnehmer-Zentrum Königs-
winter geleistet wird.

Quellen: www.koenigswinter-
direkt.de, Pressespiegel und Fest-
schrift 25 Jahre AZK, hrsg. vom
Arbeitnehmer-Zentrum Königs-
winter

Ebenfalls schon 30 Jahre alt wur-
de die Akademie Waldschlöss-
chen, die in der Nähe von Göt-
tingen residiert. Sie hat ihre Wur-
zeln in der bundesdeutschen
Schwulenbewegung der 1970er
Jahre und entwickelte sich nach
ihrer Gründung zu einer vom
Land Niedersachsen anerkannten

Heimvolkshochschule, die sich an
Interessierte aus allen Bevölke-
rungsgruppen richtet. Das beson-
dere Profil gewinnt die Akade-
mie aber durch Seminare für
Schwule und Lesben, HIV-positive
und an AIDS erkrankte Menschen
und ihre Angehörigen, sozial-
und sexualpädagogische Themen,
Sprachkurse und berufsbegleiten-
de Weiterbildung sowie Fortbil-
dungsveranstaltungen zu AIDS.
Den Seminargruppen stehen
zehn Seminar- und Aufenthalts-
räume zur Verfügung. 
Das Waldschlösschen bietet in
seinen drei Gebäuden insgesamt
52 Zimmer mit 75 Betten. 

Quelle: 
www.waldschloesschen.org

Zur Feier ihrer Gründung vor 
50 Jahren lud die Jakob-Kaiser-
Stiftung am 5. Mai 2011 in das
Adam-Stegerwald-Haus Königs-
winter ein. In diesem Tagungs-
haus der Stiftung würdigten Ver-
treter der Stiftung, des Kreises
und der Stadt vor geladenen 
Gästen den 50-jährigen Einsatz
für die politische Bildungsarbeit.
„Fünfzig Jahre Jakob-Kaiser-Stif-
tung sind fünfzig Jahre politische
Bildungsarbeit mit weit mehr als
hunderttausend Teilnehmern“,
betonte der Stiftungsvorsitzende
Hermann Felten in seiner Begrü-
ßungsrede. Die Stiftung stehe
noch heute in der Tradition ihres
Namensgebers Jakob Kaiser, 
in dessen Todesjahr 1961 sie ge-
gründet wurde. Der Königswin-
terer Bürgermeister Peter Wirtz

verdeutlichte die Verbundenheit
der Stadt mit der Stiftung durch
die Übergabe eines Stadtwap-
pens.

Quelle: Königswinter direkt vom
7. Mai 2011

Eine der ältesten Einrichtungen
im Arbeitskreis deutscher Bil-
dungsstätten ist die Franken-
Akademie Schloss Schney, die
im Juni ihr sechzigjähriges Beste-
hen feiern konnte. Aus Anlass 
ihres Geburtstags lud die Akade-
mie zu einer Jubiläumsveranstal-
tung ein, auf der Prof. Dr. Günter
Dippold über die Geschichte von
Schloss Schney informierte, das
sich von einem Adelssitz zum Bil-
dungszentrum entwickelt hat.
Schney ist ein Stadtteil von Lich-
tenfels in Franken. Aus dem 
14. Jahrhundert stammt eine
Burg, die nach mehreren Zerstö-
rungen im barocken Stil wieder
aufgebaut wurde und seitdem
Schloss Schney genannt wird. Die
Zimmerkapazität der Franken-
Akademie reicht für die Unter-
bringung von bis zu 120 Gästen
in Einzel- oder Doppelzimmern.
Elf Tagungsräume unterschied-
licher Größe stehen für Veran-
staltungen zur Verfügung. Das
Seminarangebot umfasst unter-
schiedliche Themen der politi-
schen Bildung. Im Rahmen von
Kooperationen können aber
auch je nach Bedarf Seminare
nach Wahl aufbereitet werden.

Quelle: www.franken-akade-
mie.de
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Einrichtungen der „Falken“ in Berlin und Brandenburg wurden Opfer von Anschlägen

Im Juni wurde das Anton-
Schmaus-Haus in Berlin-Britz, 
ein Kinder- und Jugendzentrum
der Sozialistischen Jugend

Deutschlands – die Falken, Opfer
eines Anschlags. Die Tat steht im
Zusammenhang mit einer Reihe
weiterer Brandanschläge auf 

linke Projekte in jener Nacht, 
deren Urheber nicht feststehen,
aber in der Neonazi-Szene ver-
mutet werden. Das Anton-
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Schmaus-Haus, in dem rund 
40 Prozent der Kinder nicht-
deutscher Herkunft sind, wurde
schon öfter mit rechtsradikalen
Parolen beschmiert. Dort finden
Kinder-und Jugendarbeit, Haus-

aufgabenbetreuung, Demokra-
tieerziehung statt und Musik-
und Sportgruppen können dort
üben. Die Arbeit wird weitge-
hend ehrenamtlich geleistet.
Auch der Falken-Pavillon in

Rheinsberg, ein Jugendclub 
auf dem Gelände der Heinrich-
Rau-Schule, wurde schwer beschä-
digt. Der Club wurde verwüstet
und mit rechtsradikalen Parolen
beschmiert.

Neue Publikationen aus dem AdB und seinen Mitgliedseinrichtungen

Der AdB-Jahresbericht 2010 er-
schien im Juni unter dem Titel
„Demokratie stärken – Politische
Bildung fördern“. Er dokumen-
tiert die Aktivitäten des AdB im
vergangenen Jahr, beschreibt
Ziele und Schwerpunkte des Ver-
bands und gibt einen Ausblick
auf zukünftige Aufgabenfelder.
Neben einer Zusammenfassung
der 2010 zu Ende gehenden Ar-
beitsperiode im Programm Politi-
sche Jugendbildung gibt der Be-
richt auch einen Einblick in die
2010 abgeschlossenen Projekte
COMMUNIS – Gemeinsam Lernen
in der politischen Bildung, Blen-
ded Learning DDR sowie Praxis-
forschung nutzen – politische 
Bildung weiterentwickeln. Außer-
dem werden die vielfältigen 
Aktivitäten im internationalen
Bereich sowie die Arbeit der

Fachkommissionen vorgestellt.
Selbstverständlich enthält der 
Bericht auch Informationen zur
Verbandsentwicklung. Im Anhang
werden die 2010 verabschiedeten
Positionspapiere dokumentiert
und die Mitarbeitenden der ein-
zelnen Gremien sowie die Mit-
gliedseinrichtungen aufgelistet.
Exemplare können bei Interesse
bei der Geschäftsstelle angefor-
dert werden. Der Bericht wird
auch demnächst als Download
auf der AdB-Homepage zur Ver-
fügung stehen.

Bezug über die Geschäftstelle 
des Arbeitskreises deutscher 
Bildungsstätten, 
Mühlendamm 3, 10178 Berlin, 
E-Mail: buntrock@adb.de. 

Mit Ende des Jahres 2010 ging
auch die sechsjährige Arbeits-
periode im Programm Politische
Jugendbildung im AdB zu Ende.
Die 24 beteiligten Jugendbil-
dungsreferent/-inn/-en ziehen im
nun vorliegenden Jahresbericht Bi-
lanz ihrer politischen Bildungsar-
beit in ihren Einrichtungen und in
den drei Projektgruppen. Insbe-
sondere die rasante Entwicklung
im Bereich der neuen Medien und
die damit einhergehende Verän-
derung von Konzepten der politi-
schen Jugendbildung kann im Be-
richt der Projektgruppe „Modelle
politischer Jugendbildung mit
neuen Medien“ über die sechs
Jahre gemeinsamer Arbeit nach-

vollzogen werden. Die Projekt-
gruppe „Demokratische Partizipa-
tion“ zeichnet ihre Erfahrungen in
der komplexen Zusammenarbeit
mit Schulen nach und setzt sich
kritisch mit dem Lernort Schule für
Seminare zur politischen Bildung
auseinander. Was konzeptionelle
Ansätze wie Critical Whiteness in
der Bildungsarbeit für Vielfalt und
Integration leisten können, hat
die Projektgruppe „Respekt und
Courage“ über mehrere Jahre 
diskutiert und bearbeitet. Sie resü-
miert die gewonnen Erkenntnisse
im aktuellen Bericht.

Bezug über die AdB-Geschäfts-
stelle, Adresse s. o. Der Bericht
steht auf derAdB-Homepage un-
ter www.adb.de zum Download
bereit.



Der Jahresbericht 2010, den das
Bildungswerk der Humanistischen
Union NRW e. V. vorgelegt hat,
konstatiert eine Kontinuität in
der Entwicklung der Arbeit trotz
der Mittelkürzungen, die in den
vergangenen Jahren in diesem
Bundesland die politische Bildung
getroffen haben. Dennoch zeigt
sich die Bildungseinrichtung er-
freut ob der angekündigten Mit-
telerhöhung für die außerschuli-
sche politische Bildung durch die
neue Landesregierung. Themen-
schwerpunkte der Einrichtung im
vergangenen Jahr waren „Men-
schenrechte – politische Kultur –
Zeitgeschichte“, wobei ein star-
ker Akzent auf der Geschichte
der DDR lag, „Bildung und Ler-
nen“, „Arbeit – Wirtschaft – Men-
schenwürde“, „Europa kennen
lernen“, „Lebendige Demokratie
– Partizipation – Medienkompe-
tenz“ und „Zuwanderung – Inte-
gration – Minderheiten“. Im Jahr
2010 nahmen 1323 Teilnehmen-
de das Angebot des Bildungs-
werks wahr und besuchten die
insgesamt 61 Veranstaltungen.

Bezug: Bildungswerk der Huma-
nistischen Union NRW e. V., Kron-
prinzenstraße 15,45128 Essen,
buero@hu-Bildungswerk.de

Die Kritische Akademie Inzell
hat die Berichte der Stiftung zur
Förderung von Bildung, Erholung
und Gesundheitshilfe von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern
und des Berufs-und Lebenshilfe

e. V. für das Jahr 2010 herausge-
geben. In der Kritischen Akademie
Inzell haben die Weiterbildungs-
angebote der beiden Organisa-
tionen ihren Lernort. Der Bericht
zeigt, was in den Bereichen poli-
tische und berufliche Bildung, 
allgemeine und Gesundheitsbil-
dung im vergangenen Jahr ge-
leistet wurde. Die Angebote rich-
ten sich an Arbeitnehmer/-innen
und Betriebsräte.

Bezug über die Kritische Akademie,
Salinenweg 45,83334 Inzell

Der Jahresbericht 2010 des
WannseeFORUMS verweist 
auf die zahlreichen Baumaß-
nahmen, die von Vorstand und
Personal erheblichen Arbeits-
einsatz forderten. Im Jahr 2010
konnte das WannseeFORUM 
das 10. Berliner Jugend Forum
im Berliner Abgeordnetenhaus
feiern. Der Bericht stellt Beispie-
le aus der Bildungspraxis in den
verschiedenen Arbeitsbereichen
des WannseeFORUMs vor, deren
Ergebnisse auch visuell doku-
mentiert werden. Eine ausführ-
liche Übersicht informiert über
die Chronologie der Veranstal-
tungen, das haupt- und neben-
amtliche Personal, die Gremien
des Trägervereins und Zuwen-
dungsgeber und Kooperations-
partner.

Bezug: WannseeFORUM, Hohen-
zollernstraße 14,14109 Berlin,
wsf@wannseeforum.de

Der Bundesverband der 
Arbeiterwohlfahrt hat eine 
Ausgabe der Publikation „AWO
Ansicht“ dem Thema Freiwilli-
gendienst gewidmet. Die Ausga-
be zeigt an Beispielen aus der
AWO-Praxis, wo sich interessier-
te Ehrenamtliche engagieren
können. Gleichzeitig informiert
sie über aktuelle Projekte und
Entwicklungen dieses großen
Sozialverbandes.

Bezug: AWO Bundesverband e. V.,
Blücherstraße 62/63,10961 Berlin,
awo-ansicht@awo.org

Die Doppelausgabe 1/2 2011 der
Zeitschrift „aktuelle ostinfor-
mationen“ liegt vor, die vom
Gesamteuropäischen Studien-
werk e. V. herausgegeben wird.
Auch dieses Heft steht im Zeichen
des Nachbarlandes Polen, über
das die Zeitschrift kontinuierlich
berichtet. Aufhänger ist der 
20. Jahrestag des deutsch-polni-
schen Nachbarschaftsvertrags.
Die Beiträge reflektieren die 
Entwicklungen im Verhältnis
Deutschlands zu Polen. Neben
den Beiträgen zu diesem Schwer-
punkt gibt es wie in jeder Ausga-
be Berichte über Aktivitäten des
Gesamteuropäischen Studien-
werks und einen umfangreichen
Buchreport.

Bezug: Gesamteuropäisches 
Studienwerk e. V., Südfeld-
straße 2 – 4, 32602 Vlotho,
info@gesw.de
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Veranstaltungsankündigungen

Der Arbeitskreis deutscher Bil-
dungsstätten, die Bundesstif-
tung zur Aufarbeitung der
SED-Diktatur und das Bildungs-
werk der Humanistischen
Union NRW e. V. veranstalten

eine Fachtagung zum Thema
„Die SED-Diktatur und die
deutsche Frage – Zur Ausein-
andersetzung mit der deut-
schen Teilung und der SED-
Ideologie in der politischen

Jugend- und Erwachsenenbil-
dung der Bundesrepublik vor
1989“.
Es ist das zentrale Anliegen die-
ses Projekts, in einem Experten-
workshop erste wissenschaftlich



und empirisch gestützte Erkennt-
nisse zusammenzutragen, die
Auskunft darüber geben, wie
sich die Auseinandersetzung mit
der DDR und dem Kommunismus
in der politischen Jugend- und 
Erwachsenenbildung der alten
Bundesrepublik entwickelte, und
wie sich im Laufe der Jahrzehnte
die Ansätze und Deutungen plu-
ralisierten. Die Tagung bietet
auch die Chance, Akteure und 
Institutionen, die die politische
Jugend- und Erwachsenenbil-
dung zur SED-Diktatur und zur
deutschen Teilung in der alten
Bundesrepublik geprägt haben,
zu befragen. Mit der friedlichen
Revolution kam dieser Zweig
außerschulischer politischer Bil-
dung an sein Ende, Institutionen
wurden aufgelöst und die inhalt-
lichen und methodischen Ansät-
ze transformiert und historisiert.

Tagungszeitpunkt und Tagungsort:
Freitag, 7. – Samstag, 8. Oktober 2011

im Gesamteuropäischen Studienwerk

in Vlotho

Infos zu den Teilnahmebedingun-
gen und zum Programm:
Bildungswerk der Humanistischen

Union – wissenschaftlich-pädagogische

Arbeitsstelle, Kronprinzenstraße 15,

45128 Essen, 

paul.ciupke@hu-bildungswerk.de

Die Konrad-Adenauer-Stiftung
veranstaltet am 30. November
2011 ihren 3. Demokratie-Kon-
gress in Berlin. Im Mittelpunkt
dieser Veranstaltung, zu der mehr
als 500 Vertreter aus Politik, 
Medien, Verbänden, Administra-
tion, Träger der Politischen Bil-
dung und Lehrer erwartet wer-
den, steht das Thema „Digitale
Kultur und Demokratie“. 
Dabei sollen folgende Fragen in
Vorträgen und Diskussionen erör-
tert werden:
■ Welchen Einfluss hat die Digi-

talisierung auf die Gesellschaft
und die Lebenswelt der Men-
schen?

■ Wie kann die repräsentative
Demokratie im Zeitalter der

Digitalisierung gestaltet wer-
den? 

■ Welche Chancen und Risiken
bietet die Digitalisierung für
Politiker und Parteien? 

■ Wie gestaltet sich politische
Kommunikation unter diesen
neuen Rahmenbedingun-
gen?

■ Wie gestaltet sich Politische
Bildung unter den Bedingun-
gen der Digitalisierung?

Nach den Vorträgen werden in
drei Foren die Impulse und Argu-
mente mit allen Teilnehmern dis-
kutiert und die Auswirkungen der
Digitalisierung auf Akteure im
politischen Umfeld (Politiker/Par-
teien, Politische Bildung und 
Medien) analysiert. 

Unter www.kas-demokratiekon-
gress.de gibt es bald alle aktuellen

Informationen und Neuigkeiten rund

um den Kongress. Zudem wird dort

ein Blog eingerichtet, über den sich

Interessierte schon im Vorhinein über

das Thema „Digitale Kultur und 

Demokratie“ austauschen können.
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Personalien

Am 22. Mai 2011 ist Jochen Müller,
Vorstandsmitglied des Arbeitskreises
deutscher Bildungsstätten von 1975 bis
1981, nach langer schwerer Krankheit
kurz vor seinem 76. Geburtstag in Fritz-
lar gestorben. Jochen Müller war von
1971 bis 1998 Leiter des Jugendhofs
Dörnberg, wo er zuvor schon als Dozent
gearbeitet hatte. Nach einer Ausbildung
zum Glasmaler und einer mehrjährigen
Tätigkeit als Gewerkschaftssekretär der
IG-Chemie in Frankfurt war er schließ-
lich 1967 hauptberuflich zur politischen

Jugendbildung gekommen.
Dieses Foto zeigt ihn bei seinem letzten öffentlichen Auftritt im
AdB im Dezember 2006 bei der Verabschiedung der langjährigen
Geschäftsführerin Mechthild Merfeld. Da lebte er bereits einige
Jahre im Ruhestand, aber wir in der Geschäftsstelle, die wir in den
Jahren seiner Vorstandstätigkeit mit ihm zu tun hatten, waren ihm
immer noch herzlich verbunden. Wir haben ihn als integre, kolle-
giale Persönlichkeit erlebt, deren Humor, geistige Beweglichkeit
und Zuverlässigkeit wir bei gemeinsamen Aufenthalten in Polen,
England und Italien im Rahmen bi- und internationaler Fachveran-
staltungen intensiver erfahren konnten, als es sonst bei Gremien-
sitzungen gemeinhin möglich ist. Die internationale Arbeit, insbe-
sondere der Austausch mit Italien, lag ihm sehr am Herzen, und
über die dabei entstandenen Projekte, die er oft gemeinsam mit
Moritz v. Engelhardt entwickelte und realisierte, hat er in der
„Außerschulischen Bildung“ berichtet, deren Herausgeber er wäh-
rend seiner AdB-Vorstandstätigkeit zeitweilig war. Berühmt im
AdB waren die Karikaturen, zu denen er während der Vorstands-
sitzungen inspiriert wurde oder die er als ironischen Kommentar
zu Verbandsvorgängen zeichnete, und in denen wir uns und unser
Tun wiedererkannten. Die politische Jugendbildung hat Jochen
Müller viele konzeptionelle Anregungen zu danken, die bis heute
auf die Praxis politischer Jugendbildung einwirken. Für uns war er
ein wichtiger Gesprächspartner und liebenswerter Kollege, der in
unserer Erinnerung lebendig bleiben wird.

Ingeborg Pistohl

Die Mitgliederversammlung der
Konrad-Adenauer-Stiftung wähl-
te Anfang Juli erneut Dr. Hans-
Gert Pöttering, MdEP und 
ehemaliger Präsident des EU-Par-
laments, zu ihrem Vorsitzenden.
In ihren Ämtern als stellvertre-
tende KAS-Vorsitzende bestätigt
wurden auch Bundestagspräsi-
dent Prof. Dr. Norbert Lam-
mert und die Inhaberin des Lehr-
stuhls für Internationale Politik,
Prof. Dr. Beate Neuss. Als Nach-
folgerin der bisherigen stellver-
tretenden Vorsitzenden Prof. Dr.
Johanna Wanka, die auf eine
erneute Kandidatur verzichtete,
wurde Hildigund Neubert, Lan-
desbeauftragte des Freistaats
Thüringen für die Unterlagen des
Staatssicherheitsdienstes der ehe-
maligen DDR, gewählt. Neues
Vorstandsmitglied ist Dr. Jürgen
Rüttgers, Mitglied des Landtags
von Nordrhein-Westfalen und
ehemaliger nordrhein-westfäli-
scher Ministerpräsident. Franz
Schoser wurde in seinem Amt
als Schatzmeister bestätigt.

Das Kuratorium der Akademie
für Politische Bildung Tutzing
wählte im Juni Prof. Dr. Ursula
Münch, Dekanin an der Univer-
sität der Bundeswehr München,
zur neuen Direktorin. Sie folgt in
diesem Spätherbst auf den bishe-
rigen Direktor, Prof. Dr. Hein-
rich Oberreuter, der dann in
den Ruhestand geht.
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Die Bundestagsfraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN wählte Kai
Gehring zum Sprecher für Bil-
dungs- und Hochschulpolitik.
Sein bisheriges Amt als Sprecher
der Fraktion zur Jugendpolitik
übernahm Till Seiter.

Der CDU-Bundestagsabgeordne-
te Uwe Schummer aus Viersen
wurde erneut als Beisitzer in den
Bundesvorstand der Christlich
Demokratischen Arbeitnehmer-

schaft – CDA – gewählt. In die-
sem Amt liegt seine Schwer-
punktaufgabe in Fragen von Bil-
dung und Wirtschaft.

Der Historiker Johannes
Schwartz aus Berlin wird Leiter
der neuen KZ-Gedenkstätte Lich-
tenburg in Prettin, die im Herbst
ihrer Bestimmung übergeben
werden soll. Neuer Leiter der Ge-
denkstätte Moritzplatz Magde-
burg wurde Daniel Bohse aus

Halle. Über die Besetzung dieser
Ämter hat der Stiftungsrat der
Gedenkstättenstiftung Sachsen-
Anhalt im Juli entschieden.

Prof. Dr. Barbara Schaeffer-
Hegel, die von 1980 bis 2002 an
der TU Berlin Erziehungswissen-
schaften lehrte, wird mit der 
Louise-Schroeder-Medaille für ihr
frauenpolitisches Engagement
ausgezeichnet.



Bücher

Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten (Hrsg.): Werkstatt der Demokratie. 50 Jahre Arbeitskreis
deutscher Bildungsstätten – Essen 2009, Klartext Verlag, 249 Seiten

Im Herbst 2009 feierte der Ar-
beitskreis deutscher Bildungsstät-
ten (AdB), der 1959 als pluralisti-
scher Zusammenschluss von
Institutionen der politischen Ju-
gend- und Erwachsenenbildung
gegründet wurde und zudem die
Geschäftsführung für den Bun-
desausschuss Politische Bildung
(bap) wahrnimmt, sein 50jähriges
Jubiläum als eingetragener Ver-
ein. Dieser Geburtstag wurde
zum Anlass genommen, die 
Festschrift „Werkstatt der Demo-
kratie“ zu veröffentlichen, die
wichtige Stationen der Verbands-
geschichte und der didaktischen
Diskussion in der politischen 
Jugend- und Erwachsenenbil-
dung in ihrem jeweiligen poli-
tisch-gesellschaftlichen Kontext
abbildet, aber auch die Weiter-
entwicklung und Absicherung
des außerschulischen Arbeitsfel-
des fokussiert. 
Der Werkstattbericht ist in ins-
gesamt vier größere Abschnitte 
eingeteilt. Im ersten Teil erörtern
Politiker, Wissenschaftler und
Praktiker, ausgehend von ihren
(berufs-)biografischen Erfahrun-
gen, in kurzen Statements die
Frage „Wozu brauchen wir poli-
tische Bildung?“. Der zweite Teil
zur Geschichte des Arbeitskreises
deutscher Bildungsstätten be-
steht aus zwei Beiträgen. Im 
umfangreichsten Beitrag der
Festschrift, der auch als inhalt-
liches Herzstück betrachtet wer-
den kann, legt Paul Ciupke, 
pädagogischer Mitarbeiter beim
AdB-Mitglied Bildungswerk der
Humanistischen Union in NRW,
eine Studie zur Verbandshistorie
vor, die weder streng chronolo-
gisch geordnet ist noch den 
Anspruch auf Vollständigkeit 
erhebt, sondern den Blick auf 
einige Passagen, Konflikte und
Aspekte lenkt, die die „Zeitge-
bundenheit, kulturellen Leistun-

gen, Hoffnungen und Enttäu-
schungen verdeutlichen mögen,
die mit den Verbandsaktivitä-
ten einhergingen“ (S. 42). Der
Schwerpunkt der ambitionierten
Studie liegt in den Anfangsjah-
ren und den ideologischen Aus-
einandersetzungen Ende der
1960er/Anfang der 1970er Jahre,
die im Gegensatz zu den jünge-
ren Phasen aus einer detaillierten
Erzählperspektive dargestellt
werden. Ciupke leistet mit seiner
Studie einen wichtigen Beitrag
zur immer noch in vielen Berei-
chen recht lückenhaften Wei-
terbildungsgeschichte der Bun-
desrepublik. Im Kapitel über 
„Generationen und Personen“
wirft er grundsätzliche Fragen
zur Kontinuität zwischen Wei-
marer Republik, Nationalsozia-
lismus und Bundesrepublik in 
der außerschulischen politischen
Bildung auf, die – so der AdB-
Vorsitzende Peter Ogrzall in 
seinem Vorwort – mit einer „lieb-
gewordenen Vorstellung“ (S. 10)
aufräumen, an Gründung und
Aufbau des AdB seien nur lupen-
reine Demokraten beteiligt 
gewesen. Dass diese Gründung
nicht voraussetzungslos war, 
arbeitet Ciupke insbesondere
durch eine genauere biografi-
sche Betrachtung mancher Grün-
dungspersönlichkeiten und ihrer
jeweiligen Verstrickung mit der
NS-Diktatur heraus. Hier setzt 
mit einer gewissen Verzögerung
gegenüber anderen Institutionen
und Disziplinen eine Aufarbei-
tung der eigenen Geschichte 
und ihrer antifaschistischen
Gründungsmythen ein, die das
vorherrschende Bild der Entste-
hung und Etablierung der außer-
schulischen politischen Bildung 
in der Nachkriegszeit auch über
den AdB hinaus verändert. Ab-
gerundet wird der historische
Abriss durch ein Gespräch mit 

der ehemaligen langjährigen 
Geschäftsführerin Mechthild
Merfeld. 
Im Anschluss daran gewährt der
dritte Teil des Werkstattberichtes
einen Einblick in die Arbeitsfel-
der politischer Jugend- und Er-
wachsenenbildung. Dabei reicht
der Bogen der Praxisberichte von
der historisch-politischen Bil-
dung, politischen Bildung gegen
Rechtsextremismus, gesamteuro-
päischen Bildungsarbeit über
Gender- und Diversity-Pädagogik
bis hin zur Kooperation von Bil-
dungsstätten und Schulen im
AdB. Nach Darstellung der Ge-
schichte und der aktuellen Praxis
wendet sich der vierte und letzte
Teil der Festschrift den Heraus-
forderungen politischer Bildung
zu. Insgesamt sechs Expert/-inn/-
en aus den Bereichen Bildung
und Politikwissenschaft stellen
sich dieser Aufgabe. So themati-
sieren Ulrich Eith und Beate Ro-
senzweig die Komplexität demo-
kratischer Entscheidungsprozesse
in Grundzügen, um die Konse-
quenzen für eine „aktivierende
politische Bildungsarbeit“ (S. 206) 
zu diskutieren, oder Franz Nu-
scheler setzt sich mit dem Klima-
wandel, der die alten Themen
der Umweltbewegung – wie 
z. B. die Verschmutzung der Luft,
der Flüsse und Meere, den Ver-
lust der Artenvielfalt etc. – aus
dem „umweltpolitischen Prioritä-
tenkatalog“ (S. 217) verdrängt
und so auch „die politische Bil-
dung im Besonderen und auf
vielfache Weise“ (S. 220) heraus-
fordert.
Zusammenfassend lässt sich fest-
halten, dass der AdB mit seinem
lesenswerten Werkstattbericht
eine reflektierte Bestandsaufnah-
me der Profession vorgelegt hat,
die der potentiellen Versuchung
von Festschriften, zu einer „Jubel-
arie für das Geburtstagskind“ zu

INFORMATIONEN

230



INFORMATIONEN

231

mutieren, nicht erlegen ist. Der
selbstkritische (Aus-)Blick auf Ge-
schichte, Gegenwart und Zu-

kunft, pars pro toto sei an dieser
Stelle nochmals die Studie von
Paul Ciupke erwähnt, ist gelun-

gen und bietet vielfältige diskur-
sive Ansatzpunkte.

Jens Korfkamp

Klaus Zierer/Wolf-Thorsten Saalfrank (Hrsg.): Zeitgemäße Klassiker der Pädagogik. 
Leben – Werk – Wirken – Paderborn 2010, Verlag Ferdinand Schöningh, 281 Seiten

Das als Grundlagenwerk zu ver-
stehende Buch behandelt Come-
nius, Rousseau, Kant, Basedow,
Niemeyer, Pestalozzi, Schleierma-
cher, Herbart, Humboldt, Nietz-
sche, Dewey, Montessori, Ker-
schensteiner, Buber, Bollnow,
Roth, Gagné, Klafki und von Hen-
tig, die als Klassiker der Pädago-
gik zu verstehen sind.
„Es gehört zu den Grundbestim-
mungen des Menschen, sich aus
seiner Vergangenheit heraus zu
verstehen. Das gilt für den Einzel-
nen ebenso wie für eine Gemein-
schaft, ein Volk und auch eine
Disziplin. Und obwohl die Päda-
gogik [...] eine relativ junge Wis-
senschaft ist, kann sie auf ein
breites Spektrum an historischem
Wissen zurückblicken. Dieses his-
torische Wissen ist nicht nur re-
trospektiv bedeutsam, sondern
auch prospektiv. Gegenwart und
Zukunft lassen sich nur auf der
Basis der Vergangenheit gestal-
ten.“ Mit diesen Zeilen beginnt
Klaus Zierer als Mitherausgeber
seinen Einführungstext „Die uns
beleben, die können wir brau-
chen, das sind Klassiker“ und
fasst damit bereits den Inhalt und
die Intention des vorliegenden
Bandes zusammen. Darüber hin-
aus formuliert er die Problematik
der Begrifflichkeit ‚Klassiker’: Wer
ist ein Klassiker? Und: Wie kann
man mit Klassikern umgehen? 

Dabei werden die hier vorgestell-
ten Klassiker der Pädagogik nicht
nur historisch betrachtet. Schließ-
lich haben sie nicht nur ihre eige-
ne Zeit durch ihr Denken und
Wirken geprägt, sondern wirken
bis in die Gegenwart hinein und
sind auch heute noch von Bedeu-
tung. Sie werden in diesem Buch
zeitgemäß interpretiert und in ih-
rer Bedeutung für den gegenwär-
tigen Diskurs in ihrer Relevanz für
die Gegenwart verdeutlicht. Im
Vergleich zu anderen Klassiker-
Werken ist der vorliegende Band
durch diesen Gegenwartsbezug
als innovativ zu beschreiben.
Die Texte zu den betrachteten
Klassikern sind jeweils in zwei
Abschnitte gegliedert: Im ersten
Abschnitt werden deskriptiv Le-
ben, Werk und Denken vorge-
stellt und im zweiten Abschnitt
die Relevanz für Gegenwart und
Zukunft beschrieben. Darüber
hinaus werden Auszüge aus den
Originalwerken dokumentiert
und Hinweise auf aktuelle Lite-
ratur gegeben, die die aufge-
worfenen Problemstellungen
fortführend erörtern. Die durch
hochrangige Autorinnen und 
Autoren verfassten Beiträge zu
den ausgewählten Klassikern
sind aufgrund der Textkonzep-
tion und -sprache gut und ver-
ständlich lesbar und vermitteln
die zentralen Aussagen der klas-

sisch gewordenen pädagogischen
Akteure in ebenso kurzer wie
prägnanter Weise. Dadurch eig-
net sich der Band in hohem Maße
sowohl als Studienbuch für Stu-
dierende der Erziehungswissen-
schaft, Sozial- und Schulpädago-
gik als auch für die Lehrenden im
Rahmen der Bearbeitung von Stu-
dieninhalten, Prüfungen oder Ab-
schlussarbeiten. Aber auch in der
Fort- und Weiterbildung ist der
Einsatz des Bandes zu empfehlen.
Resümierend möchte ich Wolf-
Thorsten Saalfrank zitieren, der
in seinem Beitrag „Zur Bildung
gehört [...] Geschichtlichkeit“
treffend die intendierten Mög-
lichkeiten des vorliegenden Ban-
des formuliert hat: „[...] dass 
Geschichtlichkeit Teil des Mensch-
seins an sich ist und Geschichte
somit letztendlich zur Bildung
des einzelnen wesentlich bei-
trägt. Bezieht man dies abschlie-
ßend auf dieses Buch, so tragen
die einzelnen Beiträge nicht nur
als Studienbuch für Studierende
dazu bei [...] sondern sie sind
nützlich, zur Vertiefung der Wur-
zeln der eigenen Disziplin und
zur Bildung der eigenen Person
durch Auseinandersetzung von
Gegenwart und Zukunft mit der
Vergangenheit durch die Lektüre
der einzelnen Pädagogenprofile.“

Sandra Trede



Über die Aktualität Adornos für
die (politische) Erwachsenenbil-
dung, die im Jubiläumsjahr 2003
eher am Rande vorkam, wurde in
letzter Zeit verstärkt diskutiert.
Klaus Ahlheim z. B. legte in der
von ihm herausgegebenen Reihe
„Kritische Beiträge zur Bildungs-
wissenschaft“ 2010 den Band
„Adorno revisited“ vor, der an
die Anstöße der Frankfurter
Schule zu einer an Aufklärung
und Emanzipation orientierten
Erwachsenenbildung im Nach-
kriegsdeutschland erinnert. Da-
bei stellte Ahlheim besonders die
Impulse für die Konzeptbildung
im außerschulischen Bereich En-
de der 50er Jahre heraus (vgl. 
die Vorstellung des Sammelban-
des im Journal für politische Bil-
dung 1/11). Ludwig A. Pongratz,
der seine Aufsatzsammlung
„Zeitgeistsurfer – Beiträge zur
Kritik der Erwachsenenbildung“
(2003) jüngst in einer aktualisier-
ten Fassung unter dem pro-
grammatischen Titel „Kritische
Erwachsenenbildung“ veröffent-
lichte, geht ebenfalls auf solche
Einflüsse ein. Er thematisiert z. B.
die relativ kurzlebige Bezugnah-
me der deutschen Erwachsenen-
bildungsszene auf die Kritische
Theorie als Leitwissenschaft, die
Ende der 60er Jahre nach der 
„realistischen Wende“ einsetzte.
Pongratz lässt sich wie Ahlheim
nicht von einem antiquarischen,
retrospektiven Interesse leiten.
Sein Ziel ist es, Zugänge zu einer
Position zu eröffnen, die dem
heutigen pädagogischen Main-
stream die Plausibilität seiner
Fortschrittslogik und Modernisie-
rungsnotwendigkeiten bestreitet.
Zur Begründung dieses Unterfan-
gens bringt er zentrale Elemente
der Kritischen Theorie ins Spiel,

wobei gleichzeitig Fragen aufge-
worfen werden, die die Schlüssig-
keit der neomarxistisch grundier-
ten sozialphilosophischen
Diskussion betreffen. Dies zeigt
etwa der Aufsatz „Kritisches Ver-
halten“, in dem Pongratz die Ge-
schichte kritischen Denkens von
der Aufklärung und Kants Philo-
sophie über Marx und die Frank-
furter Schule bis zu aktuellen 
systemtheoretischen (De-)Kon-
struktionen resümiert. Ausgangs-
punkt ist das neuhumanistische
Bildungsideal, das vom Alltag der
bürgerlichen Gesellschaft zwar
desavouiert wird, wie Pongratz
darlegt, das aber als Überschuss
über die bestehende Praxis ob-
jektive Gültigkeit haben soll. 
Daran sei anzusetzen, um im Sin-
ne Adornos „die innere Wider-
sprüchlichkeit der bürgerlichen
Welt bloßzulegen“.
Bemerkenswert daran ist: Kritik
wird als Haltung, als Methode
vorgestellt und nicht so sehr als
sachhaltiger Einwand gegen ein
Produktions- und Herrschaftsver-
hältnis (das bei Pongratz vor al-
lem wegen seiner Krisenanfällig-
keit zweifelhaft erscheint). Zur
näheren Begründung der kriti-
schen Verhaltensweise heißt es,
dass ihr „Maßstab“ nicht „von
außen“ kommen darf, „nicht von
noch so gut gemeinten Idealen
der Menschlichkeit, die den herr-
schenden Zuständen abstrakt
entgegen gestellt werden“; man
müsse vielmehr „immanent“ vor-
gehen. Das ist eine eigenartige
Absage an idealistisches Denken,
denn wenn die gut gemeinten
Deutungen gesellschaftlicher
Praxis eine geistesgeschichtliche
Tradition haben, z. B. von Kant,
Humboldt & Co. stammen und als
Kulturgut kanonisiert sind, sollen

sie gleich etwas anderes darstel-
len als Idealisierungen, denen
man ihren legitimatorischen
Charakter ansieht; dann sind sie
nicht mehr abstrakte Entgegen-
setzungen zum funktionalisti-
schen Ausbildungsbetrieb, son-
dern ein Teil der bürgerlichen
Welt, der deren Widersprüchlich-
keit vorantreibt, so dass emanzi-
patorische Bemühungen davon
ausgehen können.
Solche und andere Eigenarten
Adornos sind bei Pongratz im
Preis mit inbegriffen – ähnlich
wie bei Ahlheim, der gerade die
Zweifel der Frankfurter Schule an
der Wirksamkeit politischer Auf-
klärung (Beispiel: der „autoritäre
Charakter“ als Determinante ei-
ner Gehorsamshaltung) vertei-
digt. Pongratz‘ Bezugnahme auf
die Kritische Theorie bleibt dabei
immer nahe am erwachsenenpä-
dagogischen Feld. Meisterhaft 
ist z. B. seine historische Skizze
„Aufstörende Erbschaft“ zur 
Entwicklung institutionalisier-
ter Erwachsenenbildung vom 
18. Jahrhundert über die gro-
ßen Bildungsbewegungen des
19. Jahrhunderts bis zur Gegen-
wart – eine Skizze, die auf 15 Sei-
ten die Grundlinien der Entwick-
lung samt den entscheidenden
Knotenpunkten herausarbeitet.
Und was für die modernen Lese-
gewohnheiten wichtig ist: Der
Autor bezieht sich auf ein breites
Theoriegebäude, muss aber nicht
viele Worte verlieren, um seine
Position deutlich zu machen. Er
demonstriert vielmehr mit unter-
schiedlichen Formaten vom Inter-
view bis zur Glosse, dass die Ein-
führung in kritische Wissenschaft
auch kurzweilig sein kann.

Johannes Schillo
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Dies ist auf jeden Fall ein Buch
für diejenigen, die die äußeren
Entwicklungen und inneren De-
batten der Erwachsenenbildung
und der außerschulischen politi-
schen Bildung der letzten Jahre
mit äußerstem Unbehagen ver-
folgen, weil der kritische Eigen-
sinn von Bildung immer mehr
den Erfordernissen des nationa-
len Wettbewerbsstaates und der
individuellen ökonomischen Be-
hauptungslogik preisgegeben
wird. Der Sammelband mit 15 Ein-
zelbeiträgen ist Ludwig A. Pon-
gratz gewidmet, der vor zwei
Jahren in Darmstadt emeritiert
wurde. Seine 2009 gehaltene ful-
minante Abschiedsvorlesung mit
dem bezeichnenden Titel „Die
Austreibung der Bildung aus der
Bildungswissenschaft“ ist im Netz
auf der Seite www.kritische-bil-
dungstheorie.de nachzuhören.
Pongratz gehört neben Erhard
Meueler, Klaus Ahlheim, Roland
Reichenbach (und einigen ande-
ren natürlich auch) zu den störri-
schen Stimmen, die sich dem
Mainstream einer in seiner Sub-
stanz immer mehr verflachenden
und angepassten Kompetenz-
und Qualifikationsorientierung
außerschulischer Bildung ent-
gegenstellen. Im Sinne seiner
Ambitionen und Diskussionsvor-
schläge argumentieren Mitarbei-
ter/-innen und Freunde/Freundin-
nen für eine nachhaltige Kritik
an solchen politischen Macht-
und sozialen Vereinnahmungs-
strategien, die geeignet sind, die
kritischen Gehalte von Bildung
und außerschulischer Bildung all-
mählich ins Nirwana verdampfen
zu lassen. Aus dem Spektrum der
– wie bei Festschriften üblich –

schließt sich bei Harald Bierbaum
und Yvonne Kehren als Gegen-
über eines bildungstheoretisch
motivierten Verständnisses, das
gerade den Kontrollverlust, den
Eigensinn und solche anarchi-
schen und subversiven Wege be-
rücksichtigt, die das Lernen empi-
risch nehmen kann und normativ
betrachtet nehmen soll. 
Warum aber mit spitzen Unter-
scheidungen herrschende 
Deutungslagen sezieren? Die 
Beiträge schlagen oft einen an-
spruchsvollen, manchmal auch
etwas hohen Ton an, so dass man
sich fragt, wo angesichts unüber-
sichtlicher dialektischer Verschlin-
gungen der Argumentationen,
der Kaskaden von Gedankenvol-
ten in der Tradition kritischer (Bil-
dungs-)Theorie die empirische 
Erdung bleibt. Die wäre wohl
lohnend. In der außerschulischen
politischen Bildung ließen sich 
etliche Belege dafür finden, wie
sich Konzepte, Legitimationszu-
weisungen und politische Erwar-
tungen immer mehr daran orien-
tieren, welchen Beitrag diese zur
Beschäftigungsfähigkeit und
zum „aktivierenden Sozialstaat“
leisten. In der teilweisen theore-
tischen Selbstvergessenheit und
dem weitgehenden Fehlen sol-
cher konkreter Rückkoppelungen
muss man auch selbstkritisch eine
Ursache für die Randständigkeit
kritischer Bildungsdiskurse erken-
nen. Und es ist ein weiterer Hin-
weis auf die Entfremdung von
Profession und Disziplin. Trotz
dieser Kritik ist der Band aber 
eine wichtige und empfehlens-
werte Lektüre.

Paul Ciupke

recht unterschiedlich fokussier-
ten Beiträge können hier nur ei-
nige hervorgehoben werden, vor
allem solche, die einen Bezug zur
politischen Bildung aufweisen. 
Astrid Messerschmidt findet
deutliche Kennzeichnungen der
Lage, wenn sie die Bereitwillig-
keit von in den Bildungswissen-
schaften und der Bildungspolitik
Engagierten anprangert, sich – so
wörtlich – an der „reellen Sub-
sumtion“ (Karl Marx) von Bildung 
unter neokapitalistische Verwer-
tungsinteressen zu beteiligen.
Auch Daniel Wrana fragt danach,
ob eine „Monofinalisierung“ ge-
duldet werden sollte, „in der au-
ßer dem Argument der Nützlich-
keit und der Effektivität nichts
mehr gilt.“ Gleichwohl kalkuliert
er die unaufheblichen Wider-
sprüchlichkeiten von Diskursen,
Verzweckungen, subjektiven Er-
mächtigungen und Geltungsan-
sprüchen im pädagogischen Feld
mit. Carsten Bünger denkt mit
Adorno und Foucault über die
klassische Frage nach, wie die 
Pädagogik ihre Verstrickung in
Machtprozesse kritisch hinterfra-
gen und zugleich zu Widerstän-
digkeit auffordern kann. Eher
auf klassische Weise kritisiert 
Peter Euler die Ökonomisierung
der Bildung, in dem er der Domi-
nanz des Verwertungsprinzips als
Kehrseite einen universalen Nihi-
lismus und soziale Parteilichkeit
zuordnet. Mit der pädagogischen
Ökonomisierungskritik beschäf-
tigt sich auch der Beitrag von 
Andrea Liesner. 
Was aber soll mit der den Buchti-
tel prägenden Wortschöpfung
Kontrollgesellschaft angespro-
chen werden? Dieser Begriff er-

Carsten Bünger/Ralf Mayer/Astrid Messerschmidt/Olga Zitzelsberger (Hrsg.): Bildung der 
Kontrollgesellschaft. Analyse und Kritik pädagogischer Vereinnahmungen. Festschrift für 
Ludwig A. Pongratz – Paderborn u. a. 2009, Verlag Ferdinand Schöningh – 223 Seiten



Georg Weißeno/Joachim Detjen/Ingo Juchler/Peter Massing/Dagmar Richter: Konzepte der Poli-
tik. Ein Kompetenzmodell – Schwalbach/Ts. 2010, Wochenschau Verlag, 231 Seiten

Fünf führende Politikdidaktiker
haben sich gemeinsam an die Ar-
beit gemacht, ein konsensuell
entwickeltes Modell des Fach-
wissens für Politikdidaktik und 
-unterricht zu verfassen. Es ver-
bindet Basis- und Fachkonzepte
und setzt Standards, welches
Wissen Schülerinnen und Schüler
im Politikunterricht erwerben
sollen. Es soll die Grundlage für
die Planung eines kompetenz-
orientierten Unterrichtes darstel-
len. Nun handelt es sich um ein
fachdidaktisches Kompetenzmo-
dell und als solches muss das
Buch auch betrachtet werden –
zugegebenermaßen mit einer 
gewissen Distanz aus der Praxis
des erlebnis- und erfahrungs-
orientierten Demokratielernens
heraus. Und Didaktik heißt dann
eben noch nicht Methodik und 
so verzichtet das Buch (fast) voll-
ständig auf konkrete Vorschläge,
wie die gewichtigen Themen jun-
gen Menschen nahe gebracht
werden sollen und können. Im
dritten Teil des Buches finden
sich dazu aber ein paar Ideen:
Am Praxisbeispiel (Der Entschei-
dungsprozess in der EU) wird ge-
zeigt, welche Vorstellungen die
Autoren haben, wie Politikunter-
richt aussehen kann. Da finden
sich Lesematerialien und kogniti-
ve Lernaufgaben. Mehr leider
nicht. Angesichts zunehmender
Politikmüdigkeit auch der jünge-
ren Generationen steht m. E. der
nächste Schritt zum Umgang mit
einem solchen Buch noch aus: Die
entsprechende und vor allem an-
sprechende Methodik muss noch
entwickelt werden. Erst dann
macht eine solche Politikdidaktik
wirklich Sinn, kann Politikunter-
richt zum lebens- und wirklich-
keitsnahen Raum für Demokratie-
lernen werden. Einige Veröffent-
lichungen der Autoren liegen be-
reits bei der Bundeszentrale für

politische Bildung vor und lassen
erkennen, in welche Richtung 
Politiklernen geht.
Was aber bietet das Buch? Es be-
schränkt sich bewusst (so die Au-
toren) auf die Kompetenz des
Fachwissens und verweist dar-
auf, dass ein umfassendes Kom-
petenzmodell Politiklernen da-
mit nicht beschrieben sein soll. 
Das Kompetenzmodell bezeich-
net drei Basiskompetenzen, die
für das Verständnis des Politischen 
unverzichtbar sind: Ordnung,
Entscheidung und Gemeinwohl.
Diesen sind 30 Fachkonzepte zu-
geordnet, die auf der einen Seite
den Unterbau des Modells dar-
stellen, auf der anderen Seite die
unverzichtbare Grundlage für die
Umsetzung im Fachunterricht 
bilden. Erst damit wird es Lehr-
personen überhaupt möglich, 
die großen Dimensionen des 
Politischen den Schülern nahe-
zubringen.
Aufgebaut sind die jeweiligen
Konzepte nach einem wieder-
kehrenden Muster, was das Lesen
sehr erleichtert. Die Beschreibung
der drei Basiskonzepte beginnt
mit einer Definition und deren
Erläuterung, ehe ein Bezug zur
internationalen und globalen Be-
deutung hergestellt wird. Knapp
wird dann eine Einordnung in
vorfindliche politische Theorien
vorgenommen. Die Fachkonzep-
te werden mit einer kurzen Es-
senz eingeleitet, gefolgt von 
einer überblicksartigen politik-
wissenschaftlichen Vertiefung.
Unter dem Stichwort Vernetzung
werden die verschiedenen Zugän-
ge zum Fachkonzept erläutert,
da eine trennscharfe Zuordnung
der Fach- zu den Basiskonzepten
nicht möglich ist. Hier wird deut-
lich, wie die Themen miteinander
verschränkt sind und dadurch den
Gesamtrahmen des Politischen
abbilden. Ausdrücklich nicht als

Praxisschelte zu verstehen, wird
auf sogenannte Fehlkonzepte
eingegangen. Damit sind unter-
schiedliche Aspekte gemeint:
Lehrende und Lernende haben
eigene Vorstellungen von den
Themen, die mit den Fachkon-
zepten beschrieben sind. Ebenso
finden sich in Lehrbüchern Dar-
stellungen wieder, die eine Ten-
denz zu einem bestimmten Ver-
ständnis des Fachkonzeptes
beinhalten. Beispielhaft werden
diese aufgeführt, um mögliche
Stolpersteine zu erkennen. Da-
hinter steckt die sicher gutge-
meinte Absicht, „richtiges“ Wis-
sen zu vermitteln. Was aber ein
wenig unbeachtet bleibt, ist, dass
gerade die konflikthafte Ausein-
andersetzung um das Politische,
das erforderliche gemeinsame
Ringen um demokratisches Mit-
einander verloren geht. Gerade
das aber könnte Politikunterricht
zu einem spannenden Unter-
richtsfach werden lassen, in dem
es Schülern Spaß macht zu lernen,
weil sie als Menschen angespro-
chen sind und nicht als Lernob-
jekte. Mit einem solchen Lernen
könnte auch das Interesse für die
Demokratie gestärkt werden:
Wenn nämlich erkennbar ist, dass
viele Fragen von Gerechtigkeit,
Grundrechten, Sozialstaat, Kon-
flikten und Macht (um nur einige
wenige zu nennen) mit dem
Menschen selbst zu tun haben
und nicht losgelöst aus der Lektü-
re von Presseveröffentlichungen
und Gesetzestexten zu erschlie-
ßen sind. Ich habe meine Beden-
ken, dass ein so wie vorgeschla-
gen angelegter Politikunterricht
das uns allen (in Theorie und 
Praxis) beschäftigende Problem
des nachlassenden Interesses an
der Demokratie in den Griff be-
kommt. Politiklernen war am 
Beispiel der Wahl des Bundesprä-
sidenten wunderbar möglich. Da
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ging plötzlich ein (nicht nur vir-
tueller) Ruck durch das Land (wie
von einem Vorgänger des jetzigen 
Präsidenten gefordert). Wenn ein
18jähriger im Urlaub an der tür-
kischen Agäis den ganzen Tag als
Besucher über das Internet an
der Wahl im Reichstag teilnimmt,
ist das ein Ausdruck politischen

Interesses. Das kann m. E. nur ge-
weckt werden durch das Zulassen
und Ermöglichen von Kontrover-
sen. An dieser Stelle bleibt das
Kompetenzmodell für mich
schwach, weil es zu sehr den Ein-
druck von „richtig oder falsch“
erweckt und Kontroversen eher
verhindert als ermöglicht.

Ein theoretisches Buch, anders sa-
gen es die Autoren auch nicht –
aber es bleibt am Ende sehr theo-
retisch und wenig lebensnah an
den Herausforderungen, die Poli-
tik und Demokratie in Deutsch-
land für uns alle sind.

Stephan Schack

Lothar Krappmann/Andreas Lob-Hüdepohl/Axel Bohmeyer/Stefan Kurzke-Maasmeier (Hrsg.): 
Bildung für junge Flüchtlinge – ein Menschenrecht. Erfahrungen, Grundlagen und Perspektiven –
Bielefeld 2009, W. Bertelsmann Verlag, 324 Seiten

Sozial benachteiligte Kinder und
Jugendliche zählen zu den Verlie-
rern des deutschen Bildungswe-
sens. Zahlreiche wissenschaftliche
Untersuchungen belegen dieses
Faktum. Besonders betroffen
sind junge Menschen mit Zuwan-
derungsgeschichte. Unter ihnen
wiederum stellen Flüchtlingskin-
der und -jugendliche mit einem
unsicheren Aufenthaltsstatus ei-
ne besonders prekäre Personen-
gruppe dar. Auch wenn sich in
den letzten Jahren eine Verbesse-
rung der schulischen Lage von
Flüchtlingskindern abgezeichnet
hat, wird ihr Recht auf Bildung
nach wie vor beschnitten. Aufent-
haltsrechtliche Beschränkungen,
Sprachprobleme, eine defizitäre
Förderpolitik und die mangelhaf-
te materielle Unterstützung füh-
ren dazu, dass die Bildungsaspi-
rationen der jungen Flüchtlinge
erheblich eingeschränkt werden.
Obwohl ca. 300 000 Flüchtlings-
kinder in Deutschland leben,
spielt ihre Bildungssituation in
der wissenschaftlichen, pädago-
gischen und bildungspolitischen
Fachdiskussion kaum eine Rolle.
Vor diesem Hintergrund ist es zu
begrüßen, dass der Sammelband
dieses Thema aufgreift. Zentraler
Bezugspunkt der unterschied-
lichen Beiträge ist das Recht auf
Bildung, wie es in der Allgemei-
nen Erklärung der Menschen-

rechte der Vereinten Nationen
und der UN-Kinderrechtskonven-
tion festgeschrieben ist. Der Re-
ferenzrahmen macht das Anlie-
gen der Herausgeber deutlich,
mit dem Buch einen Beitrag zur
Verbesserung der Situation von
Kinderflüchtlingen im Bildungs-
system leisten zu wollen.
Nach Geleitworten von Annette
Schavan und Vernor Muñoz Villa-
lobos beleuchten 32 fachwissen-
schaftliche Beiträge, Stellung-
nahmen und Praxisreflexionen
aus unterschiedlichen Perspekti-
ven die Thematik. In vier Teilen
werden die normativen, wissen-
schaftlichen, pädagogischen und
politischen Dimensionen des
Rechtes auf Bildung junger Flücht-
linge ausgelotet. In Teil A – „Bio-
grafische Wegerkundungen“ –
werden Lebensgeschichten von
Menschen mit Fluchterfahrungen
dargestellt. Der thematische Ein-
stieg über konkrete autobiogra-
fische Erzählungen macht auf
plastische Weise deutlich, mit
welchen Hürden junge Flüchtlin-
ge zu kämpfen haben, aber auch,
welche Anstrengungen sie ent-
falten, um ihre (Berufs-) Wünsche
zu erfüllen. In Teil B werden fach-
wissenschaftliche Aufsätze un-
terschiedlicher Disziplinen ge-
bündelt. Dabei werden sozial-
wissenschaftliche, theologisch-
ethische und juristische Perspek-

tiven gleichermaßen berücksich-
tigt. Zunächst wird ein Einblick 
in den sozialwissenschaftlichen
Stand der Forschung über die Le-
bensbedingungen junger Flücht-
linge gegeben. Ein Schwerpunkt
liegt auf der Darstellung der
Ressource Bildung für die Bewäl-
tigung schwieriger Lebensum-
stände. Anschließend werden 
anthropologische und ethische
Begründungen für das Men-
schenrecht auf Bildung erörtert.
Juristische Grundlagen, die für
die praktische Arbeit unentbehr-
lich sind, runden das Kapitel ab.
In dem folgenden Teil C werden
Bildungsprojekte mit jungen
Flüchtlingen aus der pädagogi-
schen Praxis vorgestellt. Die be-
schriebenen Projekte sind im vor-
schulischen bzw. schulischen
Kontext angesiedelt oder lassen
sich im Bereich der beruflichen
Bildung bzw. der berufsvorberei-
tenden Maßnahmen verorten.
Der abschließende Teil D enthält
Statements von Verantwortlichen
aus Politik und Kirche. Zu Wort
kommen hochrangige Politiker/
-innen und kirchliche Würdenträ-
ger/-innen. Ein weiterer Schwer-
punkt des Kapitels liegt auf der
Darstellung der Arbeit der UN-
Institutionen, ihrer Programme
und Forderungen. Im Nachwort
macht Rita Süssmuth auf Diskre-
panzen zwischen dem Recht auf



Bildung für alle Menschen und
der sozialen Realität aufmerksam.
Ausgewählte internationale Do-
kumente, in denen das Recht auf
Bildung zur Geltung kommt, fin-
den sich im Anhang. 

Angesichts der jüngsten Flücht-
lingsbewegungen aus Nordafrika
behandelt der Sammelband ein
Thema, das von anhaltender Bri-
sanz bleiben wird. Pädagog/-inn/
-en, Politiker/-innen und Wissen-
schaftler/-innen werden sich mit
der Frage beschäftigen müssen,
wie Flüchtlingskinder besser als
bisher in das Bildungswesen in-

tegriert und entsprechend ihrer
Neigungen und Fähigkeiten ge-
fördert werden können. Hier
kann der Sammelband wichtige
Impulse liefern. Sein Verdienst ist
es, darauf aufmerksam zu ma-
chen, dass Bildung ein Menschen-
recht ist, das auch für Flüchtlinge
gelten muss. Allerdings hätten
insgesamt weniger Beiträge, die
dafür mehr in die Tiefe gehen,
dem Buch gut getan. Leider wird
der Bereich der außerschulischen
Jugendbildung weitgehend aus-
geblendet. Dabei kann gerade
die außerschulische Bildung wich-
tige Beiträge zur gesellschaftli-

chen Integration und Persönlich-
keitsentwicklung junger Flücht-
linge leisten. In der Bildungsarbeit
tätigen Pädagog/-inn/-en, die mit
diesen Zielgruppen arbeiten oder
arbeiten wollen, ist dieser Band
dennoch zu empfehlen. Denn 
gerade die in ihm versammelten
fachwissenschaftlichen Beiträge
liefern wichtiges Grundlagenwis-
sen für die Bildungspraxis. Die
außerschulische Bildung ist ihrer-
seits aufgefordert, innovative Bil-
dungsangebote für junge Flücht-
linge zu konzipieren.

Arne Schäfer

Silvia-Iris Beutel/Wolfgang Beutel (Hrsg.): Beteiligt oder bewertet. Leistungsbeurteilung und
Demokratiepädagogik – Schwalbach/Ts. 2010, Wochenschau Verlag, 367 Seiten

Ohne Leistungsbewertung ist
Schule nicht denkbar. Leider sind
Zeugnisse und andere Dokumen-
tationsformen darüber, was an
Lerngehalt aus der Schullaufbahn
mitgenommen wird, oftmals die
einzige habhafte Erinnerung an
viele Jahre im Leben eines (jun-
gen) Menschen. Wenn diesen 
Leistungsbeurteilungen eine sol-
che Bedeutung zukommt, dann
ist es wichtig, wie sie zustande
kommen. Und hier greift das vor-
liegende Buch von Silvia-Iris und
Wolfgang Beutel einen Themen-
bereich auf, der in den vergange-
nen Jahren im Zuge der Entwick-
lung von demokratiepädagogi-
schen Ansätzen für Lehren und
Lernen im Unterricht, aber auch
für andere Aspekte einer demo-
kratischen Schulentwicklung wie
Organisations- oder Personalent-
wicklung, immer wichtiger ge-
worden ist. Dahinter steht die
vielfach angesprochene Frage:
Wie können Lehrer, solange sie
Noten geben müssen, demokra-
tisch lehren und handeln? Skepti-
ker gehen sogar so weit, dass ein

Zusammenspiel von Notengebung
und Demokratiepädagogik nicht
möglich sei. Denen (nicht nur,
aber auch) sei dieser Sammel-
band ans Herz gelegt. Er sollte
aber auch von jenen in die Hand
genommen (und gelesen) wer-
den, die sich für aktuelle Entwick-
lungen im Bereich der Schule in-
teressieren und die informiert
dabei mitreden wollen (oder es
sowieso schon tun).
In drei Teilen entfaltet die Samm-
lung der zwanzig Aufsätze von
Autoren aus der schulpädagogi-
schen Theorie und der Schulpraxis
den Zusammenhang von Leis-
tungsbewertung und Demokratie.
Grundfragen und Grundlagen
werden unter dem Blickwinkel
für mehr demokratische Schul-
praxis im ersten Teil diskutiert.
Kurt Edler (Vorsitzender der De-
GeDe) eröffnet den Band mit der
Grundsatzfrage „Schulnoten und
Demokratie“ nicht nur nachdenk-
lich, sondern stellenweise auch
provokativ. Die Herausgeberin
plädiert für einen „Dialog mit
dem Lernen“ und sieht Leistungs-

beurteilung als Lernförderung
und demokratisches Erfahrungs-
feld für Schüler und Lehrer zu-
gleich. Peter Fauser nähert sich
dem Zusammenhang vom Lei-
stungsprinzip im Schulalltag und
einem demokratischen Ethos im
Blick auf Leistungen. Den Schwie-
rigkeiten, die die Forderung nach
Integration bringt, wenn gerade
durch Leistungsbeurteilung das
Gegenteil, nämlich Desintegration
stattfindet, widmen sich Tanja
Pütz und Annette Textor. In wei-
teren Aufsätzen werden spezifi-
sche Felder wie Allgemeine 
Didaktik, Lernen in der Grund-
schule oder Politische Bildung 
beleuchtet.
Im zweiten Teil schließen sich Bei-
spiele gelungener und erfolgrei-
cher Praxis an. Hier haben dann
auch sechs Praktiker aus verschie-
denen Schulen das Wort, die ent-
weder seit vielen Jahren oder in
der jüngeren Vergangenheit als
Orte von Lehr- und Lernreformen
auf sich aufmerksam gemacht ha-
ben (Conrad-von-Soest-Gymna-
sium, Soest; Helene-Lange-Schule,
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Wiesbaden; Waldhofschule Tem-
plin; Grundschule Kleine Kielstra-
ße Dortmund und andere).
Der dritte Teil nimmt verschiede-
ne schulische Kontexte in den
Blick. Wolfgang Beutel berichtet
aus seiner reichhaltig fundierten
Perspektive des Förderprogramms
„Demokratisch Handeln“, welche
Schwierigkeiten gerade in demo-
kratiepädagogischen Projekten
mit der Notengebung bestehen.
Er beschreibt dabei praktische 
Erfahrungen, benennt aber auch
offene Fragen in diesem Lernfeld.
Neben einzelnen Fächern wie
dem Mathematikunterricht oder
dem Fach Darstellendes Spiel/Ka-
barett werden der Portfolio-An-
satz und der Zusammenhang von
Leistungsbewertung und Demo-
kratisierung für die Lehrerfortbil-
dung beschrieben. Einen externen
Blick auf „Zeugnisse, Selbstwirk-
samkeit und Demokratieverständ-
nis“ richtet Helmut Frommer als
jahrelanger Begleiter von Schul-
entwicklungs- und Evaluations-

prozessen. Am Beispiel der Jena-
plan-Schule Jena beschreibt er,
wie dort mit dem Konzept von
wertschätzender Bewertung um-
gegangen wird. Aus zwölfjähri-
ger eigener Vatererfahrung 
kenne ich diese Form der Leis-
tungsbewertung und sehe, wel-
che Chancen darin stecken, Kin-
dern den Spaß an der Schule
trotz Bewertungen zu erhalten.
Dahinter steckt eine Haltung der
grundsätzlichen Anerkennung
von Seiten der Lehrpersonen
ebenso wie die Entwicklung eines
Gefühls für Gerechtigkeit bei jun-
gen Menschen. Das ist Demokra-
tie- und Toleranzlernen zum 
Erfahren und Erleben, und
gleichzeitig werden Handlungs-
fähigkeit und -bereitschaft geför-
dert. Das ist zugegeben ein Blick
aus der Elternpraxis und die Fra-
ge ist berechtigt: Was hat das mit
dem Buch zu tun?
Alles – ist meine Antwort. Denn
genau darum geht es in dem
Sammelband, der die fundamen-

tale Dimension des Lernens von
und für die Demokratie aufneh-
men möchte und im Spannungs-
feld „Bewertung und Beteili-
gung“ diskutiert. Bewertung
muss wohl sein an Schulen – aber
die Frage nach dem Wie ist ent-
scheidend. Nicht nur neurowis-
senschaftliche Erkenntnisse 
machen deutlich: Beteiligung,
Anerkennung und Gerechtigkeit
sind Aspekte, die das Lernen von
Kindern und Jugendlichen maß-
geblich positiv beeinflussen.
Menschen, die an solchen positi-
ven Entwicklungsprozessen Inter-
esse haben, finden in diesem
Buch viele Anregungen (neben
noch ungeklärten aber konstruk-
tiven Fragen), die eigene päda-
gogische Praxis weiter zu verbes-
sern und der real-existierenden
deutschen Schule die problemati-
sche Spitze zu nehmen – der 
herkömmlichen Leistungsbeur-
teilung.

Stephan Schack

Anne Stiebritz: Gespräche zur Offenen Arbeit. Interviews mit Uwe Koch – Walter Schilling – 
Arnd Morgenroth – Wolfgang Thalmann – Thomas Auerbach, Reihe: Pädagogische Studien 
und Kritiken (PSK), Bd. 11 – Jena 2010, Verlag IKS Garamond, 198 Seiten

ren offenere, dialogische Formen,
die in ihren konsequentesten Aus-
prägungen nicht nur ungewohn-
te Wege der Ansprache kirchen-
ferner Jugendlicher beschritten,
sondern auch die organisations-
bezogene Zielsetzung eines Zu-
rückführens zur Kirche ausdrück-
lich verwarfen. Die entstehenden
Gruppen erlebten vielfach einen
Radikalisierungsprozess, der die
Autonomie der „Arbeitskreise“
weiter trieb als ursprünglich be-
dacht; sie verbanden sich im Lauf
der Entwicklung mit den neuen
gegenkulturellen und politischen
Strömungen der späten 70er und
der 80er Jahre. Für den Staats-

re, als Variante einer offenen, 
akzeptierenden Jugendarbeit
und Sozialpädagogik, als Kon-
zept von Bildungsarbeit oder als
Teilgeschichte der DDR-Opposi-
tionsentwicklung mit dem Kulmi-
nationspunkt 1989. Für ein brei-
teres Publikum ist sicherlich der
letztgenannte Aspekt von beson-
derem Interesse.
Was also war eigentlich „Offene
Arbeit“? Aus den schon länger
bekannten Konzepten einer ver-
söhnenden Sozialdiakonie ent-
wickelten sich (neben den herge-
brachten „Jungen Gemeinden“)
in der kirchlichen Jugendarbeit
der DDR seit den späten 70er Jah-

Diese Dokumentation von fünf
langen Gesprächen mit zentralen
Akteuren der „Offenen Arbeit“
in Thüringen steht im Kontext ei-
ner weiteren Veröffentlichung, 
in der sich Anne Stiebritz dem
Gesamtkonzept „Offener Arbeit“
analytisch  zuwendet (Mythos
„Offene Arbeit“. Studien zur
kirchlichen Jugendarbeit in der
DDR, Jena 2010). Beide Bände 
beleuchten die Bedeutung dieser
Form kirchlicher Jugendarbeit.
Man kann deren Bedeutung aus
den verschiedensten Blickwinkeln
akzentuieren – als Bestandteil
protestantischer Modernisierungs-
versuche in der DDR der 80er Jah-



und Repressionsapparat und für
die kirchliche Hierarchie wurden
diese Zirkel ein bis zum Ende 
der DDR nicht beherrschbares
Problem.
Die Interviews mit den fünf Ge-
meindearbeitern und Pfarrern er-
lauben sehr genaue Einblicke in
die Entstehung, die Arbeitswei-
sen und die Weiterentwicklung
des Ansatzes. In der zweiten Hälf-
te der 70er Jahre aus vorsichtigen
Experimenten wie „Gottesdienst
einmal anders“ und musikalisch
angereicherten Jugendsonntagen
entstanden, fügten sich viele an-
dere Formen zu einem neuen, 
relativ basisdemokratisch verfass-
ten Kosmos sozialen Lebens für
meist kirchenferne junge Leute
in den betreffenden Gemeinden:
Werkstätten, Festivals, Rüstzeiten
(Seminare) und mehr. Der Band
berichtet besonders intensiv aus
Jena, Gera, Rudolstadt und Saal-
feld sowie über das Rüstzeitheim
Braunsdorf. „Wir müssen dahin
gehen, wo die jungen Leute sind,
die also mit ihrem Kofferradio
unterm Arm und ihren langen
Haaren da am Holzmarkt stehen
und ständig von den Bullen an-
gerempelt werden“. (Uwe Koch,
S. 14) Musik, Kultur, Lebensstil
und Politik verschmolzen in die-
sen Szenen zu einem Raum der
Gegensozialisation, der auch aus

der Distanz erstaunlich bleibt.
Blueskonzerte und „Hirschbeu-
tel“, Gottesdienste und Bier,
Menschenrechtsfragen und Be-
ziehungsprobleme, Befreiungs-
theologie und Bob Dylan, Matrat-
zenlager und Stasi-Projektionen
über das Politische an diesem Trei-
ben gehören zu diesem Gemisch,
das sich bis in die tiefste Provinz
hinein als wirksam erweisen sollte
– auch dank einer erstaunlichen
Vernetzungsintensität und Impro-
visationsbereitschaft.
Hatte die Offene Arbeit ein Kon-
zept? Diese allen Gesprächspart-
nern gestellte Frage wird abweh-
rend-umwegig beantwortet: Eine
„Konzeption der Konzeptionslo-
sigkeit“ sei geradezu am Werk
gewesen, insistiert Walter Schil-
ling, der gemeinhin als Mentor
der Offenen Arbeit in Thüringen
und darüber hinaus gilt. Im in-
tensiven Erfahrungsaustausch
der Beteiligten, ab 1982 republik-
weit organisiert, ergaben sich
aber doch charakteristische Leit-
linien, die – wiederum von Schil-
ling – auf die bei Paul Tillich ent-
lehnte Formel von der „Annah-
me des nicht Annehmbaren“
gebracht wird (S. 72 ff., 95 f.).
Aus der maßvollen Absicht, „klei-
ne Brötchen zu backen um der
Leute willen“, die Menschen zu
„entknebeln“(Uwe Koch, S. 48

und 23) erwuchs mehr und Muti-
geres im Lauf der Praxis.
Wir erfahren darüber hinaus auch
Biografisches über die Wege und
Umwege dieser (nicht immer frei-
willig) kirchlich orientierten Ak-
teure, über Arbeitsteilung und
Eifersüchteleien in dieser Subkul-
tur, Vermutungen über die Rolle
der (hier nicht repräsentierten)
Frauen, über Traumatisierungen
durch den NVA-Dienst und den
vergessenen Terror des DDR-Ar-
beitszwangs, der schnell in das
Stigma der „Asozialität“ führen
konnte.
Ein folgenreiches und „spannen-
des Exempel pädagogischen Ei-
gen-Sinns in der DDR“ (A. Stie-
britz) wird so sichtbar. Diese
Dokumentation ist einerseits ein
Stück Traditionssicherung eines
beinahe vergessenen Entwick-
lungsstrangs alternativer Szenen
und alternativer Bildungsarbeit
in der späten DDR. Zum anderen
lehrt sie westdeutsche Beobach-
ter/-innen, wie sich die weltweite
Kulturrevolution der 70er Jahre
unter den DDR-Bedingungen
transformierte und amalgamier-
te mit denjenigen Unangepasst-
heiten und Forderungen, die zum
Teil für revolutionär gehalten
wurden, es zum Teil auch waren.

Norbert Reichling
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Roland Holten/Dieter Nittel (Hrsg.): E-Learning in Hochschule und Weiterbildung – 
Bielefeld 2010, W. Bertelsmann Verlag, 205 Seiten

Dieses Buch der Herausgeber
Holten und Nittel aus dem Jahr
2010 ist eine Zusammenstellung
von zehn Beiträgen verschiede-
ner Autoren, die alle aus dem
universitären Umfeld kommen.
Die unterschiedlichen Beiträge
decken ein breites Themenspek-
trum aus dem Bereich E-Learning
ab. Die Autoren beleuchten viel-
fältige Aspekte aus dem Bereich

Hochschule und Weiterbildung.
Dabei wird erfreulicherweise E-
Learning nicht nur als Aufgabe
und Bestandteil der Medienpäda-
gogik betrachtet, sondern als in-
terdisziplinäre Ergänzung ande-
rer, auch nichttechnischer Lehr-
angebote gesehen.
Der Begriff des E-Learnings wird
in den Beiträgen überwiegend in
einer sehr klassischen Weise mit

Bezug auf Lernplattformen ver-
wendet. Neue Entwicklungen wie
Web 2.0, Blogs und Wikis werden
nur gestreift. Das kann aber 
auch als eine erfreuliche Be-
schränkung auf fundierte Er-
kenntnisse verstanden werden,
ohne sich von neuen Entwicklun-
gen und „Buzzwords“ blenden
zu lassen. Lediglich in einem Bei-
trag wird auf Blogging und Twit-
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ter in der Weiterbildung einge-
gangen.
Auch wenn es in dem Buch um 
E-Learning in Hochschule und
Weiterbildung geht, so ist doch
deutlich der Schwerpunkt in dem
Bereich der Universitäten zu er-
kennen, der sicherlich der aus-
schließlichen Verankerung der
Autoren in diesem Bereich ge-
schuldet ist. So ist z. B. die Be-
trachtung von Wirtschaftlich-
keits- und Nutzenanalyse sehr
stark an den Bedingungen von
Hochschulen und deren Struktu-
ren und Organisationseinheiten
orientiert.
Dennoch sind die Beiträge so all-
gemein und umfassend, dass eine
Transformation in den Bereich
der nichtuniversitären Weiterbil-
dung ohne Probleme möglich
sein sollte.
Lediglich die Zielgruppe hat in
der allgemeinen und beruflichen
Weiterbildung in der Regel einen
höheren Altersdurchschnitt. Da-
mit sind hier sowohl die Voraus-
setzungen als auch die Erwartun-
gen an Angebote des E-Learnings
andere als bei Lernenden, die
überwiegend Regelstudenten
und damit den Digital Natives 
zuzurechnen sind. Auf die in die-
sen Bereichen der Weiterbildung
notwendigen organisatorischen
Anforderungen gehen die Beiträ-
ge nicht ein.

Ein weiterer Aspekt ist, dass es in
diesem Buch bei der Betrachtung
von E-Learning im Studium ei-
gentlich um ergänzende Ange-
bote zum Präsenzstudium geht,
also um Blended Learning-Ange-
bote. Auf diese Unterscheidung
wird aber nur an einigen Stellen
explizit eingegangen.
Eine Stärke dieses Buches ist es,
dass die Autoren und Autoren-
teams auf konkrete E-Learning-
Projekte eingehen und über die
dort gemachten Erfahrungen be-
richten. Es finden sich in den Bei-
trägen auch die Ergebnisse aus
flankierenden Erhebungen und
Evaluationen. Einige der Texte
gehen auf die gleichen Projekte
aus unterschiedlichen Perspekti-
ven ein und ergänzen sich somit.
Die Inhalte der Beiträge sind viel-
fältig und reichen von Kosten-
Nutzen-Analyse von E-Learning
über Evaluation von Angeboten
und die notwendigen Organisa-
tionsstrukturen bis zu sozialer
Interaktion bei E-Learning.
Das Buch ist im Wesentlichen ein-
fach und ohne besondere Vor-
kenntnisse zu lesen. Ergänzende
Literaturhinweise sind in den
Texten angegeben und am Ende
jedes Abschnittes zusammenge-
fasst. Die Beiträge der Autoren
können dabei unabhängig von-
einander gelesen werden, da sie
nicht aufeinander aufbauen.

Gerade der Bezug zu konkreten
Projekten und zur Anwendung
von E-Learning in Hochschule
und Weiterbildung macht das
Buch zu einer Fundgrube für alle,
die an einer praktischen Umset-
zung von Lehrangeboten mit
Unterstützung von E-Learning
interessiert sind. Die Autoren ge-
hen insbesondere auf das organi-
satorische Umfeld ein, das für die
Durchführung von E-Learning-
Angeboten benötigt wird.
Für eigene Planungen und Ideen
kommt dem Leser zugute, dass
einzelne Projekte, soweit der
Umfang der einzelnen Beiträge
das zulässt, vorgestellt werden.
Das Buch befasst sich mit dem
Umfeld und dem Arrangement
von E-Learning-Angeboten. Auf
technische Aspekte wird nur so-
weit eingegangen, wie es für 
das Verständnis der Beiträge 
notwendig ist. Eine ausführliche
Darstellung von Software, etwa
E-Learning-Plattformen oder
Autorenwerkzeugen, und deren
Funktionen darf man jedoch
nicht erwarten. Das ist anderen
Veröffentlichungen vorbehalten.
Lediglich die starke Fokussierung
der Beiträge auf die Anwendung
im Universitätsstudium ist für 
Leser, die aus dem Bereich der
nichtuniversitären Weiterbildung
kommen, ein kleines Manko.

Frank Wittemeier

Sabine Handschuck/Hubertus Schröer: Eigennamen in der interkulturellen Verständigung. 
Handbuch für Praxis – Augsburg 2010, Ziel – Zentrum für interdisziplinäres erfahrungsorien-
tiertes Lernen GmbH, 274 Seiten

stand ein Name, der (nach deut-
scher Gebräuchlichkeit) als Vor-
namen den des Großvaters, als
Nachnamen aber den eigenen
Vornamen hatte. Herr A hatte
anfangs interessiert nach dem
Namen „seines“ Kunden gefragt,
und der begann sofort zu reden
und erwähnte wie nebenbei,

ständigung tätig. Vor zwei Jah-
ren, in einem Training, u. a. mit
Mitarbeitenden der Bundesagen-
tur für Arbeit, erzählte ein Teil-
nehmer (nennen wir ihn A), dass
er eine für ihn wichtige Begeg-
nung mit einem Kunden hatte,
die sich aus einem Gespräch über
dessen Namen ergab. Im Pass

Zwei Situationen fielen mir im-
mer wieder ein, als ich „zwischen
den Jahren“ ein Buch in die Hän-
de nahm, dass mich sofort gefes-
selt hat. Wohl gemerkt: Ein Sach-
buch.
In den östlichen Bundesländern
bin ich hin und wieder auch im
Themenfeld interkultureller Ver-



dass in der Zeit, die er nun schon
in Deutschland sei, ihn noch nie
jemand nach „seinem“ Namen
gefragt hatte. Nun konnte er er-
zählen und aus diesem Erzählen
entwickelte sich ein vollkommen
neues Verhältnis zwischen Herrn A
und seinem Kunden. Herr A hatte
offenbar etwas verstanden.
Szenenwechsel: Eine Großstadt 
in den neuen Ländern, in der ich
gemeinsam mit einer türkisch-
stämmigen Kollegin in einem
Fortbildungsprojekt zur Demo-
kratieerziehung und zum inter-
kulturellen Lernen tätig bin. Ich
gebe zu, dass ich auch eine Weile
gebraucht habe, bis mir ihr (für
mich anfangs auch) fremd klin-
gender Name geläufig wurde.
Unsere Auftraggeber (B und C)
haben es in allen Gesprächen bis-
her nicht geschafft, den Namen
auch nur ansatzweise auszuspre-
chen, ich erkenne auch keine Be-
reitschaft, sich ihren Namen zu
merken: Sie ist die Kollegin aus X.
Herr B und Frau C müssen wohl
noch lernen.
Was der eine verstanden hat, da-
rum bemühen sich andere nicht
einmal. Ich befürchte, dass das 
erste Beispiel eine Ausnahme dar-
stellt, der Regelfall scheint mir der
zu sein: Wenn mir ein Name zu
schwer aussprechbar erscheint, ge-
be ich mir gar nicht erst Mühe, ihn
auszusprechen, geschweige denn,
ihn zu verstehen. Und den Men-
schen dahinter ernst zu nehmen.
Welche Bedeutung Namen für
uns Deutsche haben, das sei an
dieser Stelle einmal dahingestellt,
dass Namen für Menschen aus
anderen Kulturen, Ethnien oder
Religionen eine viel größere Be-
deutung darstellen, dass sollten
all diejenigen zur Kenntnis neh-
men, die im Bereich der Interkul-
turellen Verständigung tätig sind.
Und genau für diese haben Sabi-
ne Handschuck und Hubertus
Schröer ein großartiges Praxis-

buch geschrieben, das gerade 
erschienen ist.
Das Buch gliedert sich in vier The-
menbereiche. Einführend wer-
den aus verschiedenen Blickwin-
keln Hintergrundinformationen
zur Entstehung von Personenna-
men, über das Namensrecht und
über andere im Zusammenhang
relevante Themen dargestellt.
Namen und Identität, Religion,
Politik oder Mystik – alle diese
Facetten werden unterhaltsam
und erklärend beschrieben, so
dass richtig Lust am Lesen auf-
kommt und gleichzeitig Verstehen
ermöglicht wird.
Im zweiten Teil wird die Bedeu-
tung des Verständnisses und des
Umgangs mit Namen in der inter-
kulturellen Praxis entfaltet. Wie
es sich für ein Praxisbuch gehört,
ist es auch mit didaktischen und
methodischen Anregungen ver-
sehen. 14 Thesen bündeln die
langjährigen umfangreichen und
intensiven Erfahrungen der Au-
torin und des Autors in der inter-
kulturellen Arbeit mit Menschen
(und eben deren Namen). Da spre-
chen Praktiker/-innen. Am Bei-
spiel von zwei Übungen wird der
pädagogische Umgang mit dem
Thema in Trainings, Seminaren
und Kursen angeregt, und auch
hier sind Erfahrung und reichhal-
tige Praxis von Handschuck und
Schröer deutlich zu spüren. 
Der dritte Teil hat mich dann auf
die Couch gefesselt, wie ich es
mir bei einem Fachbuch nicht
hätte träumen lassen: Zwölf bio-
graphische Porträts von Menschen
mit Namen, die ich beim ersten
Hören nicht einmal aussprechen
könnte. Da berichten Menschen,
die in Deutschland leben, welche
Erfahrungen sie mit ihrem eige-
nen und zugleich „fremden“ Na-
men gemacht haben. Sie erzäh-
len Geschichten ihrer Namen, ihre
individuellen Bedeutungen und
eben von ihren (zum Teil anrüh-

renden, aber auch bedrückenden)
Erfahrungen. Die gehen zu Her-
zen und regen zugleich wiede-
rum das eigene Nachdenken an.
Im vierten Teil wird es dann et-
was pragmatischer und weniger
aufwühlend, aber das ist auch gut
so: 24 Länder, aus denen Men-
schen stammen, die in der deut-
schen Gesellschaft als Minder-
heiten leben, sind informativ auf-
bereitet im Zusammenhang mit
allem Wichtigen rund um die 
Namen dieser Länder. Hier wird
dieses bisher so spannend zu 
lesende Buch zum einzigartigen
Nachschlagewerk konkreter In-
formationen. Wie Namen ent-
standen sind, wie sie ausgespro-
chen werden, welche Bedeutung
religiöse Zusammenhänge haben,
und was in der interkulturellen
Kommunikation mit Menschen
aus diesen Ländern zu beachten
ist. 
Das Buch ist sympathisch geschrie-
ben, schon in der Einführung ma-
chen Autor und Autorin deutlich,
dass es sich um kein vollständiges
(im Sinne von Wissenschaftlich-
keit) Werk handelt: „Die meisten
Informationen konnten wir durch
persönliche Gespräche […] sam-
meln oder überprüfen. Fehler bei
der Wiedergabe gehen allein zu
unseren Lasten.“ (S. 12) Wann ist
so etwas in einem Fachbuch zu
lesen? Die Leserschaft wird ermu-
tigt, Anregungen, weitere Infor-
mationen, neue Namens-Ge-
schichten weiterzugeben, um
eine zweite Auflage zu verbes-
sern. Verbessern? Erweitern be-
haupte ich, denn manches mag
zwar etymologisch oder kultur-
historisch korrekter darstellbar
sein, aber kann das die persön-
lichen Erfahrungen aufwiegen?
Ich wünsche diesem Buch eine
uneingeschränkte Verbreitung in
weiteste Kreise.

Stephan Schack
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Oliver Nüchter/Roland Bieräugel/Wolfgang Glatzer/Alfons Schmid (Hrsg.): Der Sozialstaat im 
Urteil der Bevölkerung – Opladen & Farmington Hills 2010, Verlag Barbara Budrich, 143 Seiten

Diese in der Frankfurter Reihe
„Sozialpolitik und Sozialstruktur”
veröffentlichte Untersuchung
entstand im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Sozi-
ales und wurde von 2005 bis 2008
durchgeführt. Bei dem vorliegen-
den Band handelt es sich um den
abschließenden Bericht aus die-
sem Projekt.
Im Zentrum der Darstellung steht
die Untersuchung der sozialstaat-
lichen Einstellungen der deut-
schen Bevölkerung der letzten
vier Jahre. Dabei erscheinen den
Autoren drei Szenarien vorstell-
bar und plausibel: die Verbesse-
rung der Einstellungen (günsti-
gere Arbeitsmarktlage), deren
Verschlechterung (geringere Teil-
habe am Wachstum) sowie deren
Stabilität (entlang langfristig
wirksamer Gerechtigkeitsvorstel-
lungen). Der vorliegende Bericht
spiegelt die aktuellen Befunde
wider, zeichnet die Entwicklung
der letzten vier Jahre – also bis
2008 – nach und liefert die Analy-
sedaten für deren Zustandekom-
men. (S. 16)
Die Darstellung besteht außer
der konzisen Einleitung aus sechs
Kapiteln, in denen sich die Auto-
ren mit dem Thema Lebensquali-
tät und Sozialstaat, den allgemei-
nen sozialstaatlichen Einstellun-
gen und ihrer Entwicklung und
den einzelnen Bereichen sozialer
Sicherung beschäftigen, ferner
ein zusammenfassendes Resümee
liefern sowie ihren methodischen
Ansatz (Aufbau des Fragebogens,
Datenerhebung und -auswertung)
erklären. Das Bändchen ist zudem
mit zahlreichen Tabellen und Ab-
bildungen sowie einer ausführli-
chen Literaturliste ausgestattet.
Die Autoren kommen nach inten-
siver Diskussion der einzelnen So-

zialbereiche und ihrer Perzeption
durch die Bevölkerung zum Er-
gebnis, dass die eigene und all-
gemeine Lage seit 2005 etwas
freundlicher bewertet wird.
Allerdings meinen etwa 50 Pro-
zent der Menschen in Deutsch-
land, in einer schlechten wirt-
schaftlichen Lage zu sein, und
weisen starke Besorgnisängste
auf. Für die große Mehrheit hat
ein handlungsfähiger Sozialstaat,
der anhand der erbrachten Leis-
tungen beurteilt wird, einen sehr
hohen Stellenwert. Auch hat man
ganz überwiegend egalitäre Ge-
rechtigkeitsvorstellungen, wobei
die Verbesserung der Teilhabe-
chancen in erster Linie durch die
Integration in den Arbeitsmarkt
erhofft wird. Auch ist man der
Auffassung, dass der Staat nach
einer Phase der Sparpolitik nun
wieder mehr Geld für die soziale
Sicherung ausgeben sollte. Die
durch die tiefgreifende Finanz-
und Wirtschaftskrise hervorgeru-
fene und von der schwarz-gelben
Bundesregierung aktuell beschlos-
sene Sparpolitik (September 2010)
widerspricht diesen Wünschen
allerdings deutlich. Die Folge
sind heftige Proteste der Opposi-
tion, der Sozialverbände, Kirchen
und Gewerkschaften. 
Altersbezogen erweist sich die
mittlere Generation im Hinblick
auf die Zukunft der Sozialstaats
skeptischer als die junge und 
die ältere. Unzufrieden sind 
or allem weniger gebildete Per-
sonen sowie Frauen, die durch-
weg höhere Ansprüche formu-
lieren als Männer. (S. 123) Die
Autoren konstatieren auch, dass
normative Vorstellungen über
die Rolle des Sozialstaats weiter-
hin von hoher Bedeutung sind.
Vergleicht man alle Einzelsysteme

miteinander, so wird deutlich,
dass die Rentenversicherung im
Verhältnis zur Kranken-, Unfall-
und Pflegeversicherung am kri-
tischsten gesehen wird. Hier herr-
schen starke Verunsicherung und
ein tiefreichendes Misstrauen vor;
auch traut man in diesem Kontext
dem eigenen Beitrag zur Alterssi-
cherung mehr zu als dem staat-
lichen Sicherungssystem. Es gibt
eine spürbare Angst vor Altersar-
mut, wobei auch das bestehende
System der Grundsicherung im Al-
ter negativ beurteilt wird. Zwar
hält man die Grundprinzipien der
sozialen Sicherungssysteme für
gut, aber die tatsächlich gewähr-
ten Leistungen werden als unzu-
reichend empfunden.
Die Autoren kommen insgesamt
zum Ergebnis, dass dem Sozial-
staat aus Sicht der Menschen in
Deutschland weiterhin eine über-
aus hohe Bedeutung zukommt.
Gleichzeitig wird an tradierten
sozialpolitischen Vorstellungen
(Lebensstandardsicherung) fest-
gehalten, woraus sich auch die
geringe Akzeptanz für die vorge-
nommenen Reformen ergibt. 
Überdies belegt die Untersuchung
den zentralen Stellenwert der so-
zialpolitischen Dimension für die
Bedeutung und Akzeptanz sozi-
alpolitischer Reformen und Ver-
änderungen. Dementsprechend
leiten die Autoren daraus das
Desiderat weiterer Forschungen
ab, in denen die subjektive Situa-
tion der Einzelnen stärker be-
rücksichtigt werden sollte. 
Sicherlich ein wichtiges Postulat,
zudem der sich auch im Jahre
2010 intensiv fortsetzende Rück-
bau des Sozialstaates bei einer
gleichzeitig fragwürdigen Um-
verteilung von unten nach oben
schon jetzt für erhebliche Unruhe



in der deutschen Bevölkerung
sorgt. Die gewählten politisch
Verantwortlichen sollten im urei-
gensten Interesse daran interes-
siert sein, die objektive Lage und

die skeptische subjektive Sicht
breiter Teile der deutschen Un-
ter- und Mittelschicht näher ken-
nenzulernen und entsprechende
Konsequenzen zu ziehen. Die So-

zialwissenschaften können ihnen
– wie in diesem Buch geschehen –
dafür wichtige Hinweise liefern.

Zbigniew Wilkiewicz
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Markt

Wettbewerbe/Ausschreibungen 

Verbände aus dem Jugendbereich,
die das ehrenamtliche Engage-
ment Jugendlicher fördern, 
können sich noch bis zum 2. Sep-
tember 2011 online für den
Heinz-Westphal-Preis bewer-
ben. Der Preis wird alle zwei 
Jahre vom Deutschen Bundes-
jugendring ausgeschrieben und
würdigt kreative Aktivitäten und
Aktionen, die das ehrenamtliche
Engagement junger Menschen
ermöglichen, stärken oder Ju-
gendliche zu freiwilliger Arbeit
motivieren. Drei Gewinnerpro-
jekte werden für den diesjähri-
gen Preis Ende November 2011
mit insgesamt 15.000 Euro Preis-
geld geehrt. Die besten Projekte
werden in einer Publikation pu-
bliziert. Einzelpersonen können
an dem Wettbewerb nicht teil-
nehmen. 

Weitere Informationen: 
Deutscher Bundesjugendring,
Mühlendamm 3, 10178 Berlin
oder über Internet: 
www.heinz-westphal-preis.de. 

Das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung (BMBF)
schreibt zum zweiten Mal den
KAUSA Medienpreis aus. Der
Wettbewerb richtet sich an junge
Journalistinnen und Journalisten
(bis 35 Jahre), die zu einer diffe-

renzierten Berichterstattung im
Bereich Migration, Integration
und Bildung beitragen. Bis zum
16. September 2011 können sich
Nachwuchsjournalisten mit Print-/
Online-, Hörfunk- oder TV-Beiträ-
gen zum Thema „Bildungswege
von Migrantinnen und Migran-
ten“ bewerben. Der Preis ist mit
insgesamt 30.000 Euro dotiert
und wird an neun Preisträgerin-
nen und Preisträger verliehen. 

Weitere Informationen: 
Claudia Moravek, KAUSA, 
c/o JOBSTARTER beim BIBB, 
Robert-Schumann-Platz 3, 
53175 Bonn, 
E-Mail; moravek@bibb.de, 
Internet: www.kausa-medien-
preis.de. 

Anlässlich des 50. Jubiläums des
deutsch-türkischen Anwerbeab-
kommens in diesem Jahr hat
Staatsministerin Maria Böhmer
den Wettbewerb „Heimat Alm-
anya – Zeig uns Dein Deutsch-
land“ gestartet. Jugendliche mit
und ohne Migrationsgeschichte
sind aufgerufen, sich kreativ mit
dem Thema „Heimat“ ausein-
anderzusetzen. Die Jugendlichen
können bis Ende September 2011
ihre Beiträge in Form von Videos,
Fotografie, Text, Audio oder ande-
ren künstlerischen Darstellungs-

formen auf der Wettbewerbsho-
mepage www.heimat-almanya.de
hochladen. Zu gewinnen gibt es
eine viertägige Städtereise für
zwei Personen nach Istanbul sowie
Sachpreise. 

Weitere Informationen: 
www.heimat-almanya.de,
www.myvideo.de/HeimatAlmanya,
www.facebook.com/HeimatAlma-
nya2011, www.twitter.com/hei-
matalmanya und www.schue-
lervz.net/heimatalmanya. 

Noch bis zum 20. Oktober 2011
können Bewerbungen für den
dritten Deutschen Weiterbil-
dungspreis eingereicht werden.
Angesprochen sind Menschen
mit zukunftsweisenden Ideen für
überbetriebliche Weiterbildungs-
projekte, die bereits umgesetzt
sind bzw. sich gerade in der Um-
setzung befinden. Die Wettbe-
werbsbeiträge werden nach den
Kriterien Neuigkeitsgrad, wirt-
schaftliche Relevanz, Wirkungs-
potenzial, Praktikabilität sowie
nach der branchenübergreifen-
den Bedeutung bewertet. Der
Preis ist mit 10.000 Euro dotiert. 

Weitere Informationen und 
Bewerbungsunterlagen:
www.deutscher-weiterbildungs-
preis.de. 

Termine/Veranstaltungen 

Die Jahrestagung 2011 der
Deutschen Gesellschaft für
wissenschaftliche Weiterbil-
dung und Fernstudium e. V.
(DGWF) findet vom 14. bis 16. Sep-
tember 2011 an der Universität
Bielefeld statt. Dieses Jahr steht
das Thema „Grenzüberschrei-

tungen in der wissenschaftli-
chen Weiterbildung: Interdis-
ziplinarität, Transnationalisie-
rung, Öffnung“ im Mittelpunkt
der Veranstaltung. 

Programm, Anmeldeformular und
weitere Hinweise unter:

http://www.dgwf.net/tagungen/
2011/jahrestagung.htm 

In der Thüringer Landesvertre-
tung in Berlin findet vom 14. bis
16. September 2011 die Konfe-
renz „Von der SED-Diktatur



zum Rechtsstaat. Der Umgang
mit Recht und Justiz in der
SBZ/DDR“ statt. Veranstalter der 
Tagung sind die Deutsche Gesell-
schaft e. V., der Berliner Landes-
beauftragte für die Stasi-Unterla-
gen sowie die Bundesstiftung zur
Aufarbeitung der SED-Diktatur. 

Weitere Informationen:
http://www.stiftung-aufarbei-
tung.de/uploads/pdf-2011/
tagung1416092011.pdf 

Der Bundesverband für körper-
und mehrfachbehinderte Men-
schen und Mensch zuerst – Netz-
werk People First Deutschland
veranstalten eine große Tagung
zum Thema „Weiter denken:
Zukunftsplanung“ am 7. und 
8. Oktober 2011 in Berlin. Am En-
de der Tagung soll ein Netzwerk
Zukunftsplanung für den deutsch-
sprachigen Raum gegründet wer-
den. Die Tagung richtet sich an al-
le, die bereits Erfahrung mit Me-
thoden der Zukunftsplanung ha-
ben oder an dem Thema interes-
siert sind. Anmeldeschluss für die
Tagung ist der 2. September 2011. 

Weitere Informationen:
www.bvkm.de (Kasten 
„Persönliche Zukunftsplanung“
auf der Startseite). 

Das Archiv der deutschen Ju-
gendbewegung auf Burg Lud-
wigstein veranstaltet alljährlich
eine Archivtagung zu verschiede-

nen Schwerpunktthemen. In die-
sem Jahr ist die Veranstaltung
dem Thema „Jugendbewegung
und Erwachsenenbildung“ 
gewidmet. Das Archiv hat eine
Reihe namhafter Wissenschaftler
eingeladen, um die vielfältigen
personellen, institutionellen und
organisatorischen Anknüpfun-
gen, vor allem aber den beson-
deren Einfluss der Jugendbewe-
gung auf die Entwicklung der
Volksbildung bzw. der Jugend-
und Erwachsenenbildung in der
Weimarer Zeit und der Nach-
kriegszeit aufzeigen zu können. 

Weitere Informationen: 
www.burgludwigstein.de/archiv. 

Die Landeszentrale für politi-
sche Bildung Mecklenburg-
Vorpommern und der Landes-
verband Mecklenburg-Vorpom-
mern der Deutschen Vereinigung
für Politische Bildung veranstal-
ten am 4. November 2011 ihren
mittlerweile vierten Jahreskon-
gress. Der Kongress steht in die-
sem Jahr unter dem Motto
„Mehr Bürgerbeteiligung,
mehr Demokratie? – Politi-
sche Bildung und Partizipa-
tion“. 

Programm und weitere Informa-
tionen: www.lpb-mv.de (Stich-
wort „Jahreskongress“). 

Die Arbeitsgemeinschaft katho-
lisch-sozialer Bildungswerke in

der Bundesrepublik Deutschland
(AKSB) hat ihre Jahrestagung
für den 21. und 22. November
2011 angekündigt. Die Veranstal-
tung unter dem Titel „Gesell-
schaft im Zeichen von Web
2.0. Sozialisation, Partizipa-
tion und intergenerationelle
Solidarität“ findet im Tagungs-
zentrum der Diözese Rottenburg-
Stuttgart statt und geht der Fra-
ge nach, wie sozial „Social
Media“ eigentlich sind. 

Weitere Informationen:
www.aksb.de. 

Am 5. und 6. Dezember 2011 fin-
det im Collegium Leoninum in
Bonn das 14. DIE-Forum Wei-
terbildung statt, das vom Deut-
schen Institut für Erwachsenen-
bildung – Leibnitz-Zentrum für
Lebenslanges Lernen e. V. (DIE)
ausgerichtet wird. Die jährlich
stattfindende Fachtagung wid-
met sich in diesem Jahr unter
dem Titel „Grenzenlos lernen“
dem gesellschaftlichen Phäno-
men der Entgrenzung und den
sich daraus ergebenden didakti-
schen Herausforderungen für die
Weiterbildung. Auf der Veran-
staltung werden auch die Träger
des DIE-Preises für Innovation in
der Erwachsenenbildung 2011
mit ihren Projekten vorgestellt. 

Weitere Informationen: 
Brigitte Rishmawi, DIE, 
E-Mail: rishmawi@die-bonn.de,
Internet www.die-bonn.de. 
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Angebote zur Geschichte der DDR 

Die Bundesstiftung zur Aufarbei-
tung der SED-Diktatur weist auf
ihre Angebote zum 50. Jahrestag
des Mauerbaus hin: Anlässlich
des Jubiläums wurden zwei Aus-
stellungen zur Geschichte des

SED-Grenzregimes sowie zur
DDR-Geschichte im Spiegel des
DDR-Films konzipiert, die gegen
eine geringe Schutzgebühr er-
worben und bundesweit gezeigt
werden können. 

Des Weiteren ist das Buch 
„Die Mauer. Fakten – Bilder –
Schicksale“ im Münchener Piper
Verlag erschienen, eine Koopera-
tionsarbeit zwischen BILD-Zeitung
und der Stiftung Aufarbeitung.
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Die reich bebilderte Publikation
gibt einen umfassenden Über-
blick über die Geschichte des
SED-Grenzregimes bis zu dessen
Überwindung im Jahr 1989 und
der Erinnerungskultur in der
Gegenwart. Für die Publikation
wurden mit großem Aufwand
Porträts von Mauer- und Grenz-
flüchtlingen, Mauerbauern,
Fluchthelfern und an der inner-
deutschen Grenze Vertriebenen
recherchiert. 

Die Stiftung hat auch ihr Weban-
gebot überarbeitet und erwei-
tert. Dort finden sich mittlerweile
rund 90 Veranstaltungsdoku-
mentationen, u. a. Audiomit-
schnitte einer viel beachteten
Vortragsreihe über den stalinisti-
schen Terror in der Sowjetunion
und Ostmitteleuropa. In der stark
erweiterten biographischen
Datenbank „Biographische Lexi-
ka“ lassen sich 4.000 Kurzbiogra-
phien aus dem Lexikon „Wer war
wer in der DDR?“ sowie 1.675

biographische Skizzen zu füh-
renden deutschen Kommunis-
ten von vor 1945 aus dem
Handbuch „Deutsche Kommuni-
sten“ von Hermann Weber und
Andreas Herbst recherchieren. 

Weitere Informationen zur Aus-
stellung „Die Mauer. Eine Grenze
durch Deutschland“ unter
www.stiftungaufarbeitung.de/
die-mauer-eine-grenze-durch-
deutschland-1636.html, zur Aus-
stellung „DDR-Geschichte im
Spiegel des DDR-Films“ unter
www.fraengerinstitut.de/veran-
staltungen/2011-freiheit-und-
zensur.php. Infos zu den sonsti-
gen Tipps finden sich unter
www.stiftung-aufarbeitung.de. 

Eine weitere Ausgabe der Zeit-
schrift „Horch und Guck“ ist er-
schienen. Die aktuelle Nr. 72
(Heft 2/2011) versucht unter dem
Titel „Sozialistisch lernen. Die
Erziehungs- und Fürsorgedik-

tatur DDR“ weit verbreiteten
Verklärungen des DDR-Bildungs-
systems entgegenzuwirken und
lädt ein, einen Blick auf die ge-
lebte Wirklichkeit des DDR-Bil-
dungssystems zu werfen. 

Weitere Informationen und 
Bezug: www.horch-und-guck.info. 

Noch bis zum 31. Oktober 2011
ist die Ausstellung „Über Leben“
im Deutschen Historischen Mu-
seum in Berlin zu sehen, die be-
eindruckende Fotografien aus
der Geschichte der DDR zeigt.
Rund 280 Arbeiten der Fotogra-
fen Thomas Hoepker und Daniel
Biskup dokumentieren auf unter-
schiedliche Weise das Zeitgesche- 
hen zwischen Mauerbau und 
Ende der kommunistischen Herr-
schaft in Osteuropa. 

Weitere Informationen:
http://www.dhm.de/ausstellungen/
index.html.

Materialien zur Jugendarbeit/Jugendbildung 

Zwei neue Ausgaben der Zeit-
schrift „deutsche jugend“ sind
zwischenzeitlich im Juventa 
Verlag erschienen. In Ausga-
be 6/2011 geht es um die „Offe-
ne Kinder- und Jugendarbeit“.
Die Schwerpunktbeiträge der
Folgeausgabe 7-8/2011 setzen
sich mit der „Kooperation 
von Jugendarbeit und Schule“
auseinander. 

Bezug: Beltz Medien-Service 
bei Rhenus, 86895 Landsberg, 
Tel. 08191/97000-622, 
Internet www.juventa.de 
oder den Buchhandel. 

„Kinder wirksam schützen“
lautet der Titel von Ausgabe

2/2011 der vom Deutschen Bun-
desjugendring herausgegebenen
Zeitschrift „Jugendpolitik“. 
Darin geht es um Prävention 
und Krisenintervention bei 
Gewalt, insbesondere bei sexua-
lisierter Gewalt, in Jugendver-
bänden. Die Vorgängerausgabe
widmet sich dem Thema „Ju-
gendarbeit online“ und geht 
auf die Chancen des Internets 
für die Jugendarbeit und damit
einhergehende neue Beteili-
gungsmöglichkeiten für Jugend-
liche ein. 

Bezug: Deutscher Bundesjugend-
ring, Mühlendamm 3, 10178 Berlin,
Tel. 030/40040400, 
Internet www.dbjr.de. 

Das Thema „Sexuelle Gewalt
gegen Kinder“ wird auch in der
dritten Ausgabe 2011 der Zeit-
schrift des Deutschen Jugendin-
stituts – DJI Impulse – aufgegriffen.
Das Heft stellt Forschungsergeb-
nisse dazu vor und gibt Empfeh-
lungen für einen besseren Kin-
derschutz. 

Bezug: Deutsches Jugendinstitut
e. V., Nockherstr. 2, 81541 Mün-
chen, Tel. 089/62306-311, 
Internet www.dji.de. 

Im Fokus der Juli-Ausgabe 2011
des IJAB-Journals steht das The-
ma Mobilität für junge Men-
schen mit Benachteiligung.
Das Heft wird von der IJAB –



Fachstelle für Internationale 
Jugendarbeit der Bundesrepublik 
Deutschland e. V. herausgegeben. 

Bezug: IJAB – Fachstelle für Inter-
nationale Jugendarbeit der Bun-
desrepublik Deutschland e. V., 
Godesberger Allee 142-148, 
53175 Bonn, Tel. 0228/9506-0,
Internet www.ijab.de. 

Eine neue Ausgabe gibt es auch
von der Zeitschrift der Bundesar-
beitsgemeinschaft Kinder- und
Jugendschutz (BAJ) – Kinder- und
Jugendschutz in Wissenschaft
und Praxis (KJug). Thema der
Ausgabe 3/2011 der KJug ist
„Kinder- und Jugendschutz
als schulische Aufgabe“. Es
werden beispielhaft Maßnahmen
und Projekte des Kinder- und Ju-
gendschutzes an Schulen vorge-
stellt und besondere Erforder-
nisse thematisiert. 

Bezug: BAJ, Mühlendamm 3,
10178 Berlin, Tel. 030/400 40-333,
Internet: www.bag-jugend-
schutz.de/kjug. 

Die Arbeitsgemeinschaft der
Evangelischen Jugend Deutsch-
land (aej) hat eine neue Publika-
tion unter dem Titel „Ohne uns
geht gar nichts!“ herausgege-
ben, in der die Herausforderun-
gen für die evangelische Ju-
gendarbeit zu Beginn des 
21. Jahrhunderts beschrieben
werden. Für zwölf zentrale The-
men werden in der Broschüre 
das Selbstverständnis und die
Leitlinien der Evangelischen 
Jugend formuliert und mit der
gegenwärtigen Wirklichkeit kon-
frontiert. Aus diesen Herausfor-
derungen werden dringende
Aufgaben abgeleitet und mögli-
che Antworten und Orientie-
rungspunkte gegeben. 

Bezug: aej-Geschäftsstelle, 
Otto-Brenner-Str. 9, 30159 Hanno-
ver, Tel. 0511/1215-165, Internet:
www.evangelische-jugend.de. 

Die Koordinierungsstelle zur 
Umsetzung des Strukturierten 
Dialogs in Deutschland, angesie-
delt beim Deutschen Bundesju-

gendring, hat ein Praxisbuch
zum Strukturierten Dialog
zwischen Jugend und Politik her-
ausgegeben. Unter dem Titel 
„Dialog mit Wirkung“ wird er-
klärt, was unter dem „Struktu-
rierten Dialog“ zu verstehen 
ist, wie er in die Praxis umge-
setzt wird, wie das Ganze mit Le-
ben gefüllt werden kann und
welche Methoden sich dafür 
eignen. 

Bezug: Über den Publikationen-
Shop des DBJR unter www.dbjr.de/
publikationen sowie als kosten-
freier pdf-Download unter
http://www.strukturierter-
dialog.de/pb/praxisbuch.pdf. 

Die Bundeszentrale für politische
Bildung gibt das Jugendmagazin
„fluter“ heraus, dessen Sommer-
heft Nr. 39 der „Sprache“ ge-
widmet ist. Das Thema wird aus
zahlreichen Perspektiven behan-
delt und jugendgerecht aufbe-
reitet. 

Bezug unter: www.fluter.de/abo. 
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Die mittlerweile zweite Ausgabe
(2-2011) des neu entstandenen
Journals für politische Bildung
– herausgegeben von Bundesaus-
schuss Politische Bildung und Wo-
chenschau Verlag – befasst sich
mit Praxisforschung für die
politische Bildung und knüpft
damit an das im Frühjahr 2011
abgeschlossene bap-/AdB-Projekt
„Praxisforschung nutzen – politi-
sche Bildung weiterentwickeln“
an, dessen Ergebnisse in dem
Heft u. a. vorgestellt werden. 

Bezug: Wochenschau Verlag,
Adolf-Damaschke-Str. 10, 
65824 Schwalbach/Ts., 

Tel. 06196/86065, Internet: 
www.wochenschau-verlag.de. 

„Politikvermittlung in der De-
mokratie“ ist das Schwerpunkt-
thema von Ausgabe 2-2011 der
Zeitschrift „politische bildung“,
die ebenfalls im Wochenschau
Verlag erscheint. Darin wird auf
verschiedene Formen der Politik-
vermittlung, u. a. durch Parteien,
Massenmedien und das Internet
eingegangen. 

Bezug: Wochenschau Verlag,
Adolf-Damaschke-Str. 10, 
65824 Schwalbach/Ts., 

Tel. 06196/86065, Internet:
www.wochenschau-verlag.de. 

POLIS, der Report der Deutschen
Vereinigung für Politische Bil-
dung, erscheint viermal im Jahr
ebenfalls im Wochenschau Ver-
lag. In Ausgabe 2/2011 geht es
um das Thema „Diagnostizie-
ren, Leistung bewerten“. 

Bezug: Wochenschau Verlag,
Adolf-Damaschke-Str. 10, 
65824 Schwalbach/Ts., 
Tel. 06196/86065, Internet: 
www.wochenschau-verlag.de. 
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Ausstieg aus der Atomkraft 

Der Bund Deutscher Pfadfinder-
Innen greift in seiner Zeitschrift
„Bundesinfo“ Nr. 128 unter
dem Titel „Ausstieg“ die aktuelle
Diskussion um den Atomaus-

stieg auf. Die Artikel des Heftes
setzen sich vorrangig mit der
Kernenergie auseinander, es wer-
den aber auch andere Aspekte
des Aussteigens behandelt. 

Bezug: Bund Deutscher Pfad-
finderInnen, Baumweg 10, 
60316 Frankfurt, Tel. 069/431030,
Internet: www.bdp.org. 

Zeitschriften zur Erwachsenenbildung 

Das aktuelle Schwerpunktthema
der DIE Zeitschrift für Erwach-
senenbildung lautet „DQR –
Herausforderung“. Das Heft
III/2011 will einen Beitrag zur 
Diskussion um den Deutschen
Qualifikationsrahmen leisten und
Standpunkte der Weiterbildungs-
szene klären. Herausgegeben
wird die Zeitschrift vom Deut-
schen Institut für Erwachsenen-
bildung (DIE). 

Bezug: W. Bertelsmann Verlag,
Auf dem Esch 4, 33619 Bielefeld,

Tel. 0521/91101-12, 
Internet: www.wbv.de. 

Die Zeitschrift „Forum Erwach-
senenbildung“ – herausgege-
ben von der Deutschen Evangeli-
schen Arbeitsgemeinschaft für
Erwachsenenbildung e. V. – er-
scheint nun im W. Bertelsmann
Verlag (wbv). Die Kooperation
begann mit Ausgabe 1-2011 
zum Thema „Bildungsbera-
tung im Lebenslauf“. Die 

aktuelle Ausgabe 2-2011 wid-
met sich dem Thema „Fami-
lienbildung“. Die Zeitschrift
wurde mit Unterstützung des
wbv redaktionell und grafisch
überarbeitet und erscheint vier-
mal im Jahr. 

Bezug: W. Bertelsmann Verlag,
Auf dem Esch 4, 33619 Bielefeld,
Tel. 0521/91101-12, 
Internet: www.wbv.de.

Wissenschaftliche Weiterbildung

„Übergänge zwischen Schule,
Beruf und Hochschule“ stehen
im Mittelpunkt von Ausgabe
1/2011 der Zeitschrift Hochschu-
le & Weiterbildung, die von der

Deutschen Gesellschaft für wis-
senschaftliche Weiterbildung 
und Fernstudium herausgegeben
wird. 

Bezug: Deutsche Gesellschaft 
für wissenschaftliche Weiterbil-
dung und Fernstudium e. V., 
Vogt-Kölln-Str. 30, 22527 Hamburg,
Internet: www.dgwf.net. 

Neues im Netz

Im Jahr 2009 wurde das Nach-
richtenportal MiGAZIN ge-
gründet. Es bietet täglich Nach-
richten und Meinungen rund um
die Themen Migration, Inte-
gration und migrantisches Le-
ben in Deutschland an. Mittler-

weile habe sich das Angebot eta-
bliert und werde jeden Monat
von über 120.000 Menschen mit
und ohne Migratonshintergrund
gelesen. Das Portal bietet auch
die Möglichkeit, auf Veranstal-
tungen, Tagungen und Publika-

tionen zu diesem Themenbereich
aufmerksam zu machen. 

Weitere Informationen: 
www.migazin.de. 



Mit der neuen Online-Publika-
tion „DIE aktuell“ will das Deut-
sche Institut für Erwachsenenbil-
dung – Leibniz-Zentrum für
Lebenslanges Lernen e. V. (DIE)
sechs Mal im Jahr kompakt über
aktuelle Entwicklungen in der
Weiterbildung informieren. Die
beiden ersten Ausgaben des neu-
en Online-Formats sind dem The-
ma Qualitätsmanagement ge-
widmet. Das Online-Format tritt
die Nachfolge der DIE Fakten an,
die in einen Online-Datendienst –
wb.Fakten – überführt werden

sollen, der im Sommer freigeschal-
tet wird. 

Weitere Informationen: 
DIE aktuell steht zum Download
bereit unter: http://www.die-bonn.
de/doks/2011-qualitaetsmanage-
ment-01.pdf sowie http://www.
die-bonn.de/doks/2011-weiterbil-
dungsqualitaet-01.pdf. 

Der Verlag Tibia Press aus Überlin-
gen hat eine neue Buchreihe
zum Thema Web 2.0 für den

Unterricht begründet, um Lehren-
de mit Konzepten und Methoden
für den Einsatz der noch recht
neuen Internetangebote im Un-
terricht zu unterstützen. Eines der
ersten drei bereits veröffentlich-
ten Bücher dieser Reihe befasst
sich mit „Wikis, Blogs und Pod-
casts“ als „Neue und nützliche
Werkzeuge für den Unterricht“. 

Weitere Informationen: 
TibiaPress, Abigstr. 11, 
88662 Überlingen, 
Internet: www.tibiapress.de. 

Thema Menschenrechte 

Das Deutsche Institut für Men-
schenrechte wurde im Jahr 2001
infolge eines Bundestagsbe-
schlusses zum Austausch von Wis-
senschaft, Politik und Nichtregie-
rungsorganisationen über alle
Fragen der Menschenrechte ge-
gründet. Anlässlich seines 10-jäh-
rigen Bestehens hat das Institut
eine Publikation unter dem Titel
„2001-2011. Kompetenz und
Engagement für Menschen-
rechte“ veröffentlicht, in der die
Tätigkeit des Instituts im Kontext
wichtiger menschenrechtlicher
Fragestellungen des vergange-

nen Jahrhunderts reflektiert wer-
den. 

Bezug: Deutsches Institut für
Menschenrechte, Zimmerstr. 26/27, 
10969 Berlin, Tel. 030/259359-0,
Internet: www.institut-fuer-
menschenrechte.de. 

In der Reihe WissensWerte – 
Animationsclips zur politi-
schen Bildung ist der sechste
Clip zum Thema Menschen-
rechte erschienen. Was sind ei-
gentlich Menschenrechte? Wer

ist für ihren Schutz verantwort-
lich? Und gelten sie wirklich für
alle Menschen? Diese Fragen
werden in dem achtminütigen
Clip beantwortet. Alle in dem
Projekt produzierten Clips laufen
unter einer Creative Commons 
Lizenz und können im nichtkom-
merziellen Rahmen von jedem
angeschaut und unter Namens-
nennung weiterverwendet wer-
den. 

Weitere Informationen 
im Internet unter: 
www.wissenswerte.e-politik.de.
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■ zur fachlichen und wissenschaft-
lichen Reflexion der Praxis politi-
scher Jugend- und Erwachsenen-
bildung beitragen und damit die
Professionalität pädagogischen
Handelns stärken, 

■ aktuelle und relevante Themen
aus Politik und Gesellschaft auf-
greifen und im Hinblick auf ihre
Behandlung in der politischen Bil-
dung aufbereiten,

■ Beispiele der Bildungsarbeit öf-
fentlich machen und ein Schau-
fenster des Arbeitsfeldes bieten,

■ theoretische und fachliche Diskus-
sionen in Beziehung setzen und
die Diskurse in der Profession und
den wissenschaftlichen Bezugs-
disziplinen jeweils miteinander
bekannt machen,

■ Methoden der politischen Bildung
vorstellen,
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tieren und in ihrer Relevanz für
die Bildungsarbeit einschätzen,

■ über bildungs- und jugendpoliti-
sche Entwicklungen in Bund und
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